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' Lieber Leser, 


CODE ist das andere deutsche Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, 
die in der Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 


CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen Gruppierun- 
gen verpflichtet. 


CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 
amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. 


CODE bietet einer Reihe jüdischer Journalisten und Rabbiner die Möglichkeit, ihre politi- 
schen Bedenken gegen den Zionismus zu äußern. Diese jüdischen Autoren gehen davon 
aus, daß der politische Zionismus nichts mit ihrer Religion zu tun hat, und sie halten jene 
nicht für antisemitisch, die gegen den Zionismus vorgehen. 


CODE veröffentlicht regelmäßig die Arbeitsergebnisse des Institutes for Historical Review. 
Die Beiträge werden aus der Vierteljahreszeitschrift »The Journal of Historical Review«, 
herausgegeben von Theodore J. O’Keefe, übernommen und für den deutschen Sprachraum 
erstmalig publiziert. Das Institute for Historical Review wird von einer Reihe international 
bekannter Historiker und Publizisten getragen. 


CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun. 


CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen und 
Problemen besonders aufgeschlossen. 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung dieser Zeitschrift. 
Wir bitten Sie daher, zu überlegen, wer aus dem Kreis ihrer Familie, Ihrer Bekannten, Kolle- 
.gen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 


Leser werben Leser +++ Leser 


Für Ihre Mühe möchten wir.Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen Abonnen- 
ten, der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch 
»Der namenlose Krieg«. : 


Vielen Dank 
Ihr Diagnosen Verlag 


BERUHEN TEEN YET NFE RS ar 


Verlag Diagnosen - Untere Burghalde 51 - D-7250 Leonberg 


Ich habe einen neuen Abonnenten für CODE geworben. 


Senden Sie CODE ab 
bis auf weiteres zum jährlichen Abonnementspreis von 
78.-.DM einschließlich Porto und Mehrwertsteuer (im 
Ausland DM 78.- zuzüglich DM 15.- Versandkosten für 
den einfachen Postweg, der Betrag wird zum Tageskurs Datum 
umgerechnet) an: 


Die Einziehungsermächtigung gilt bis auf Widerruf und 
erlischt automatisch bei Beendigung des Abonnements. 


Unterschrift des Abonnenten/Kontoinhabers 


Name Ich bin darüber belehrt, daß ich diese Bestellung des 

Abonnements ohne Angabe von Gründen gegenüber 

v dem Verlag Diagnosen, Untere Burghalde 51, D-7250 
GLname “ Leonberg, binnen einer Woche schriftlich widerrufen 

kann, daß es zur Fristwahrung genügt, wenn der Wider- 

spruch innerhalb der laufenden Frist abgesandt wird, 


Straße und Hausnummer/Postfach 


Postleitzahl/Stadt/Land 


R A Unterschrift 
ID Der neue Abonnent ist damit einverstanden, daß das 


Ich habe den neuen Abonnenten geworben und erhalte dafür 


Abonnentengeld von seinem Konto (Bank- oder 
Postscheckkonto) abgebucht wird. 


Bank/Ort 


Bankleitzahl 


Kontonummer 
D Der neue Abonnent legt einen Verrechnungsscheck 
. über den Betrag von 78.- DM anbei (Ausland: - 
DM 93.- Gegenwert in ausländischer Währung 
zum Tageskurs) - 


U] Bittet um Übersendung einer Rechnung. 


Postleitzahl/Stadt/Land 


das Buch »Der namenlose Krieg«. Der neue Abonnent war 
noch nicht Bezieher dieser Zeitschrift, ist nicht mit mir 
identisch, und ihm wurde eine Kopie dieses Bestellscheins 
ausgehändigt. Meine Anschrift: 


Name 


Vorname 


Straße und Hausnummer/Postfach 


Khas®s 
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Das #rdere deuische Nachrichlenmagazin 


Deutschland 
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10 


14 


Deutschlands Weg 
in die multikul- 
turelle Gesellschaft 


SPD als Partei ein 
politisches 
Chamäleon 


Das Gezerre 
um Berlin 


Der Verrat an . 
Ostdeutschland 

ist perfekt 

Vor wenigen Wochen un- 
terzeichneten die deutsche 
und polnische Regierung 
den sogenannten »Freund- 
schaftsvertrag«, mit dem 
die völkerrechtswidrige 
Übertragung der deut- 
schen Ostgebiete an Polen 
quasi offiziell untermauert 
wurde. 


SPD-Länder 
verharmlosen 
RAF-Gefahr 
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Finanzen 
18 


19 


20 


Die Geldmenge 
explodiert 

Um zwanzig Prozent ist die 
Geldmenge in der Bundes- 
republik in den Februar- 
Vergleichsmonaten 1990/ 
1991 gestiegen. Nicht über- 
raschend für diejenigen, 
die den plötzlichen Bar- 
geldanstieg durch Ausgabe 
der festen DM in den 
neuen Bundesländern als 
Katastrophe prognostizier- 
ten. 


Die Plutokraten 
und die kleinen 
Aktionäre 


Die Souveränität 
der Währung 
bedroht 


‚29 


Internationales 


24 Das ungeliebte 


Jubiläum 


Rupert Murdoch 
ungeeignet für briti- 
sche Ritterschaft 


Volksbefragung in 
Frankreich über die 
Einwanderung 


26 


27 


Der Hintergrund 
des französischen 
Nationalfeiertages 


Der Geheimorden 


Schädel & Knochen 
Skull & Bones, die höchst 
angesehene Bruderschaft 
in der Yale University, ist 
durch die Nachrichtenme- 
dien neu entdeckt worden. 
Als sich im vergangenen 
Jahr der Krieg am Persi- 
schen Golf zusammen- 
braute, wurde verschie- 
dentlich auf die Mitglied- 
schaft des amerikanischen 
Präsidenten George Bush 
in.dieser geheimnisvollen 
Gesellschaft hingewiesen. 


Das Konzept des US-Präsiden- 
ten Bush für die »Neue Weltord- 
nung« ist ein alter Hut, der sei- 
nen Ursprung in der Philosophie 
und in den Glaubensgrundsät- 
zen der geheimen Bruderschaft 
Skull & Bones hat. 


31 Voran auf dem Weg 
zur Neuen 


Weltordnung 


Der amerikanische Präsi- 


dent Bush hat die Vorstel- 


lung, daß die Welt ein welt- 
weites Dorf geworden ist. 
Um auf dem Weg zu einer 
neuen Weltordnung voran- 
zukommen, mußte der 
Mann vernichtet werden, 
der das Spiel durch- 
schaute: Saddam Hussein. 


Saddam Hussein erkannte als ei- 


ner der ersten, die verhängnis- 
volle Allianz zwischen Bush und 
Gorbatschow. 


33 . Die Entwaffnung 
der US-Bürger 


35 Vorbereitungen für 
eine Diktatur 
in den USA 
Es gibt in den USA eine 
Geheimregierung im War- 
testand, entworfen von 
Bürokraten der Bundesre- 
gierung, deren Sinn und 
Zweck es ist, in Amerika 
unter dem Deckmantel der 
Reaktion auf einen undefi- 
nierten »nationalen Not- 
stand« eine Diktatur zu er- 
richten. 


37 Geheimnisse einer 
Kooperation 
des CIA 


i 
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US-Präsident Franklin D. Roo- 
sevelt brachte die Pläne einer: 
Weltregierung durch die Grün- 
dung der Vereinten Nationen 
voran. 


|: 39 George Bushs 
Geheimsitzung 
in Paris 

4 Der stille Teilhaber 
der Drogen-Pipeline 

43 Der Agent, der die 
Drogen-Operation 
leitete 


44 US-Präsident Bush 
will den Sowjets 
helfen 


46 Eduard Scheward- 
nadze auf 
Goodwill-Tour 


47 George Bushs 
Familien-Interessen 
in Rotchina 


48 Nordkorea auf dem 
Weg zur Atommacht 


49 Die apokalyptische 
Zerstörung des Irak 


52 Wer hat den Golf- 
Krieg gewonnen? 


53 Israel: Welches 
Land für Frieden? 


US-Außenminister James 
Baker will Israel dazu brin- 
gen, auf seinen zionisti- 
schen Traum von Eretz Ys- 
rael zu verzichten und 
seine Truppen vom palästi- 
nensischen Westufer und 
aus dem Gazastreifen ab- 
zuziehen. 

N 


54 Israels neuer Deal 
mit Moskau über 
einen neuen 
Atomreaktor 


55 Die Weißen 
Südafrikas kapitu- 
lieren nicht vor 
den Roten 


Revisionismus 


56 Fälschungen zum 
Unternehmen 
Barbarossa 


Populismus 


59 Die Philosophie 
der Freiheit 


Was ist Populismus? Die 
Antwort auf diese Frage 
gibt Willis A. Carto, Be- 
gründer der Liberty Lobby 
in den USA, die in Wash- 
ington ansässige Institu- 
tion, die die Wochenzeit- 
schrift »The Spotlight« her- 
ausgibt. In seinem Essay 
untersucht Carto die Natur 
der populistischen Philoso- 
phie, die er »der Mensch- 
heit einzige Hoffnung für 
die Zukunft« nennt. 


Ständige Rubriken 
6 Deutschland- 


Journal 
»Gotteslästerung«; Tür- 
kenmädchen brauchen 
nicht am Turnunterricht 
teilzunehmen; SPD-Stolpe 
zum neuen Bundespräsi- 
denten vorgeschlagen; 
Kohl bereitet Kabinetts- 
umstellung vor; Auslands- 
druck auf Deutschland 
wird stärker; Ausländer- 
wahlrecht kommt; Immer 
mehr Nichtwähler; RAF- 
Terroristen bleiben auch 
weiterhin zusammen. 


16 Banker-Journal 
Teures Deutschland; Mos- 
kaus Konzessionen an aus- 
ländische Geldanleger; 
Absage an eine nachindu- 
strielle Gesellschaft; Die 
Hälfte der Städte der USA 
lebt in Armut; Rund 27 
Millionen Afrikaner ste- 
hen vor dem Hungertod; 
Stromnetz der USA in Ge- 
fahr; Osteuropa-Bank in 
London ihrer Bestimmung 
übergeben; Moskau bittet 
um japanische Hilfe. 


21 Impressum 


22 Europa-Journal 
Italien warnt vor Auf- 
schwung des Terrorismus; 
Stasi bildete Terroristen 
aus, um NATO-Beamte 
zu töten; Höchster Preis 
für Desinformation geht 
an die BBC; Papst kriti- 
siert den Golfkrieg; Rote 
Armee fürchtet den Ein- 

‘fluß Schillers; Vatikan un- 
terstützt Privatinitiative; 
Sowjets über Bushs »Neue 
Weltordnung« beunru- 
higt; Israels Exodus nach 
‚Europa und in die USA; 
Österreich schlägt Auto- 
bahn Wien-Moskau vor; 
China und Indien schlie- 
Ben sich der »Grünen Re- 
volution« an; Türkische 
Opposition schlägt auf 
Ozals Politik ein. 


50 Nahost-Journal 


Trübe Aussichten für isra- 
elisch-arabischen Frieden; 
Die Frage der Juden und 
des Judentums; US-Vize- 
präsident Quayle und die 
Israelis. 


64 Vertrauliches 
Zahl der HIV-Infektionen 
steigt; Japan mit der anglo- 
amerikanischen Vorherr- 
schaft unzufrieden; Indi-: 
scher Journalist entlarvt 
Lügen über den Golfkrieg; 
Mexiko verurteilt impe- 
riale Ansprüche der USA; 


Indiens Bindungen zu Pa- 


kistan verbessern; Israel 
baut immer neue Siedlun- 
gen; Israel weigert sich mit 
der PLO zu reden; Indone- 
sien das nächste Ziel für 
die »Neue Weltordnung«. 


66 Leserbriefe 
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Deutschland- 


Journal 


»Gottes- 
lästerung« 


Gegen eine Ansiedlung von Ge- 
werbebetrieben auf dem Ge- 
lände ehemaliger Konzentra- 
tionslager hat sich der Vorsit- 
zende des Zentralrates der Juden 
in Deutschland, Heinz Galinski, 
eingesetzt. Besonders empört äu- 
“ Berte er sich in einem Schreiben 
an den thüringischen Minister- 
präsidenten .Josef Duchac 
(CDU) wegen des geplanten Ver- 
kaufs eines Geländes im ehemali- 
gen KZ Mittelbau Dora in Nord- 
hausen an Zementwerke in Hei- 
delberg und München. Galinski 
kritisierte, eine industrielle Nut- 
zung würde eine »Gottesläste- 
rung« darstellen. 


Er verwies darauf, daß der Stol- 
len vom KZ Mittelbau Dora 
nicht nur der Ort der Zwangsar- 
‘ beit gewesen sei, sondern dort 
auch viele ermordete eingemau- 
ert wurden. »Es kann nicht hinge- 
nommen werden, daß der neue 
Geist des kommerziellen Den- 
kens buchstäblich auf Leichen 
der jüdischen NS-Opfer errichtet 
wird«, betonte Galinski. Nicht 
bekannt ist dagegen, daß sich Ga- 
linski auch für die Würdigung von 
Stätten ausspricht, an denen an 
Deutschen bestialische Taten be- 
gangen worden sind. O 


Ausländerwahl- 
recht kommt 


Spätestens bis Mitte dieses Jahr- 
zehnts soll das EG-weite kommu- 
nale Wahlrecht für Ausländer aus 
den Staaten: der Europäischen 
Gemeinschaft “eingeführt sein. 
‘ Hierauf sollen sich die Regie- 
rungschefs der betreffenden Län- 
der mit Ausnahme Großbritan- 
niens intern bereits geeinigt ha- 
ben. Begründet wird dies damit, 
daß ein gemeinsamer Binnen- 
markt nicht komplett wäre, wenn 
jedes Land auch beim kommuna- 
len Wahlrecht auf Eigenstaatlich- 
keit pochen würde. 


Auch die CDU und selbst die 
CSU soll weitgehend ihren Wi- 
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' derstand gegen eine solche Rege- : 


lung aufgegeben haben. »Ange- 
sichts des Zusammenwachsens 
Europas« gebe es keine wirklich 
relevanten Gründe gegen ein ge- 
genseitiges kommunales Wahl- 
recht, heißt es aus Bonner Krei- 
sen. 


Während die CSU und auch 
weite Teile der CDU - derzeit 
noch - gegen ein weitergehendes 
Wahlrecht für Ausländer sind, 
wird dies bei der FDP mittler- 
weile ganz offen propagiert. So 
hat nun kürzlich Bundesjustizmi- 
nister Kinkel ein generelles kom- 
munales Wahlrecht für alle Aus- 
länder also auch etwa für Afrika- 
ner, Inder und Asiaten, gefor- 
dert. Gerade vor dem Hinter- 
grund zunehmender rechtsextre- 
mistischer Ausschreitungen ge- 
gen Ausländer müßten verstärkt 
Anstrengungen unternommen 
werden, diese »Mitbürger« stär- 
ker zu integrieren, erklärt Kin- 
kel. 


Den Deutschen soll das kommu- 
nale Wahlrecht mit der Begrün- 
dung schmackhaft gemacht wer- 
den, schließlich sei dies nicht ein- 
seitig, Sondern es profitiere auch 
der im Ausland lebende Deut- 
sche hiervon, der nun erstmals 
auch wählen gehen dürfte. Auch 
sei es nur gerecht, wenn hier be- 
reits viele Jahre lebende Bürger 
der im Binnenmarkt zusammen- 
geschlossenen Länder mitbestim- 
men dürften, was in den Städten 
oder Dörfern passiert, in denen 
sie leben. 


Die Realität sieht aber ganz an- 
ders aus. Wie aus den Zahlen des 
Statistischen Bundesamtes her- 
vorgeht, lebten Mitte 1989 1,5 
Millionen Türken in der Bundes- 
republik, aber nur 2000 Bundes- 
deutsche in der Türkei. Bei den 
Jugoslawen liegt das Verhältnis 
bei 600000 zu 600, bei den Italie- 
nern bei 500000 zu 50000 und bei 
den Griechen bei 250000 zu 
3000. Ähnlich sieht es in Spanien 
mit 150000 zu 18000 und in Portu- 
gal mit 80000 zu 1500 aus. 


Selbst wenn man berücksichtigt, 
daß manche Länder, besonders 
Portugal, viel weniger Einwoh- 
ner als die Bundesrepublik ha- 
ben, bessert sich der Wahl-»Ein- 
fluß« der Deutschen in ihrem 
Gastland nur geringfügig. Der 
Grund, warum die Linken den- 
noch für ein kommunales Wahl- 
recht der Ausländer plädieren, ist 
ganz einfach: Bei sogenannten 


»Testwahlen«, die beispielsweise 
parallel zu den Berliner 'Senats- 
und nordrhein-westfälischen 


Kommunalwahlen -zumindest in 


einigen Städten - stattfanden, er- 
hielten SPD und Grüne oftmals 
zusammen bis zu 80 Prozent der 
Stimmen. Daß nun aber selbst 
die Union und die FDP sich die- 
ser Forderung anschließt, zeigt, 
wie weit sie sich in Wirklichkeit 
von den wahren Interessen des 
deutschen Volkes entfernt haben. 


SPD-Stolpe 
zum neuen 
Bundespräsi- 
denten 
vorgeschlagen 


Noch sind es einige Jahre Zeit bis 
zur neuen Wahl des Bundespräsi- 
denten, doch schon macht sich 
Hektik breit. Kaum eine Woche 
vergeht, wo nicht ein neuer 
Name genannt wird. Jetzt hat der 
FDP-Ehrenvorsitzende und Alt- 
Bundespräsident Walter Scheel 
vorgeschlagen, den brandenbur- 


- gischen Regierungschef Manfred 


Stolpe (SPD) zum Nachfolger Ri- 
chard von Weizsäckers zu wäh- 
len. 


Stolpe habe eigene klare Auffas- 
sungen, die er »konsequent 
glaubwürdig vertritt«. Er verkör- 
pere die politische Kultur, »die 
wir uns alle wünschen und die 
man gerade von einem Bundes- 
präsidenten erwartet«. 


Bonner Beobachter halten die- 
sen Vorschlag lediglich für einen 
gewieften Schachzug des Libera- 
len. Es mehren sich die Stimmen, 
die ihn 1994 sogar zum sozialde- 
mokratischen Kanzerlerkandida- 
ten küren wollen. Er wird als der 
Mann bezeichnet, der als einzi- 
ger nach Helmut Schmidt in der 
Lage sei, die Wähler auch von der 
Person Stolpe und nicht nur von 
seinen politischen Ansichten her 
für sich einzunehmen. Da die 
Wahl zum Bundespräsidenten 
vor der Bundestagswall stattfin- 
det, wäre damit einer der aus- 
sichtsreichsten Kandidaten von 
vorne herein nicht mehr im Ren- 
nen, da jemand, der für das Amt 
des Bundespräsidenten kandi- 
diert - oder sich zumindest hier- 
für bereit erklären würde — und 
verliert sich schlecht wenige 


Jahre später als Kanzlerkandidat:  - 
präsentieren könne. 


In Wirklichkeit soll einer der _ 
»heißesten« Kandidaten für die- 


ses Amt Bundesaußenminister , : 


Hans-Dietrich Genscher von der 
FDP sein. Zwar ist durch sein 
Agieren während der Jugosla- 
wien-Krise die Meinung über ihn 
in Kreisen der CDU nochmals 
sehr viel schlechter geworden, 
doch werde man ihn aufgrund 
der Koalitionsdisziplin wohl 
schlucken müssen, heißt es aus 
München. 


Da er gesundheitlich schwerer . 
angeschlagen sein soll, als öffent- 
lich immer zugegeben wird, sei 
1994 kaum noch damit zu rech- 
nen, daß er den stressigen Mini- 
sterposten weiter behalten kann, 
ohne ernsthaft mit seinem Leben 
zu spielen. Da Genscher aber auf 
der anderen Seite sich ein Leben 


‚außerhalb des Rampenlichts und 


der internationalen Bühne nicht 
vorstellen kann, soll er auf den 
Posten des Bundespräsidenten 
hinarbeiten und soll dies auch 
eine der Bedingungen für. die 
nächsten Koalitionsgespräche 
sein — wobei hier aufgrund der 
früher stattfindenden Bundes- 
präsidentenwahl die Weichen 
wohl spätestens im kommenden 
Sommer gestellt werden -. 


Dabei werde argumentiert, er sei 
schließlich der dienstälteste Au- 
ßenminister der Welt, ihm sei 
letztlich auch die (Teil-)Wieder- 
vereinigung zum großen Teil mit- 
zuverdanken und er genieße das 
Vertrauen der Regierungen aller 

E 


Staaten. 


10000 Sowjet- 
agenten weiter _ 
sehr aktiv 


Mehr als 10000 KGB-Agenten 
sollen in Deutschland noch im-. 
mer aktiv sein. Dies behauptete 
ein ehemaliger deutscher Mitar- 
beiter des sowjetischen Geheim- 
dienstes KGB gegenüber der 
Nachrichtenagentur des SED- 
Regimes war. Nach Darstellung 
dieses Informanten, der angeb- 
lich bereits Anfang der fünfziger 
Jahre in Mitteldeutschland offi- 
zieller Mitarbeiter des KGB ge- 
wesen sein will, ist die Mehrzahl 


der derzeit mehr als 10000 KGB- . 


Angehörigen auf deutschem Bo- 


den kaserniert in Berlin-Karls- 
“ horst untergebracht. Etwa jeder 


“fünfte sei ein »in Aufklärung und 


Spionage politisch-operativ täti- 
ger hochqualifizierter Offizier«. 


. Im Zusammenhang mit diesem 
Hinweis bekommt nach Erkennt- 
- .nis des Bonner Hintergrundinfor- 
mationsdienstes »Privat-Depe- 
sche« ein Bericht der Wiener Zei- 
tung »Kurier« besondere Bedeu- 
tung. Danach will die Sowjet- 
union einen hochrangigen KGB- 
Offizier - möglicherweise einen 
Stellvertreter von KGB-Chef 
Krjutschkow - als Diplomat an 
ihre Wiener Botschaft entsenden. 
Österreichische Sicherheitsbe- 
hörden rechnen damit, daß Wien 
Hauptstützpunkt des KGB in 
Mitteleuropa werden soll. 


Die österreichische Regierung 
hat dem avisierten KGB-Funktio- 
när noch kein Agr&ment als Di- 
plomat erteilt. DO 


-Auslandsdruck 
auf Deutsch- 
land wird 
stärker 


Der Druck aus dem Ausland we- 
gen des zunehmenden »Neo-Na- 
tionalismus« in der ehemaligen 

DDR wird immer stärker. Es gibt 
. kaum eine Fernsehstation im 
westlichen und südlichen Eu- 
ropa, die noch nicht mindestens 
eine Sondersendung oder zumin- 
dest einen sehr langen Bericht 
über die dortige »Neo-Nazi- 
Szene« sendete. 


Mittlerweile meldeten sich auch 
Parlamentarier verschiedener 
Länder zu Wort und forderten die 
Bundesregierung zu einem massi- 
ven Vorgehen gegen diesen Per- 
sonenkreis auf. Aus Frankreich 
werden die »Empfehlungen« im- 
- mer lauter, ein Gesetz ähnlich 
dem ihrigen zu verabschieden, 
welches in der Öffentlichkeit 
noch nicht einmal das Skandie- 
ren von Slogans wie » Ausländer 
raus« erlauben würde, sondern 
dies direkt zu einer Anzeige we- 
gen. Volksverhetzung führen 
würde. 


Aus konservativen Kreisen der 
‚drei westlichen Siegermächte -— 
. sofern man Frankreich über- 

haupt hierzu mitzählen kann - 


\ 


soll verlauten, man : habe 
Deutschland nicht in die »volle 
Souveränität« entlassen, um nun 
ein ungezügeltes Anwachsen des 
neonäzistischen Lagers . hinzu- 
nehmen. Man verlange von der 
Bundesregierung ein entschiede- 
nes Vorgehen, ansonsten werde 
dies negative Konsequenzen auf 
das bilaterale Verhältnis haben. 
Auch könne man von den Unter- 
nehmen ihrer Länder nicht ver- 
langen, in »von Rechtsradikalen 
beherrschten Bundesländern« zu 
investieren. 


CODE hatte schon in der Vergan- 
genheit darüber berichtet, daß 
Verfassungsschutz und Bundes- 
regierung Erkenntnisse darüber 
vorliegen sollen, daß ein großer 
Teil der Stasi nun in »braune Ge- 
wänder gehüllt« versucht, die po- 
litische Landschaft in Mittel- 
deutschland durch »gezielten 
rechten Terror« wieder nach links 
zu verschieben. 


In den letzten Wochen sollen:sich 
diese Erkenntnisse sogar weiter 
verdichtet haben. Denn auffällig 
ist, daß die vielen tausend Stasi- 
Mitarbeiter auf einmal ganz still 
geworden sind und sich nicht ver- 
suchen, auf der linken Seite poli- 
tisch zu betätigen. Dies sei auch 
keine »Ruhe von dem Sturm«, 
sondern durch die »rechtsradi- 
kale« Betätigung dieser Stasi- 
Leute begründet. Ein Indiz hier- 
für sei auch, daß die Mitglieder- 
zahlen der sogenannten rechtsra- 
dikalen Parteien in der ehemali- 
gen DDR weit unter dem zurück- 
bleiben sollen, was angesichts 
des sich offen zu »rechtsradikalen 
Thesen« bekennenden Personen- 
potentials zu erwarten wäre. U 


RAF-Terro- 
risten bleiben 
auch weiterhin 
zusammen 


Die deutsche Justiz hat jetzt of- 
fen ihre Niederlage gegen den 
Terrorismus eingestanden. Da- 
nach sollen die inhaftierten Terro- 
risten der »Roten Armee Frak- 
tion (RAF)«, die unter anderem 
in Nordrhein-Westfalen, in klei- 
nen Gruppen zusammengelegt 
worden sind, nicht wieder von- 
einander getrennt werden. Der 
Grund für diese Zurückhaltung 
ist die Sorge, daß die noch freien 


RAF-Terroristen auf eine Tren- 
nung sofort mit einem neunen 
Anschlag reagieren würden. 


Während die deutsche Justiz 
auch heute noch unschlagbar 
darin ist, nahezu 80 Jahre alte 
schwerkranke Greise vor ein Ge- 
richt zu zerren, weil sie vor fast 
fünf Jahrzehnten heute praktisch 
nicht mehr beweisbare Tötungs- 
delikte begangen haben sollen, 
hat sie nun vor den linken Terror- 
gruppen kapituliert. Es hat nichts 
mehr mit Rechtsstaatlichkeit zu 
tun, wenn aus Sorge irgendwel- 
cher Geschehnisse das Recht 
nicht mehr durchgesetzt wird und 
damit letzendlich auch die Sicher- 
heit des Landes gefährdet wird. 


Denn wie jüngste Kassiberfunde 


eindeutig bewiesen haben, sind 
die inhaftierten RAF-Terroristen 
auch heute noch maßgeblich an 
der Planung von RAF-Anschlä- 
gen .beteiligt. -Dieses wird also 
auch weiterhin in Kauf genom- 
men. Bezeichnenderweise sind 
diejenigen, die diese Entschei- 
dungen jetzt trafen, genau auch 
diejenigen, die zu den hauptge- 
fährdeten Personen gehören. U 


Turkenmädchen 
brauchen nicht 
am Turn- 
unterricht 


teilzunehmen 


Statt für den Aufenthalt der Gast- 
arbeiter in der Bundesrepublik 
auch die Intergration in den hiesi- 
gen Staat zur Pflicht zu machen, 
hat ein Kölner Gericht jetzt eine 
wirklichkeitsfremde Entschei- 
dung getroffen. Danach brau- 
chen türkische Mädchen nicht 
am Schwimm- und Turnunter- 
richt in den Schulen teilzuneh- 
men. Türkische Eltern hatten da- 
gegen geklagt, weil der Koran die 
Zur-Schau-Stellung von weibli- 
chen Reizen verbiete. Die Köl- 
ner Richter begründeten ihre 
Entscheidung mit der im Grund- 
gesetz verankerten Glaubensfrei- 
heit. Lehrer befürchten nun so- 
gar, daß sie ihren Unterricht bald 
nach den Betstunden islamischer 
Schüler ausrichten müssen, da- 
mit diese sich gen Mekka verbeu- 
gen und ihre Gebete verrichten 
können. 


un 


Immer mehr 
Nichtwähler 


Zur Bundestagswahl im vergan- 
genen Dezember waren 
60373753 Deutsche wahlberech- 
tigt. 46444058 haben gültige 
Stimmen abgegeben. 13929695 
haben demzufolge nicht gewählt 
oder ungültige Stimmen abgege- 
ben. Das sind zweieinhalbmal so 
viele, wie. die FDP auf sich ver- 
einigen konnte, die bekanntlich 
im vergangenen Jahrzehnt über 
immer das Zünglein an der 
Waage war, welche Partei den Re- 
gierungschef stellte. Und dies 
sind fast genau so viele, wie die 
SPD als immerhin zweitstärkste 
politische Kraft Deutschlands an 
Stimmen bekommen hat. 
Viele der Stimmen fielen dank 
der diesmal modifizierten Fünf- 
Prozent-Klausel quasi auch noch 
durch die Wertung, so daß fünf 
Parteien übrig blieben, die insge- 
samt 42704122 Stimmen - gleich 
etwa 70 Prozent der Wählerstim- 
men - auf sich vereinigen konn- 
ten. Das bedeutet nichts anderes, 
als daß die Regierungsparteien 
CDU, CSU und FDP im Parla- 
ment gerade einmal 42 Prozent 
der Wahlberechtigten vertreten. 
oO 


Kohl bereitet 
Kabinetts- 
umstellung vor 


Im Herbst soll es zu einer größe- 
ren . Kabinettsumbildung kom- 
men. Wenn der derzeitige Innen- 
minister Schäuble neuer Vorsit- 
zender der. Unionsfraktion im 
Bundestag wird, soll direkt auch 
versucht werden, mit neuen Ge- 
sichtern die Regierungspolitik 
glaubwürdiger zu vertreten. Kohl 
soll dabei an eine Anderung bei 
mindestens vier oder fünf Mini- 
sterposten denken. 

Da die Bonner Gerüchteküche - 
derzeit jede Woche neue Namen 
nennt, wäre es unverantwortlich 
zum jetzigen Zeitpunkt sich an- 
den Spekulationen zu beteiligen. 
Nur ein Wechsel soll »bombensi- 
cher« sein, nämlich der von Bun- 
desverkehrsminister Krause. Ob- 
wohl die Vorwürfe gegen ihn, wie 
Lizenzvergabe von Raststätten- 
konzessionen gegen Vergünsti- 
gungen, »im wesentlichen « aus 
der Luft gegriffen sein sollen, sei 
die »Aufgabe Krauses« aber 
nicht zu Vermeiden. D 
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Bonn 


Deutschlands 
Weg in die 
multi- 
kulturelle _ 
Gesellschaft 


Alfred König 


In Deutschland wird in konservativen und nationalen Kreisen immer 
. vor einer multikulturellen Gesellschaft gewarnt. Tatsache ist jedoch, 
daß es diese heute aufgrund der verfehlten Politik der vergangenen 
Jahrzehnte schon gibt. Am deutlichsten macht sich dies in den Schu- 
len bemerkbar. Gerade in den Arbeitervierteln der Großstädte ist es 
heute schon fast die Regel, daß die Ausländerkinder in der Mehrzahl 
sind. Doch auch in den Großstädten liegt der Ausländeranteil heute 
bereits deutlich über zehn Prozent. In Frankfurt sind sogar 150000 
der 618000 Einwohner Ausländer, also fast 25 Prozent. 


Und selbst wenn es von Verfech- 
“ tern der multikulturellen Gesell- 
schaft immer wieder abgeleugnet 
wird und selbst unter der Berück- 
sichtigung, daß es für alles und je- 
den sich widersprechende Stati- 
stiken gibt, kann eines nicht ab- 
gestritten werden: nämlich die 
Tatsache, daß die Kriminalitäts- 
rate der Ausländer deutlich hö- 
her als die der Deutschen ist. 


Die Kriminalität 
der Ausländer 


Nach der neuesten Erhebung des 
Bundeskriminalamtes 
die allerdings erst das Jahr 1989 
umfaßt, sieht es wie folgt aus: 
Die Zahl der ausländischen Tat- 
verdächtigen ist von 1984 bis 1989 
von 16,6 auf 24,5 Prozent gestie- 
gen. N 


Dabei waren Ausländer 1989 laut 
dem BKA an den Delikten wie 
folgt beteiligt: Taschendiebstahl 

"69,8 Prozent, Urkundenfälschung 
55,6 Prozent, Inverkehrbringen 
von Falschgeld 54,4 Prozent, 
Menschenhandel 51,9 Prozent, 
Vergewaltigung durch Gruppen 
51 Prozent, Glücksspiel 50,9 Pro- 
zent, schwerer Ladendiebstahl 
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(BKA), 


46,9 Prozent, illegale Einfuhr 
von Kokain (in nicht geringen 
Mengen) 43,7 Prozent. Und in 
Straftaten gegen das Ausländer- 
und Asylverfahrensgesetz waren 
sie sogar mit 95,1 Prozent betei- 
ligt. 


Sehr hoch liegt der Ausländeran- 
teil auch an folgenden Verbre- 
chen: Mord und Totschlag 27 Pro- 
zent, Vergewaltigung 31,4 Pro- 
zent, Raub und ähnliche Delikte 
31,4 Prozent, gefährliche und 
schwere Körperverletzung 24,6 
Prozent, Diebstahl ohne er- 
schwerende Umstände 23,3 Pro- 
zent, Diebstahl unter erschwer- 
ten Umständen 21,7 Prozent, ille- 
galer Handel und Schmuggel von 
Rauschgift 31,2 Prozent. 


Aggresiverwerdende 
Jugendbanden 


Besonders hoch ist die Auslän- 
derkriminalität in Frankfurt. So 
stieg zum Beispiel die Zahl der 
Taschendiebstähle 1990 um mehr 
als ein Drittel, wobei Ausländer 
hieran zu 87,7 Prozent beteiligt 
waren. Besonders Südamerika- 
ner, zunehmend Jugoslawen aus 
dem Kosovo, Nordafrikaner 


(speziell Marokkaner und Alge- 
rier) und seit der Eröffnung des 
Ostblocks in erster Linie Rumä- 
nen, gefolgt von Polen und Tsche- 
chen bilden dabei die Hauptgrup- 
pen der beteiligten Ausländer. 


Ein neues Phänomen bilden auch 
die immer aggressiver werden- 


‘den Jugendbanden mit jeweils 20 


bis 25 Personen. In Frankfurt sei 
die Zahl dieser Banden 1990 von 
fünf auf 20 angestiegen. Nach 
Angaben des Frankfurter Inspek- 
tionsleiters Desch wird die 
»Szene« von Türken, Marokka- 
nern, Jugoslawen, Italienern und 
Spaniern beherrscht. Deutsche 
seien geradezu »eine Rarität«. 
Der Anteil der Minderjährigen 
liege dabei bei 54 Prozent. 


Doch die Gerichte geben sich 
auch weiter  rücksichtsvoll. So 
wurde ein Haftbefehl gegen ei- 
nen Jugoslawen, der beim illega- 
len Glücksspiel festgenommen 
wurde, abgelehnt, obwohl dieser 
mit einem Colt bewaffnet war. 


So sagte jetzt der Frankfurter Po- 
lizeihauptmeister Bruch: »Ich 
sage ganz offen: Ich habe kein 
Vertrauen in unsere Justiz. Dasit- 
zen jetzt die Richter, die Ende 
der sechziger Jahre, Anfang der 
siebziger Jahre im Studentenal- 
ter mit Ho Chi Minh-Rufen an 
antiamerikanischen Demonstra- 
tionen teilgenommen haben.« 


Frankfurt bildet mit der hohen 
Kriminalitätsrate keine Aus- 
nahme. Hamburg beispielsweise 
hat einen Ausländeranteil von 
11,1 Prozent, die aber zu 28,6 Pro- 
zent an den Straftaten beteiligt 
sind. 


Diese Zahlen sind sogar schon 
bereinigt: Der Direktor des 
hessichen Landeskriminalamtes 
Klaus Jürgen Timm sagte hierzu 
in einem Zeitungsinterview: »Es 
bleibt der Fakt, daß Ausländer in 
der Kriminalität im Vergleich zu 
den Deutschen ungefähr doppelt 
so hoch belastet sind.. Diese 
Quote ergibt sich trotz einer 
zweifachen Bereinigung. 


Verbrecher werden im 
Ausland requiriert 


Das heißt: Auch wenn wir erstens 
die Verstöße der Ausländer ge- 
gen das Ausländergesetz und ge- 
gen das Asylverfahrensgesetz ab- 


ziehen und zweitens bei den Tat- 


verdächtigen die Stationierungs- 


streitkräfte, Touristen, Durchrei- : | 
sende und illegal Aufenthältliche 
unberücksichtigt lassen, beträgt | 


die sogenannte Kriminalitätsbe 
lastungsziffer (KBZ) - Tatver. 
dächtige bezogen auf 100000 Ein 
wohner - bei Ausländern gegen 


über Deutschen das Doppelte. a 


Dabei bleibt allerdings eine wei- 


tere, jedoch nicht quentifizier- $ 
bare Minderung der Kriminali- -& 
tätsbelastungszahlungen Nicht- °& 


deutscher durch unterschiedliche ...& 
Alters- und Geschlechtsstruktur ©& 


im Verhältnis zu Deutschen unbe- 
rücksichtigt.« 


Timm zählte danach die Täterka- 


tegorien nach Nationalitäten auf: 
»Türken sind immer 'noch Haupt- 
lieferanten für Heroin; Kokain 
kommt aus Südamerika; Ma- 
rokkaner und Libanesen sind 
Haschlieferanten. ° Trainierter 
Diebstahl ist. die Domäne der 


Südeuropäer und Südamerika- .& 


ner. Es gibt zum Beispiel immer 
wieder Roma und Sinti, die ihre 


strafunmündigen Kinder zu Woh- i € 


nungseinbrüchen mißbrauchen. 


Jugoslawen werden in ihrer Hei- 
mat für Wohnungseinbrüche in. 


Deutschland (Gold, Geld, 


Schecks als Beute) regelrecht re- Ei 


quiriert. Jugoslawen tauschen 


ihre Leute aus, wenn einer »ver- 


brannt< (aktenkundig) ist. Dann 
kommt ein Neuer. Kosovo-Alba- 
ner und Jugosiawen aus dem Bel- 


‚grader Raum machen Einbrüche 


zu Kapital, um Rauschgift zukau- 
fen und damit in das luktrative 
Rauschgiftgeschäft einzustei- 
gen.« 


Das Schuiniveau 
sinkt weiter 


Polizeihauptmeister Horst Bruch 
aus Frankfurt fügt hinzu: »Wer 
sagt, ein Asylant, der sich straf- 
bar gemacht hat, fliegt raus - mit- 
nichten! Wir kennen Asylanten, 
die wegen angeblicher politischer 
Verfolgung aus Marokko, Jugos- 
lawien oder der Türkei nach 
Deutschland gekommen sind 


und auf Urlaub in ihre Heimat zu- : 


rückfahren, um anschließend 
wieder als Asylbewerber aufzu- 
tauchen. Wie gesagt, als politisch 
Verfolgte! ... 

Die Ausländer haben in einem 
unwahrscheinlichen Ausmaß das 
Rauschgiftgeschäft 
men. Die Deutschen sammeln 
nur noch die gebrauchten Sprit- 
zen ein, reinigen sie und verkau- 
fen sie wieder, um sich einen 
Schuß zu verdienen.« 
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übernom- . 


ng litnie 


Ist .die Kriminalitätsrate stei- 


‚gend, so ist das Schulniveau im 
gleichen Maße sinkend. Und ob- 
wohl dies nur die wenigsten Leh- 
rer oder Schuldirektoren und 
noch viel weniger Politiker zuge- 
ben, ist einer der Hauptgründe 
hierfür ganz eindeutig die Über- 
flutung der Schulen durch Aus- 
länderkinder. 


'Eine der wenigen, die gegenüber 
einer Sonntagszeitung kein Blatt 
vor den Mund nahm, war Ma- 
thilde Osterath, die Leiterin der 
Kölner Realschule »Elsa Brand- 
‚ström« und gleichzeitig Vorsit- 
zende der Schulleiterkonferenz 
der Kölner Realschulen. In Köln 
sind durchschnittlich 31,9 Pro- 
zent der Schulkinder Ausländer, 
wobei dieser Anteil aber zum 
Beispiel auf der Aufbaureal- 
schule Niedrichstraße bei 62,3 
Prozent und bei mehreren ande- 
ren Schulen immerhin noch über 
50 Prozent liegt. 


Frau Osterath wörtlich: »Die 
Probleme werden von den Bil- 
-dungspolitikern unter den Tep- 
pich gekehrt. Wir ziehen uns eine 
Generation heran, die nicht rech- 
nen und nicht schreiben kann. 


Den richtigen Genitiv können 
Sie vergessen. Im Biologieunter- 


richt und anderen Fächern muß - 


man auf ein reduziertes Niveau 
heruntergehen. Jede Blume wird 
nur Blume genannt. Die Wörter 
Tulpe, Rose, Veilchen sind schon 
viel zu anspruchsvoll für auslän- 
dische Kinder. Auf solcher Basis 
der Spracharmut ist auch kein 
Geschichtsunterricht möglich... 


Das Schlimmste ist, daß für Aus- 
länder immer wieder Fördermaß- 
nahmen ergriffen werden. Meine 
Kinder, die Kölsch schreiben und 
kölsch sind, bekommen die För- 
derung nicht.« Den Vorwurf der 
Ausländerfeindlichkeit wehrt 
Frau Osterath ab. Zwar bemühe 
man sich auch mit großem Enga- 
.gement, diesen Kindern soviel 
Bildung wie möglich beizubrin- 
gen, aber: »In zunehmendem 
Maße wurden den Kölner Real- 
schulen Schüler mit gar keinen 
oder nur ganz geringen Deutsch- 
kenntnissen zugewiesen. Den- 
noch verweigert uns das sozialde- 
mokratisch geführte Kultusmini- 
sterium einen Stellenzuschlag an 


‘ Lehrern. Aus diesem Grunde 


hätten die Kölner Realschulen 
jetzt auch einen Aufnahmestopp 
für ausländische Kinder ver- 
hängt. . 


Die Hauptschulen scheinen für 
die Politiker im Kultusministe- 
rium gestorben. Wer von den 
Schülern einigermaßen radebre- 
chen kann, fängt oben an. An 
manchen Realschulen müßte ein 
Drittel der Schüler heraus; etlr- 
chen Schulen bliebe dann nichts 
anderes übrig, als zu schließen.« 


Die Probleme 
werden verdrängt 


Ein Frankfurter Lehrer, der nicht 
genannt werden wollte, schil- 


. derte seinen Schul-Alltag. In sei- 


ner Klasse (9. Schuljahr) sitzen 
21 Kinder: Sieben Türken, drei 
Marokkaner, drei Polen, drei Ru- 
mänen, ein Inder, ein Agypter 
und drei Deutsche: 


»Ich kann mich mit den letzten 
deutschen Kindern nicht so inten- 
siv beschäftigen, wie es notwen- 
dig wäre — was zur Folge hat, daß 
die deutschen Kinder weiter un- 
ter dem Niveau von Kindern blei- 
ben, die in Schulen mit überwie- 
gend deutschen Kindern gehen. 
Nehmen wir den Deutsch-Unter- 
richt: Weil die Ausländer, auch 
wenn sie hier geboren sind, einen 
sehr geringen Wortschatz haben, 
begrenzt sich das Vorlesen auf 
zwei, maximal drei Seiten. nor- 
mal müßte ein Hauptschüler sie- 
ben Seiten fließend vorlesen kön- 
nen. Das ist nicht möglich; viele 
schaffen nicht einmal zwei Sei- 
ten, weil sie Wörter, die außer- 
halb ihrer schmalen Sprachkennt- 
nisse vorkommen, nicht lesen 
können. Deshalb kann ich auch 
keine — sonst völlig normale - 
Tests etwa in Biologie, Erdkunde 
oder Geschichte durchführen, 
weil den Schülern sämtliche Fa- 
chausdrücke fehlen. Eine 
schlimme Situation, unter der na- 
türlich besonders die deutschen 
Kinder leiden!« 


Die Deutschen sind 
die Hinterbänkler 


Der Lehrer fährt fort: »Jedes 
Lernziel für die Kinder, jeder 
Rahmenplan kann vergessen wer- 
den; Kinder in anderen Schulen 
haben in der 9. Klasse fast das Ni- 
veau von Realschülern - hier sind 
alles vom Niveau her Sonder- 
schüler. Das deprimiert mich als 
Lehrer - und so werden auch die 
Lernziele von mir immer gerin- 
ger. angesetzt. Ein Beispiel: Von 
einer Deutsch-Arbeit, die jetzt 
abgegeben wurde, habe ich nur 


mit viel Mühe drei Arbeiten mit. 


einer Vier benotet; alles andere 
waren Fünfen. Schauderhaft! 
Normale Hauptschulen würden 
solche Arbeiten überhaupt nicht 
benoten und stattdessen den EI- 
tern einen Brief schreiben. Fast 
alle Schüler sind nicht in der 
Lage, einen einzigen Satz, meist 
nicht mal ein längeres Wort selber 
zu schreiben. 


Das drückt sich auch im Um- 
gangston der Schüler untereinan- 
der aus: Da heißt es »Du da ge- 
hen...< oder »Ich nix wollen...« 
oder »Lassen sein...<. Also ein ab- 
solut schlimmer Satzbau, auch 
unter den Deutschen. Wo sollen 
sie auch anderes her haben, wenn 
sie tagtäglich unter so vielen Aus- 
ländern sind? Das ist auch der 
Grund, daß ich sämtliche Unter- 
richtsvorbereitungen vergessen 
kann -es wird nichts daraus!« 


Fast hoffnungslos heißt es dann: 
»Noch schlimmer ist die Situa- 
tion, wenn sogenannte »Seiten- 
einsteiger<«, beispielsweise Asyl- 
antenkinder, in die Schule einge- 
wiesen werden -sie können abso- 
lut kein Deutsch. 


Diese Kinder unterliegen in Hes- 
sen der Schulpflicht. Ich habe 
nächtelang wachgelegen und ge- 
grübelt, wie ich auch noch dieses 
Problem einigermaßen in den 
Griff bekommen kann. Ich habe 
Gegenstände . aus Zeitschriften 
oder von Werbesendungen ausge- 
schnitten wie Kaffeekannen, Tas- 
sen, .Bilder von Lampen, Ti- 
schen, Stühlen und dann im Un- 
terricht gezeigt und - selbst wie 
ein Kind - gesagt und gezeigt: 
Das ist eine Kanne, das ist ein 
Tisch, das eine Lampe... 


Ich habe morgens ein Frühstück 
veranstaltet und gezeigt und 
schmecken lassen: »Das ist Zuk- 
ker«, »das ist Salz«, »>das ist 
Brot«... Ich habe die Schulbänke 
zu Gassen zurechtgerückt und ge- 
sagt >das ist links«, »das ist 
rechts<. Nach dem Intensivkurs 
kommen diese Seiteneinsteiger 
dann in ihre eigentliche Klasse 
zurück. Dort beschäftige ich sie 
meist mit Malen — dem Unter- 
richt können sie doch nicht fol- 
gen, weil sie halt nichts verste- 
hen. 


Wie soll ich da den paar Deut- 
schen etwas beibringen? Die blei- 
ben im wahrsten Sinne des Wor- 
tes Hinterbänkler; gerade heute, 
wo die Wirtschaft immer mehr 


© 


verlangt, stehen sie dumm da. 
Wenn sie ein Praktikum absolvie- 
ren — wie jetzt geschehen, rümp- 
fen selbst Handwerksmeister die 
Näse - weil sie wie die ausländi- 
schen Schüler eben nicht richtig - 
lesen und schreiben können.« 


Jetzt erfolgt die 
endgültige Vernichtung 


Eine Möglichkeit dies zu unter- 
binden, wären getrennte Klassen 
für Deutsche und Ausländer. 
Dies wird aber von den Politikern 
wegen des Wunsches der Integra- . 
tion der Ausänder in die deutsche 
Gesellschaft abgelehnt. Ge- 


. trennte Klassen würden, so je- 


denfalls die meisten Politiker, zu- 
viel Distanz schaffen und das Zu- 
sammenwachsenerschweren. 


Eine andere Möglichkeit wäre, 


die Zahl der Asylanten und der .. 


Ausländer, wie schon seit Jahr- 
zehnten versprochen, wenn nicht 
schon, wie es eigentlich richtig - 
wäre, zu verringern, dann wenig- 
stens auf etwa dem jetzigen Ni- 
veau einzufrieren. Doch die bis- 
herigen Zahlen dieses Jahres zei- 
gen, daß genau das Gegenteil der 
Fall ist. 


Und den Ausländern kann man 

es eigentlich nicht verübeln, 

wenn sie die Großzügigkeit der 

Behörden ausnutzen. So erhal- 
ten etwa die albanischen Flücht- 

linge in Niedersachsen überwie- 

gend über 1000 Mark im Monat, 
mehr als viele Rentner in den 

neuen Bundesländern erhalten - 

und mehr als viele Rentnerin den 

alten Bundesländern  bekom- 

men. 


Dieser Artikel beweist, daß die 
multikulturelle Gesellschaft in 
Deutschland heute schon ver- 
wirklicht ist. Ironie: Was die 
Feinde des deutschen Volkes in 
zwei Weltkriegen nicht geschafft 
haben, nämlich die Vernichtung 
Deutschlands, wird jetzt auf dem 
Umweg der ungehinderten Aus- 
ländereinwanderung erreicht, . 


auch wenn es etwas länger dauert 
- daß nämlich das 
Volkstum ausstirbt. 


deutsche 
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Als Partei ein 
politisches 
Chamäleon 


Alfred König 


Die sozialdemokratische Partei entpuppt sich zunehmend als politi- 


sches Chamäleon. Es werden Sachen so hingedreht, wie es ihnen am 


besten in den Kram paßt. Dabei scheut man sich auch nicht davor zu- 


rück, sich in einem Fall auf frühere Entscheidungen des Bundestags 
zu berufen, im anderen Fall aber derartige Entscheidungen ganz zu 


negieren. 


Besonders hervorgetan hat sich 
dabei der Ehrenvorsitzende der 
SPD, Willy Brandt. In einem Bei- 
trag für das Feuilleton der 
»Frankfurter Allgemeinen Zei- 
tung« (FAZ) schrieb Brandt un- 
ter der Überschrift »Appell für 
Berlin« unter anderem: »Es war 
vielleicht eine schlaue, aber kei- 
neswegs gute Idee, die Worthülse 
von der »Hauptstadt Berlin und 
deren Trennung von den haupt- 
städtischen Aufgaben in den Eini- 
gungsvertrag einzusetzen; er 
wurde, wie die Dinge liegen, 
auch in anderen Teilen mit der 
heißen Nadel genäht. Gegen das 
Wort, es sei politisch verjährt, 
was der Bundestag im Herbst ’49 
beschloß, verwahre ich mich aus- 
drücklich; es ist ja auch viele 
Male danach bekräftigt worden. 
Die Leichtigkeit, mit der man- 
cherorts darüber hinweggegan- 
gen wird, hinterläßt keinen guten 
Geschmack. Ein Berliner Bür- 
germeister, der der Stadt über Ul- 
timatum und Mauerbau und un- 
mittelbare Konfrontation der Su- 
permächte hat hinweghelfen kön- 
nen, muß sich sehr beherrschen, 
darüber nicht bitter zu werden.« 


Hierzu kann man Willy Brandt 
nur recht geben. Doch schließt 
sich direkt die Frage an, wenn das 
für Berlin als Hauptstadt gilt, 
warum hält sich Willy Brandt und 
damit auch die SPD, bei der obi- 
ger Artikel überwiegend auf Zu- 
stimmung stieß, nicht auch in der 


Frage der deutschen Ostgebiete 


daran? 

Denn auch hierzu hat der Bun- 
destag mit den Stimmen der SPD 
eine Menge Beschlüsse gefaßt, 
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Der Berliner Reichstag war 
während der Konfrontation der 
Supermächte und des Mauer- 
baus die Verkörperung der 
Worte der Politiker von der 
Hauptstadt Berlin. 


wonach ein Verzicht auf die Ost- 
gebiete nicht in Frage komme. 
Als Beispiel hierfür die »Feierli- 
che Erklärung des Bundestages 
vom 13. Juni 1950«. Darin heißt 
es unter anderem: 


»Gemäß dem Potsdamer Abkom- 
men ist das deutsche Gebiet öst- 


lich von Oder und Neisse als Teil 
der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands der Republik Po- 
len nur'zur einstweiligen Verfü- 
gung gestellt worden. Das Gebiet 
bleibt ein Teil Deutschlands. Nie- 
mand hat das Recht, aus eigener 
Machtvollkommenheit Land und 
Leute preiszugeben oder eine Po- 
litik des Verzichts zu treiben.« 


Wenn man sich Brandts Worte 
zur Hauptstadtfrage ansieht, 
dann kann man doch nur zu dem 
Schluß kommen, daß dies für die 
Frage der Ostgebiete auch gelten 
müßte. Und wie steht die SPD 
und Brandt zu folgendem: 


Noch zusammen mit Erich Ollen- 
hauer und Herbert Wehner unter- 
zeichnete Willy Brandt folgende 
Erklärung: »Breslau, Oppeln, 
Gleiwitz, 


Hirschberg, Glogau, 


ze 


ee 


Grünberg, das sind nicht nur Na- 
men, das sind lebendige Erinne- 
rungen, die in den Seelen von Ge- 
nerationen verwurzelt sind. und 
unaufhörlich an unser Gewissen 
klopfen. 


Recht auf Heimat 
kein Linsengericht 


Verzicht ist Verrat, wer wollte das 
bestreiten: Hundert Jahre SPD 
heißt vor allem 100 Jahre Kampf 
für das Selbstbestimmungsrecht 
der Völker. 

Das Recht auf Heimat kann man 


nicht für ein Linsengericht verhö- _ 


kern - niemals darf hinter dem 
Rücken der aus ihrer Heimat ver- 
triebenen oder geflüchteten 
Landsleute Schindluder getrie- 
ben werden. 


Das Kreuz der Vertreibung muß 
das ganze Volk mittragen helfen: 
Vertriebene ‚und geflüchtete 
Landsleute sind keine Bürger 
zweiter Klasse, weder in der Wirt- 
schaft noch in der Gesellschaft. 
Daß es ihr ernst damit ist, hat die 
SPD bewiesen. 


Der Wiedervereinigung gilt un- 
sere ganze Leidenschaft. Wer an 
diesem Feuer sein kleines Partei- 
süppchen zu kochen versucht, 
kann vor dem großen Maßstab 
der Geschichte nicht bestehen.« 
Wie lassen sich aber derartige 
Aussagen, die nach Ansicht 


Brandts nicht verjähren — denn 
was für die Hauptstadtfrage gilt, 
muß auch für die Ostgebiete 
Deutschlands gelten —, mit der 
heutigen Ansicht der SPD in 
Übereinklang bringen? 


Wie wenig aber gerade das Wort 
von der SPD-Spitze wert ist, 
zeigte sich bereits 1969 nach dem 
Koalitionswechsel der FDP zu 
der sozialdemokratischen Partei. 


Kaum, daß Brandt Kanzler war, 


fädelte er die Ostverträge ein, die 
die erste Vorstufe auf den jetzt 
von der überwiegenden Mehr- 
heit der Parlamentarier ausge- 


Be 


Ver 


; LE, BEN n)# 
erbeten Panne nl Lane la TB A nal, 


DRITT LEER LEE VEN NEL UDO Rn 


sprochenen Verzicht auf Ost- 
‘deutschland darstellten. Wenn 
laut Brandt eine Entscheidung - 
und Reden sind genau genom- 
men auch Entscheidungen - auch 
nach mehr als 40 Jahren nicht ver- 
jährt, dann haben Brandts dama- 
lige Aufrufe und Erklärungen 
noch nicht einmal 20 Jahre gehal- 
: ten! 


Was für Kuwait gilt, 
gilt nicht für Deutschland 


Hatte sich aber 1969 wenigstens ' 


noch ein Großteil der Union ge- 
‘gen die Ostverträge ausgespro- 
chen, können die Parlamenta- 
rier, die heute gegen die Ver- 
zichtsverträge stimmten, fast an 


einer Hand aufgezählt werden. 


Und gegen diese nimmt der inner- 
parteiliche Druck immer mehr 
zu, einige erhalten sogar keinen 
Listenplatz mehr oder bewahre 
sogar einen eigenen Wahlkreis. 


Die SPD begründet ihren Sinnes- 
wandel damit, daß ohne den Ver- 
zicht auf die Ostgebiete die Wie- 
“ dervereinigung der Bundesrepu- 
- blik mit der DDR nicht zu be- 
kommen gewesen wäre. Dies 
. wäre die ausdrückliche Forde- 
rung der alliierten Siegermächte 
gewesen. 


Zwar können diese das verlan- 
gen, nur ändert es nichts an der 
.  Völkerrechtlichen Unverbindlich- 
keit derartiger Erklärungen. 
Während sich besonders die 
USA und Großbritannien, aber 
auch in etwas abgemilderter 
Form Frankreich während der 
Golfkrise immer wieder auf das 
Völkerrecht beriefen, die Annek- 
tion Kuwaits durch den Irak als 
null und nichtig erklärten und auf 
das Selbstbestimmungsrecht Ku- 
waits hinwiesen, werden diese 
Grundsätze in Bezug auf 
Deutschland nicht anerkannt. 


Bonns unterwürfige 
Haltung 


Völkerrechtlich könnte sich die 
- Bundesrepublik durchaus darauf 
berufen, diese Verträge zwar un- 
 terschrieben zu haben, um die 
. (Teil-)Wiedervereinigung zu er- 
langen, die Ostdeutschland be- 
treffenden Klauseln aber - um 
mal einen deutschen Terminus 
aus dem Recht zu gebrauchen - 
wegen »Sittenwidrigkeit« jetzt 
nicht mehr anzuerkennen. Nach 
den: geltenden juristischen 


Grundsätzen bliebe die Wirksam- 
keit der sogenannten 2+4-Ver- 
träge hiervon unberührt. 


Jetzt werden sich viele wieder sa- 
gen: Die Bundesrepublik ist ein 
kleines Land im Herzen Euro- 
pas, von Importen vielerlei Roh- 
stoffe abhängig und viel zu 
schwach, um gegen die ganze 
Staatengemeinschaft durchhal- 
ten zu können. Auch hätten 1914 
und 1939 gezeigt, was auch nun 
wieder mit Deutschland passie- 
ren könnte. 


Hier ist natürlich einiges wahres 
dran. Nur darf man doch seine ei- 
gene Souveränität nicht aufge- 
ben, bloß weil man derzeit viel- 
leicht aus einer Position der 
Schwäche handeln muß. Unbe- 
stritten ist jedoch, daß die deut- 


sche Wirtschaft derzeit neben der‘ 


Japans die stärkste der Welt ist, 
die Mark sich neben dem Dollar 
zur wichtigsten Währung der Welt 
gemausert hat und viele Länder, 
besonders die europäischen 
Nachbarn Deutschlands, auf die 


Stärke der deutschen Konjunktur‘ 


angewiesen sind, weil nur sie ei- 
nen Zusammenbruch ihrer Wirt- 
schaften verhindert. 


Auch wenn dies alles noch immer 
nicht ausgereicht hätte, die deut- 
schen Ostgebiete zurück zu Krie- 
gen, so hätte man aber mit etwas 
mehr Bestimmtheit durchaus er- 
reichen können, daß diese Ge- 
biete etwa zu einer Freihandels- 
zone oder zu einer Art eigenem 
Bundesland in Polen mit einer 
sich zu zwei Dritteln aus Deut- 
schen und einem Drittel aus Po- 
len zusammengesetzten Landes- 
regierung erklärt worden wären 
oder etwas ähnlichem. Dies wä- 
ren aber noch immer viel bessere 
Ergebnisse gewesen, als das, was 
bei den deutsch-polnischen Ver- 
handlungen herauskam. Hierzu 
hört man von der SPD aber trotz 
ihrer früheren gegenteiligen Be- 
teuerungen heute nichts mehr. 


Bonn 


Das Gezerre 


Alfred König 


um Berlin 


Die Bundesrepublik nähert sich immer mehr dem, was im Volk allge- 
mein als Bananenrepublik bezeichnet wird. Was sich in der Frage, ob 
denn nun Bonn oder Berlin Regierungssitz sein soll, abgespielt hat, 
ist nicht nur ein erbärmliches Schauspiel gewesen, sondern hat viel- 
mehr auch aufgezeigt, wie wenig Wahrheitsgehalt in Außerungen 
von Politikern liegt, ja, wie oft diese nichts als plumpe Lügen zur Ver- 
dummung des Vollkes sind. Das schlimme an dem Votum für Berlin 
ist jetzt nur, daß es wohl als Grund für die zweite Steuerlüge miß- 


braucht werden wird. 


Es sei hier nochmals an den Be- 
schluß des Deutschen Bundesta- 
ges vom 3. November 1949 erin- 
nert. Dort heißt es wörtlich: »Die 
leitenden Bundesorgane verle- 
gen ihren Sitz in die Hauptstadt 
Berlin, sobald allgemeine, freie, 
gleiche, geheime und direkte 
Wahlen in Berlin und in der 
Sowjetischen Besatzungszone 
durchgeführt sind. Der Bundes- 
tag versammelt sich alsdann in 
Berlin.« 


Ein Symbol 
der Einheit 


Jahrelang beriefen sich Politiker 
aller Fraktionen immer wieder 
auf diesen Beschluß. Es sei 
selbstverständlich, daß nach der 
Wiedervereinigung Deutsch- 
lands - bereits damals wurden die 
Ostgebiete schon ausgeklammert 
- Berlin die Hauptstadt und na- 
türich auch Regierungssitz 
werde. Berlin sei das Symbol der 
deutschen Einheit und stehe für 
die Freiheit. 


Kaum zeichnete sich aber der Zu- 
sammenbruch des stalinistischen 
Systems ab, rückte die Wieder- 
vereinigung durch den Druck 
der Bürger Mitteldeutschlands 
immer näher - während hier- 
zulande viele noch von einem 
Zeitplan für die Wiedervereini- 
gung von vier bis fünf Jahren 
faselten -, wurde die Bonn- 
Lobby immer stärker. 


Hauptstadt könne Berlin viel- 
leicht gerade noch werden, selbst 
wenn dies furchtbare Assoziatio- 
nen an die Zeit des Dritten Rei- 


ches und die Hitlerherrschaft 
wecke, aber Regierungssitz, 
nein, das nun wirklich nicht. 
Bonn habe sich in den mehr als 40 
Jahren als würdiger Nachfolger 
Berlins entpuppt. Auch wäre der 
Umzug viel zu teuer. Der FDP- 
Vorsitzende Graf Lambsdorff 
verstieg sich sogar zu der Be- 
hauptung, er stimme für Bonn, 
weil er in der Nähe der rheini- 
schen Stadt seinen Wahlkreis 
habe - heute will er dies als »Iro- 
nie« verstanden wissen —. 


Bei der Wahl »Berlin — Regie- 
rungssitz ja oder nein« stimmten 
338 Abgeordnete für Berlin und 
320 dagegen, also nur zehn Leute 
mehr als für die Mehrheit not- 
wendig waren. Interessant ist da- 
bei, zu sehen, wer für Bonn ge- 
stimmt hat. Dies sind nicht nur 
die sogenannten Hinterbänkler, 
sondern oftmals hohe Politiker 
aller Parteien, die nur wenige 
Jahre zuvor das genaue Gegen- 
teil dessen verkündet hatten, was 
sie nun wählten. » 


In der Union sind dies unter an- 
derem Bundesarbeitsminister 
Norbert Blüm, Ministerin Has- 
selfeldt, der frühere Krefelder 
Oberbürgermeister Pützhoven, 
der CSU-Spitzenpolitiker Riedl, 
Bundestagspräsidentin Süßmuth 
und Finanzminister Theo Waigel. 
Insgesamt überwogen in der 
CDU die Bonn-Befürworter die 
Berlins mit 164 zu 154. Besonders 
auffällig war dabei, daß die als 
besonders konservativ geltenden 
CSU-Abgeordneten mehrheit- 
lich für Bonn votierten. . 
Prominente SPD-Politiker sind 
von Bülow, Ehmke, Glotz, Mat- 
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Bonn 
Das Gezerre 
um Berlin 


Roth, 
Schluckebier, Verheugen, Wiec- 
zorek und Zöpel - insgesamt 126 
für Bonn und 110 für Berlin -. 
Die bei der FDP: Adam-Schwaet- 
zer, Baum, Gattermann und 
“  Lambsdorff. 


thäus-Meier, . Penner, 


PDS das Zünglein 
an der Waage 


Besonders peinlich ist, daß die 
Berlin-Befürworter in den etab- 
lierten Parteien - die Grünen 
jetzt fälschlicherweise einmal 
nicht mitgerechnet - auf die Stim- 
men der SED-Nachfolgepartei 
PDS und das ebenfalls am äußer- 
sten linken Rand angesiedelte 
Bündnis 90/Grüne angewiesen 
waren und ohne deren Votum 
Bonn auch weiterhin Regierungs- 
sitz geblieben wäre. 


Und es mehren sich die Stimmen, 
die behaupten, daß Helmut Kohl 
sich lediglich aus Opportunismus 
für Berlin aussprach, da dies teil- 
weise so verhalten: ausgefallen 
sei, daß sich der Regierende Bür- 
germeister Diepgen darüber be- 
klagt habe. Zum einen soll Kohl 
» befürchtet haben, daß die auch in 
Mitteldeutschland schon im 
Schwinden befindliche CDU- 
Mehrheit dann. ganz verloren 
. wäre, und zum anderen sollen 
einflußreiche Berliner CDU- 
Kreise damit gedroht haben, sich 
von der Union zu trennen und 
eine deutsch-nationale Partei zu 
gründen. 


Nun da das Votum aber doch für 
Berlin ausfiel, mehren sich direkt 

‘ die Stimmen, die darauf hinwei- 
sen, daß Berlin in dem Sinne 
keine nationale Hauptstadt alter 
Prägung sein soll, sondern viel- 
mehr die Hauptstadt und das 
Symbol der europäischen Eini- 
gung zwischen West und Ost. Das 
Wort deutsch wird von dem Wort 
europäisch also auch in diesem 
Fall mal wieder ersetzt. 


Durchaus richtig ist, zur Vermei- 
dung zu großer spekulativer 
Preissprünge auf dem Imobilien- 
sektor und zur Vermeidung zu 
starker wirtschaftlicher Einbrü- 
che in der Region Bonn den Um- 
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“ zug auf viele Jahre zu verteilen, 


wobei ein Zeitraum zwischen 
Mitte und Ende dieses Jahr- 
zehnts wohl realistisch sein 
dürfte. Denn es gibt nun wirklich 
keinen Grund, warum auch das 
letzte Amt sofort und nicht preis- 
günstiger in sieben Jahren nach 
Berlin ziehen sollte. 


Der Beginn der 
zweiten Steuerlüge 


Nun beginnt aber wohl die zweite 
Steuerlüge. Denn schon mehren 
sich die Stimmen höchstrangiger 
Regierungsmitglieder, wonach 
für den Umzug Steuererhöhun- 
gen wohl unumgänglich seien. 
Dieses ist - natürlich = nicht 
wahr. 


Wahr ist dagegen, daß sich die 
ganze Umzugsaktion selber fi- 
nanzieren könnte. So werden 
etwa auch in diesem Jahr noch 
viele Milliarden Mark an Berlin- 
hilfe gezahlt. Rechnet man die 
Region Groß-Berlin - im Um- 
kreis von rund 100 Kilometern — 
mit ein, kommt insgesamt eine 
zweistellige Milliardensumme 
für dieses Jahr zusammen, die 
aber weitgehend auch für die 
kommenden Jahre noch immer 
vorgesehen war. 


Dieser Betrag wird alleine durch 
die für den Umzug nun fällig wer- 
denden Investitionen notwendig. 
Gleichzeitig wird sich auch die 
Arbeitsmarktsituation nicht nur 
in Berlin, sondern im gesamten 


. Mitteldeutschland spürbar ent- 


spannen, weil sehr viele Perso- 
nen -angefangen von Bauleuten, 
Zimmermännern und Klemp- 
nern- entweder zur Renovierung 
bestehender Gebäude oder zum 
Aufbau neuer zusätzlicher not- 
wendig werden. Vergessen wer- 
den darf auch nicht der davon 
ausgehende Kaufkraftschub. 


Insgesamt bedeutet der Berlin- 
Umzug nichts anderes als ein 60 
bis 70 Milliarden Mark-Investi- 
tionsprogramm für die neuen 
Bundesländer. Sicherlich müssen 
auch bestehende Sanierungen 
von Wohn- und bisherigen Indu- 
striegebieten in Mitteldeutsch- 
land weitergeführt werden, doch 
können durch den Umzug minde- 
stens 40 bis 50 Milliarden Mark - 
wahrscheinlich aber mehr - an 
anderen Subventionen für Mittel- 
deutschland eingespart werden - 
jetzt einmal den durch das 
sprunghaft ansteigende Steuer- 


aufkommen zusätzlichen positi- 
ven Effekt einmal ganz außer 
acht lassend -. Und etwa zehn bis 
20 Milliarden Mark verteilt auf 
fünf bis zehn Jahre sind nun wirk- 
lich ein Betrag, der, überspitzt 
ausgedrückt, aus der Portokasse 
gezahlt werden kann. 


Aber was ist denn mit den nun 
notwendigen ‚Subventionen . für 
Bonn, wird die Frage vieler lau- 
ten. Hierzu hat die »Bild« einen 
guten Kommentar. geschrieben. 
Die Bonn-Befürworter malten 
nun, so hieß es sinngemäß, nach 
ihrer Niederlage ein so düsteres 
Bild an die Wand, daß man be- 
fürchten muß, Bonn werde zur 
zweiten Sahel-Zone. 


Das unverständliche 
Armutsgeschrei aus Bonn 


Tatsache ist, daß die Bundesrepu- 
blik im Hinblick auf den Europäi- 
schen Binnenmarkt noch meh- 
rere EG-Behörden gründen muß 
und die EG mehrere Außenstel- 
len eröffnen muß. Und die kön- 
nen ohne Problem in Bonn ange- 
siedelt werden, da eine beson- 
dere Nähe zu Berlin nicht not- 
wendig ist. Die freiwerdenden 
Gebäude und Bürohäuser kön- 
nen bei etwas cleverer Politik 
ebenfalls recht unproblematisch 
zur Ansiedlung neuer Unterneh- 
men genutzt werden. Bonn 
könnte dabei ohne weiteres von 
der Nähe Kölns profitieren, wo 
der Büroraum ohnehin knapp 
und sehr teuer ist. Ein paar steu- 
erliche Anreize, und schon ist 
Bonn wirtschaftlich ohne große 
Probleme saniert. 


Angesichts der relativen Nähe so- 
wohl zum Großraum Frankfurt 


‘als auch zum Ballungsgebiet 


Köln, Düsseldorf, Ruhrgebiet 
könnte Bonn dort besonders für 
Franzosen ein geeigneter Stand- 
ort werden. Und durch die EG- 
Behörden könnte sich mancher 
Konzern veranlaßt sehen, ein 
Büro in Bonn zu eröffnen. Das 
jetzige Armutsgeschrei dient nur 
einem, nämlich aus der ohnehin 
recht leeren Kasse auch noch den 


letzten Tropfen herauszuwrin- 


gen. 


So lange noch genügend Geld 
vorhanden ist, um nur wenige 
Tage nach dem Votum für Berlin 
militärische Hilfe für Israel im 
Wert von knapp einer Milliarde 
mark auszugeben - wie von Gen- 
scher geschehen -, so lange ist 


eine weitere Steuererhöhung 
durch nichts zu rechtfertigen.’ 


Denn wenn man vom Bürger ver- 


langt, zu sparen, dann muß man. 
‘dies vom Staat erst recht verlan- 


gen. Und Militärhilfe für Israel 
ist nun wirklich nichts, was dring- 
lich ist. Und angesichts der ange- 
spannten Finanzlage stellt sich 
die Frage, warum nicht ernsthaf- 
ter etwas gegen die Asylanten- 
schwemme gemacht wird, von 


denen 95 Prozent nur Wirtschafts- ° 


asylanten und lediglich fünf Pro- 
zent echte politische Flüchtlinge 
sind. 


Angesichts der eigenen vielen zu 
bewältigenden Aufgaben geht es 
nun wirklich nicht an, 
Deutschland den Zahlmeister für 


die ganze Welt spielt. Auch ist 


nicht einzusehen, daß Milliarden 


Mark für unsinnige Entwick- ' 


lungshilfe ausgegeben werden, 
wenn man schon mit viel weniger 
Geld, das dafür gezielt ausgege- 
ben wird, das gleiche oder sogar 
noch viel mehr erreichen kann. 


Das gleiche gilt für die Moderni- . 


sierung des Ostens, wo die Bun- 
desrepublik ebenfalls die Haupt- 
last tragen soll. Und nicht zuletzt 
kommen durch die EG unnötige 
Mehrkosten auf die Bundesrepu- 
blik zu, die zwar nicht zwingend 
sind, von der Bundesregierung 
aber akzeptiert werden. 


Kurzum, nicht nur das Haupt- 
stadtgezerre war für einen moder- 
nen Staat - der die Bundesrepu- 
blik angeblich sein soll - unwür- 
dig. Nein, auch die Tatsache, wie 
der Bürger in der Steuerpolitik 
für dumm verkauft wird, ist ein 
Skandal ersten Ranges. Aller- 
dings muß auch gesagt werden, 
daß der Bürger sich dies mit einer 
nahezu unerträglichen Gleich- 
mütigkeit gefallen läßt. In ande- 
ren Staaten wäre das Volk schon 
lange auf die Straße gegangen. 
Doch der deutsche Michel 


staunt, schweigt-und zahlt. U 


daß' 


= 
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Ostdeutschland 


Der Verrat 


ist perfekt 


Alfred König 


Der Verrat an Deutschland ist perfekt. Vor wenigen Wochen, am 17. 
Juni, unterzeichneten die deutsche und polnische Regierung den so- 
genannten »Freundschaftsvertrag«, mit dem die völkerrechtswidrige 
Übertragung der deutschen Ostgebiete an Polen quasi höchstoffi- 
ziell untermauert wurde. Damit wird der 17. Juni nicht nur als Tag 
des Aufstandes deutscher Bürger gegen die sowjetische Besatzung 
Mittteldeutschlands, sondern auch als Tag des Vaterlandsverrats in 


die Geschichte eingehen. 


Bundeskanzler Helmut Kohl 
nannte dieses Vertragswerk einen 
entscheidenden Schritt zur Ver- 
söhnung mit dem vor 46 Jahren 
von den Deutschen »überfalle- 
nen« Land so wie-dies bereits mit 
Frankreich vor vielen Jahrzehn- 


ten geschehen war. 


Dies ist aus zweierlei Gründen 
falsch. Zum einen wird Deutsch- 
land von Frankreich nur dann als 
Freund behandelt, wenn es von 


. seinem östlichen Nachbarn etwas 


will, und zum anderen gibt es 
doch zwischen der, nennen wir es 
Aussöhnung, zwischen Deut- 
schen und Franzosen sowie Deut- 
schen und Polen beträchtliche 
Unterschiede. 


Polens Ansichten 
über Minderheiten 


So hat Frankreich 1945 Elsaß-Lo- 
thringen mit Zustimmung der 
dort wohnenden Menschen zu- 
rückgegliedert. Und Frankreich 
hat 1956 das Saarland nach einer 
Volksabstimmung zwar spät, 
aber immerhin doch noch an 
Deutschland zurückgegeben. Po- 
len dagegen weigert sich bis 
heute, überhaupt nur an ein ent- 


. sprechendes Votum der Deut- 


schen zu denken geschweige 
denn vorzubereiten. Von diesen 
Tatsachen hörte man aber von 
dem Herrn Bundeskanzler gar 


. nichts! 


“ Nach Ansicht des polnischen Pre- 


mier Bielecki kenne die völker- 


rechtliche Praxis nur wenige Ver- . 


träge mit einer Minderheitenre- 
gelung auf so hohem-internatio- 
nalem Standard. Das einzig posi- 


tive an der Minderheitenrege- 
lung ist der Passus über die Wei- 
terentwicklung der Minderhei- 
tenrechte bei den diversen Kon- 
ferenzen der kommenden Jahre. 


Oder auf gut deutsch: Wenn jetzt 
weltweit anerkannte Minderhei- 
tenrechte verbessert werden, so 
gilt dies sofort und ohne vorhe- 
rige neue Verhandlungen auch 
für die »deutsche Minderheit« in 
Polen. 


Ansonsten ist hierzu aber der fol- 
gende sehr interessante Bericht 
des Bonner Hintergrundinforma- 
tionsdienstes »Privat-Depesche« 
vorzutragen: »Während die Po- 
len in den Verhandlungen mit der 
Bundesregierung sehr restriktiv 
sind, was die deutschen Minder- 
heitenrechte in ihrem Lande an- 
belangt und es fraglich ist, ob 
wirklich diese Rechte per 
deutsch-polnischen Vertrag er- 
reicht werden können, verlangt 
die gleiche polnische Regierung 
von der Regierung Litauens, daß 
die polnische Minderheit in Li- 
tauen entsprechende Rechte be- 
kommt. 


So fordert Polen, daß in den 
Hauptwohngebieten der polni- 
schen Minderheit in Litauen die 
polnische Sprache gleichberech- 
tigte Amtssprache werden soll. 
Daß darüber hinaus Ortsbezeich- 
nungen und öffentliche Institu- 
tionen in litauischer und polni- 
scher Sprache angekündigt wer- 
den müssen, und daß außerdem 
die Angehörigen der polnischen 
Minderheit ihre Vor- und Zuna- 
men in Personenstandspapieren 
und bei behördlichen Korrespon- 
denzen in polnischer Sprache ver- 


wenden können. Schließlich for- 
dert die polnische Regierung so- 
gar die Anerkennung einer dop- 
pelten polnischen Staatsangehö- 


rigkeit.« 


Also alles Punkte, die die Polen 
den in ihrem ureigensten Gebiet 
lebenden Menschen nicht zuge- 
stehen wollen. Von deutscher 
Seite hört man zu diesem Wider- 
spruch natürlich kein Wort des 
Protestes. Selbstverständlich 
werden wohl die Polen in Litauen 
nicht alle ihrer Maximalforderun- 
gen durchsetzen können. Aber 
warum ‚wurde nicht in den 
deutsch-polnischen _»Freund- 
schaftsvertrag« ein entsprechen- 
der Passus aufgenommen, daß 
die jetzt vereinbarten Minderhei- 
tenrechte lediglich das derzeitige 
Minimum darstellen, bei jedem 
weitergehenden Zugeständnis 
der litauischen an die polnische 
Regierung dies nachträglich auch 
Einlaß in die deutsch-polnische 
Minderheitenregelung findet? 
Und wie sehr die Polen mit fal- 
schen Karten spielen, geht aus 
dem Interview des polnischen 
Botschafters in Bonn, Janusz 
Reiter, hervor, daß dieser dem 
»Spiegel« gab. Dort heißt es un- 
ter anderem: 


Das Spiel mit 
falschen Karten 


Auf die Frage »Wo liegen die re- 
gionalen Stärken Schlesiens?« 
antwortete Reiter: »Schlesien 
hat eine besondere Tradition. Sie 
ist geprägt worden von Polen und 
Deutschen (man beachte die Rei- 
henfolge; die Redaktion), von 
polnischer und deutscher Kultur. 
In der Volksrepublik Polen hat 
man versucht, diesen deutschen 
Teil der schlesischen Identität 
oder der schlesischen Geschichte 
zu leugnen.« 


Wenig später sagte Reiter: »Es 
gab auch Polen, die mit dem 
Kommunismus nichts zu tun hat- 
ten und die meinten, die deut- 
sche Tradition in Oberschlesien 
sollte man lieber verschweigen. 
Sie fühlten sich unsicher, sie 
glaubten, wenn man zugäbe, daß 
die Steine in Breslau oder in Op- 
peln nicht nur polnisch, sondern 
auch deutsch sprechen, würde 
der Anspruch Polens auf das Le- 
ben in diesen Grenzen in Frage 
gestellt.« 


Aus diesen Sätzen spricht der 
reinste polnische Chauvinismus. 


Wenn es überhaupt eine polni- 
sche Tradition in den ostdeut- 
schen Gebieten gibt, dann die; 
daß sie seit Jahrhunderten versu- 
chen, mit völkerrechtswidrigen 
Mitteln sich dieses urdeutsche 
Land anzueignen. Man denke 
nur an die Zeit kurz nach Ende 
des Ersten Weltkriegs, als deut- 
sche Freiwilligenverbände - un- 
ter ihnen auch der deutsche Frei- 
heitsheld Albert Leo Schlageter - 
es nur mit Mühe und Not schaff- 
ten, die polnische Besetzung Ost- 
deutschlands zu verhindern. 


Die Steine 
sprechen deutsch 


Ohne hier jetzt einen größeren 
Ausflug in die Geschichte ma- 
chen zu wollen, sind die Gebiete, 


. die den Polen jetzt völkerrechts- 


widrig zugefallen sind, seit Jahr- 
hunderten deutsch und sprechen 
die Steine, um bei Reiters Wort- 
wahl zu bleiben, in erster Linie 
deutsch und ist die dortige Tradi- 
tion auf deutschen Grundwerten 
aufgebaut und nicht auf den pol- 
nischen. 


Einen Unterschied zwischen den 
Traditionen beider Länder kann 
man erkennen, wenn man durch 
die schlesischen Dörfer fährt: 
Wer bei recht verfallenen Häu- 
sern und weniger ertragreichen 
bis heruntergekommenen Ak- 
kern auf polnische Besitzer und 
bei gepflegten Häusern und gut 
bestellten Ackern auf deutsche 
Eigentümer tippt, liegt in weit 
über 90 Prozent der Fälle richtig. 
Eine Tradition, die alte Deut- 
sche, die schon vor dem Zweiten 
Weltkrieg einen der wenigen dort 
lebenden Polen als Nachbarn hat- 
ten, heute kopfnickend bestäti- 
gen. 


Wahr ist sicherlich, daß die im 
heutigen Polen - um einmal bei 
dieser falschen Bezeichnung zu 
bleiben — lebenden Deutschen 
froh darüber sind, nach mehr als 
vier Jahrzehnten währenden 
Schikanen und Repressalien jetzt 
wenigstens wieder deutsch spre- 
chen und die deutsche Kultur 
pflegen zu könnnen. 


Nur stellt sich doch die Frage, ob 
dies nicht ein zu geringer Preis. 
für diesen Verzichtsvertrag ist? 
Jetzt einmal ganz außer acht las- 
send, daß ein wirklich dem Völ- 
kerrecht verpflichteter interna- 
tionaler Gerichtshof diese Über- 
eignung niemals anerkennen 
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Der Verrat 
ist perfekt 


dürfte, muß doch bezweifelt wer- 
den, ob mit etwas mehr Druck 
seitens der deutschen Regierung 
nicht doch ein Kompromiß etwa 
in der Art eines zwar unter polni- 
. scher Oberhoheit stehenden, 
aber mit weitestgehenden deut- 
schen Souveränitätsrechten aus- 
gestatteten Oberschlesiens zu er- 
reichen gewesen wäre. 


Die Blindheit der 
Bonner Regierung 


Zwar wird immer wieder seitens 
der deutschen Verzichtspolitiker 
betont, diese Abtretung wäre der 
Preis, den die Deutschen für ihre 
(Teil-)Einheit zu zahlen hätten - 
nur stimmt dies doch nicht. Der 
im Dezember des vergangenen 
Jahres zurückgetretene sowjeti- 
sche Außenminister Scheward- 
nadse hat kürzlich - endlich - zu- 
gegeben, was von CODE schon 
seit Monaten geschrieben wird. 
Daß nämlich die Wiedervereini- 
gung Mittel- mit Westdeutsch- 
lands überhaupt nicht aufzuhal- 
ten gewesen sei, und wenn, dann 
nur mit dem Einsatz sowjetischer 

Truppen, was gleichbedeutend 
mit dem Beginn des Dritten Welt- 
‚Kriegs gewesen wäre. 


Schewardnadse gab damit zu, 
daß sich die Sache, verselbstän- 
digt hatte, daß gegebenenfalls 
nur durch eine harte Linie beider 
immer weiteren Öffnung Un- 
garns nach dem Westen die Zer- 
splitterung des Ostblocks noch 
aufzuhalten gewesen wäre, daß 
danach. aber keine Regierung 
ohne Krieg die weitere Entwick- 
lung hätte aufhalten können. 
Eine sicherlich indirekte Bestäti- 
gung, daß Deutschland den Alli- 
ierten des Zweiten Weltkriegs 
nichts in Blickpunkt auf die (Teil-) 
Wiedervereinigung zu verdanken 
hat, wenn, dann überhaupt nur 
dem ungarischen Volke! 


. Von daher hätte man auch be- 
stimmter gegenüber den Polen 
auftreten können. Denn durch 
: die Auflösung des Warschauer 
Pakts, die immer größer werden- 
den wirtschaftlichen Schwierig- 
keiten der UdSSR und der kata- 
strophalen polnischen Politik der 
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vergangenen Jahrzehnte wären 
den Polen nur zwei Möglichkei- 
ten geblieben: Entweder in das 
wirtschaftliche Chaos treiben - 
und dann in der Frage der deut- 
schen Ostgebiete ganz kleine 
Brötchen zu backen - oder weit- 
gehende Zugeständnisse zu ma- 
chen. 


Sie unterschätzten nur eins, näm- 
lich die politische Blindheit der 
derzeitigen deutschen Bundesre- 
gierung. Diese betrieb nämlich 
ihre rein internationalistisch aus- 
gerichtete Politik, erkannte gar 
nicht die Chancen - beziehungs- 
weise durfte diese offiziell nicht 
erkennen - und verzichtete ohne 
gerechtes Aquivalent auf ein 
Viertel urdeutschen Gebietes. 


Wer von den Vertriebenen oder 
auch den national eingestellten 
Deutschen seine Hoffnung auf 
die CSU gesetzt hatte, sah sich 
ebenfalls betrogen. Dieser an- 
geblich besonders konservative 
Flügel der Union kam über ein 
ganz schwaches Flügelschlagen 
nicht hinaus oder wurde von laut- 
starken Kritikern abgewürgt. Da- 
für mußte man sich dann auf ein- 
mal den Vorsitzenden der CSU- 
Landesgruppe in Bonn, Wolf- 
gang Bötsch, anhören, der unter 
anderem folgendes von sich gab: 


»Die Vereinbarungen dokumen- 
tieren den erreichten Fortschritt 
der deutsch-polnischen Bezie- 
hungen ... In dieser Arbeits- 
gruppe (gemeint ist die Arbeits- 
gruppe der CDU, CSU und FDP 
zur Erarbeitung einer Entschlie- 
Bung an die Polen betreffend der 
Gestaltung der künftigen bilate- 
ralen Beziehungen; die Redak- 
tion) haben sich CDU, FDP und 
CSU im wesentlichen auf die in- 
haltlichen Grundelemente dieser 
Entschließung geeinigt. Die we- 
nigen noch offenen Dissens- 
punkte muß man nicht bis zur 
Unterzeichnung am kommenden 
Montag (gemeint ist der 17. Juni; 
die Redaktion) ausräumen, sie 
können in Ruhe während des Ra- 
tifizierungsverfahrens abgeklärt 
werden, 

Auf diese Weise werden wir die 
deutsch-polnischen Beziehungen 
auf eine dauerhafte und zukunft- 
weisende Grundlage stellen. Die 
deutsch-polnische Aussöhnung 
ist ein Werk des Friedens. Nur 
mit der Einbeziehung der Hei- 
matvertriebenen, der nationalen 
Minderheiten und der Jugend 
kann es auf sicheren Fundamen- 
ten gebaut werden.« 


Deutschland 


SPD-Länder 
verharmlosen 
RAF-Gefahr 


Friedrich Klausner 


Die SPD-regierten Bundesländer entwickeln sich zunehmend zu ei- 


ner innenpolitischen Gefahr. Dabei muß man sich fragen, was 


schlimmer war: die sicherlich aus hehren, aber naiven Motiven er- 
folgte Zusammenlegung der RAF-Terroristen oder die Weigerung 
vieler Sozialdemokraten, auch nach den jüngst bekanntgewordenen 
Erkenntnissen über die Gefahren durch eben diese Zusammenle- 
gung diese dennoch nicht zu beenden, in Einzelfällen unter Umstän- 
den sogar noch ausbauen zu wollen? 


Die nordrhein-westfälische CDU 
hat in einer Dokumentation eine 
Chronik dieses Skandals veröf- 
fentlicht, die es wert ist, auch an 
dieser Stelle näher vorgestellt zu 
werden. Auch wenn diese sich 
nur auf Nordrhein-Westfalen be- 
zieht, sind.die Ergebnisse unge- 
heuerlich - der oftmals mit vielen 
Abkürzungen versehene Origi- 
naltext der RAF ist zum besseren 
Verständnis soweit nötig mit den 
vollständigen Wörtern und der 
richtigen Orthographie versehen 
worden -—. 


Mit der SPD 
kann man reden 


»Anders als 89 sind wir heute alle 
bis auf 6 ... in SPD-Ländern ... 
Wir können von Anfang an. die 
bisherige SPD-Linie benutzen 


...K 


»Es ist klar, wir gehen auf Hun- 
gerstreik zu, wenn sich nicht so- 
fort was tut. Jemand wie Frenz 
geht zu einem SPD-Politiker, 
z.B. Engholm (oder wer?), redet 
mit ihm, sagt, was Sache ist ... 
und fordert Engholm auf, in 
Bonn eine politische Entschei- 
dung herbeizuführen.« 


Mit solchen und ähnlichen Zita- 
ten aus jüngst in. Zellen von 
RAF-Terroristen aufgefundenen 
Kassibern wartete am 14. Mai 
1991 das Fernsehmagazin »Pano- 
rama« auf. 

Das Fazit der Autoren: Die »wei- 


che Linie« der SPD bei der Zu- 


sammenlegung von RAF-Terrori- 
sten ist gescheitert. »Schade nur, 
daß einer der Hauptverantwortli- 
chen für die SPD-Linie, der 
nordrhein-westfälische Justizmi- 
nister Rolf Krumsiek, sich zu den 


neuen Erkenntnissen nicht äu- 


Bern wollte.« 


Illegales Informations- 
system von RAF- 


Gefangenen aufgepaut 


»Bei diversen Durchsuchungsak- 
tionen in insgesamt sieben ver- 
schiedenen Justizvollzugsanstal- 
ten fand man im März und Au- 
gust 1990 sowie im März 1991 
7000 beschriebene, zusammenge- 
faltete, dicht beschriebene Blät- 
ter. Kassiber, zum Teil verschlüs- 
selt in Zahlencodes oder in Mini- 
schrift. Kurzum: »ein illegales In- 
formationssystem« (Panorama). 


Generalbundesanwalt Alexander 
von Stahl hierzu: »In dieses Sy- 
stem sind die zusammengeführ- 


ten Gefangenen in Köln-Ossen-. 


dorf und die drei Gefanenen der 
Justizvollzugsanstalt in Celle voll 
eingebunden. Darüber hinaus ist 
davon auszugehen, daß auch die 
Gefangenen in Schleswig-Hol- 
stein an diesem Kommunika- 
tionssystem teilhaben.« (Pano- 
rama) 


Diskussionsbereitschaft der 
RAF-Gefangenen war nur vorge- 
täuscht. Die Auswertung der ge- 
fundenen Schriftstücke ergab: 
Die von: den hungerstreikenden 
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RAF-Gefangenen im Frühjahr 
1989 signalisierte »Diskussions- 
bereitschaft war nur eine Täu- 
schung« (Panorama), um die Zu- 
- sammenlegung in Gruppen zu er- 
reichen. Auch die SPD-Landes- 
regierung Nordrhein-Westfalen 
war ihr im April/Mai 1989 erle- 
gen. 


Auszug aus einem entzifferten 
RAF-Kassiber: »Aus allem, was 
sie einschätzen, wittern sie Mor- 
genluft, mit uns politisch fertig zu 
werden. Das ist eben ihre gren- 
zenlose politische Dummheit ... 
Sie denken, sie können uns poli- 
tisch alle machen ohne Eskala- 
tion, ohne Mord. Wir halten ih- 
nen einen »Knochen« hin bis zur 
Zusammenlegung.« (Panorama) 


RAF-Zusammenlegung 
erhöhte den 
Gruppendruck 


»Das illegale Informationssy- 
stem und die Zusammenlegung 
werden nach Expertenmeinung 
“ von den Häftlingen genutzt, um 
bei den ersten Anzeigen ideologi- 


scher Aufweichung Abtrünnige ' 


wieder auf Linie zu bringen.« 
(Panorama) 


Auszug aus einem gefundenen 
Schriftstück: »Entweder Du läßt 
das jetztsofort sein oder wir klä- 
ren das in der Gruppe offen, ... 
jetzt setz dich auf den. Arsch ... 
Ich sag Dir das: Du mußt dich 
entscheiden, was du willst. Wei- 
ter mit uns oder nicht. An dem 
Punkt ist es jetzt.« (Panorama) 


RAF-Gefangene spekulieren auf 
Zusammenlegung in zwei Groß- 
gruppen. »Die RAF-Gefange- 
nen spekulieren auf die weiche 
Haltung der SPD-Länder, um die 
Zusammenlegung in zwei große 
Gruppen (die 1989 nicht gelang) 
doch noch durchzusetzen.« (Pa- 
norama) 


Auszug aus einem gefundenen 
Schriftstück: »Anders als 89 sind 
wir heute alle bis auf 6 ... in SPD- 
Ländern ... Wir können von An- 
fang an die bisherige SPD-Linie 
benutzen...« 


Vor einem neuen 
Hungerstreik? 


Generalbundesanwalt Alexander 
von Stahl: »Wenn der elfte Hun- 
gerstreik wirklich kommt..., 
.dann muß jedermann wissen..., 


daß es ... in Wahrheit nicht um 
humanitäre Anliegen geht, son- 
dern einzig und allein darum, 
bessere Ausgangsbedingungen 
für die Freipressung bzw. Freilas- 
sung der inhaftierten RAF-Mit- 
glieder zu erlangen. (...) Es ist... 
in einem Zusammenhang mit ei- 
nem Hungerstreik auch nicht aus- 
zuschließen..., daß parallel dazu 
weitere Anschläge gemacht wer- 
den.« (Panorama) 


Die Chronologie des 
Zurückweichens 


1. Februar 1989: 38 RAF-Gefan- 
gene treten in einen kollektiven 
Hungerstreik, um ihre Zusam- 
menlegung in ein oder zwei große 
Gruppen zu erpressen. 


16. März 1989: Nordrhein-West- 
falen-Justizminister Rolf Krum- 
siek in einem Interview mit der 
TAZ: »Wir haben Tatgenossen 
nie zusammengelegt, auch .Ge- 
fangene aus anderen Ländern 
nicht, die sich als Freiheitskämp- 
fer ansehen. Wir möchten sie 
dem Gruppendruck entziehen, 
der immer mit einer Zusammen- 
legung verbunden ist.« 


25. März 1989: Meldung in 
»Heute«, ZDF: »Der nordrhein- 
westfälische Justizminister 
Krumsiek empfing heute die An- 
gehörigen von vier inhaftierten 
Terroristen. Er lehnte eine Zu- 
sammenlegung der Häftlinge ab, 
um sie nicht einem verstärkten 
Gruppendruck auszusetzen.« 


22. April 1989: Der SPD-Frak- 
tionsvorsitzende Professor Farth- 
mann im »Frühstücksfernsehen« 
von RTL-plus: »Keiner soll ir- 
gendwann auch nur dem Anfang 
einer Erpressung nachgeben, 
weil jede Erpressung unendlich 
ist, sofort die nächsten Schritte 
folgen. (...) Es darf auch nicht 
der Eindruck entstehen, als ob es 
sich hier um Opfer handelt, son- 
dern hier handelt es sich um Tä- 
ter.« 


Tarifverhandlungen 
mit den Terroristen 


13. April 1989: »Vor »Prinzipien- 
reitereic im Bemühen um ein 
Ende des Hungerstreiks inhaf- 
tierter RAF-Mitglieder hat der 
Chef der nordrhein-westfäli- 
schen Staatskanzlei, . Wolfgang 
Clement, die unionsregierten. 
Bundesländer gewarnt. (...) 


Nordrhein-Westfalen 
sich nach den Worten des Staats- 
sekretärs in Gesprächen mit den 
Inhaftierten derzeit um eine Zu- 
sammenlegung von vier in Nord- 
rhein-Westfalen einsitzenden Ter- 
roristinnen in Köln.« 


14. April 1989: »Für eine Zusam- 
menlegung von  inhaftierten 
RAF-Mitgliedern in mehrere 
kleine Gruppen hat sich die 
Evangelische Kirche im Rhein- 
land ausgesprochen. Die Lösung 
des Hungerstreik-Problems er- 
fordere eine große Flexibilität 
des Staates, der Häftlinge und ih- 
rer Anwälte.« 


19. April 1989: Der SPD-Frak- 
tionsvorsitzende Professor Farth- 
mann in einem Interview mit 
dem Bonner Generalanzeiger: 
»Wenn der Staat jetzt in Tarifver- 
handlungen mit den Terroristen 
einträte, wäre die Wirkung ver- 
heerend.« 


26. April 1989: Gemeinsame Ent- 
schließung aller Fraktionen im 
nordrhein-westfälischen Land- 
tag: »Eine Zusammenlegung ter- 
roristiicher Gewalttäter, die 
durch eine solche Gruppenbil- 
dung einen Kampf gegen unsere 
Gesellschaft fortsetzen oder för- 
dern wollen, ist indiskutabel.« 


12. Mai 1989: Die RAF-Gefange- 
nen brechen den Hungerstreik 
ab. Nordrhein-Westfalen kündigt 
eine Zusammenlegung von bis zu 
sechs Häftlingen in der Justizvoll- 
zugsanstalt Köln-Ossendorf an. 


»Fast wäre die’ 
Republik gekippt« 


29. Mai 1989: Die Tageszeitung 
»Die Welt« veröffentlicht Auße- 
rungen des inhaftierten RAF-Ter- 
roristen Helmut Pohl während 
des Hungerstreiks: »Fast wäre 
die Republik gekippt (...) Kein 
Einfluß auf CDU gehabt, das ist 
der Punkt.« 


9. Juni 1989: In einer von der 
CDU herbeigeführten Aktuellen 
Stunde im nordrhein-westfäli- 
schen Landtag erklärt Justizmini- 
ster Krumsiek: »Diese Zusam- 
menführung eröffnet ‚aufgrund 
konkreter Erkenntnisse der Lan- 
desregierung, die während des 
Hungerstreiks gewonnen und 
nach Beendigung der Aktion 
durch verschiedene wichtige Fak- 
ten erhärtet worden sind, tatsäch- 
lich die Möglichkeit, die Hinwen- 


bemüht ° 


dung der Gefangenen auf ein zu- " 
künftig straffreies Leben und ihre 
Integration in die Gesellschaft zu 
fördern.« Weiterhin teilt Krum- 
siek mit, man wisse »aus dem ver- 
öffentlichten Brief einiger Gefan- 
gener, daß künftig nicht mehr der 
bewaffnete Kampf, sondern die 
Diskussion untereinander und 
mit anderen ‚gesellschaftlichen 
Gruppen das Mittel der Ausein- 
andersetzung ist«. 


10. Juni 1989: Überschriften in 
der Tagespresse: »Krumsiek: 
Hinweise für »Läuterung«« 
(TAZ) j 
»Hinweise für Abkehr von RAF« 
(Frankfurter Rundschau) 
»SPD: RAF-Häftlinge schwören 
Gewalt ab« (Westfalenpost) 
»Krumsiek: Terroristinnen  ste- 
hen vor Neuorientierung« (West- 
fälische Nachrichten) 


13. Februar 1991: dpa: »Die Ju- 
stizministerien von Nordrhein- _ 
Westfalen und Niedersachsen be- 
reiten zur Zeit die Zusammenle- 
gung von fünf inhaftierten Ange- 
hörigen der Roten Armee-Frak- 
tion (RAF) vor.« 


14. Februar 1991: dpa: »Nach An- - 
gaben des Justizministeriums in 
Düsseldorf ist das Land grund- 
sätzlich bereit, RAF-Häftlinge 
an andere Bundesländer zu über- 
geben. Es gebe eine entspre- 
chende Anfrage aus Niedersach- 
sen. Dagegen sagte ein Ministe- 


riumssprecher in Hannover, die 


Verlegungsanträge seien aus 
Nordrhein-Westfalen übermittelt 
worden. (...) Eine Gefährdung 
der Sicherheit sei durch eine Ver- 
legung nicht zu befürchten.« 

1. April 1991: Der Vorstandsvor- 
sitzende der Treuhand-AG, Dr. 
Detlev Karsten Rohwedder, wird 
von einem RAF-Kommando in . 
Düsseldorf ermordet. 

Soweit die Dokumentation der 


‚CDU. Sie spricht für:sich selbst. 


Dies zeigt, wie sehr die RAF-Ter- 
roristen der SPD vertrauen, 
durch naivste, wenn nicht sogar . 
dümmste Politik ihnen letztend- 
lich den Weg für einen Sieg ihres 
Klassenkampfes zu bahnen. Be- 
sonders bedauerlich ist dabei, 
daß die SPD nicht schnellstmög- 
lich die Konsequenzen aus diesen 
Erkenntnissen zog und bis zur 
endgültigen Aufklärung erst ein- 
mal die räumliche Trennung der 
Terroristen anordnete. Die nie- 
dersächsische SPD-Justizministe- 
rin erklärte sogar, sie sehe keinen 
Anlaß, auf eine Fernsehsendung 
hin tätig zu werden. El", 
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- sichtsvorschriften 


Banker- 
Journal 


Stromnetz der 
USA in Gefahr 


Die Zuverlässigkeit der Strom- 
versorgung in den USA »klettert 
die Risiko-Leiter« empor, heißt 
es in dem jüngsten Bericht des 
North American Electric Reliabi- 
lity Council (NERC). Es wird da- 
vor gewarnt, daß sich das Strom- 
netz der USA von einem Über- 
schuß an Erzeugungskapazität 
noch vor einigen Jahren auf ein 
. »Defizit der allgemeinen Strom- 
versorgung« zubewegt. 


Im Jahr 1990, als es nur wenige 
extreme Wetterverhältnisse, Be- 
triebsausfälle oder Naturkata- 
strophen gab, heißt es in dem Be- 
richt, seien in Teilen der USA auf 
. Grund von hohen Temperaturen 
und Stromerzeugungsausfällen 
»Spannungsverringerungen, Auf- 
rufe, den Stromverbrauch einzu- 
schränken und sogar manuelle 
Stromabschaltungen notwendig 
geworden«. 


NERC, der die meisten Strom- 
versorgungs-Betriebe der USA 
repräsentiert, berichtet, daß Ex- 
perten vorausplanen, daß bis 
spätestens zum Jahr 2000 neue 
Kapazitäten in einer Größenord- 
nung von 200 bis 300 Gigawatt 
(GW) benötigt werden. Derzeit 
seien nür 86,2 GW neue Kapazi- 
tät geplant und weniger als 30 
Prozent davon befinden sich der- 
zeit im Bau. Dies bedeutet, daß 
ein Großteil dieser Kapazität 
nicht wie geplant in Betrieb ge- 
hen wird. Außerdem soll ein 
: Fünftel der geplanten Kapazitä- 
. ten von Lieferanten gebaut wer- 
- den, die nicht den Versorgungs- 
betrieben angeschlossen sind, so 
daß ein Großteil davon sich als 
unzuverläßlich erweisen könnte. 
Obwohl es - zumindest bislang - 
in den USA gesetzlich vorge- 
schrieben ist, eine verläßliche 
Stromversorgung  bereitzustel- 
len, warnen die Versorgungs- 
betriebe schon seit 1988 davor, 
- daß dies unter den derzeitigen 
Wirtschaftsbedingungen und Auf- 
unmöglich 
wird. Der NERC-Bericht für den 
vergangenen Sommer besagt, 
daß die Stromversorgungssitua- 
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tion in den USA der in den 
Dritte-Welt-Ländern, die täglich 
nur ein paar Stunden pro Tag 
elektrischen Strom bekommen, 
immer ähnlicher werde. oO 


Teures 
Deutschland 


Westdeutschland zählt zu den 
teuersten Produktionsstandorten 
der Welt. Nur in Dänemark ste- 
hen Arbeitskosten und Arbeits- 
produktivität in einem noch un- 
günstigeren Verhältnis zueinan- 
der als in der alten Bundesrepu- 
blik. Unter den Standortfakto- 
ren, die über Investitionen ent- 
scheiden, rangieren Arbeitsko- 
sten und Arbeitsproduktivität an 
vorderster Stelle. 


Die Arbeitskosten je Stunde in 
der Industrie liegen in den westli- 
chen Ländern beträchtlich niedri- 
ger als in Westdeutschland. Sie 
streuen in einer Bandbreite von 
knapp 20 bis etwa 80 Prozent des 
deutschen Niveaus. Schon der 
Abstand der Bundesrepublik 
Deutschland zu Dänemark auf 
Rang zwei beträgt gut 19 Pro- 
zent. L - 


Besonders günstig schneiden hier 
wichtige europäische und über- 
seeische Konkurrenten auf dem 
Weltmarkt ab: Frankreich mit 
67,7 Prozent des deutschen Nive- 
aus, dann Großbritannien mit 
65,3 Prozent sowie Japan mit 
68,2 Prozent und die USA mit 
63,8 Prozent. Am billigsten ist 
die Arbeitsstunde in Portugal zu 
haben: Dort erreicht das Lohn- 
niveau nicht einmal ein Fünftel — 
18,8 Prozent - der deutschen Ko- 
stenhöhe. 


Das Produktivitätsgefälle ist ähn- 
lich stark ausgeprägt wie die Ar- 
beitskostenunterschiede. Dabei 
gilt: Hohen Arbeitskosten steht 
tendenziell ein hohes Produk- 
tionsniveau gegenüber. 


Produktivitäts-Spitzenreiter ist 
Belgien. Dort liegt das Produkti- 
vitätsniveau um 8,4 Prozent über 
dem deutschen Niveau. Die Bun- 
desrepublik, Weltmeister bei den 
Arbeitskosten, erreicht nur den 
zweiten Platz. Ziemlich abge- 
schlagen markieren Griechen- 
land - 43,4 Prozent — und Portu- 
gal 24,7 Prozent — die Schlußlich- 
ter. ; 

Die Lohnstückkosten messen das 


Verhältnis zwischen Arbeitsko- 
sten je Stunde und Arbeitspro- 
duktivität. Hier zeigt sich: Die 
Wettbewerbsnachteile der Bun- 
desrepublik durch die hohen Ar- 
beitskosten werden nur zu einem 
Teil durch hohe Arbeitsprodukui- 
vität gemindert. Der Kosten-Bo- 
nus der wichtigsten Konkurrenz- 
länder auf dem Weltmarkt reicht 
von knapp neun Prozent in 
Frankreich über rund 25 Prozent 
in Japan bis zu fast 30 Prozent in 
Spanien. Lediglich gegenüber 
der dänischen Konkurrenz haben 
die deutschen Industrieunterneh- 
men einen Lohnkostenvorteil zu 
verbuchen. 


Osteuropa- 
Bank in 
London ihrer 
Bestimmung 
übergeben 


Die European Bank for the Re- 
construction and Development 
of Eastern Europe (EBRD) 
wurde in London ihrer Bestim- 
mung übergeben. Neununddrei- 
Big Länder aus ganz West- und 
Osteuropa, einschließlich der So- 
wjetunion, USA, Japan und Aus- 
tralien, treten der Bank bei, die 
von dem Franzosen Jaques Attali 
geleitet wird. Die Bank wird mit 
rund zehn Milliarden Dollar an 
Kapital arbeiten. Die Aufgabe 
der Bank stellt einen Kompromiß 
zwischen dem Wunsch der Euro- 
päer, Investitionsmittel in Infra- 
strukturen, das heißt in den öf- 
fentlichen Sektor, bereitzustellen 
und den Anglo-Amerikanern 
dar; die Investitionen lediglich im 
Verlauf der Privatisierung der 
Wirtschaft oder in bereits beste- 
hende privtisierte Firmen bevor- 
zugen. Es besteht Übereinstim- 
mung darüber, daß 60 Prozent 
des Kapitals der Bank in die letzt- 
genannte Art von Operationen 
fließen werden, während das üb- 
rige Kapital zur Entwicklung der 
Infrastruktur verwendet werden 
soll. 


Als Hinweis darauf, wer die Ge- 
schäftsführung der Bank über- 
nehmen wird, übertrug Attali 
den Vereinigten Staaten den Po- 
sten des ersten Vizepräsidenten 
und Leiters der »Geschäftsabtei- 
lung« sowie die Verantwortung 
für die Auswahl der Prioritäten 


zwischen der »Entwicklungsab- 
teilung« (Infrastruktur) und der 
Geschäftsabteilung (Privatisie- 
rung). Ein Italiener wird Vizeprä- 
sident für die Entwicklungsabtei- 
lung. 


Die EBRD befaßt sich bereits 
mit Anträgen zur Finanzierung 
von über 250 Großprojekten. Am 
weitesten fortgeschritten ist ein 
Projekt zum Umbau des gesam- 
ten Fernmeldewesens in Polen. 
Für Ungarn erwägt die Bank ein 
Projekt für die Schaffung eines 
Bankwesens, den Umbau des 
Fernmeldewesens und den Bau 
einer Straße, die das Land von 
Ost nach West durchqueren soll. 


Attali sagte zu der Zeitung »Li- 
beration«, die Bank habe fol- 
gende Prioritäten:. »Den Län- 
dern zu helfen, die richtige Ge- 
setzgebung und notwendige Insti- 
tutionen zu haben: eine Zentral- 
bank, ein Bankwesen, grundle- 
gende Infrastruktur (Straßen, 
Fernmeldeween, Eisenbahnen, 
Versorgungsnetze). Ohne einen 
Staat kann der Markt nur ein 
Schwarzmarkt sein.« 


Die Hälfte 
der Städter 
der USA lebt 


in Armut 


Fast die Hälfte der Stadtbevölke- 
rung in den USA lebt unter dem 
Armutsniveau, heißt es in einem 
von der League of Cities heraus- 
gegebenen Bericht. In dem Be- 
richt wird der abgrundtiefe Le- 
bensstandard in Amerikas zentra- 
len Städten dokumentiert. ° 


Bis spätestens 1989 lebten 43 Pro- 
zent der Stadtbevölkerung unter- 
halb des Armutsniveaus. Drei- 
viertel der Bevölkerung der USA 
lebt in Metropolen von minde- 
stens 100000 Menschen. 


Das Pro-Kopf-Einkommen ist 
1987 in den Städten Newark, Ei 
Paso, Cleveland, Baltimore, De- 
troit, Buffalo, St. Louis, Dayton, 
Birmingham, New Orleans, 
Louisville und San Bernardino 
unter 10000 Dollar gesunken und 
lag kaum über diesem Niveau in 
Chicago, Philadelphia, Milwau- 
kee, Memphis, Toledo, Tuscon, 
Fresno, Columbus, Norfolk und 
Pittsburgh. Die Einkommen für 


Newark beliefen sich nur auf 
7622 Dollar pro Kopf. 


Unter den Städten, in denen 
diese Erhebung stattfand, hatte 
die Arbeitslosenquote in Balti- 
more, Chicago, St. Louis und 
San Antonio bereits zwölf Pro- 
zent überschritten, während sie 
in Detroit über 17 Prozent lag. 


Der tatsächliche Stand der Ar- 


beitslosigkeit war viel höher und 
ist unter der Bush-Regierung so- 
gar noch weiter gestiegen. Die 
amerikanische Conference of 
Mayors (Bürgermeister-Konfe- 
‘ renz) berichtete ebenfalls, daß 
Anträge auf Nahrungsmittel-Not- 
hilfe im Jahr 1990 um durch- 
schnittlich 22 Prozent gestiegen 
sind, wie aus einer Übersicht 
über 30 amerikanische Groß- 
“ städte hervorgeht, und 75 Pro- 
zent der Hilfesuchenden waren 
'Familienangehörige. 


Nach einer Studie des Food Rese- 
arch and Action Center, einer 
Hungerbekämpfungsgruppe ohne 
Gewinnbeteiligung, hungert min- 
destens eines von acht Kindern 
unter zwölf Jahren in den USA. 
Dies entspricht einer Zahl von 
5,5 Millionen Kindern und ist 
wahrscheinlich noch eine sehr 
konservative Zahl, da das Census 
Bureau (Volkszählungsamt) 
selbst 9,4 Millionen Kinder als 
»arm« bezeichnet. Die typische 
hungrige Familie macht »Nah- 
rungsmittelknappheit« durch, 
das heißt sie muß auf Mahlzeiten 
verzichten - im Schnitt siebenmal 
pro Monat oder 25 Prozent der 
Zeit. 


Rund 

27 Millionen 
Afrikaner 
stehen vor dem 
Hungertod 


Siebenundzwanzig Millionen 
Afrikaner werden unmittelbar 
vom Hungertod bedroht, wenn 
‘die Außenminister der Europäi- 
schen Gemeinschaft nicht einen 
Noternährungsplan für mehrere 
afrikanische Länder genehmi- 
gen, warnten britische Hilfsorga- 
nisationen. Diese Hilfsgruppen 
behaupten, daß eine »tödliche 
Mischung« von Dürre und Bür- 
gerkrieg den Notstand eines Nah- 
rungsmittelmangels in der Grö- 


Benordnung von vier Millionen 
Tonnen in sechs Ländern verur- 
sacht habe, nämlich in Athio- 
pien, Sudan, Mosambique, An- 
gola, Malawie und Liberia. Weni- 
ger als zwei Millionen der not- 
wendigen vier Millionen seien 
bislang zugesagt worden, und nur 
ein Fünftel der notwendigen 
Menge sei tatsächlich geliefert 
worden. 

Was die Hilfeleistungsgruppen 
beunruhigt hat, ist die Tatsache, 
daß die EG bislang noch keinen 
Hinweis darauf gegeben hat, daß 
sie in ihrem Haushalt für Afrika 
die darin vorgesehene Lebens- 
mittelmenge erhöhen werde, ob- 


wohl solche erhöhten Zuteilun- 


gen für die Kurden, Osteuropa 
und die UdSSR beschlossen wor- 
den seien. 


Der Londoner »Guardian« unter- 
streicht eine »grausame Ironie« 
der Situation, nämlich, daß die 
Gefahr für Afrikaner zu einer 
Zeit kommt, in der es »rapide an- 
steigende Getreideberge« in den 
EG-Ländern mit 20 Millionen 
Tonnen 
treide in EG-Silos« gebe. oO 


Moskaus _ 
Konzessionen 
an ausländische 
Geldanleger 


Die Sowjetunion hat sich dazu 
entschlossen, ausländischen Fir- 
men Konzessionen einzuräu- 
men, um Rohmaterialien und 


° Energie zu entwickeln, berichtet 


die »Londoner Financial Times«. 
Der Ministerpräsident Valentin 
Pawlow erläuterte.diese neue Po- 
litik mit der ausländischen Geld- 
anlegern beträchtliche Konzes- 
sionen in Ol, Gas und Nichteisen- 
metallen eingeräumt werden sol- 
len. 


»In dem Programm haben wir 
das, was wir in den zwanziger Jah- 
ren schon einmal hatten: Konzes- 
sionen an ‘ausländische Firmen. 
Das Land ist reich an Minera- 
lien«, stellte er fest. 


Wladimir Durasow von der staat- 
lichen Planungskommission 
meinte, daß sowohl Gemein- 
schaftsunternehmen als. auch der 
Gedanke an eine freie Wirt- 
schaftszone sich aus verschiede- 
nen Gründen als ungeeignet er- 


»überschüssigem Ge-- 


wiesen hätten, und Moskau habe 
sich daher dazu entschlossen, 
stattdessen direkte Konzessionen 
anzubieten. 


Die Ankündigung über den 
Übergang zur Politik der Konzes- 
sionen. erfolgt mitten in den Ver- 
handlungen hinter den Kulissen 
zur Festlegung der Bedingungen 
für Michail Gorbatschows vorge- 
schlagene Koalitionsregierung 
mit dem Präsidenten der Russi- 
schen Föderation, Boris Jelzin. 
In der Vergangenheit hatte Jelzin 
darauf bestanden, daß westliche 
Firmen Verträge mit der Födera- 
tion, nicht mit der Zentralregie- 
rungin Moskau, abschließen. Be- 
obachter berichten, daß, wenn 
diese Probleme gelöst werden 
können, größere .Investitionen 
speziell in Energieprojekte aus 
Westeuropa und Japan erfolgen 
könnten. D 


Absage an eine 
nachindustrielle 
Gesellschaft 


»Nachindustrielle Gesellschaft? 
Nein danke!«, dies ist die Über- 
schrift zu einem Artikel in der ka- 
tholischen Zeitschrift »Studi Cat- 
tolici«, die in Mailand heraus- 
kommt. Der Artikel greift die 
von der Trilateralen Kommis- 
sion, dem Club of Rome, der Car- 
ter-Regierung verbreiteten »öko- 
logischen Gendanken« und die in 
dem von Bush vorangetrieben 
Clean Air Act enthaltenen Ge- 
danken scharf an. 


»Das Grundproblem besteht 
darin: Ist die Wirtschaft ein Ge- 
biet, wo wenige Leute Macht 
über die übrige Gesellschaft aus- 
üben, oder ist sie das notwendige 


.Instrument für das Überleben 


der menschlichen Spezies? Wenn 
die erste Alternative zutrifft, 
dann ist die anglo-amerikanische 
Politik der letzten 20 Jahre rich- 
tig. Aber wir wollen sehen, wie 
das funktioniert: Wenn die Pro- 


duktionskapazitäten unter einem -- 


Papierumlauf in Form einer 
Schuld von noch nie dagewese- 
nen Dimensionen sinken, wird 
die Kriegsmaschine in Bewegung 
gesetzt, um dasin den Griff zu be- 


‚kommen, was heute das kostbar- 


ste Rohmaterial ist, Ol, und mög- 
licherweise die Herrschaft dar- 
über auszunutzen, um die Profite 
einzuheimsen, mit denen ver- 


sucht werden soll, die enorme .. 


Schuld abzuzahlen. Es ist auf je-_ 
den Fall eine imperialistische Po- -* 
litik. 


Wenn die zweite Alternative zu- 
trifft, dann muß der »freie Markt« 
reguliert werden, um die Ent- 
wicklung und Anwendung von . 
Technologie zu ermöglichen und 
zu fördern, um die »Okologie« 
oder »Finanzkrise< durch diese 
Entwicklung zu überwinden. 


Wenn die Entwicklung weiterge- 
hen soll, dann muß die Produkti- 
vität des Systems fortlaufend er- 
höht werden, und die Erhöhung 
darf nicht Folge des Übergangs 
zu höheren Technologien sein. 
Dies setzt stillschweigend vor- 
aus, daß das kulturelle Niveau 
der Gesellschaft verbessert und 
dessen innere Harmonie gestei- 
gert werden muß.« oO 


Moskau. 
bittet um 
japanische Hilfe 


Der sowjetische Präsident Mi-. 
chail Gorbatschow rief Japan zur 

Hilfe bei einer Reihe von »Groß- 

projekten« im Fernen Osten der 

Sowjetunion und in Sibirien auf. 

In einer Ansprache vor japani- 

schen Geschäftsleuten sagte er, 

diese Hilfe sei für Projekte der In- " 
frastruktur und Entwicklung der 

Energieversorgung vorgesehen. 

Um dieses Ziel zu erreichen, 

schlug Gorbatschow die Grün- 

dung einer »Japanischen-Sowje- - 
tischen Bank für Entwicklung« 
vor. Zu den Projekten im Mittel- 
punkt der japanisch-sowjetischen 
Verhandlungen gehören die Ent- 
wicklung der Ol- und, Gasvor- 
kommen der Insel Sachalin und 
die gemeinsame Ausbeutung des 
Öls im Baikalsee, die Verbesse- . 
rung der Produktion einer Werk- 
zeugmaschinenfabrik in Moskau 

und der-Bau eines Kernreaktors- 
auf der Insel Sikotan (Süd-Kuri- 
len) zur Erzeugung von Kern- 
brennstoff für beide Länder. 


Indessen kauft die Sowjetunion 
japanische Lokomotiven für die 
Baikal-Bahn. Ein Vertrag für 
über 250 Diesel-Lokomotiven 
und eine Option auf weitere 50 
wurde kurz vor Gorbatschows... 
Staatsbesuch in Japan zwischen 
der sowjetischen Staatsbahn und 
Ostjapan-Bahn unterzeichnet. U 
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Bundesbank 


Die 


Geldmenge 
explodiert 


Rudolf Seufert 


Um zwanzig Prozent sei die Geldmenge in der Bundesrepublik in 
den Februar-Vergleichsmonaten 1990/1991 gestiegen. Nicht überra- 
schend für diejenigen, die den plötzlichen Bargeldanstieg durch Aus- 
gabe der festen DM in den neuen Bundesländern als Katastrophe 
prognostizierten, erst recht im Verhältnis 1:1, während das Lohnni- 
veau weit unter dem der alten Bundesländer lag, erst recht das Preis- 


niveau. 


Die Bundesbank, allen voran ihr 
damaliger Präsident Dr. Pöhl, 
hatten eindringlich vor den Fol- 
gen gewarnt. Nun sind sie da, die 
ersten Vorboten der Folgen. Da- 
bei wußte jeder, der rechnen 
konnte, schon im Sommer 1990, 
daß ein Umtausch wie geplant, 
zu einem zweistelligen Geldmen- 
genzuwachs führen mußte. Merk- 
würdig dabei ist, daß einmal die- 
ser Zuwachs erst jetzt bekannt 
gegeben wird; zum anderen sind 
die Vergleichszeiträume Februar 
1991 zu Februar 1990 recht merk- 
würdig. Als ob das neue Geld in 
die neuen Bundesländer erst An- 
fang dieses Jahres hineingekippt 
worden wäre. Die Geldmenge ist 
doch bereits zum Zeitpunkt der 
Ausgabe des neuen Geldes ge- 
wachsen, nicht erst im Februar 
1991. 


Das Geheimnis um 
die Stasi-Druckerei 


Weiter merkwürdig ist die von 
fast allen Medien verheimlichte 
Tatsache, daß bereits im Dezem- 
ber 1990 in Ostberlin eine Stasi- 
Druckerei ausgehoben wurde, 
die eine Spezialdruckerei war 
und so firmierte. Sie wurde. von 
Stasi-Offizieren gemanagt. Sie ar- 
beitete mit neuesten, teuersten 
Maschinen aus der Schweiz und 
der alten Bundesrepublik. Sie 
konnte sogar Silberfäden in Pa- 
- pier einziehen. Sie ahnen es: Sie 
druckte Geldscheine, und zwar 
die DM so verblüffend echt nach, 
daß eine Unterscheidung kaum 
möglich ist. Wie gesagt, inklusive 
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Dem ausgeschiedenen Bun- 
desbankpräsident :Karl-Otto 
Pöhl war es bisher gelungen, 
das Geldmengenwachstum in 
Grenzen zu halten. 


der »fälschungssicheren« Silber- 
fäden. Als ob das Geld nicht im- 
mer schon zu allen Zeiten ge- 
fälscht wurde. Die Bundesbank- 
Pressekampagnen machen der 
Bevölkerung das Gegenteil weis. 
Merkwürdig: Obwohl die West- 
berliner Staatsanwaltschaft die 
Geschäftsräume durchsucht 
hatte und die Silberfadenma- 
schine und Stasi-Leute vorfand, 
unternahm sie nichts. Keine Be- 
schlagnahme, keine Versiegelung 
der Räume, keine Festnahmen. 
Der Kommunismus macht den 
Kapitalismus in aller Ruhe ka- 
putt. Indem der Kommunismus 
eine Scheinniederlage hinlegt, 
besiegt er noch den Kapitalismus 
im letzten Moment. Denn die 
Währung ist das Heiligste eines 
kapitalistischen Landes. 

Nebenbei druckte die Stasi- 


Druckerei noch bundesdeutsche 
und Schweizer Pässe, täuschend 
echt. Auch deswegen gab es kei- 
nen Handlungsbedarf. Die Bun- 
desanwaltschaft hat inzwischen 
ihre müden Ermittlungen aufge- 
nommen. Hinreichend bekannt 
ist inzwischen die Tatsache, daß 
Stasi-Leute mit hochmodernen 


Druckmaschinen unsere »fäl- 
schungssicheren Personalaus- 
weise« herstellten und DDR- 


Meisterspion Mischa Wolf heute 
für den sowjetischen Geheim- 
dienst KGB arbeitet. 


tungen erfolgt, die Maschinen si- 
cher gestellt und die »Geschäfts- 
räume«versiegelt worden. Jede 
kleine Fälscherwerkstatt wäre 
längst liquidiert. Nicht so im ver- 
einigten SED-PDS-CDU-CSU- 
FDP-Staat, bei dessen Zustande- 
kommen SED-Genossen maß- 
geblich mitwirkten. Gysi sagte: 
»Wir kommen wieder!« Heute 
sitzt er mit anderen SED-Scher- 
gen - zum Beispiel Modrow - im 
Deutschen Bundestag. Die Par- 
tei, die staatlichen Mord als 
Dienstleistung in aller Welt feil- 
bot und durchführte, hat ihre 
Volksvertreter im Bonner Bun- 
destag sitzen. Kriminelle Vereini- 


gung! 


Eigentlich eine 
kriminelle Vereinigung 


Es scheint nicht so, zumindest 
scheinen ganz andere Dinge die 
im Bundestag sitzenden Parteien 
- einschließlich der Grünen - zu 
verbinden, Dinge, die sicherlich 
nicht zum Wohl des regierten Vol- 
kes dienen. 


Die Folge der Untergrabung un- 
serer Währung: drastische Kapi- 
talflucht des Auslandes, ebenso 
der Inländer ins Ausland, da In- 
flation ungeahnten Ausmaßes be- 
vorsteht. 

Wozu die Engländer dank That- 
cher’scher Lügenpolitik ein Jahr- 
zehnt gebraucht hatten, nämlich 
30 Prozent Geldmengenzuwachs 
zu erzielen, das haben die Bon- 
ner Politiker in nur einem Jahr 
oder noch kürzer zu zwei Dritteln 
geschafft. 


Das Ausland wird den Braten rie- 
chen und sich von Kapitalanla- 
gen trennen, die Börsen werden 
fallen. DAX 1600 ade! 


Preisexplosion ist hierzulande an- 
gesagt, Arbeitslosigkeit und Sta- 


gnation des Exports. Konjunktur- 


- einbruch ungeahnten Ausmaßes. 
Doch das Bundeskriminalamt 


und verbeamtete Politiker wer- 
den in aller Ruhe ihre »Arbeit« 
verrichten, während auch die 
SED-Spezialdruckerei Berlin in 


aller Ruhe weiter arbeiten kann, 


wie es scheint und ihr eigenes 
Geld nach Bedarf druckt, wäh- 
rend die Bevölkerung bald nicht 
mehr wissen wird, wie sie die ho- 
hen Preise bezahlen wird. Denn 
der explodierenden Geldmenge 
stehen keine realen Produktio- 


» nen mehr gegenüber. 
Anderswo wären längst Verhaf- 


Die Probleme der explo- 
dierenden Geldmenge 


Merke: Nicht ohne Grund hat 
sich die SED-PDS hartnäckig 
und erfolgreich geweigert, ihr 
Vermögen bekanntzugeben oder 
einer Kommission zur Überprü- 
fung des Nachweises der rechts- 
staatlichen Erwirtschaft Ein- 
blicksmöglichkeiten gegeben. 
Statt dessen lassen sich die Bon- 
ner Politiker mit dummen me- 
dienwirksamen Sprüchen abfin- 
den, wie zum Beispiel »PDS will 
sich von 80 Prozent ihres Vermö- 
gens trennen«, während niemand 
außer den SED’lern weiß, wie 
groß das Vermögen effektiv ist. 


Wen wundert es denn noch, daß 
die Geldmenge explodiert, wenn 
von Stasi-Leuten in Ostberlin mit 
stiller Duldung der Ermittlungs- 
behörden unsere Währung im 
großen Stil nachgedruckt wird? 


Sie erinnern sich: Erst im Som- 
mer 1990 haben die Bonner Poli- 
tiker die Prägestöcke für Münzen 
nach Ostberlin geschafft, damit 
unsere Münzen dort unmittelbar 
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geprägt werden können. Der zy- - | 


nische Kommentar der Bundes- 
bank damals: »Sollten sie doch 
auch gleich die Notenpressen 
nach Berlin schaffen!« 


Nun sind die alten Stasi-Seil- 
schaften dem offenbar zuvorge- 
kommen. Wann wird diese hoch- 
verräterische Politik Bonns end- 
lich ihr Ende finden? 


Börse 


Die Plutokra- 
ten und die: 


kleinen 


Aktionare 


Erich Nold 


Ein Generaldirektor aus Österreich: Bei der Metallgesellschaft ver- 
sucht er. Sondervorteile in Form von »steuerfreien« Wandelanleihen 
nur zu Gunsten »leitender und exklusiver Mitarbeiter« durch Haupt- 
versammlungsbeschluß durchzusetzen. Dagegen erhob Erich Nold 


Klage. ; 


Von der Metallgesellschaft be- 
sitze ich seit vielen Jahrzehnten 
nur 14 Aktien, die einen Wert von 
höchstens 10000 DM haben. Das 
Gericht setzte sofort einen Streit- 
- wert von über 1,3 Millionen DM 
fest, die Kosten würden den Wert 
meiner Aktien um das Vierzigfa- 
che übersteigen. Die Richter- 
Kammer für Handelssachen setzt 
sich aus gegenseitig über die 
Frankfurter Industrie- und Han- 
delskammer nominierte Ge- 
schäftsleute, Geschäftsführern 
- „und Vorständen großer Aktienge- 
sellschaften zusammen. Ich 
komme mir dabei vor, als hätte 
ich den Teufel bei seiner Groß- 
mutter verklagt. 


Der Knüppel 
des Streitwertes 


Derartige Methoden mit dem 
.Knüppel des Streitwertes sind ei- 
nes sozialen Rechtsstaates un- 
würdig, untergraben die freiheit- 
lich demokratische Grundord- 
nung und liefern die entspre- 
chende Munition für die Feinde 
unserer »freien« Gesellschafts- 
und Wirtschaftsordnung. Derar- 
tige Methoden verstoßen auch 
gegen den Grundsatz der Verhält- 


nismäßigkeit, dem der Gleichbe-. 


handlung und der Rechtsstaat- 
lichkeit, versuchen einen Rechts- 
suchenden um Haus und Hof zu 
bringen. Sie versuchen den 


Rechtssuchenden vor seiner Fa- 
milie als »verrückt« hinzustellen, 
wenn er das Gericht gegen eine 


große Aktiengesellschaft in An- 
spruch nimmt, hinter der vor al- 
lem die Dresdner Bank, das 
Scheichtum Kuwait, die Siemens 
AG und die Deutsche Bank ste- 
hen. 


Ein Aktionär, der eine große Ge- 
sellschaft oder. Bank verklagt, 
muß sich schwer terrorisiert 
durch den völlig absurd-exorbi- 
tant hohen Streitwert vorkom- 
men, der in keinem Verhältnis zu 
seinem klägerischen Interesse 
steht. Er soll bereits im Vorfeld, 
bevor überhaupt die Verhand- 
lung beginnt, »fertig gemacht« 
und in seiner Moral und wirt- 
schaftlichen Interesse abgewürgt 
werden. 


Ein kleiner Aktionär wird im Na- 
men des plutokratischen Gesetz- 
gebers -— der nebenbei bemerkt 
von den Großbanken widerrecht- 
lich Aber-Millionen an »Partei- 
spenden kassiert - durch solche 
Gerichtsherren auf vornehme 
Art über den Streitwert und da- 
mit über die Kosten eleminiert 
und ruiniert. 


Die herrschende Meinung 
wird produziert 


Im übrigen sind es seltsame De- 
mokraten, die so tun, als ging al- 
les neutral und gerecht zu. In 
Wirklichkeit wird alles sorgfältig 
hinter geschlossenen Türen in ge- 
heimen Absprachegremien im 
voraus geplant. Hier werden all- 


wöchentlich bei gutem Essen und 


Getränken engste Verbindungen ° 


eingehend .»koordiniert«. Alles 
was hier geschieht, ist streng ge- 
heim, wie natürlich auch die Mit- 
gliederverzeichnisse. Es wird 
»ganz herrschende Meinung« 
produziert, indem man nicht nur 
den Gesetzgeber, die Parteien 
und ihre Repräsentanten großar- 
tig beeinflußt, auch für die Rich- 
ter fallen Wohltaten ab. 


Richter - wenn sie sehr wichtig 
sind — bekommen teilweise über 
ihre Kollegen Rechtsanwälte - 
sie sind natürlich in den Abspra- 
chegremien vertreten — wichtige 
Sachen zugeteilt. Sie werden aus- 
erlesen und »nominiert« für soge- 
nannte schiedsgerichtliche Sa- 
chen. 


Hinter einen Fall bin ich zufällig 
gekommen. hier bekam der Rich- 
ter eine »kleine Sache« mit Streit- 
wert von einhundert Millionen 
DM. Er machte einen Vergleich, 
Umfang eine halbe DIN A 4 
Seite, zwischen drei Großkonzer- 
nen und bekam 800000 DM für 
seine Bemühung privat, wozu er 
allerdings rein legal die Genehmi- 
gung des zuständigen Gerichts- 
herrn hatte. 


Bei solchen Großsachen können 
in unserem Staat Richter privat 
Kasse machen dank großer An- 
waltsozietäten, die sie nominie- 


ren im Auftrag großer Banken - 


und Konzerne. Wie da dem eige- 
nen Justizfiskus von den eigenen 
Bediensteten Konkurrenz ge- 
macht wird, scheut natürlich das 
Licht der Öffentlichkeit. 


Ich fühle mich durch diese dunk- 
len Geschäfte der Richter diskri- 
miniert, weil ich selbst natürlich 
derartiges nicht bieten kann. Of- 
fenbar ist niemand perfekt und 
schon in der Bergpredigt warnte 
Jesus, daß kein Mensch zwei Her- 
ren dienen kann. 


Die guten Freunde 
im Aufsichtsrat 


Noch ein anderer Beweis für plu- 
tokratische Gesetzgebung. Wie 
bei der Gesetzgebung ein pluto- 
kratischer Drall herrscht, so färbt 
dieser immer stärker auf Gericht 
und Richter ab. j 


Beispiel Paragrapli 137 des Ak- 
tiengesetzes: Der Paragraph ist 
ein großer Skandal und führte 
zum Beispiel zu der Devisen-Ver- 


-untreuung beim VW-Konzern, 


die angeblich 500 Millionen DM 
- andere sagen drei Milliarden 
DM - hoch sein soll. Es ist näm- 
lich in Wirklichkeit niemand in 
der Lage, der sich in einen Auf- 
sichtsrat wählen läßt, wirklich 
Aufsicht zu führen; es sind alles 
»gute Freunde« vom Vorstand, 
und dieser macht letztendlich, 
was er will. 


Der Paragraph 137 des Aktienge- 
setzes lautet: »Abstimmung über 
Wahlvorschläge von Aktionären. 
Hat ein Aktionär einen Vorschlag 
zur Wahl von Aufsichtsratsmit- 
gliedern nach $ 127 gemacht und 
beantragt er in der Hauptver- 
sammlung die Wahl des von ihm 
Vorgeschlagenen, so ist über sei- 
nen Antrag vor dem Vorschlag 
des Aufsichtsrates zu beschlie- 
Ben, wenn es eine Minderheit der 
Aktionäre verlangt, deren Anteil 
zusammen den zehnten Teil des 
vertretenen Grundkapitals errei- 
chen.« 


Man verlangt also von einem Ak- 
tionär, daß er ein Milliardenver- 
mögen in Händen haben muß, 
um in der Lage zu sein, sich an ei- 
ner Aufsichtsratswahl zu beteili- 
gen. Eigentlich ist darum diese 
»Wahl« keine Wahl mehr im 
Sinne von Auswahl. 


Die Aufsichtsräte der Aktienge- 
sellschaften werden von den je- 
weiligen Vorständen und Auf- 
sichtsräten zur Wahl vorgeschla- 
gen, es ist eine Kooptation auf 
Gegenseitigkeit. Der Aktionär, 
wenn er kein Großaktionär ist, 
wird »zum Narren« gemacht, ist 
im Grunde Stimmvieh. Und . 
darum stimmen die großen und 
auch die kleineren. Banken 
grundsätzlich für die Verwal- 
tungsvorschläge, ihre Vorstände 
besetzen nachhaltigst die: Auf- 
sichtsratssitze. Sie stimmen an- 
onym, nur wer dagegen ist, muß 
nummerierte Stimmkarten ver- 
wenden. Der Neinsager muß be- 
fürchten, daß er und seine Erben 
für ewig »gespeichert« werden. 
Dieses Vorgehen führt regelmä- 
Big zu 99,9 prozentigen Mehrhei- 
ten und unterscheidet sich eigent- 
lich in nichts von den diktatori- 
schen Methoden kommunisti- ' 
scher Machart. DO 
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Geld 


Die Sou- 


veränita 


der Währung 
bedroht 


C. Gordon Tether 


Länder, die über die Bedrohung besorgt sind, die Bushs »Neue Wel- 
tordnung« für ihre Souveränität darstellen, befinden sich in einer 
Catch-22-Situation, in einem Teufelskreis. Wirtschaftshilfe ist nur 
dann erhältlich, wenn sie die Erosion ihres Rechts, ihre wirtschaftli- 
chen Interessen selbst zu vertreten, akzeptieren. 


»Der Yen und die Deutsche Mark 
sind weit von unserer heimischen 
Wirtschaft entfernt«, war kürz- 
lich in einem führenden amerika- 
nischen Nachrichtenbrief, der 
sich mit Geldanlagen auf interna- 
tionaler Ebene befaßt, zu lesen. 
»Und doch können Schritte, um 
diese Währungen zu verteidigen, 
direkt mit unserer wirtschaftli- 
chen Erholung, unserem Markt 
und den entsprechenden Investi- 
tionen zusammenprallen.« 


Druck auf die 
Bonner Regierung 


Nichts könnte für die derzeitige 
Weltfinanzszene relevanter sein. 
Denn es waren haargenau Be- 
sorgnisse dieser Art, die das 
Weiße Haus vor einigen Wochen 
dazu veranlaßte zu versuchen, 
sich der Hilfe anderer Mitglieder- 
staaten der G7-Gruppe - die Ver- 
einigten Staaten und sechs wei- 
tere Industrieländer — zu bedie- 
nen, um Deutschland dazu zu 
veranlassen, seine Zinssätze zu 
senken. 


Wegen der Internationalisierung 
der Geldmärkte, die der »Eine- 
Weltlerismus« mit sich gebracht 
hat, werden die Bemühungen an- 
derer Länder, die weltweite Re- 
zession ins Gegenteil zu verkeh- 
ren durch die Beharrlichkeit der 
Deutschen, ihre Zinssätze anzu- 
heben, um die durch die Wieder- 
vereinigung aufgeworfenen  in- 
nenpolitischen Probleme in den 
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Griff zu bekommen, ernsthaft be- 
hindert. 


Es ist daher verständlich, daß 
Washington verlangt, daß auf die 
deutsche Regierung Druck aus- 
geübt wird, damit diese sich mehr 
um das Allgemeinwohl küm- 
mert. Und doch muß erkannt 
werden, daß Washington, indem 
es an die G7-Gruppe appelliert, 
diese Aufgabe zu übernehmen, 
stillschweigend das Heilmittel ak- 
zeptiert, das die Internationali- 
sten ständig in den Vordergrund 
schieben und behaupten, es sei 
eine vernünftige Methode, um 
mit einem solchen unbequemen 
Problem des Eine-Weltlerismus 
fertigzuwerden. 


Dieses Heilmittel ist effektiv die 
Einführung internationaler Pro- 
zesse der Zusammenarbeit, die 
die Aufgabe haben, das neue Sy- 
stem im Interesse der Allgemein- 
heit auf fortdauernder Grund- 
lage zu verwalten. Natürlich kön- 
nen solche Institutionen diese 
Verantwortlichkeiten nur dann 
auf ihre Schultern laden, wenn ih- 
nen die Macht verliehen wird, die 
Politik der beteiligten Länder zu 
beeinflussen. Daher brauchen 
die stillschweigenden Auswirkun- 
gen auf die zukünftige Souveräni- 
tät der Teilnehmerstaaten kaum 
hervorgehoben zu werden. 


Es wird oft darauf hingewiesen, 
daß, obwohl internationalisti- 
sche Organisationen wie die Bil- 
derberg-Gruppe und die Trilate- 


Die Souveränität der DM ist durch die Pläne der Internationalisten 
bedroht. Gold ist der letzte Rettungsanker, um diesem Teufels- 


kreis zu entrinnen 


Bei der Internationalisierung der Währungen, die der Eine-Weltleris- 
mus mit sich bringt, bietet Gold vielleicht einen Ausweg. 


rale Kommission sehr erfolgreich 
sind, den Vormarsch des Eine- 
Weltlerismus in Gang zu bringen, 
es diese bisher noch nicht ge- 
schafft haben, sehr viel dafür zu 
tun, um sich ihren Endtraum - 
die Erreichung einer Eine-Welt- 
Regierung - zu erfüllen. Es 
könnte jedoch sehr wohl der Fall 
sein, daß dieses Endziel langsam 
in Sicht kommt. Denn was wir 
jetzt erleben ist das Auftauchen 
von Institutionen, die die not- 


wendige Grundlage für eine sol- 
che Kulmination bilden könnten. 


Die Akzeptanz des Weißen Hau- 
ses des Gedankens, daß viel da- 
für spricht unter den Schirm des 
Systems der Zusammenarbeit 
der G7-Gruppe zu schlüpfen um 
mit dem Problem der amerikani- 
schen Rezession fertigzuwerden, 
ist schließlich nicht das einzige 
Beispiel für diese neue Erschei- 
nung. Es gibt andere hervorste- 
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chende Beispiele für die Art und 
Weise,in der die Notwendigkeit, 
sich Erleichterung von den Drük- 
ken zu schaffen, die den Volks- 
wirtschaften durch den Rück- 
strom des Eine-Weltlerismus auf- 


“erlegt werden, andere Länder 


dazu ermutigt, ihre Souveränität 
nach und nach an internationale 
Institutionen auszuliefern. ' 


Souveränität geht an inter- 
nationale Institutionen 


Eines davon ist die vor kurzem 
getroffene Entscheidung der bri- 
tischen Regierung, sich den Me- 
chanismus zur Stabilisierung der 
Wechselkurse der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft zu ei- 
gen zu machen. 


Diese bedeutsame Änderung der 


- Politik in London ist dargestellt 


worden als Nachspiel einer »Stil- 
änderung«, als Folge des Nieder- 
gangs der angeblichen »schril- 
len« Mrs. Thatcher. Aber es war 


mehr dabei im Spiel als dies. Der - 


Vormarsch des Eine-Weltleris- 
mus hat für das Vereinigte König- 
reich Management-Probleme 
ähnlicher Art hervorgerufen wie 
die, mit denen es die Vereinigten 
Staaten zu tun haben - besonders 
wegen dessen Auswirkung auf 
Zinssätze. 


Weil Whitehall nun zu der 
Schlußfolgerung kam, man 
könne sich dadurch Erleichte- 
rung verschaffen, daß man tiefer 
in die »Vision« des Gemeinsa- 
men Marktes verwickelt wird, 
stimmte es zu, das Pfund Sterling 
in den europäischen Wechsel- 
kursmechanismus einzubezie- 
hen. 


Eine gefährliche 
Illusion 


Inwieweit das hilfreich sein wird, 
kann uns nur die Zeit lehren. Was 
jedoch bereits überdeutlich klar 
ist, ist die Tatsache, daß wirt- 
schaftliche Kollaboration die ei- 
gentliche Sache ist, um die es bei 
der politischen Vereinigung geht, 
läuft Großbritanniens Vereini- 
gung mit der Europäischen Ge- 
meinschaft, zwangsläufig mit der 
sukzessiven Auslieferung seiner 
Souveränität an die zentralisier- 
ten Institutionen dieser Organi- 
sation in Brüssel einher. 


Dies läuft letztenendes darauf 
hinaus, daß der auf wirtschaftli- 


chem Gebiet durch die Eine- 
Weltler geschaffene Teufelskreis 
seinen Zweck erfüllt. Es tritt 
langsam eine erkennbare Form 
der Weltregierung in Erschei- 
nung, die bei der Gestaltung der 
Schicksale der Völker aller Län- 
der im Laufe der Jahre eine im- 
mer wichtigere Rolle spielen 
wird. 


Gibt es für die einzelnen Länder 
irgendeine Möglichkeit, die Uhr 
zurückzustellen und einen Teil ih- 
res traditionellen Rechtes wieder- 
herzustellen, ihre Angelegenhei- 
ten so zu regeln, wie es ihnen ge- 
nehm ist, statt den Verwaltern 
des neuen Eine-Welt-Systems 
sich unterzuordnen? Eine Sache 
mit der eine solche Denkweise 
sofort fertigwerden muß, ist die 
Propaganda, die von der Eine- 
Welt-Lobby gefördert wird, um 
ein derartiges Zurückgleiten zu 
entmutigen. 


»Die Nostalgie, die man in eini- 
gen Kreisen für die Sicherheit des 
alten Systems verspürt, nährt ge- 
fährliche. Illusionen«, sagte der 
Generaldirektor des Internatio- 
nalen Währungsfonds vor kur- 
zem in.einer Rede über die wirt- 
schaftliche Zukunft Europas. 
»Sie bedrohen«, fuhr er fort, 
»den Prozeß der internationalen 
Kooperaton zur Unterstützung 
von Wirtschaftsreformen gerade 
jetzt, wo wir in eine kritische 
Phase eintreten.« 


Eine Sache, die dies überdeutlich 
klar macht, ist die Tatsache, daß 
jedem Versuch sich »vertraglich« 
aus den immer fortschrittlicheren 
Formen des Eine-Weltlerismus, 
die derzeit Gestalt annehmen, 
heftiger Widerstand entgegenge- 
bracht werden wird. Unter die- 
sen Umständen besteht die beste 
Hoffnung eines Landes, einen 
Teil seiner verlorenen Unabhän- 
gigkeit wiederzufinden, fast si- 
cher in der Umstrukturierung sei- 
ner Wirtschaftsmanagement-Ver- 
fahren in der Weise, daß die Beto- 
nung auf jene Verfahren, die 
diese Unabhängigkeit so ver- 
wundbar gemacht haben, stark 
verringert werden. 


Für den Anfang würde dies mit 
sich bringen, daß von der Zins- 
satzmethode, die Wirtschaft auf 
ruhigem Kurs zu halten, viel we- 
niger Gebrauch gemacht wird 
und man stattdessen der Kredit- 


schöpfungstätigkeit des Bankwe- 


sens viel größere Aufmerksam- 
keit zuteil werden läßt. D 
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Europa- 


Journal 


Italien warnt 
vor Aufschwung 
des Terrorismus 


Vincenzo S$cotti, der italienische 
Innenminister, warnte in einer 
Rede vor der Kommission für 
Verfassungsangelegenheiten, daß 
»Terrorismus und organisiertes 
Verbrechten gegen Europa mobi- 
lisiert werden«. 

»Niemand kann die Tatsache 
ignorieren, daß viele Menschen 
über das Hervortreten eines star- 
ken, vereinten Europas besorgt 
sind«, äußerte Scotti, und er 


setzte hinzu, daß die mit einem‘ 


neuen Gleichgewicht in Europa, 
im Nahen Osten und weltweit zu- 
'sammenhängenden Schwierig- 
keiten ein fruchtbarer Boden für 
die Eskalation des Terrorismus 
werden könnte. 


Sich auf einen kürzlich herausge- 
gebenen Bericht des italieni- 
schen Geheimdienstes bezie- 
hend, wies er darauf hin, daß »es 
eine propagandistische Anstren- 
gung gibt, die für die Aktivitäten 
* einer Reihe von Terroristen kenn- 
zeichnend ist, die in Frankreich 
Unterschlupf gefunden haben, 
vor allem Scalzone - aus der Ter- 
roristengruppe Metropoli-Rote 
Brigaden -, Alimonti und an- 
dere, mit dem Ziel, neue bewaff- 
nete Aktionen zu unternehmen, 
auch durch die Schaffung neuer 
logistischer Strukturen. 


»Es gibt zu viele Elemente in der 
Welt, die ein Interesse daran ha- 
ben, den Prozeß der europäi- 
. schen Integration zu verzögern«, 
fügte Scotti hinzu, ohne näher 
darauf einzugehen, wer diese 
wohl sein könnten. »Es gibt auch 
Signale des Wiederauflebens des 
Terrorismus. Aber als Innenmini- 
ster muß ich meine Stellung- 
nahme an dieser Stelle been- 
 den.« 


Scotti erkannte das offensichtli- 
che Problem, das die Maffia in 
Italien darstellt, wies jedoch den 
Gedanken zurück, daß die Mafia 
nur als ein italienisches Problem 
anzusehen ist. »Es genügt, ‚über 
den illegalen Drogenhandel und 
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das Recycling von schmutzigem 
Geld nachzudenken, um zu er- 
kennen, daß es sich um ein inter- 
nationales Problem handelt. Wo 
geht das ganze Geld von der in 
Italien ansässigen Mafia hin? Wer 
ist in das Recycling verwickelt? 
Sind die angesehenen Leute<der 
europäischen Finanz immun ge- 
gen das Problem?« ei 


Stasi bildete 

oe 
Terroristen aus 
um NATO- 
Beamte zu 
toten 
Der ehemalige Staatssicherheits- 
dienst der DDR, der Stasi, bil- 
dete Ende der siebziger und An- 
fang der achtziger Jahre auf be- 
sonderen Schießständen deut- 
sche Terroristen für die Ermor- 


dung von NATO- und anderen 
Beamten im Westen aus. 


Die vier Terroristen der Kern- 
gruppe der Rote-Armee-Frak- 
tion, Inge Viett, Christian Klar, 
Adelheid Schulz und Helmut 
Pohl, wurden im Gebrauch aller 
Arten von Schußwaffen und 
Sprengstoffen ausgebildet. Sie 
wurden im Frühjahr 1981 auch in 
der Handhabung der sowjetischen 
Panzerabwehrwaffen RPG-7, die 
in der Hand gehalten wird und 
die bei dem fehlgeschlagenen 
Mordversuch an dem NATO-Ge- 
neral Frederick Kroesen im Sep- 
tember 1981 verwendet wurde, 
ausgebildet. Die vom Stasi ausge- 
bildete Terroristengruppe soll 
den Bombenanschlag auf den 
amerikanischen Luftwaffenstütz- 
punkt bei Ramstein im August 
1981 geprobt haben. Diese Ent- 
hüllungen wurden in Karlsruhe 
durch Generalbundesanwalt Al- 


exander von Stahl bestätigt. U: 


Papst kritisiert 
den Golf-Krieg 


In seiner Botschaft »Urbi et orbi« 
am Östersonntag nannte Papst 
Johannes Paul II. den Krieg am 
Persischen Golf eine »Finster- 
nis«, die »über die ganze Mensch- 
heit einen Schatten geworfen 
hat«. Er sprach vor einer Zuhö- 
rerschaft von 150000 Menschen, 


die auf dem Peters-Platz in Rom 
zusammengekommen waren. 


Der Papst sagte, nicht Krieg oder 
Gewalt, sondern Achtung vor 
den Menschenrechten unter- 


drückter Völker sollte die heutige 


Politik bestimmen. Er warf den 
führenden Politikern der Welt 
vor, daß »Aggression und Verlet- 
zung des Völkerrechts gewählt 
wurden, als man annahm, man 
könne die Spannungen zwischen 
den Völkern durch Krieg, dem 
Sämann des Todes, lösen«. 


»Ihr Menschen der heutigen 
Zeit«, sagte der Papst, »habt ein 
offenes Ohr für die lange Zeit au- 
Ber Acht gelassenen Bestrebun- 
gen unterdrückter Völker, wie Pa- 


. lästinenser, die Libanesen, die 


Kurden, die das Recht für sich be- 
anspruchen, in Würde, Gerech- 
tigkeit und Freiheit - legitime 
Rechte, die seit Jahren vergeb- 


“lich gefordert werden - zu le- 


ben.« 


Der Papst sprach über die balti- 
schen Republiken, die immer 
noch darauf warten, daß ihre 
»Sehnsucht nach einer eigenen 
Identität und eigener Ge- 
schichte« erfüllt wird. 


Der Papst sprach auch über die 
Hungersnöte und Bürgerkriege 
in Afrika und meinte: »Ich wende 
mich.an Euch, die Führer der Völ- 
ker, in dieser schwierigen Stunde 
der Geschichte. Hört auf die 
Stimme der Armen. Nur auf ei- 
ner internationalen Ordnung, in 
der Gesetze und Freiheit für alle 
unteilbar sind, kann die Gesell- 
schaft, auf die wir alle hoffen, be- 
gründet werden.« OD 


Höchster Preis 
für Desinfor- 
mation geht 
an die BBC 


Die British Broadcasting Corpo- 
ration (BBC) redigierte insge- 
heim einen Film über gefangene 
britische Piloten, um darzustel- 
len, daß diese »gefoltert« wur- 
den, heißt es in der britischen 
Zeitung »Private Eye«. 


»Die höchsten Noten für Desin- 
formation während des Golfkrie- 
ges gehen an die BBC und das 
Verteidigungsministerium wegen 


ihres Coup mit den Bildern der 
beiden gefangenen Tornado-Pilo- 
ten, Hauptmann John Peters und 


Hauptmann Adrian Nichols«, _ & 


heißt es in dem Artikel. »Die bei- 
den wurden im irakischen Fernse- 
hen vorgeführt. So wie die BBC 
und das Verteidigungsministe- 
rium den Film geschickt verwen- 
deten, wird suggeriert, daß die 
beiden Männer gefoltert worden 
seien und das sagen mußten, was 
die Polizei in Bagdad von ihnen 
verlangte. Die Presse 'reagierte 
loyal, angeführt vom »Daily 
Star, der verkündete: »Der 
Bastard foltert unsere Jungs! 


‚Flächendeckende Presseberichte 
‚über die zerschundenen Gesich- 


ter der beiden Piloten brachten 
sehr viele ansonsten skeptische 
Leute dazu, sich hinter die Allüier- 
ten zu stellen. 


Erst als der Krieg vorüber war, 


gab Hauptmann Peters Frau, He- 
len, bekannt, daß der Film insge- 
heim von der BBC redigiert wor- 
den war. Eine Kopie des vollstän- 
digen, unredigierten Films sei ihr 
seinerzeit von der BBC überge- 
ben worden, unter der Bedin- 
gung, darüber Stilischweigen zu 
bewahren. Auf dem nicht veröf- 
fentlichten Teil des Videobandes 


grüßt Peters seine Frau und seine ° "" 


Kinder liebevoll und ruft ihnen 
zu, sich über seine Verletzungen 
keine Sorgen zu machen. Diese 
habe er sich zugezogen, als er aus 


der Maschine herausgescheudert 


wurde und kopfüber in der Wüste 
landete. Solche Verletzungen 


sind durchaus üblich, wenn Pilo- 


ten herausgeschleudert werden. 
»Er war nicht dermaßen traumati- 
siert, wie wir dachten«, sagte 
Mrs. Peters, »er beantwortete die 
Fragen logisch und vernünftig. 
Er sah einfach nicht so aus, als sei 
er geschlagen worden.< Und den- 
noch teilten. das Ministerium - 
und die BBC -, obwohl sie wuß- 
ten, daß die Piloten nicht gefol- 
tert worden waren, den Medien 
unbekümmert mit, man habe sie 
gefoltert - und die Medien ver- 


breiteten diese-schlechten Nach- - ; 


richten einstimmig.« Do 


Vatıkan 
unterstützt. 
Privatinitiative 


Die Kirche »begrüßt und ermu- 
tigt« private und unternehmeri- - 


sche Initiativen, sagte der Papst 


De 


vor dem landesweiten Handwer- 


kerkongreß, der von der italieni- 
schen Bischofskonferenz organi- 
siert wurde. »Die Erfahrung 
lehrt, daß dort, wo es keine per- 
sönliche Initiative von Einzelper- 
sonen gibt, politische Tyrannei 
. und Stagnation derjenigen Wirt- 
‚schaftssektoren vorherrscht, die 
auf die Produktion einer endlo- 
sen Reihe von Verbrauchsgütern 
und Dienstleistungen ausgerich- 
tet sind, die sich nicht nur auf die 
materiellen, sondern auch auf die 
geistigen Bedürfnisse beziehen«, 
meinte Papst Johannes Paul II. 


Die Soziallehre der Kirche »hat 
stets den Wert des auf dem Wert 
der Arbeit beruhenden Unter- 
nehmens betont«, und die Kirche 
glaubt aus diesem Grund, daß 
»der-Gewinn des Unternehmens 
an sich legitim ist«, vorausge- 
setzt, »daß er innerhalb der Ge- 
setze der Moralität und Gerech- 
tigkeit gehalten wird, die im Men- 
schen das Ziel aller Virtachaliee 
. Prozesse sehen«. 


Die Soziallehre der Kirche erfor- 
dert »eine große Erziehungsan- 
strengung«. Der Papst wies dar- 
‚auf hin, daß »Solidarität« die un- 
vermeidliche Perspektive ist. Es 
muß hervorgehoben werden, daß 
die Grundsätze der Vernunft und 
des Glaubens eine unabdingliche 
Bedingung sind, die unerläßlich 
ist, um mit Verantwortungsbe- 
wußtsein zu arbeiten und die Ge- 
rechtigkeit zu verwirklichen.« 


Der Papst bat darum, daß die 
Staaten der Welt »die Gesamt- 
heit der Gesetze und der politi- 
schen Institutionen den Erforder- 
nissen der Armen dieser Welt an- 
passen.« iM) 


Österreich 
schlägt 
Autobahn 


Wien-Moskau 
vor 


Österreich schlägt ein riesiges 
‚Straßenprojekt vor, das Wien mit 
Moskau verbinden soll. Die 
Straße würde durch Ungarn und 
die Tschechoslowakei verlaufen 
und über ukrainisches Gebiet in 
die Sowjetunion führen. Dieses 
“ viele Milliarden teure, mehrere 
Tausend Kilometer umfassende 


Projekt würde mit zwei weiteren 
Projekten verknüpft: Die Nord- 
Süd-Autobahn Wien-Genua über 
die Alpen und die Balkan-Auto- 
bahn Wien-Lubj]jana in nord-süd- 
westlicher Richtung. O 


Rote Armee 
fürchtet 
den Einfluß 
Schillers 


Die Tageszeitung der sowjeti- 
schen Streitkräfte »Krasnaya 
Zvezda« ist darüber beunruhigt, 
daß Litauen von den Gedanken 
Friedrich Schillers (1759 bis 
1805), Deutschlands »Dichter 
der Freiheit«, durchdrungen wird. 
In einem Artikel wird von einer 
»koordinierten Operation« ge- 
warnt, bei der die Volksdeut- 
schen in Litauen in den, wie die 
Zeitung es nennt, »Beginn einer 
ideologischen Germanisierung« 
verwickelt werden. Worauf sich 
das Blatt bezog, war die ver- 
stärkte Auflage der »Deutschen 
Nachrichten für Litauen«, eine 
Monatszeitung, die einen Groß- 
teil ihrer Seiten deutschen Ge- 
dichten und kulturellen Dingen 
im allgemeinen widmet. In der 
Ausgabe von Mai 1990 wurde 
Schillers »Hoffnung« auf der er- 
sten Seite abgedruckt. 


»Krasnaya Zvezda« sprach von 
einer gefährlichen »ideologi- 
schen Ablenkung« und nannte 
den Inhalt des litauischen Mo- 
natsblattes eine »politische Pro- 
vokation«, der Einhalt geboten 
werden müsse. 


Sowjets über 
Bushs »Neue 
Weltordnung« 
beunruhigt 


Der sowjetische Stabschef, Ge- 
neral Michail Moisejew, warnte 
davor, daß Versuche unternom- 
men werden, die NATO in einen 
»weltweiten supranationalen Po- 
lizisten«, der als strategischer 
Eckstein der »Neuen Weltord- 
nung« dienen soll, zu verwan- 
deln. In einem Artikel in.dem so- 
wjetischen Regierungsblatt »Is- 
vestia« beharrt Moisejew darauf, 


daß das Zeitalter »der Blocks« 
zuendegehe und durch eine neue 
Sicherheitspolitik auf der Grund- 
lage der »Verteidigung innerhalb 
der Grenzen des Landes« ersetzt 
werden müsse. Moisejews Arti- 
kel ist einer unter mehreren stra- 
tegischen Kommentaren in der 
Sowjetunion, die aufeine Diskus- 
sion mit der Weltsituation nach 
dem Golfkrieg hindeuten. 


Eine gegenseitige »globalisti- 
sche« Tendenz ist ebenfalls in der 
sowjetischen Presse erkennbar 
mit verschiedenen Artikeln von 
Militärplanern, Politikwissen- 
schaftlern und Beratern des Au- 
Benministeriums, die ein neues 
Regime der »globalen Sicher- 
heit« vorantreiben, das sich auf 
den zentralen Fähigkeiten der 
Vereinten Nationen aufbaut, die 
sich während des Krieges gegen 
den Irak entwickelt haben. 
Einige der Globalisten sind sogar 
dazu bereit, eine erweiterte Welt- 
rolle für.die NATO, auch nach 
Osteuropa hinein, in Kauf zu 
nehmen. .D 


Israels Exodus 
nach Europa 


und in die USA 


Fast 400000 Israelis werden bald 
arbeitslos sein und 200000 Ein- 
wanderern werden das Land ver- 
lassen, wenn nicht schleunigst 
drastische wirtschaftliche Maß- 
nahmen getroffen werden, 
warnte Michael Bruno, Gouver- 
neur der Bank von Israel, in ei- 
nem Bericht. Der von der israeli- 
schen Zentralbank herausgege- 
bene Bericht ist die härteste Be- 


wertung der Arbeitslosigkeit in - 


Israel, die bislang veröffentlicht 
wurde. Er hat im ganzen Land 
Schockwellen ausgelöst. 


Wirtschaftswissenschaftler und 
Politiker streiten sich immer 
noch darüber, welche Maßnah- 
men zu treffen sind, um eine em- 
porschießende Arbeitslosigkeit 
und eine Massenflucht von Neu- 
einwanderern zu verhindern. 


Bruno rief zu weiteren Kürzun- . 


gen der Mindestlöhne, Abschaf- 
fung der . Lebensunterhaltszu- 
schüsse, zu neuen Anreizen für 
Arbeitgeber und erhöhten Inve- 
stitionen in die Infrastruktur auf. 


Finanziminister Yitzhak Moda’i, 
der anfangs mit Bruno an einem 


Plan zur Erholung der Wirtschaft : : - | 


zusammenarbeitete, hat seine 
Ansicht geändert und zimmert 
jetzt sein eigenes Programm zu- 
sammen. Beunruhigt über die 
Erosion der Aliah (Heimkehr ins 
gelobte Land), schlägter vor, daß 
sich die Regierung zur Einrich- 
tung von Arbeitsplätzen für 
50000 Neueinwanderer an 
ten soll. 


China und 
Indien 
schließen sich 
der »Grünen 
Revolution« an 


Indien und die Volksrepublik 
China haben damit begonnen, 
wissenschaftliches Know-how zur 
Entwicklung einer Vielfalt von 
hochergiebigen Hybridenzüch- 
tungen von Reis und Baumwolle 
auszutauschen. Während China 
in der Technologie der Hybriden- 
züchtung von Reis als führend in 
der Welt gilt, genießt Indien ei- 
nen ähnlichen Status bei der 
Baumwolle. 


Einige indische Pflanzenzüchter ° 

haben China bereits zum Zweck 
der Zusammenarbeit bereist, 
und ein bekannter chinesischer 
Fachmann in der Technologie der 
Hybridenzüchtung von Reis hat 
Indien besucht. Es wird ange- 
nommen, daß die Anwendung 
der chinesischen Technologie der 
Hybridenzüchtung von Reis die 
Produktion in Indien um zehn bis 
15 Prozent in die Höhe treiben 
könnte. Oo 


Türkische 
Opposition 
schlägt auf 4 
Ozals Politik ein 


Die Türkei ist nach dem Golf- 
krieg nicht als Großmacht hervor- 
gegangen, sondern verliert die 
Gewalt über die Entwicklungen, 
behaupten Politiker der Opposi- 
tion wie Erdal Inonu, Vorsitzen- 
der der türkischen Sozialdemo- 
kratischen Partei, und Bulent 
Ecevit, ehemaliger Ministerpräsi- 
dent der Türkei. m 
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Schweiz 


Das _ 
ungeliebte 


Jubilaum 


Beat Christoph Bäschlin 


Nie ist ein großes Jubiläum für die herrschende Sippschaft der 
Schweiz so ungelegen gekommen, wie die Erinnerung an die vor 700 
Jahren erfolgte Gründung der Eidgenossenschaft. Die Führungs- 
kreise der Schweiz sind der 700jährigen Erbschaft überdrüssig. 
Denn die Heutigen empfinden jeden Gedanken an die kraftstrotzen- 
den Altvorderen als Vorwurf, als Trauma. Darum macht alles, was 
ihm Rahmen der Jubiläumsfeiern gesagt und getan wird einen mü- 
den und freudlosen Eindruck. Die edle Vergangenheit wirkt wie ein 
sengender Strahl auf die schwächlichen Figuren, die theoretisch dazu 
berufen sind, das große Erbe zu bewahren und zu mehren. 
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Aber die schweizerische Kapitu- 
lationsstimmung ist nur ein Aus- 
schnitt aus dem in Europa weit 
herrschenden Überdruß an al- 
lem, was die großen Jahrhun- 
derte des Abendlandes aus- 
macht. Dieser Überdruß wird 
kunstvoll und nachhaltig ge- 
schürt von Mächten, die den Völ- 
kern Europas ihre Eigenständig- 
keit und ihre reiche Vergangen- 
heit aus dem Gedächtnis schla- 
gen wollen. Das ist geistige Ka- 
strierung. Diese ist in vollem 
Gange. 


Schon leben ganze Generationen 
ohne Gedächtnis. Die Meinungs- 
machenden Hintergrundmächte 
haben es längst zum Dogma erho- 
ben, daß die reiche Vergangen- 
heit und Vielgestalt der europäi- 
schen Völker auszulöschen sei. 
Anstatt aus selbstbewußten Völ- 
kern, soll Europa.nunmehr aus 
einem Gewimmel von Indivi- 
duen bestehen. Planmäßig wird 
ein Herdenmenschentum heran- 


Bis auf den heutigen Tag sind 
die Landsgemeinden ein Zei- 
chen persönlicher Freiheit. Der 
Schweizer Bürger ist der Auf- 
fassung, daß er sein eigener 
Herr ist und die Regierung ihm 
zu dienen hat. 


gezüchtet. Die schweizerischen 
Hilfskräfte dieser weltweiten 
Strategie machen kein Hehl aus 
ihrem Eifer, die Eidgenossen- 
schaft zu einer Provinz der »Eu- 
ropäischen Gemeinschaft« zu de- 
gradieren. 

Ausgerechnet im Zeitpunkt, da 
es sich zum 700sten Male jährt, 
daß die Eidgenossen ihren Willen 
zur Eigenständigkeit feierlich be- 
schworen, läßt die heutige Füh- 
rung sich in kleinlauten Anpas- 
sungsreden vernehmen. Das läßt 
unerfreuliche Erinnerungen auf- 
keimen an die peinliche Verzagt- 
heit unserer politischen Führung 
im Juni 1940 angesichts der mili- 
tärischen Kapitulation Frank- 


Js 


reichs. Aber damals hatte die 
Schweiz im Oberkommandieren- 
den der Streitkräfte einen Mann 
von durchschlagender Führungs- 
kraft, der mit klarer Selbstver- 


-ständlichkeit den Durchhaltewil- 


len weckte. 


Am 10. Mai 1991 verkündete die 
eidgenössische Regierung: »Ein 
möglicher Beitritt zur EG soll 
nicht überhastet beantragt wer- 
den, soll aber als jene Möglich- 


” keit besonders verfolgt werden, 


die erheblich an Bedeutung ge- 
wonnen hat.« 


Und Ende Mai sagte der Ver- 
kehrsminister: »Im Hinblick auf 
die Integration Europas ist eine 
engere Zusammenarbeit zwi- 
schen öffentlichen und privaten 
Stellen unvermeidlich. Auch 
wenn ein starkes Engagement 
des Staates in der Industrie nicht 
durchweg auf Gegenliebe stößt.« 


Das sind unerfreuliche Zukunfts- 
aussichten. Also nicht nur die bis 
zum Unsinn reichende Detail- 
Reglementiererei der anonymen 
Brüsseler-Technokraten-Mafia 
würde von unserer schweizeri- 
schen Führungskaste geschluckt, 
sondern gleichzeitig würde eine 
stark vermehrte innerstaatliche 
Einmischung in die wirtschaftli- 
chen Vorgänge beschwert. 


Mit der Unterwerfung unter die 
EG würde eine Planwirtschaft 
von erschreckenden Ausmaßen 
anrollen. Und da wird den Ost- 
staaten doch die Marktwirtschaft 
als alleinseligmachendes Dogma 
gepredigt, aber der Westen wird 
durch die EG-Diktatur und zu- 
dem durch vermehrte staatliche 
Eingriffe bedroht. 


Aus lähmender Angst vor einer 
möglichen Wohlstandsverminde- 
rung scheint man höherenorts be- 
reit, alle Trümpfe wegzuwerfen 
und vor der kommenden Europa- 
Wirtschaftsdiktatur zu kapitulie- 
ren. Daß die Brüsseler-Kumpa- 
nei gleichzeitig auch eine straffe 
ideologische und politische Vor- 
mundschaft ausübt, wird von un- 
seren Experten vollständig über- 
sehen - vielleicht aber bedenken- 
los gebilligt. 


Was die überlebenden Eidgenos- 
sen vor allem verärgert, ist die 
fast hysterische Sturheit, womit 
vermieden wird, das 700jährige 
Jubiläum zur Rückschau zu be- 
nutzen. Krampfhaft richten die 
Jubiläums-Strategen den Blick 


auf eine nebelhafte Zukunft mit 
»multikultureller« Unkultur und 
»multireligiöser« Religionsfrei- 
heit. Da merkt jeder die unlau- 
tere Absicht und wird verstimmt. 


Um die Köpfe möglichst tief in 
den Sand zu stecken, gab die er- 
ste Jubiläumsfeier am Jahresbe- 
ginn den Ton an: Für die Festan- 
sprache vor allen eidgenössi- 
schen und kantonalen Behörden- 
mitgliedern war ein Neger aus 
dem Kongo geholt worden, der 
da über Sein und Werden der 
Schweiz philosophieren sollte. 
Dann kam ein Pole, der mühsam 
einen französischen Text vom 
Manuskript ablas. Dann sprach 
der Bundespräsident und verkün- 
dete »es gibt keinen Sonderfall 
Schweiz«, was wohl im Klartext 
heißen sollte: Unsere staatliche 
Existenz ist eigentlich von der 
Welt nur noch geduldet. 


Zum Abschluß wurde ein Tanz 
von in der Schweiz lebender Tür- 
kenkinder veranstaltet, womit 
der Festumzug der schweizeri- 
schen Prominenz auf dem ganzen 
Weg bis zum Bahnhof umringt 
wurde. 


Es gab wohl kaum einen Eidge- 
nossen, der sich mit diesem Ge- 
tue zu identifizieren vermochte. 


Das eidgenössische Bündnis von 
1291 war ein Schutz- und Trutz- 
bund, womit die Talleute von 
Uri, Schwyz und Unterwalden 
sich gelobten, einander beizuste- 
hen, um unabhängig von den in 
Europa herrschenden Mächten 
nach eigener Manier leben zu 
können. Es war ein Zusam- 
menschluß von kraftvollen, 
selbstbewußten, risikofreudigen 
Menschen. Denn ihr Bündnis be- 
deutete eine gezielte Herausfor- 
derung an die ganze abendländi- 
sche Welt - und für diese begann 
in jenem Jahr eine schwere Krise. 


Was in der Schweiz nicht 
mehr gesagt werden darf 


Das Jahr 1291 ist der Augenblick 
einer folgenschweren Dekoloni- 
sierung. Der kraftvoll anstür- 
mende Islam hatte die letzte im 
Vorderen Orient von den Kreuz- 
fahrern gehaltene Position zu- 
rückerobert: die feste Stadt Ak- 
kon. Das bedeutete einerseits die 
politisch-militärische Schwä- 
chung des christlichen Abendlan- 
des; andererseits jedoch wurde 
dadurch der für. ganz Europa 
schicksalhaft wichtige Handels- 
weg mit Asien unterbrochen. Die 
Folgen waren sogleich spürbar: 
Eine Epoche ungeahnten Wirt- 


Nationaler Wallfahrtsort ist der Rütli am Vierwaldstätter See. Hier 
gründeten am 1. August 1291 Männer aus Uri, Schwyz und Unter- 
walden den Ewigen Bund. 


schaftswachstums in ganz Europa 
ging zu Ende. 


Warum eigentlich macht nie- 
mand auf diese Besonderheit auf- 
merksam? Haben wir doch auch 
eine Zeit unglaublicher Wirt- 
schaftsblüte durchlebt. Für die 
Schweiz ist der Unterschied zu 
1291 im Qualitätsunterschied der 
politischen Führung zu suchen. 
Damals wagten kraftvolle Füh- 
rungspersönlichkeiten, ihre Mit- 
bürger zu einer Tat aufzurufen, 
die ein großes Risiko bedeutete. 
Sie maßten sich Rechte und Ge- 
setzgebung an, die ihnen im da- 
maligen »integrierten« Europa 
des deutsch-römischen Kaiserrei- 
ches nicht zustanden. Sie hatten 
keine anderen Trumpfkarten als 
ihre Entschlossenheit und ihre ° 
günstige militärische und ver- 
kehrspolitische Lage. Aber die 
Entschlossenheit zum selbständi- 
gen Handeln war das Entschei- 
dende. 


ir haben weiterhin die verkehrs- 
politische Schlüsselstellung; dazu 

eine bis dahin unbestrittene staat- 
liche Selbständigkeit, die völker- 
rechtliche anerkannte Neutrali- 
tät, sowie einen im Verhältnis zur 

politischen Willensschwäche ge- 
radezu lachhaft überdimensio- 
nierten diplomatischen Apparat, 

schließlich eine gut ausgerüstete 

- wenn auch moralisch angeschla- 
gene - Armee. Aber es mangelt 

an Mut und Entschlossenheit - 

vielleicht auch an Geschick -, um 

diese handfesten Trümpfe auszu- 
spielen. Die politische Führung 

der Schweiz scheint innerlich 

schon kapituliert zu haben wie 

1798, als einzig Bern noch bereit 

war, die herrschende Verzagtheit 

zu überwinden und der einmar- 
schierenden französischen Revo- 
lutionsarmee mit offenen Feld- 
zeichen entgegenzutreten. Da- 
mals wie heute ist die Verzagtheit . 
vom gleichen Verein planmäßig 

geschürt worden. 


Vielleicht besteht im Schweizer- 
volk noch ein Wille zur Aufrecht- 
erhaltung der staatlichen Souver- 
änität. Ist doch im März 1986 
trotz massiven obrigkeitlichen 
Meinungsdrucks der Beitritt zu 
den Vereinten Nationen mit 75,5 
Prozent vom Volk eindeutig ver- 
worfen worden. 


Natürlich ist die Schweiz keine 
Notwendigkeit für die Welt; sie 
ist nur dann eine Notwendigkeit, 
wenn die Schweizer ihren Staat 
weiterhin wollen. OD 
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Der: = 


Murdch 
ungeeignet für 
Ritterschaft 


"Warren Hougnh und George Nicholas 


Der Medienmagnet Rupert Murdoch - in der Bundesrepublik arbei- 
tet er eng mit dem Verlagshaus Burda zusammen -, der damit rech- 


nete eine langersehnte Auszeichnung - die britische Ritter-Würde - 
in diesem Jahr zu bekommen, erhielt stattdessen einen rüden 


Schock: eine amtliche Notiz besagt, daß er für eine solche ehrwür- 


dige Auszeichnung »ungeeignet« sei. 


Der in Australien geborene Ru- 
pert Murdoch, der 1987 amerika- 
nischer Staatsbürger wurde, 
wurde zum Ehrenritter . vorge- 
schlagen, der einzige Adelstitel, 
den Amerikaner erwerben kön- 
nen. Aber er wurde zurückgewie- 
sen, nachdem ein Überprüfungs- 
ausschuß einige »unangenehme« 
Vorgänge in seiner »Vorge- 
schichte«, darunter verdeckte 
Verbindungen zu geheimen 
Agenten in mehr als einem Spio- 
nagedienst,. sowie Beweismate- 
rial über »fragliche Finanzprakti- 
ken herausgefunden hatte, er- 
fuhr CODE exklusiv von hoch- 
stehenden diplomatischen Krei- 
sen in Washington. 


Fette Katzen 
dominieren die Liste 


Jedes Jahr verleiht die britische 
Krone traditionell einer kleinen, 
auserwählten Gruppe von Kandi- 
daten, die vom Premierminister 
‘in der sogenannten Neujahrs-Eh- 
renliste empfohlen werden, den 
Adelstitel. 

»Abgesehen von den weitgehend 
symbolischen Titeln, die bei die- 
‚sen Anlässen verliehen werden 
wie »Ritter« und »Baronet«, hat 
der Adel nichts damit zu tun«, er- 
klärte Carlyle Fitzpatrick, der 
jahrelang für die BBC über die 
Londoner Gesellschaft berichtet 
hatte, bevor er vor kurzem zur 
Hauptdienstelle der Vereinten 
Nationen in New York berufen 
wurde. 

»Die britische Praxis, königliche 
Ehren zu verleihen, gleicht eher 
dem System der amerikanischen 
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Rupert Murdoch, der »Rote Ru- 
pert« genannt, begann mit 
zwei müden Zeitungen und ist 
heute der Liebling des Esta- 
blishments und eingefleisch- 
ter Marxist. 


politischen Patronage als einer 
aristokratischen Tradition«, ver- 
sicherte er. 


Führende Persönlichkeiten der 
herrschenden politischen Partei 
und wohlhabende Geschäfts- 
leute, die ihr großzügige Spen- 
den zuwenden, sind die häufig- 
sten Kandidaten auf der Neu- 
jahrs-Ehrenliste. In den letzten 
Jahren wurden Presselords und 
ein Spitzenredakteur gelegent- 
lich auch auf die Liste gesetzt, als 
Anerkennung für die wachsende 
Macht der Massenmedien, be- 
richtete Fitzpatrick. 


. einzigen Kandidaten: 


Erfolgreiche Kletterer, die den 
Gipfel der britischen Gesell- 
schaft erklimmen, »begehren sol- 
che Auszeichnungen. über alles 
andere«, erklärte der erfahrene 
Journalist. »Wenn man zufällig 
aus Kanada und Australien 
kommt, bedeuten sie sogar noch 
mehr. Für jemanden wie Mur- 
doch ist es nicht nur alles, es ist 
das Einzige.« 


Um sicherzugehen, daß keine 
schwarzen Schafe auf die Liste 
gesetzt werden, »ist der Auslese- 
vorgang außergewöhnlich sorg- 
fältig«, berichtete Sir Bernnard 
Grosvenor, ein ehemaliger briti- 
scher Diplomat, der jetzt als Fir- 
menvertreter in Washington tätig 
ist. 


Eine niederschmetternde 
Demütigung 


»Wenn Ihr Name erst einmal vom 
Premierminister höchst persön- 
lich der Königin vorgelegt wor- 
den ist, dann ist eine Zurückwei- 
sung sehr selten. Wenn es dann 
doch passiert, dann kommt dies 
als niederschmetternde Demüti- 


gung.« 


Den oder die gelegentlich vor- 
kommenden Unerwünschten aus 
der vom Premierminister vorge- 
legten Liste auszumerzen, ist 
Aufgabe dreier hochstehender 
Geheimräte — Lords mit einem 
Sonderstatus bei Gericht -, aus 
denen sich das Quees Political 
Honors Scrutiny Committee (Un- 
tersuchungsausschuß für politi- 
sche Ehren) der Königin zusam- 
mensetzt. 


Im vergangenen Jahr gab es 
keine Ablehnungen. Aber dieses 
Jahr sträubten sich die drei Lords 
des Untersuchungsausschusses 
bei der Durchsicht der letzten, 
von der scheidenden Premiermi- 
nisterin Margaret Thatcher vor- 
gelegten, Ehrenliste gegen einen 
Rupert 
Murdoch. 


»Thatcher und Murdoch waren 
lange Zeit politische Verbün- 
dete« sagte ein Beamter der briti- 
schen Botschaft in Washington. 
»Trotzdem war es fahrlässig von 
ihr, ihn auf ihrer letzten Ehrenli- 
ste als Ehrenritter vorzuschla- 
gen. Murdochs Name hat einen 
unrühmlichen Klang.« 


Als sie die umstrittene Vorge- 
schichte des Medien-Tycoons 


durchgingen, entdeckten die : 


Lords des Scrutiny Committee, 
daß Murdochs schlechter Ruf 
wohlbegründet war. Sie fanden 
heraus: 


Die Gründe für 
die Ablehnung 


Murdoch unterhielt geheime Ver- 
bindungen zu Agenten und ehe- 
maligen Akteuren verschiedener 


Geheimdienste, darunter Groß- 


britanniens eigener MI-5, Israels 
Mossad und dem CIA. Wie be- 
richtet, wurden vertrauliche Ak- 
ten dieser verdeckten Kreise ver- 
wendet, um Murdochs Gegner 
und Kritiker seiner politischen 
Schutzherrin, Premierminister 
Margaret Thatcher, zu verun- 
glimpfen. 


Der Pressebaron benutzte »zwei- 
felhafte« und »unsaubere« Fi- 
nanztaktiken, um den Wert sei- 
ner weltweiten Media-Holdings 
aufzublähen und dabei wenig 
oder gar keine Steuern zu zahlen. 
Behauptungen über kriminelle 
Insider-Handelsgeschäfte, die ge- 
gen Murdoch erhoben wurden, 
befanden sich »im Anfangssta- 
dium der Untersuchung, stellte 
der Überprüfungsausschuß fest. 


Übermäßige Darlehensauf- 
nahme und die daraus folgende 
»schwere Schuldenlast« machte 
Murdochs _ Firmen-Imperium 
»unstabil« und seine Zukunft 
»ungewiß«, stellten die. drei 
Lords fest. 


Ihre Schlußfolgerung: Murdoch 
sei »ungeeignet«, — das heißt un- 
würdig - auf der Neujahrs-Ehren- 
liste zu erscheinen, oder was das 
betrifft, bei irgendeiner anderen 
offiziellen Ehrung. 


Nach althergebrachtem Brauch, 
angesichts der nur sehr seltenen 
Zurückweisung eines Kandida- 
ten für diese Ehrung, hatte Pre- 
mierministerin Thatchers Nach- 
folger und politischer Erbe, die 
Befugnis, Murdochs Namen 
trotzdem zur Königin zu senden 
mit einer Empfehlung, ihn zum 
Ritter zu schlagen - zusammen 
mit den Erkenntnissen des Unter- 
suchungsausschusses. 


Aber als der neue Premiermini- 


ster sich diese Erkenntnisse nä- 
her anschaute, »ordnete er an, 
daß Murdoch gestrichen wird, 
jetzt und für alle Zeiten«, berich- 
tete Fitzpatrick. oO 


Frankreich 


Volksbe- 
fragung 


über die Ein- 
'wanderung 


Beat Christoph Baeschlin 


Im nordfranzösischen Städtchen Libercourt mit seinen 10000 Ein- 
wohnern bietet sich das für Frankreich übliche Bild: die Einwande- 
rer, vorwiegend Nordafrikaner, machen fast ein Drittel der Bevölke- 


rung aus, nämlich 30 Prozent. 


Die _ sozialistisch-kommunisti- 
sche Stadtverwaltung hatte den 
Moslems auf gemeindeeigenem 
Grund und Boten ein Bethaus 
zur Verfügung gestellt mit einem 
Saal von etwa 80 Quadratmeter 
Fläche. Nun gab die islamische 
Kultusgemeinde bekannt, daß 
dieses Gebäude nicht mehr aus- 
reiche. Därum ersucht sie um Be- 
willigung zum Bau einer wahren 
Moschee. Diese würde dann 
auch ein Bethaus für Frauen er- 
halten und wäre mit einem Mina- 
rett zu versehen. 


Die Bürger sind 
gegen die Moschee 


An diesem Vorhaben hat sich un- 
versehens ein Widerstandsgeist 
entzündet, der sich wie eine Flä- 
chenbrand ausbreitete. Durch 
alle politischen Gruppierungen 
hindurch machte sich dieser hart- 
näckige Widerstand spürbar. 
Eine Woge des Unmuts breitete 
sich aus und machte der Stadtver- 
waltung schwer zu schaffen. Um 
das endlose Hin und Her abzu- 
schließen, nahmen die Stadtväter 
zu einem Mittel Zuflucht, das im 
demokratischen Staat eigentlich 
eine Selbstverständlichkeit sein 
sollte: die Volksbefragung. 


Da Volksabstimmungen in Sach- 
fragen in Frankreichs »vorbildli- 
cher Demokratie« nicht vorgese- 
hen und zugelassen sind, mußten 
die Behörden von Libercourt die 
Gestaltung ihrer Abstimmung 


improvisieren. Da die Sache so- - 


wohl die Alteingesessenen als 
auch die Einwanderer betraf, 
wurden auch diese zur Meinungs- 


‚äußerung zugelassen. Das war 


eine freundliche Geste. Aber nur 
421 Zugewanderte machten von 
diesem Angebot Gebrauch. 


Das Gesamtergebnis der Volks- 
abstimmung vom 28. April 1991 
in Libercourt sieht folgenderma- 
Ben aus: 


Eingeschriebene Teilnehmer -im 
Gemeindegebiet wohnhafte fran- 
zösische Staatsbürger und die 421 
teilnahmewilligen Zuwanderer -: 
5895. 


Teilnehmer an der Volksbefra- 


. gung: 3286, also 55,7 Prozent der 


Berechtigten. Leere Stimmzettel 
40 3 
Ja-Stimmen 537 (16,5 Prozent) 


Nein-Stimmen 2709 (83,5 Pro- 
zent) 


Die Volksbefragung 
undemokratisch? 


Mit diesem eindeutigen Ergebnis 


hat die improvisierte Volksbefra- " 


gung den engen Rahmen eines 
Lokalereignisses gesprengt. An- 
gesichts der brennenden Aktuali- 
tät der Fragestellung ist diese 
Meinungsäußerung einer ganzen 
Stadtgemeinde zum Ereignis von 
nationaler, ja von europäischer 
Bedeutung geworden. . Denn 
noch nie hat sich das Volk ir- 


gendwo in Europa frei und unbe- 
einflußt zu dieser hochwichtigen 
Frage äußern können - auch in 
der Schweiz nicht. 


Denn die Volksabstimmungen 
über die verschiedenen »Über- 
fremdungsinitiativen« in der 


Schweiz waren gekennzeichnet. 


durch einen unerträglichen Mei- 
nungsdruck. Jede Art von Angst- 
macherei und Einschüchterung 
wurde da in Szene gesetzt. Zu- 
dem fehlte es nicht an obrigkeitli- 
chen Ermahnungen. 


Warum eigentlich, werden demo- 
kratische Regierungen so nervös, 
wenn es danach aussieht, daß 
vom Volk aus Weisungen an die 
Regierenden erteilt werden 
könnten. Irgendetwas stimmt 
doch nicht in den demokrati- 
schen Theorien oder Praktiken. 
Man müßte die politischen Par- 
teien und Behörden nötigen, uns 
in diesen Dingen klare Auskunft 
zu erteilen. 


. Immerhin seien wir dankbar, daß 


der kommunistische Bürgermei- 
ster von Libercourt dem Volk ein- 
mal zu einer: authentisch demo- 
kratischen Meinungsäußerung 
verholfen hat. 


Berufsdemokraten sind 
beunruhigt wegen 
Volksbefragung 


Als erste räusperte sich die staats- 
eigene französische Presseagen- 
tur »Agence France-Press« 
(AFP). Diese befragte sogleich 
den Sprecher aller Einwanderer- 
Verbände, Areski Dahmani, der 
seinem Zorn freien Lauf gab: 
»Was der Bürgermeister von Li- 
bercourt sich da geleistet hat, ist 


ein Skandal und eine Bedrohung . 


. der Freiheit.« 


In der gleichen Tonart ließ sich 
auch eine islamische Organisa- 
tion »El Mazel« vernehmen, in- 
dem sie folgende Drohung zu 
Händen der Presse weitergab: 
»Es muß nun endlich aufhören, 
daß die Muslime in Europa als 
zweitrangige Bürger behandelt 
werden. Hat man etwa die Bevöl- 
kerung von Evry - eine große 
Ortschaft in der Bannmeile von 
Paris — um ihre Meinung gefragt, 
ob der Bau einer Kathedrale er- 
wünscht sei?« 


Der Islam hat in Frankreich 
schon eine Herr-im-Hause-Men- 
talität. Die Presse ihrerseits ist 


n. 


eifrig bemüht, das forsche Auf- 
treten der islamischen Organisa- 
tionen zu rechtfertigen. Die Ta- 
geszeitung »Nord-Eclair« ließ 
sich so vernehmen: 


»Der kommunistische Bürger- 
meister kann stolz sein aufseinen - 
Streich! Der gute Apostel! Er hat 
sich um die Verantwortung ge- 
drückt. Im religions-neutralen, 
republikanischen Staat, worin 
der Islam die zweitgrößte reli- 
giöse Gemeinschaft ist, handelt 
es sich bei einer Moschee um ein . 
ganz: gewöhnliches Bauvorha- 
ben. Nun hat er aber fertig ge- 
bracht,. diesen Verwaltungsakt 
mit einer Woge von Gefühlen 
und Vorurteilen zu belasten. Dar- 
aus entstand eine explosive 
Volksbewegung, die von den 
Linksextremen bis zu den Rechts- 
extremen alles Volk mittels pri- 
itiven Schlagworten zusammen _ 
schweißt.« 


Volksmeinung gegen 
Politiker und 
Meinungsmacher 


In Libercourt sind die Absichten‘ 
der französischen Staatslenkung 
- die von den politischen Par- 
teien des Establishments gebilligt 
werden - vollständig überfahren 
worden. Außer der Nationalen 
Front hat keine einzige Gruppie- 
rung sich offen gegen den Mo- 
schee-Bau ausgesprochen. 


Die Liberalen - Giscard- und 
Chirac-Parteien - hatten empfoh- 
len, am »gesetzwidrigen« Refe- 
rendum nicht teilzunehmen. Die 
Politik dieser »Gemäßigten« hat 
bewirkt, daß sie das Land aus 
»Mässigung« und »Toleranz« den 
Einwanderern ausliefern, indem 
sie sich willenlos den Forderun- 
gen der. Linken unterwerfen. 
Weil sie in der brennendsten 
Frage von Volk und Staat nicht 
klare Stellung beziehen, schalten 
sich die Liberalen unmerklich 
von der politischen Willensbil- 
dung aus. 


In Libercourt hat das Volk ein un- 
überhörbares Nein ausgespro- 
chen gegen die Sturmflut der 
afro-asiatischen und muselmani- 
schen Invasion Europas. oO 


Frankreich 


Der Hinter- 
grund eines 


National- 
feiertages 


. Walter Wright 


Die in Frankreich jedes Jahr am 14. Juli, dem Tag der Bastille, abge- 
haltenen spektakulären Feierlichkeiten haben einen finsteren Hin- 
tergrund. Der französische Staatspräsident Frangois Mitterrand und 
seine gaullistisch-kommunistischen Mitverschwörer in der National- 
versammlung gehören alle der Freimaurerloge »Groß-Orient«, dem 


Das Freimaurertum des Groß- 
Orient ist eine streng geheime 
Clique, die bis auf das 18. Jahr- 
hundert zurückgeht. Seine Poli- 
tik, wie sie öffentlich von Maxi- 
milien Francois Marie Isidore de 
Robespierre, einem der Organi- 
satoren des Völkermordes an fünf 
Millionen französischen Bürgern 
in der Zeit von 1789 bis 1795, er- 
klärt wurde, bestand darin, zwei 
Drittel der französischen Bevöl- 
kerung umzubringen. Die Opfer 
waren meistens Bauern und 
Kleinbauern, denen gepuderte 
Weichlinge wie Robespierre als 
schlechte Kandidaten für die Ver- 


‘sion des Groß-Orients einer 


»Neuen Weltordnung« vorka- 


men. 


Ganoven wurden für 
den Terror bezahlt 


Allein unter den Massenmördern 
der Welt haben die Mitglieder des 
Groß-Orients und ihre Nachkom- 
men niemals damit aufgehört, 
sich des Blutbades zu rühmen, 
das sie einem hilflosen Volk ange- 
tan hatten. 200 Jahre lang be- 
herrscht der Groß-Orient nun 
schon eine angeborene antinatio- 
nale, antipopulistische und anti- 
christliche und antiweiße Polizei- 
staat-Dynastie durch die Auferle- 
gung von Wucher, Sozialismus 
und kulturellen Selbstmord. 


Die Diktatoren des Groß- 
Orients strichen 2000 Jahre fran- 
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Makler der Macht der Französischen Revolution, an. 


Erzbischof Lefebvre verur- 
teilte die Tatsachen, daß mehr 
als 70 Prozent der französi- 
schen Bischöfe Mitglieder des 
Groß-Orients sind. 


zösische Geschichte aus den 
Lehrbüchern der Grundschulen 
und weiterbildenden Schulen 
undersetzten sie durch die »Fran- 
zösische- Revolution«, das Da- 
tum, an dem, wie der Groß- 
Orient behauptet, »Frankreich« 
geboren sei. Der Kalender des 
Groß-Orients verzeichnet den 
14. Juli 1789 als das Jahr Eins. 


Ebenso wie 1789, als die Ver- 
schwörer des Groß-Orients Ban- 
den von Rowdys und Schlägern 
bezahlten, um die Bürgerschaft 
zu terrorisieren, hat das Regime 
des französischen Präsidenten 
Francois Mitterrand Schläger- 


banden als »Casseurs« angeheu- 
ert. Diese von der Regierung be- 
zahlten Rowdys - aus dem eigens 
zu diesem Zweck importierten 
Pool arbeitsloser Einwanderer 
herausgefischt — werden hinaus- 
geschickt, um Stadtratsversamm- 
lungen zu stören, Mitglieder von 
Stadträten zu verdreschen und 
Fenster einzuschlagen sowie Mö- 
bel zu zertrümmern. Die Polizei 
steht unter dem strengen Befehl, 


nur gegen die Opfer einzuschrei- . 


ten, wenn diese sich wehren. 

Im vergangenen Jahr ließ Mitter- 
rand 5000 auf den Straßen von 
solchen Pariser Bezirken los, die 
gegen sein sozialistisches Regime 
gewählt hatten, um den Einwoh- 
nern eine Lektion zu erteilen. 
Die Rowdys, schönfärberisch als 
»Studenten« bezeichnet, schlu- 
gen Schaufenster ein und stahlen 
alles, was sie in die Hände beka- 
men, direkt vor den Augen der 
Polizei die untätig zuschaute. 

Nach einem Tag der Plünderun- 
gen wurden die Rädelsführer mit 


Professor Robert Faurisson, 
eine Autorität in Sachen »Holo- 
caust«, wurde bei hellem Ta- 
geslicht von Rohlingen zusam- 
mengeschlagen. 


Alkohol und Drogen versorgt, 
zum Abendessen mit Mitterrand 
im Elysee-Palast eingeladen, ein 
Ereignis, das in den Medien des 
Establishments als »konstrukti- 
ver Dialog« bezeichnet wurde. 


Man nennt es 
konstruktiven Dialog 


Im vergangenen Jahr wurde der 
international bekannte Professor 
Robert Faurisson, eine Autorität 
in Sachen »Holocaust«, bei hel- 
lem Tageslicht mit voller Sank- 
tion des Mitterrand-Regimes von 
Rohlingen zusammengeschlagen 


Faurisson kam knapp mit dem 


Leben davon und mußte sich drei 
Monate lang, zunächst im Kran- 
kenhaus, ärztlicher Behandlung 
unterziehen. 


Französisch Kirchenmänner 
wurden ebenfalls verfolgt. Der 
inzwischen verstorbene  Erzbi- 
schof Marcel Lefebvre wurde im 
Alter von 80 Jahren von. der Kan- 
zel gezerrt und gnadenlos ver- 
folgt, weil er dem virulenten An- 
tichristentum der Regierung ent- 
gegentrat. Er wurde zu hohen 
Geldstrafen verurteilt, gegen die 
er in Berufung ging bis er starb. 
Aber, ermutigenderweise, Le- 
febvres Qual hat die Kirchen- 
bänke bis zur vollen Kapazität ge- 
füllt, und seine Anhänger haben 
geschworen, das zu bekämpfen, 
was sie als wahre Kundgebung 
des Antichristen erachten. 


Der Tempel 
des Hasses 


Mitten in Paris steht ein monströ- 
ser, fensterloser Bau in Form ei- 
nes Quadrates aus verstärktem 
Aluminium, sechs Stockwerke 
hoch. Er trägt keinen Namen. 
Viele Architekten haben ihn als 
das häßlichste Gebäude der Welt 
bezeichnet. 


Es handelt sich um das Welt- 
hauptquartier des Groß-Orient. 
Durch seine verdunkelten Por- 
tale treten die moralischen Nach- 
kommen und politischen Erben 
der Kopfabschläger von 1789 ein, 
die Pläne schmieden, um ihren 
Griff auf das Land zu festigen 
und der Mehrheit des Volkes eine 
Minderheitenherrschaft aufzuer- 
legen.’ 


Mitglieder des Groß-Orients sin- 
gen grauenerregende Schwüre, 
die verlangen, daß ihre »Zungen 
an den Wurzeln herausgerissen 
werden sollen«, falls sie jemals 
»irgendwelche Geheimnisse 
preisgeben sollten, von denen sie 
in den geheiligten Hallen des 
Groß-Orients erfahren«. 


Jährlich finden eine Reihe von 
blutrünstigen ritualistischen Er- 
eignissen statt, um Siege des 
Groß-Orient zu feiern. Der Mord 
an König Ludwig XVI. und sei- 
ner Frau, Marie Antoinette, ist 
das großartigste Ereignis des Jah- 
res, an dem alle bedeutenden Per- 
sönlichkeiten des Establishments 
teilnehmen. Mit kunstvoll gear- 
beiteten Ordensinsignien auf ih- 


te 
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ren Gewändern tragen die Teil- 
nehmer allerlei Brimborium- 
Zaubersprüche vor, die nichts 
weiter als Haßausbrüche gegen 
Nichtmitglieder des Groß-Orient 
sind. 


. Dann kommt das »Baänquet«, 
wenn spezielle Stewards eine An- 
zahl von Kälbern zu wartenden 
Guillotinen treiben. Die ver- 
schreckten Tiere werden dann un- 
ter den Rufen »Tod dem Louis; 
Tod dem König; Tod den Lilien«, 
(das französische Emblem) ent- 
hauptet. Die Kälberköpfe wer- 
den in kochendes Wasser gewor- 
fen und anschließend von den 
. Feiernden verzehrt. 

Die Bedeutung dieses Rituals be- 
steht darin, daß Ludwig (Louis) 
XVI., ein freundlicher und edler 
Herr, vom Groß-Orient »das 
Kalb« genannt wurde, bevor sie 
ihm das Haupt abschlugen. 


Eine andere Feierlichkeit des 
Groß-Orient erfolgt in Erinne- 
rung an den Völkermord vor 200 
Jahren an 3,5 Millionen Kelten 
aus Westfrankreich, zwischen 
1789 und 1795. Auch hier werden 
wieder Kälber und Hunde zu 
Tode gebracht als Neuaufführung 
des Völkermords, der der größte 
Stolz des'Groß-Orient ist. 


Zwischen 1789 und 1795 wurden 
keltische Kleinbauern und Bau- 
ern in Kirchen getrieben und le- 
bendig verbrannt; andere Kelten 
wurden auf Frachtschiffe verla- 
den, die Frachträume zugenagelt 
und die Schiffe versenkt. Streit- 
kräfte des Groß-Orient zogen 
durch die Städte und töteten je- 
den, den sie sahen, sogar unter 
Benutzung von tragbaren Guillo- 
tinen, die rund um die Uhr in Tä- 
tigkeit waren. 


Es ist eine besondere Ironie für 

“ Amerikaner, daß das Märtyrer- 
tum und der Mord an König Lud- 
wig XVI. die Folge seiner bedin- 
gungslosen Unterstützung Ame- 
rikas während des Krieges um die 
Unabhängigkeit war. Ohne das 
Geld des französischen Königs, 
seine Bodentruppen und Kriegs- 
marine, gab George Washington 
zu, hätte es keine Unabhängig- 
keit für die amerikanischen Kolo- 
nien gegeben. 


Der Groß-Orient wurde seiner- 


zeit von den britischen Banken fi- 
nanziert. Das Hauptziel der soge- 
nannten Revolution bestand 
darin, an dem französischen Kö- 
“nig Rache zu nehmen, weil dieser 


für den Verlust der Kolonien ver- 
antwortlich war. 


Heute ist der Groß-Orient der 
Trilateralen , Kommission, den 
Bilderbergern und den kommu- 
nistischen Parteien in aller Welt 
angeschlossen. Er ist ein Schlüs- 
selbestandteil von Bushs Neuer 
Weltordnung. 

Mitterränd, eine führende Kory- 
phäe des Groß-Orient, ist eben- 
falls ein Trilaterist und war stets 
ein »Ehrenkommunist«, wie die 
französischen Sozialisten sich 
nennen. 


Erzbischof Lefebvre verurteilte. 


heftig die Tatsache, daß mehr als 
70 Prozent der französischen Bi- 
schöfe dem Groß-Orient angehö- 
ren. Offiziell wird jeder Katho- 
lik, der dem Groß-Orient ange- 
hört, vermutlich exkommuni- 
ziert. Aber das Eindringen des 
Groß-Orient in den Vatikan 
selbst hat dies zu einer Farce ge- 
macht. 


Somit hat das Regime das franzö- 
sische Volk in den Untergrund ge- 
trieben, und der Widerstand ge- 
gen die Tyrannei formiert sich. 
Wie in George Orwells klassi- 


schem Buch »1984« geschrieben 


steht, hat das Mitterrand-Regime 
allen seinen Instrumenten der 
Unterdrückung klangvolle Na- 
men verliehen. 


Der Minister für Menschen- 
rechte leitet die Jagd auf das fran- 
zösische Volk wegen »antisoziali- 
stischer Aktivitäten«. 


Indessen bricht die französische 
Wirtschaft zusammen, die Ar- 
beitslosigkeit steigt in einem alar- 
mierenden Ausmaß, die Einwan- 
derung aus Afrika hat eine Re- 
kordhöhe erreicht, Steuern sind 
zur Strafe geworden und das Mit- 


terrand-Regime ertrinkt in einer‘ 


Vielfalt von Skandalen ähnlich 
wie die der Spar- und Darlehens- 
kassen in den USA. Unter diesen 
Umständen ist es nicht überra- 
schend, daß Mitterrand mit sei- 
nem berüchtigten Gesetz vom 14. 
Juli 1990 die Freiheit der Rede 
und der Meinungsäußerung ab- 
geschafft hat. 


Aber es ist eine Politik der Ver- 
zweiflung, die nur die unvermeid- 
liche Zurückweisung der Tyran- 
nei des Groß-Orient, die das 
Land in den letzten 200 Jahren 
versklavt hat, durch die Mehrheit 
des französischen Volkes noch et- 
was hinausschieben. 


George Bush 


Der Geheim- 
orden Schädel 
& Knochen 


Victor Marchetti 


Skull & Bones (Schädel & Knochen), die höchst angesehene Bruder- 
schaft in der Yale University, ist durch die Nachrichtenmedien neu 
entdeckt worden. Als sich im vergangenen Jahr der Krieg am Persi- 
schen Golf zusammenbraute, wurde verschiedentlich auf die Mit- 
gliedschaft des amerikanischen Präsidenten George Bush in dieser 
geheimnisvollen Gesellschaft hingewiesen. Politikwissenschaftler 
grübelten mit Verwunderung und Besorgnis über den Einfluß seines 
Idols aus der Jugendzeit, Henry Stimson, des Nationalisten des Yan- 


kee-Establishments, Mitbruder des Ordens Skull & Bones, dessen -- 


lange Regierungslaufbahn beide Weltkriege umspannte, auf den 


heutigen US-Präsidenten. 


Alles, was Skull & Bones betrifft, 
scheint die Vertreter der Nach- 
richtenmedien zu faszinieren. 
Noch vor einigen Wochen brach- 
ten die führenden amerikani- 
schen Zeitungen und Zeitschrif- 
ten sogar reißerisch aufgemachte 
Stories über ein unbedeutende 
Meinungsverschiedenheit inner- 
halb des Geheimordens in bezug 
auf die Zulassung von Frauen. 
Warum all dieses Interesse an 
dem, was lediglich eine weitere 
Universitätsbruderschaft zu sein 
scheint? 


Das Konzept für die 
Neue Weltordnung 


Einfach ausgedrückt, ist der Or- 
den Skull & Bones einer der 
mächtigsten Organisationen in 
Amerika. Historisch gesehen hat 
die geheime Bruderschaft viele 
der führenden Mitglieder der 
amerikanischen Regierung und 


“der Intelligenz hervorgebracht. 
Es ist eine Bastion der Kultur der‘ 


White Anglo Saxon Protestants 
(WASP), die weiterhin im Mittel- 
punkt der amerikanischen Welt- 


anschauung des 20. Jahrhunderts - 


stehen. Seit dem zweiten Welt- 
krieg hat der Orden auch gleich- 
gesinnte Katholiken und ganz 
kürzlich andere Minderheiten an 
sich gezogen. 


Das Konzept des Präsidenten: 


Bush für die Neue Weltordnung 


ist ein alter Hut, der seinen Ur- 
sprung in der-Philosophie und in 
den Glaubensgrundsätzen der ge- 
heimen Bruderschaft Skull & Bo- 
nes hat. Heute ist dies der vor-. 
herrschende Ausblick der ameri- 
kanischen Regierung, deren ein- 


flußreiche Mitglieder, wie der 


Präsident selbst, zum Netzwerk 
der Bruderschaft Skull & Bones 
gehören. Diese Männer streben 
danach, das amerikanische Impe- 
rium der Zeit unmittelbar nach 
dem Zweiten Weltkrieg, eine Ara 
die Präsident Bush häufig als 
»das amerikanische Jahrhun- 
dert« bezeichnet, neu entstehen 
zu lassen. 


Moralisches Recht 
zur Weitkontrolle 


Die mächtigen Männer von Skull 
& Bones glauben ehrlich daran, 
daß sie das strategische und mo- 
ralische »Recht« dazu haben, 
Weltangelegenheiten zu kontrol- 
lieren. Folglich reißen sie die Be- 
fugnis an sich, irgendwelche riva- 
lisierende Bedrohungen für die 
imperiale Führung der USA, sei 
es durch derzeitige Verbündete, 
wie Japan, Deutschland oder 
Großbritannien oder durch Geg- 
ner des Kalten Krieges, wie die 
Sowjetunion, zu zerschlagen. 
Auf Grund ihrer strengen WASP- 
Erziehung betrachten die Or- 
densmitglieder die Manöver des 
zionistischen Israel und dessen 
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begüterte, einflußreiche Interes- 
sensgruppen in den Vereinigten 
Staaten mit besonderem Miß- 
trauen. 


y 


Skull & Bones wurde 1832 an der 
Yale University in New Haven, 
US-Bundesstaat Connecticut, ge- 
gründet. Zu einer gegebenen 
.Zeit sind immer nur rund 600 
Mitglieder des Ordens am Le- 
ben. Diese geringe Mitglieder- 
zahl unterstreicht die ungeheure 
Machtkonzentration in den Hän- 
den seiner Mitglieder. 
William Huntington 
schloß den Orden Skull & Bones 
1856 zu einer Gesellschaft, die 
Russell Trust Association, zusam- 
men. Durch das ganze 20. Jahr- 
hundert hindurch führte die Rus- 
sell Trust Association die Haupt- 
geschäftsstelle von Brown Bro- 
: thers Harriman als ihre Anschrift 
auf. Russel. sagte ‚1833 seiner 
Klasse an der. Yale University 
Ade. Er und seine Kameraden 
des Ordens Skull & Bones be- 
trachteten sich als etwas ganz Be- 
sonderes unter der Kaufmanns-, 
- Banking- und Puritaner-Elite an 
. der Yale University. Sie übernah- 
men die Auffassung der frühen 
Siedler in New England, sie seien 
»von Gott auserwählt« und dazu 
vorbestimmt, in Nordamerika zu 
herrschen. 


Der Wert der 
Doppelsinnigkeit 


Die Gründung des Yale College 
im Jahre 1701 geht der Amerika- 
nischen Revolution um mehrere 
Generationen voraus. Viele der 
Gründer von Yale waren recht- 
schaffene Männer des puritani- 
schen Erbes, die fromm an Gott 
und an das Land glaubten. Einige 
dieser patriotischen Seelen bilde- 
ten später den Kern der peliti- 
schen Koalition Benjamin Frank- 
lins, die schließlich mit dem Mut- 
terland, Großbritannien, brach. 


Viele Promovierte von Yale wa- 


ren in der Amerikanischen Revo- 
lution und bei der Gründung der 
Vereinigten Staaten aktiv. 


Ein Teil des Geheimnisses und 
der Verwirrung um seine okkul- 
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Russell ° 


ten Symbole und Riten herum, .. 


wird willkürlich vom Orden 
selbst gepflegt. Zu den Grundsät- 
zen, die den Mitgliedern der Ge- 
heimgesellschaft an der Yale Uni- 
versity beigebracht werden, ge- 
hört der Wert der Doppelsinnig- 
keit und Geheimhaltung. Diese 
Werte werden nicht als Teil einer 
rein mystischen oder okkulten 
Quasi-Religion gelehrt. Sie wer- 
den als wertvolle Werkzeuge ge- 
lehrt, die von den Knochenmän- 
nern angewendet werden sollen, 
wenn sie die isolierte Umgebung 
des Yale-Campus verlassen und 
Beamte der Regierung, der'Ge- 
heimdienste, des Militärs oder 
des Privatsektors werden. 


Eine Studie des oft verwirrenden 
und sich selbst widersprechenden 
Verhaltens und der öffentlichen 
Erklärungen Bushs und seiner 
engsten Berater durch die ge- 
samte Krise am Persischen Golf 
des vergangenen Jahres und des 
darauffolgenden Krieges hin- 
durch, ist ein wertvolles Beispiel 
dafür, wie Doppelsinnigkeit und 
Geheimhaltung von den Män- 
nern des Schädel-&-Knochen- 
Ordens angewendet werden. 


Prominente »Bonesmen« 
in Vergangenheit 
und Gegenwart 


William F. Buckley, jun.: Grün- 
der des »National Review«, der 
führenden konservativen Zeit- 
schrift in den Vereinigten Staa- 
ten. Bruder James (Skull & Bo- 
nes 1944) ist jetzt Mitglied des 
amerikanischen Court of Appe- 
als (Appellationsgericht). Als 
ehemaliger Beamter des CIA in 
Mexiko baute Buckley in den 


sechziger Jahren die politische - 


konservative Basisbewegung auf. 
Präsident Bush und Buckley ha- 
ben sich kürzlich wegen Buckleys 
starkem Pro-Israelismus ge- 
trennt. 


McGeorge Bundy: Sproß der 


Skull-&-Bones-Familie . Bundy. 
Vater Harvey H. Bundy war Mit- 
glied des Ordens Skull & Bones, 
ebenso wie der Bruder William P. 
Bundy. McGeorge diente im 
Zweiten Weltkrieg als Henry 
Stimson’s Assistent und wurde 
später Berater für Nationale Si- 
cherheit unter Präsident Ken- 
nedy. William Bundy wurde CIA- 
Beamter und diente später in 
Schlüsselpositionen im Außen- 
und Verteidigungsministerium. 
McGeorge leitete die Ford Foun- 


dation (1968. bis 1980) und Wil- 
liam war Vorsitzender des Coun- 
cil on Foreign Relations (CFR) in 
den Jahren 1972 bis 1973. 


George Bush: Präsident der Ver- 
einigten Staaten. Stammt aus ei- 
ner vollständigen Skull-&-Bo- 
nes-Familie. Vater Prescott, ein 
Bones-Eingeweihter der Klasse 
von 1917. Onkel George Herbert 
Walker, Bones-Klasse von 1927. 
Der Richter am amerikanischen 
Federal District Court (Bundes- 
bezirksgericht) John Walker ist 
ebenfalls ein Verwandter von 
Bush und »Bonesman« (Mitglied 
des Skull & Bones Orden): 


Averell Harriman: Sproß der 
Eisenbahner-Familie Harriman. 
Sein Bruder Roland (Skull & Bo- 
nes 1917) leitete die Investment 
Bank. (Emissionsbank) Brown 
Brothers Harriman. Averell war 
einer der mächtigsten Mitglieder 
der Bruderschaft Skull & Bones. 
Seine Regierungsposten reichten 
vom Botschafter für die Sowjet- 
union im Zweiten Weltkrieg und 
verschiedenen Positionen im US- 


"Außenministerium bis zum Chef- 


Verhandler bei den Vietnam-Ge- 
sprächen. Vertraulicher Berater 
für die Präsidenten Roosevelt, 
Truman, Kennedy, Johnson und 
später Nixon und Carter. Seine 
Kapitalanlage-Firma ist prak- 
tisch eine Skull-&-Bones-Bank, 


neun Hauptteilhaber sind Mit-- 


glieder des Ordens Skull & Bo- 
nes. Präsident Bushs Vater arbei- 
tete bei Brown Brothers Harri- 
man, nachdem er mitgeholfen 
hatte, einige Firmen zur United 
Rubber Corporation of America 
zu fusionieren. j 


Henry Luce: Baute das Verlags- 
Imperium Time-Life auf. Wurde 
zu einem der führenden Publizi- 
sten der Doktrin »American Cen- 
tury«. 


Henry Lewis Stimson: Partner in 
der Rechtsanwaltpraxis Root and 
Stimson an der Wall Street. 
Kriegsminister unter Präsident 


- Taft (1908 bis 1912), Generalgou- 


verneur der Philippinen (1926 bis 
1928), Außenminister unter Prä- 
sident Herbert Hoover (1929 bis 
1933) .und Kriegsminister unter 
den Präsidenten Franklin Delano 
Roosevelt und Harry $S. Truman 


‘(1940 bis 1946). 


Robert A. Taft: Sprecher des Re- 
präsentantenhauses (1921 bis 
1926) und Senator. Führer der 


Bewegung der Isolationisten in 


den dreißiger Jahren. Sein Sohn, 


Robert A. Taft jun., auch Senator 
aus.Ohio, führte in den fünfziger 


und sechziger Jahren den rechten 


Flügel der Republican Partei an. 
Robert A. Taft jun. war jedoch 


“ das einzige Mitglied der Familie 


Taft, der nicht der Bruderschaft 
Skull & Bones angehörte. 


Alle wichtigen Positionen 
sind unter Kontrolle . 


William H. Taft: Präsident der 
Vereinigten Staaten (1908 bis 
1912) und ernannter Chief Justice 
des Supreme Court (Gerichtsprä- 


. sident des Obersten Gerichts), 


1921 bis 1930). Kriegsminister 
(1904 bis 1908). Treuhänder, Car- 
negie Institution. Teil der langen 


Reihe der Tafts, die in der ameri-. 


kanischen Regierung dienten. 


Senator David Boren: Vorsitzen- 


der des Senate Intelligence Com- 


mittee (Ausschuß des Senats für 
Geheimdienste). 


Senator John Chafee: Ehemali- 
ger Marineminister und Mitglied 
des Senate Intelligence Commit- 
tee. 


Senator John Heinz: Kam kürz- 
lich bei einem Flugzeubabsturz 
ums Leben, war »Bonesman« 
wie sein Vater. Die Familie Heinz 
besitzt eine der größten Nah- 
rungsmittelherstellerfirmen der 
Welt. 


Senator John Kerry: Früher im 


“ Senate Intelligence Committee, 


sitzt Kelly jetzt im Senate Foreign 
Relations Committee. 


11 Yo monatlich 


(13,2% p.a.) 


ZINS-RENTE 


Monatlicher Scheck 


Bewährt seit mehr als 
. 30 Jahren 


Ausführliche 
Unterlagen von: 


EuroAmerica 


Finance Holding 
P.O. Box 871375 
Panama-7, 
Republic of Panama 
Telefon 649740 . 
Telefax 691866 


8 


George Bush 


Voran auf dem 
Weg zur 


Neuen 


Weltordnung 


* 


ES 


Stephen Koczak 


Die Entscheidung der Trilateralen Kommission, auf den Ölpreis eine 
zusätzliche Steuer zu erheben, paßt haargenau zu dem, was US-Prä- 
sident George Bush, vor ihm Ronald Reagan und der sowjetische 
Staatschef Michail Gorbatschow sowie die Bilderberger, schon seit 
zehn Jahren anstreben. Selbst bei dem kürzlichen Krieg gegen den 
Irak, wandte sich Bush zuerst an die Vereinten Nationen und erst da- 
nach an den amerikanischen Kongreß und zog dann nach eigenem 
Ermessen, unter den Auspizien der UN, in den Krieg. 


George Bush wies wiederholt 
darauf hin, daß er die Zustim- 
mung des amerikanischen Kon- 
gresses nicht brauche, weil Präsi- 
dent Harry Truman früher auch 
unter der Autorität der Vereinten 
Nationen gehandelt habe. Das 
große Problem jedoch, mit dem 
es die Befürworter der Weltregie- 
rung zu tun haben, besteht darin, 
daß die Vereinten Nationen keine 
Steuergewalt haben. Daher ver- 
suchten die Trilaterale Kommis- 
sion und die Bilderberg-Gruppe 
den Gedanken vorzutragen, daß 
die Vereinten Nationen ihre ei- 
gene Einkommensquelle haben 
könnte. In der Zwischenzeit war 
Bush mit dem hervorgetreten, 
was man die internationale Lö- 
sung, nicht die trilaterale Lösung 
des Problems nennen könnte, 
nämlich, daß die Japaner und die 
Deutschen und andere Geld au- 
Berhalb ihres jeweiligen Staats- 
haushaltes beisteuern sollen. 


Die Vorstufen 
einer Weltsteuer 


Die Japaner verpflichteten sich 
zur Zahlung von 15 Milliarden 
Dollar, die Deutschen von 17 Mil- 
liarden Dollar. Die Saudis haben 
vermutlich viel mehr gezahlt, um 
die Operation im Nahen Osten 
durchzuführen. 

Nun geht man einen Schritt wei- 
ter. Anstatt eine internationale 


ar Ki e 


ohne Bewilligung des amerikani- 
schen Kongresses, und Außenpo- 
litik betreiben. Mit anderen Wor- 
ten: Die USA werden den An- 
fang dessen haben, was man 
schon in alten Zeiten kannte -hö- 
herstehende Herrscher außer- 
halb des Parlaments und des Kon- 
gresses und deren Entsprechun- 
gen in anderen Ländern haben 
die Befugnis selbst Steuern zu er- 
heben ohne irgend jemand Re- 
chenschaft darüber abzulegen. 


Was die Federal Reserve Bank 
(US-Zentralbank) jetzt tut, wird 
auf eine internationele Ebene er- 
hoben, wo die Bank der Verein- 
ten Nationen weltweit das tun 
wird, was die Federal Reserve 
jetzt auf Landesebene tut. Nie- 
mand wird wissen, wohin das 
Geld geht, oder wie es verwendet 
wird. Dies ist einer der Haupt- 
schritte zur Neuen Weltordnung. 


Mit der Schaffung dieser »Neuen 
Weltordnung« werden jetzt Dik- 
tatoren auf ein Niveau erhoben, 
das es niemals zuvor gegeben 


Die Vereinten Nationen spielen mit Hilfe der USA den Weltpolizi- 
' sten, dahinter stehen die Banker und ihre Computer-Netzwerke, 
die das Fundament für die neue Weltregierung bilden. 


Gruppe zu haben, bei der jeder 
dieser Staaten Geld aus seinen ei- 
genen Einnahmen  beisteuert, 
soll direkt besteuert werden. Das 
Geld wird in die Vereinten Natio- 
nen fließen und es der Organisa- 
tion ermöglichen, über eigene 
Haushaltsmittel zu verfügen, was 
zum ersten Mal in der Geschichte 
zu einer Weltsteuer führen wird. 


Bush kann sich dann mit den an- 
deren Weltführern  hinsetzen, 


hat, nicht einmal das von Josef 
Stalin oder Adolf Hitler kommt 
diesem gleich. Sie waren Diktato- 
ren in ihren eigenen kleinen Län- 
dern und mußten sich auf Agen- 
turen wieden KGB oder die Ge- 
stapo verlassen, um im Ausland 
Politik durchzuführen. 


Aber jetzt haben wir inder UNO, 
hauptsächlich im Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen, eine 
Gruppe von Leuten, die es gar 


es 


nicht nötig hat, Agenten hinaus- 
zuschicken. Statt dessen können 
sie uns Steuereintreiber auf den 
Hals hetzen und wären unter der 
derzeit vorgeschlagenen Gesetz- 
gebung in der Lage, den Bürger 
eines jeden Mitgliedstaats der 
UNO auf Verlangen eines ande- 
ren Mitgliederstaats auszuwei- 
sen. 


Das Zeitalter der 
großen Diktatoren 


Unter den derzeitigen Ausliefe- 
rungsverträgen muß das Land, 
das um eine Ausweisung ersucht, 
dem Land, wo der Verbrecher 
wohnt, nachweisen, daß eine 
überzeugende Grundlage für die 
Auslieferung vorhanden ist. 
Diese neue Politik macht es auto- 
matisch: Ein Land braucht eine 
Person nur anzufordern, und sie 
muß ausgewiesen werden. 


Wir entwickeln jetzt eine Steuer- 
politik für die UNO und eine Po- 
litik um jeden, irgendwo in der 
Welt, strafrechtlich zu verfolgen, 
und diese wird in erster Linie von 
den fünf ständigen Mitgliedern 
des Sicherheitsrats - Großbritan- 
nien, Frankreich, Rotchina, die 
Vereinigten Staaten und die 
UdSSR - betrieben. Dies wurde 
durch die Art und Weise vorange- 
trieben, in der Bush den Krieg 
durchführte, und deswegen ha- 
ben die anderen ständigen Mit- 
glieder des Sicherheitsrats ihm 
den Rücken gestärkt. Das Ganze 
wurde von dem Trilateralen und 
den Bilderbergern schon vor 
zehn Jahren ausgearbeitet. 


Bushs Vorstellung von 
einem weltweiten Dorf 


Bush hat die Vorstellung über- 
nommen, daß die Welt ein welt- 
weites Dorf geworden ist. Er ist 
mit diesem Gedanken aufge- 
wachsen. Die einzige Art und 
Weise in der er operieren kann, 
besteht darin, sich nicht mehr auf 
den US-Kongreß verlassen zu 
müssen. Er hegt eine Verachtung 
gegen den Kongreß. Er kann sich 
nicht mehr auf das Volk verlassen 
- er ist gegen die Populisten. Die 
Experten, die wissen, wie man 
die Dinge anpackt, müssen von 
den Zwängen des Volkswillens 
befreit werden. 


Die bloße Vorstellung von der 
amerikanischen Verfassung, die 
Grundlage der amerikanischen 
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Revolution, ist Anathema für 
diese Leute. 


Bush möchte sich lieber mit den 
vier anderen ständigen Mitglie- 
dern des Sicherheitsrats hinset- 
zen und von dort aus operieren, 
was, ich muß das betonen, eine 
Form der Geheimregierung ist. 


Der Sicherheitsrat tritt geheim 
zusammen und erteilt Anweisun- 
gen, die Bush als Oberster Be- 
fehlshaber der amerikanischen 
Streitkräfte an die Truppen unter 
seinem Kommando weiterleitet. 


Wir nähern uns dem Zeitalter der 
großen Diktatoren - viel größer 
als Stalin oder Hitler jemals wa- 
ren, weil die neuen Diktaturen 
die ganze Welt umfassen werden. 


Dieser Plan wird mit Hilfe der 
Medien des Establishments in die 
Tat umgesetzt. Das »Wall Street 
Journal« und die »Washington 


Post« werden den Plan mit Jubel _ 


begrüßen, wie sie es beim Ein- 
marsch in den Nahen Osten ge- 
tan haben. Mit der Steuer auf Ol 
werden die Lebenshaltungsko- 
sten steigen, und ohne daß es den 
Menschen bewußt wird, wird der 
Plan in die Tat umgesetzt. 


Ein Angriff 
auf das Volk 


Mit dem bösen Mann, Saddam 
Hussein, als Ziel zum Ablassen 
des aufgestauten Volkszorns vor 
Augen, wird auf seinem Ol eine 
Steuer in Höhe von 50 Prozent er- 
hoben, im Gegensatz zu der 
Steuer von zehn Prozent auf sau- 
disches Ol. Jeder wird sagen: 
»Fangt den furchtbaren Mann, 
Saddam Hussein.« 


Die Leute werden sagen, die 
Steuer sei ihren Preis wert, um 
Saddam Hussein zu bestrafen, 
und ohne daß esihnen überhaupt 
bewußt wird, schneiden sie sich 
mit der Steuer auf Ol ins eigene 
Fleisch. Auf dieser Höhe soll die 
Steuer dem amerikanischen Volk 
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Saddam Hussein erkannte als einer der ersten, die verhängnis- 
volle Allianz zwischen Bush und Gorbatschow, die eine Bedro- 
hung für die Souveränität sämtlicher Staaten bedeutet. 


Michail Gorbatschow findet in Bundeskanzler Kohl einen treuen 
Vasallen bei der Durchführung der Neuen Weltordnung. 


und anderen Völkern schmack- 
haft gemacht werden. 


Die Steuer wird zunächst nicht 
auf amerikanisches Ol erhoben 
werden, aber das ist unwesent- 
lich, da die Vereinigten Staaten 
über die Hälfte ihres Ols ausfüh- 
ren. 


Die Vereinigten Staaten, die 
Sowjetunion, Großbritannien, 
Frankreich und Rotchina, die 
alle Atomwaffen besitzen, haben 
sich zusammengerottet und be- 
schlossen, daß sie die neue Welt- 
verfassung insgeheim schriftlich 
festschreiben sollten. Um das zu 
tun, müssen notwendige Ereig- 
nisse wie der Krieg gegen den 
Irak stattfinden. Der Krieggegen 


Drogen ist ein weiteres Ereignis, 
das der Schaffung der neuen 
Weltregierung Impulse verleihen 
wird. Um diese neue Weltregie- 
rung zu bilden, muß die Macht 
zentralisiert und in die Hände ei- 
ner Exekutive gelegt werden. 
Diese Exekutive sind die ständi- 
gen Mitglieder des Sicherheits- 
rats. 


Saddam Hussein 
fühlte sich bedroht 


Saddam Hussein geht natürlich 
dagegen an. Wie bereits öfters er- 
wähnt, war er es, der den Beginn 
dieser Allianz zwischen Gorbat- 
schow und Bush und den anderen 
als Bedrohung für die Unabhän- 


gigkeit der Staaten, einschließ- 
lich der Vereinigten Staaten, aber 
hauptsächlich ‘seines eigenen 
Landes ansah. 


Hussein versuchte, ihr zu begeg- 
nen, indem er die arabischen 
Länder zusammenbrachte und 
den ägyptischen Präsidenten 
Hosni Mubarak und sein Volk 
aufforderte, in die Arabische 
Liga zurückzukehren, in der Be- 
mühung, die arabischen Staaten 
zu einigen, so daß sie in der Lage 
sein würden, die für 1992 zu er- 
wartende israelische Aggression 
zurückzuschlagen. 


Saddam Hussein wurde natürlich 
von Mubarak hinters Licht ge- 
führt, der die von den USA ange- 
botenen sieben Milliarden Dollar 
mehr als die arabische Einheit 
wollte. Er. wurde auch von den 
Saudis verraten und natürlich 
von den Kuwaitis, die als Erfül- 
lungsgehilfen der Briten und 
durch Niederdrückung des Ol- 
preises um Saddams Verkäufe zu 
beeinträchtigen, die Urheber des 
Konflikts waren. 


Viele Leute wissen nicht, weil die 
Medien des Establishments dies 
unterdrücken, daß Saddam Hus- 
sein, als er sich dessen bewußt 
wurde, daß die Israelis Mossad- 
Agenten in die kurdischen Ge- 
biete des Irak schicken würden, 
und daß die Iraner Waffen in die 
schiitischen Gebiete lieferten, 
daß er nicht gleichzeitig gegen 
die Vereinigten Staaten kämpfen 
und den Bürgerkrieg gewinnen 
konnte. Darum bat er Gorbat- 
schow, eine Friedensvereinba- 
rung vorzuschlagen, nach der 
ihm zwei Wochen zum Rückzug 
aus Kuwait zugestanden wurden. 
Die Koalition wies diese zurück, 
und zwar genau deswegen, weil 
Bush an der Errichtung einer 
»Neuen Weltordnung« interes- 
siert ist. 


Gorbatschows Rolle 
in diesem Spiel 


Um eine Neue Weltordnung zu 
bekommen, muß der eine Mann 
vernichtet werden, der sich ei- 
nem entgegenstellt. Saddam 
Hussein war dieser eine Mann, 
der die »Neue Weltordnung« ver- 
hindern. wollte, und er wollte 
vom Sicherheitsrat befreit wer- 
den, weil die neue Allianz unter 
seinen Mitgliederstaaten bedeu- 
tete, daß er sich nicht mehr auf 
die Sowjets verlassen konnte. 


‘ 


Die Sowjetunion ist auch an der 
Verschwörung beteiligt, die neue 
Weltregierung zustande zu brin- 
gen: Das größte Problem mit der 
sich die Sowjetunion befassen 
muß, ist ihre eigene unmittelbar 
bevorstehende Auflösung. Wie 
ich schon mehrmals geschrieben 
habe, wird Gorbatschows Politik 
die sowjetischen Republiken um- 
wandeln, sie zu einer Einheit for- 
men, die dann auf dem Weg zur 
Weltregierung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft beitre- 
ten soll, mit- dem stillschweigen- 
den Einverständnis der Vereinig- 
ten Staaten, Großbritanniens 
und Frankreichs. 

Man darf auch nicht vergessen, 
daß die Deutschen in Deutsch- 
. land nicht mehr souverän und die 

Franzosen in Frankreich nicht 

- mehr souverän sind, sondern daß 
alle der Herrschaft der Weltregie- 
‚Tung unterworfen werden. 
. Boris Jelzin, Präsident der Russi- 
schen Republik, ist der Mann, 
den Gorbatschow als Populist, 
als sogenannten volkstümlichen 
Mann, entwickelt hat. Anderer- 
seits ist Gorbatschow der Mann, 
der die Kommunistische Partei, 
die Armee und den KGB be- 
herrscht. Es besteht ein Bündnis 
zwischen den beiden, und dieses 
benötigt ständig einer Krise, was 
Gorbatschow selbst in den Unter- 
gang und die Sowjetunion ins 
Chaos zu stürzen scheint, was 
aber niemals stattfindet. 


Unter diesem Deckmantel ist die 
Macht wirklich gefestigt; und all- 
“mählich, bis spätestens im Jahr 
2000, wird hinter jedermanns 
. Rücken eine neue Weltregierung 
in Erscheinung treten. 


Die Freiheit bleibt 
eine Illusion 


Uns wird niemals ausdrücklich 
gesagt, daß es eine neue Weltre- 
gierung gibt. Stattdessen wird 
man uns .eeinreden, wir hätten 
mehr Freiheit und mehr Rechte. 

‚Man kann Pot (Marijuana) rau- 
chen, man kann homosexuell 
sein, man muß keine der Regeln 
einhalten. Dies führt zu einer ver- 
stärkten Zersplitterung und An- 
archie auf lokaler Ebene. Der 
Freihandelsgedanke trägt auch 
dazu bei, die Illusion zu nähren, 
daß die Menschen mehr Freiheit 
genießen, in dem sie die Grenzen 
abschaffen. 


Die Illusion zu pflegen, daß man 
alles tun kann, was man eigent- 


lich will, während man in Wirk- 
lichkeit nichts tun kann, ist die 
Methode, mit der die Weltregie- 
rung in die Tat umgesetzt wird. 


Um die Gesetze dieser neuen 
Weltregierung durchzusetzen 
wird eine IRS-(Internal Revenue 
Service)-ähnliche Organisation 
geschaffen, die eine Politik der 
Boykotte und Embargos entwik- 
keln wird, um Länder zu bestra- 
fen, die sich der »Neuen Weltord- 
nung« nicht unterwerfen wollen. 
Die Weltbank und der Internatio- 
nale Währungsfonds (IWF), der- 
zeitige Werkzeuge der Gruppen, 
die die Weltregierung bilden wol- 
len, müssen schrittweise in jene 
Weltregierung eingegliedert wer- 
den, die auf den Sitzungen der 


"Trilateralen Kommission und der 


Bilderberggruppe geplant wird. 


Das Schicksal entscheiden 
die Bilderberger 
und Trilateralen 


Die eigentliche Regierung von 
heute setzt sich in zunehmendem 
Maße aus den Banken und den 
Computer-Netzwerken zusam- 
men, die das Fundament für die 
neue Weltregierung bilden. Diese 
angeblich privaten Organisatio- 
nen sind in Wirklichkeit die Em- 
brynoäl-Organisationen für die 
Neue Weltordnung. 


Wenn eine neue Ordnung organi- 
siert wird, wirkt sich das manch- 
mal trotz der damit einhergehen- 
den Geheimhaltung zum Guten 
aus, wie das bei der Verfassungs- 
versammlung (1787), die notwen- 
digerweise geheim war und auf 
der die Vereinigten Staaten ins 
Leben gerufen wurden, der Fall 
war. Die derzeitigen Pläne sind 
so geheim, daß niemand weiß, 
was vor sich geht, niemand be- 
kommt Gelegenheit, die Vor- 
schläge zu ratifizieren. Im Falle 
der Verfassung war es zumindest 
erforderlich, daß die einzelnen 
Staaten durch Ratifizierung ihre 


- Zustimmung erteilen mußten. 


Die Öffentlichkeit hat keine Ah- 
nung davon, daß ihr Schicksal 


. von der Trilateralen Kommission 


und der Bilderberg-Gruppe ent- 
schieden wird, und um dies zu 
vertuschen, wird persönliche An- 
archie geführt, um den Men- 
schen die IHusion vorzugaukeln, 
daß sie frei seien, obwohl sie in 
Wirklichkeit von der Welt-Schat- 
tenregierung unterjocht werden. 


Neue Neue Weltordnung 


Die Ent- 
wafinung der 


US-Bu 


Mike Blair 


rger 


Patriotische amerikanische Politiker kümmerten sich bisher eigent- 
lich kaum um den Waffenbesitz der durchschnittlichen amerikani- 
schen Bevölkerung, sondern nur in den Fällen, wo es um die Eindäm- 
mung von bewaffneten Verbrechen ging. Hierzu wurden verschie- 


dene Gesetze erlassen. 


Jedoch sind die Verbündeten der- 
jenigen, die das amerikanische 
Volk unterjochen wollen, gerade 
die bewaffneten Verbrecher, die 
ungehindert durch ausreichende 
Gesetze, um diese Verbrechen 
einzudämmen, schließlich die 
Entwaffnung aller Amerikaner 
herbeiführen werden. In .der 
zweiten Anderung der amerika- 
nischen Verfassung heißt es: 
»Eine gut regulierte Miliz, die für 
die Sicherheit eines freien Staa- 
tes erforderlich ist, das Recht des 
Bürgers, Waffen zu halten und zu 
tragen wird nicht verletzt ...« 


Beschneidung von 
Rechten und Freiheit 


Die erste Handhabung des sowje- 
tischen Präsidenten Michail Gor- 
batschow nach der Unabhängig- 
keitserklärung der baltischen Re- 
publik Litauen in der Sowjet- 
union war ein Aufruf zur Ent- 
waffnung der litauischen Miliz 
und die Forderung, daß alle Li- 
tauer den sowjetischen Besat- 
zungsbehörden ihre Schußwaffen 
auszuhändigen haben. 


Der zweite Akt war die Anwen- 
dung von Gewalt und die Ein- 
schüchterung des litauischen Vol- 
kes, um es zu zwingen, seine Un- 
abhängigkeitserklärung rückeän- 
gig zu machen. 


Das sogenannte Brady-Gesetz, 
das für Amerikaner eine sieben- 
tägige Wartezeit beim Erwerb 
von Handfeuerwaffen verlangt, 


hat das US-Repräsentantenhaus. 


durchlaufen und steht jetzt vor 
seiner nächsten Hürde im Senat. 


Wie kann ein vernünftiger Ame- 
rikaner gegen eine nur siebentä- 
gige Wartefrist beim Kauf einer 
Handfeuerwaffe sein? Das ist die 
Frage, die von Mitarbeitern von 
Handgun Control Inc. und ande- 
ren Befürwortern der vorgeschla- _ 
genen Zwangswartezeit gestellt _. 
wird. 


Diejenigen, die wirklich mit der 

Sache der Schußwaffen und der » 
Rechte der Amerikaner, sie zu 

besitzen, vertraut sind, sindnicht _ 
so sehr über diesiebentägige War- : 
tefrist beunruhigt, sondern um '. 
die Tatsache, daß der Erlaß des 

Gesetzes, von dem selbst das 
amerikanische Justizministerium 
gesagt hat, essei»nutzlos« für die 


 Eindämmung von Verbrechen, 


den Weg zur Vorlage und mögli- 
cher Verabschiedung einer wahr- 
haft repressiven und einschrän- 
kenden Anti-Schußwaffen-Ge- 
setzgebung bereiten wird. 


Ein Vorwand als Grund 
für die Entwaffnung 


Wir wollen keinen Irrtum dar- 
über aufkommen lassen, daß in 
Amerika und vor allem im US- . 
Kongreß ernsthafte Bemühun- 
gen im Gange sind, das amerika- 
nische Volk zu entwaffnen. 


Bürgerrechtler und Verfassungs- . 
rechtler, ebenso wie die angehen- 


den Unterdrücker, sind sich sehr ;_ 


wohl bewußt, daß sie, um das 


amerikanische Volk dazu zu zwin- : 


gen, seine Rechte und Freihei- 
ten, die ihm von der Verfassung 
garantiert werden, aufzugeben 
und sich einer »Neuen Weltord- 
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Neue Weltordnung 


Die Ent- 
waffnung der 
US-Bürger 


nung« zu unterwerfen, dieses erst 
einmal entwaffnen müssen. 


Seit Jahren sind die Schußwaffen- 
bekämpfer im Kongreß mit Rük- 
kendeckung eines Sortiments 
von Liberalen, linkslastigen Ra- 
dikalen und Weltverbesserern da- 
bei, die von der Verfassung ver- 
brieften Rechte des amerikani- 
schen Volkes, Waffen zu halten 


und zu tragen, mehr und mehr zu 


beschneiden. 


Die Frage der 
automatischen Waffen 


Seit 1989, als ein verrückter Dro- 
genabhängiger namens Patrick 
Purdy ein rotchinesisches AK-47- 
Sturmgewehr ergriff und auf ei- 
nem Spielplatz in Stockton, Kali- 
fornia, das Feuer auf Kinder 
eröffnete, läuft unter den Anti- 
Schußwaffen-Parteiungen ein 
Kreuzzug zum. Verbot nicht nur 
aus Rotchina importierter Schuß- 
waffen — die übrigens überhaupt 
nicht in die Vereinigten Staaten 
hätten hereingelassen werden 
dürfen -, sondern aller halbauto- 
matischer Schußwaffen. 


Halbautomatische Schußwaffen, 
die auf jeden Fingerdruck auf 
den Abzug - ohne etwas anderes 
zu tun - reagieren, im Gegensatz 
zu automatischen Waffen, die 
kontinuierlich feuern solange der 
Abzug gedrückt wird und Muni- 
tionim Magazin ist. 


Seit der Schießerei in Stockton 
wurden in beiden Häusern zahl- 
reiche Gesetzesentwürfe einge- 
bracht, um praktisch alle halbau- 
tomatischen Waffen, von Hand- 
feuerwaffen über Gewehre bis 
Schrotflinten, zu verbieten. Im 
vergangenen Jahr durchlief ein 
‚ solcher Gesetzesentwurf, geför- 
dert von Senator Dennis DeCon- 
cini, den Senat, doch der Kon- 
greß vertagte bevor ein begleiten- 
der Gesetzesentwurf von dem 
vollen Repräsentantenhaus ange- 
nommen werden konnte. 


In diesem Jahr liegt dem Haus 
die H.R. 1400, gefördert vom Ab- 
geordneten Robert Michel, dem 
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Nach der Unabhängigkeitserklärung der baltischen Republik 


Litauen hat Michail Gorbatschow alle Litauer aufgerufen ihre 


Schußwaffen abzugeben. 


Minderheitenführer des Reprä- 
sentantenhauses, vor. Der Geset- 
zesentwurf, der jetzt dem House 
Judiciary Committee (Rechtsaus- 
schuß) vorliegt, ist ein von der 
Bush-Regierung unterstütztes 
Verbrechensbekämpfungs-Paket. 


Obwohl die vorgeschlagene Ge- 
setzgebung klugerweise stren- 
gere Strafen für das Begehen von 
Verbrechen mit Schußwaffen an- 
droht, weist es, was Waffenbesit- 
zer betrifft, einen wesentlichen 
Nachteil auf. 


Das Fassungsvermögen 
des Magazins 


Der Gesetzesentwurf sieht die 
Einführung eines neuen Absatzes 
vor, worin der Begriff »Muni- 
tions-Zuführungsvorrichtung« 
als abnehmbares Magazin, Gurt, 
Trommel, Ladestreifen oder ähn- 
liche Vorrichtung bezeichnet 
wird, die leicht wieder eingesetzt 
oder umgewandelt werden kann, 
um mehr als 15 Schuß Munition 
aufzunehmen. Der Begriff um- 
faßt auch jede Kombination von 
Teilen, mit denen eine derartige 
Vorrichtung zusammengebaut 
werden kann. 


Das Problem besteht darin, daß 
praktisch alle 0,22-Kaliber halb- 
automatische Mehrladewaffen, 
wozu so ungefähr alle halbauto- 
matischen Gewehre und Pistolen 
gehören, leicht umgearbeitet 
werden können, um durch Ver- 
längerung des Magazins oder La- 
destreifens weitere Schüsse ab- 
feuern zu können. 


. 


Magazine mit mehr als 15 Schuß 
sollen vom Import, der Herstel- 
lung, dem Transport, Versand, 
Transferierung, Empfang oder 
Besitz ausgeschlossen werden. 
Diejenigen, die sich bereits im 
Besitz von Waffenbesitzern befin- 
den, sollen zugelassen werden, 
aber ihr Verkauf oder Transfer 
würde durch den amerikanischen 
Finanzminister geregelt werden. 
Mit anderen Worten, das Bureau 
of Alcohol, Tobacco and Fire- 
arms (BATF) des US-Finanzmi- 
nisteriums wäre für die Regulie- 
rung des Verkaufs und Transfers 
verantwortlich. 


Der Staat kontrolliert 
immer intensiver 


Nicht, daß dieses Gesetz nicht 
schlecht genug ist, was den Besitz 
von halbautomatischen Waffen 
betrifft, Tatsache ist, daß noch 
schlechtere Gesetze vorgeschla- 
gen werden, die auf das Verbot 
von halbautomatischen Waffen 
im allgemeinen abzielen. Die 
Waffenschnapper im amerikani- 
schen Kongreß sind dazu ent- 
schlossen, das Verbrechensbe- 
kämpfungsgesetz abzuändern, 
um eine solche repressive Gesetz- 
gebung einzubauen. 


Viele Experten, die den Waffen- 


besitz befürworten, befürchten,‘ 


daß die Bush-Regierung sich 
schließlich der Anti-Schußwaf- 
fen-Parteiung im Kongreß an- 
schließen wird, und daß ein har- 
tes Gesetz, das die meisten halb- 
automatischen Schußwaffen ver- 
bietet, verabschiedet wird. 1980 


‚ Wirklichkeit eine 


wurde eine Gesetzgebung verab- 
schiedet, mit der die sogenannte 
BATF Form 4473 geschaffen 
wurde, ein Formular, das angebli- 
che Käufer von Schußwaffen aus- 
füllen müssen, bevor sie Schuß- 
waffen von einem Händler käuf- 
lich erwerben können. 


In dem Formular müssen Name, 
Größe, Gewicht, Rasse, Wohn- 
ort, Geburtsdatum und Geburts- 
ort des Käufers angegeben wer- 
den, und es sind neun Fragen 
darin aufgeführt, die sich mit der 
Vorgeschichte des Bewerbers be- 


fassen, zum Beispiel, ober vorbe- 


straft ist oder einmal in einer 
Heilanstalt war. Vollständige Ein- 
zelheiten über die Waffe, die er 
kaufen will, werden ebenfalls ver- 
langt. 


Falls der Bewerber eine der neun 
Fragen über seine Vorgeschichte 
mit »Ja« beantwortet, kann der 
Waffenhändler ihm die Schuß- 
waffe nicht verkaufen. 


Die meisten Leute, nicht einmal 
Waffenbesitzer, sind sich dessen 
bewußt, daß das Formular in 
landesweite 
Registrierung darstellt. 


In Erwartung der bevorstehen- 
den Anti-Schußwaffen-Gesetzge- 
bung, besonders im Hinblick auf 
halbautomatische Schußwaffen 
und Magazine, haben BATF-Be- 
amte nämlich Waffengeschäfte 
aufgesucht und die 4473-Formu- 
lare »kontrolliert«. 


CODE erfuhr, daß das BATF die 
von ihm mit dem Decknamen 
versehene Operation Forward 
Trace ins Leben gerufen hat, ein 
Programm zur Erstellung‘ einer 
Computer-Liste von Waffenbesit- 
zern mit Waffen, die möglicher- 
weise verboten werden. | 


al 


USA 


Vorberei- 


‘tungen für 
‘eine Diktatur 


Peter Blackwood 


Es gibt in den Vereinigten Staaten eine Geheimregierung im Warte- 
“ stand, entworfen und beherrscht von Bürokraten der Bundesregie- 
rung, deren Sinn und Zweck es ist, in den USA unter dem Deckman- 
tel der Reaktion auf einen undefinierten »nationalen Notstand« eine 
Diktatur zu errichten. Nach dem Plan zur Etablierung einer Dikta- 
tur in den Vereinigten Staaten würde der Präsident unter Berufung 


Bush es sogar gewagt hat, den 
Begriff »Neue Weltordnung« zu 
verwenden, um seine globalisti- 
schen Pläne zu definieren. Die 
meisten heute lebenden Ameri- 
kaner wurden jedoch nach dem 
Zweiten Weltkrieg geboren, als 
die Propaganda der alliierten 
Mächte die Begriffe »Neuord- 
nung« oder »Neue Weltordnung« 
verwendeten, um auf finstere 
Weise die militärischen Bemü- 
hungen Japans und vor allem 
Deutschlands unter Adolf Hitler 
zu beschreiben. 


Nur wenige Menschen haben sich 
scheinbar die Zeit genommen, zu 
untersuchen, was Bush eigentlich 
mit seiner Neuen Weltordnung 
im Schilde führt, in der Amerika 
ein integrierender Bestandteil 
werden soll, beginnend mit der 
Bereitstellung von rund 90 Pro- 


ste Angriff ist auf Amerika als 
souveränes unabhängiges und 
freies Land, den es je gegeben 
hat. 


Die Bemühungen, eine welt- 
weite Regierung zu bilden, sind 
nichts Neues. Amerikanische po- 
litische Führer, die den Gedan- 
ken »Amerika zuerst« pflegten, 
konnten die internationalisti- 
schen Eine-Welt-Regierung-Ma- 
chenschaften des amerikani- 
schen Präsidenten Woodrow Wil- 
son nach dem Ersten Weltkrieg 
noch überwinden. Wilson wurde 
von einer mächtigen Opposition 
im Senat, die sich weigerte, die 
von Wilson geplante Mitglied- 
schaft in der Weltkörperschaft 
mit ihrem Stempel zu versehen, 
daran gehindert, seine Visionen 
von einer Neuen Weltordnung zu 
verwirklichen. 


auf bereits bestehende Verordnungen die Verfassung aufheben und zent der Kräfte, der die arabi- 
auf dem Verordnungswege regieren. Seine Verordnungen würden schen Legionen des irakischen 
von nicht gewählten Bürokraten der Federal Emergency Manage- starken Mannes angriffen und be- 
ment Agency - etwa Bundesnotstandsbehörde - ausgeführt. Dieser siegten. 

würde die Befugnis eingeräumt, Razzien auf Dissidenten zu veran- 


US-Präsident Franklin D. Roo- 
sevelt brachte die Pläne einer 


stalten und sie in Konzentrationslager zu sperren, alle Nachrichten- 
verbindungswege und Medien zu kontrollieren, Ackerland zu über- 
nehmen und die Wirtschaft durch Kontrolle zu beherrschen. 


Während des Krieges am Persi- 
schen Golf und des zu ihm füh- 
‘renden Militäraufmarsches, be- 
nutzte US-Präsident George 
Bush erstmals den Begriff »Neue 
Weltordnung« und wies oft dar- 
auf hin, daß das Engagement der 
sogenannten multinationalen 
Streitkräfte, die sich an diesem 
Militäreinsatz beteiligten, der 
Beginn dieser angeblich weltwei- 
ten Utopie sei. 


Unter Benutzung ' des Sprach- 
rohrs der Vereinten Nationen 
wäre Bushs Neue Weltordnung 
vermutlich der Schlichter aller 
Weltprobleme und der Apparat 
zur Durchsetzung globalistischer 
Diktate durch Einsetzung be- 
waffneter Streitkräfte der Mit- 
“ gliederstaaten. Ungeachtet der 
jeweiligen Staatsinteressen der 
einzelnen Länder wäre das Ge- 
setz der Vereinten Nationen das 
letzte Wort. 


Eigentlich müßte die bloße Er- 
wähnung einer Neuen Weltord- 
nung normalerweise für den- 
kende Menschen und insbeson- 
dere konservative politische Füh- 
rungskräfte und bürgerliche Li- 
berale Anathema sein. 


Es ist auch für viele Kritiker des 
Schrittes auf die Eine-Welt-Re- 


‚gierung zu überraschend, daß 


Patriotische Kenner der Verfas- 
sung wissen jedoch, daß Bushs 
Neue Weltordnung der schlimm- 


Weltregierung durch die Grün- 
dung der Vereinten Nationen 
voran. 


USA - 


Vorberei- 
tungen für 
eine Diktatur 


Wenige Jahrzehnte später, gegen 
Ende des Zweiten Weltkriegs, 
konnte Franklin Delano Roose- 
velt jedoch seine Eine-Welt- 
Pläne auf den Weg bringen, in- 
dem er das Fundament für die 
heutigen Vereinten Nationen 
legte, das unter seinem Nachfol- 
ger Harry S. Truman vollendet 
wurde. 


Ein paar Jahre später kostete 
diese Mitgliedschaft in einem von 


der UNO verfügten Krieg in Ko- 


rea Amerika 35000 junge Men- 
schenleben. 


Das Problem, mit dem es die 
Eine-Weltler stets zu tun hatten, 
ist natürlich die amerikanische 
Verfassung, die immer als Boll- 
werk gegen alle globalistischen 
Pläne diente. 


Nichtsdestoweniger haben ame- 
rikanische Präsidenten seit Roo- 
sevelt mit Hilfe sogenannter Ver- 
ordnungen die große Macht des 
Volkes, die durch Amerikas un- 
sterbliche Gründungsväter in der 
Verfassung verankert wurde, auf 
heimtückische Weise beschnit- 
ten. 


Verordnungen 
statt Verfassung 


Amerikaner sollten tief beunru- 
higt darüber sein, daß diese Präsi- 
denten eine Rihe von »executive 
orders« (Verordnungen) unter- 
zeichnet haben, die unter dem 
Deckmantel irgendeines nationa- 
len Notstands, der von dem je- 
weilig amtierenden Präsidenten 
erklärt werden kann, die Verfas- 
sung praktisch aufheben, so daß 
das Land effektiv von einer Dik- 
tatur regiert wird. Jeder Dissenz, 
friedlich oder anders, wird ausge- 
schaltet. 


Jene, die hinter diesen Bemühun- 
‚gen stehen, die Verfassung zu um- 
gehen, könnten den Gedanken 
von Präsident Abraham Lincoln 
übernommen haben, der ver- 
schiedene außerordentliche Voll- 
machten seines Amtes — die, wie 
viele Verfassungsexperten immer 
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Als US-Vizepräsident wurde Harry S. Truman von Roosevelt in die 


Pläne der Einweltler eingeweiht. 


noch eindringlich versichern, un- 
gesetzlich waren — dazu benutzte, 
verschiedene Bürgerrechte auf- 
zuheben, um solche Probleme 
wie zum Beispiel Wehrdienstver- 
weigerer während des Amerika- 
nischen Bürgerkrieges zu be- 
kämpfen. 


Im Jahre 1862 verabschiedete der 
amerikanische Kongreß den En- 
rollment Act (Einberufungs-Ge- 
setz), um es zu ermöglichen, 
junge Männer zur Unionsarmee 
einzuziehen. Das Gesetz war vol- 
ler Ungerechtigkeiten, wie zum 
Beispiel die Bestimmung, die es 
zuließ, daß ein Mann 300 Dollar 
zahlte oder sich einen Ersatz- 
mann anheuern konnte, der statt 
seiner in die Armee eintrat. 


Diese verhaßte »Rich Man’ Ex- 
emption« (Ausnahmerecht für 
Reiche), wie sie genannt wurde, 
verärgerte den Durchschnitts- 
amerikaner im militärischen Al- 
ter und vor allem junge irische 
Einwanderer. 


1863 brach in New York ein Auf- 
stand aus und führte dazu, daß 
Lincoln sich einiger außerge- 
wöhnlicher Vollmachten  be- 
diente, um zu verhindern, daß 
die Union von innen heraus aus- 
einanderfiel. 


Aber über die Jahre hinweg ha- 
ben Präsidenten diese Machtbe- 
fugnisse zu Zwecken ausgeübt, 
die von den Gründungsvätern 
niemals beabsichtigt waren. 


Präsident John Tyler miß- 
brauchte 1842 solche Machtbe- 
fugnisse, um die Seminole-India- 


ner in Georgia und Florida zu- 
sammenzutreiben, und sie - 
Männer, Frauen und Kinder - 
mußten einen Zwangsmarsch 
nach Arkansas antreten. Dies 
war wahrscheinlich das erste 
Mal, daß die Methode der Inter- 
nierung angewendet wurde, um 
mit unbeliebten Minderheiten 
fertigzuwerden. Es war nicht das 
letzte Mal. 


1886 ergaben sich die Geronimo- 
Chiricahua-Apachen den ameri- 
kanischen Truppen im Westen, 
sie wurden auf Anordnung des 
Präsidenten ‚Grover Cleveland 
zusammengetrieben und zur In- 
ternierung nach Florida und Ala- 
bama verfrachtet. 

Zu einem früheren Zeitpunkt, 
‚während des Krieges zwischen 
den Staaten, griffen Sioux-India- 
ner, als man es hinauszögerte, ih- 
nen ihren jährlichen Zuschuß zu 
zahlen, in der Nähe liegende 
Siedlungen der Weißen an. Lin- 
coln entsandte eine übereilt zu- 
sammengestellte Streitmacht un- 
ter Oberst H.H. Sibley. Little 
Crow, der Führer der Kaposia- 
Bande, wurde am 23. September 
1862 von den Unionstruppen ent- 
scheidend besiegt und mehr als 
2000 Sioux wurden gefangenge- 
nommen, obwohl Little Crow 
selbst und ein.paar Anhänger ent- 
kamen. 


Nach einem von Lincoln sanktio- 
nierten Prozeß vor einem Militär- 
tribunal wurden 35 Sioux-Häupt- 
linge öffentlich gehenkt. Ob die 
gehenkten Sioux unschuldig oder 
schuldig waren, war anscheinend 
unerheblich. Die Revolte war 
niedergeschlagen, und die Sioux 


Der japanische Angriff auf Pearl Habor gab den USA die Möglich- 
keit in den Zweiten Weltkrieg einzutreten. 


von Minnesota wurden alle in Re- 


. servationen in Dakota verbracht. 


Diese Vorfälle, bei denen die 
vollziehende Gewalt außerge- 
wöhnliche Maßnahmen ergriff, 
um amerikanische Indianer ein- 


US-Präsident Woodrow Wilson 
versuchte schon am Ende des 
Ersten Weltkrieges eine Eine- 
Welt-Regierung zu propagie- 
ren. - 


zusperren oder zu internieren, 
sind nur einige Beispiele von vie- 
len. 


Jüngere Beispiel für die Internie- 
rung von Minderheiten durch 
Verordnungen ereigneten sich 
während des Ersten und Zweiten 
Weltkriegs. Im Ersten Weltkrieg 
wurde eine unbekannte Anzahl 
von Deutsch-Amerikanern von 
US-Bundesbehörden zusammen- 
getrieben und bis nach dem Krieg 
interniert. Außerdem wurden, 
ungeachtet der First Amendment 
of the Constitution (Erste Verfas- 
sungs-Änderung), die da Freiheit 
der Meinungsäußerung und der 
Presse garantiert, deutschspra- 
chige Zeitungen, die in deutsch- 


" amerikanischen Gemeinden in 


den Vereinigten Staaten vertrie- 


ben wurden, verboten. 


Internierungen im 
Zweiten Weltkrieg 


Nach dem Angriff der Japaner 
auf Pearl Harbor am 7. Dezem- 
ber 1941 hatte das FBI innerhalb 
von Tagen Zehntausende von Ja- 
panisch-Amerikanern zusam- 
mengetrieben, die nur ihrer japa- 


nischen Abstammung »schuldig« 
waren, auf Grund einer Verord- 
nung durch Präsident Franklin 
Delano Roosevelt. Die Namens- 
listen, der Personen, die festge- 
nommen werden sollten, waren 
schon Monate zuvor, vor dem 
Kriege, zusammengestellt wor- 
den. In Konzentrationslagern 
festgehalten, deren Perimeter 
von mit Maschinengewehren be- 
waffneten amerikanischen Solda- 
ten bewacht wurden, wurden die 
zum größten Teil unschuldigen 
und patriotischen Japanisch- 
Amerikaner erst ‘nach dem 
Kriege freigelassen. 


Der US-Kongreß verabschiedete 
kürzlich eine Gesetzgebung, mit 
der sich die USA bei den Japa- 


‚nisch-Amerikanern entschuldi- 


gen und ihnen eine Entschädi- 
gung für die Jahre ihrer Einsper- 
rung zugesagt wird. Keine Ent- 
schuldigung oder Entschädigung 
wurde jedoch den mehr als 8000 
Deutsch-Amerikanern zugestan- 
den, die in Dutzenden von Ge- 
fängnissen und Lagern quer 
durch die Vereinigten Staaten, 
ebenfalls durch Erlaß des Präsi- 
denten Roosevelt eingesperrt 
wurden. 


Viele von ihnen wurden erst 
1947, volle zwei Jahre nach Ende 
des Krieges, entlassen, ein ekla- 
tanter Verstoß gegen die Genfer 
Konventionen. 


»Was mir und Tausenden von an- 
deren widerfuhr ist alte Ge- 
schichte«, sagte Eberhard Fuhr 
aus Cincinnati,der im Alter von 
17 Jahren interniert wurde, »aber 
das nächste Mal könnte es irgend- 
eine andere Gruppe sein, die 
dann politisch nicht genehm oder 
aus irgendeinem anderen Grund 
unbeliebt ist.« - 


Fuhrs Warnung hatte sich natür- 
lich gerade einige Monate zuvor 
als richtig erwiesen, als man auf 
Anordnung von Bush hundert- 
tausende von unschuldigen Ara- 
bisch-Amerikanern jagte, zu der 
Zeit als die USA sich auf den 
Konflikt am Persischen Golf vor- 
bereiteten. 


Nur die Bemühungen einer hand- 
voll erboster Kongreßabgeordne- 
ter setzten diesen Belästigungen 
ein Ende, aber erst nachdem: 
einige amerikanische Militär- 
stützpunkte ausgewählt worden 
waren, um als Internierungslager 
für Arabisch-Amerikaner und 
Kriegsverweigererzudienen. U 


CIA 


Geheimnisse 


einer 


Kooperation 


Lawrence Wilmot und Martin Mann 


Der Skandal in den Vereinigten Staaten über die Machenschaften 
während des Präsidentschafts-Wahlkampfes von Ronald Reagan 
zieht immer größere Kreise. Während des Wahlkampfes von Reagan 
wurde auf zynische Weise das Schicksal der vom Iran festgehaltenen 
amerikanischen Geiseln manipuliert. Die Gewinner jener Wahl, Ro- 
nald Reagan und George Bush, reservierten eine ihrer politischen 
Auszahlungen für den CIA und für eine Gruppe ausländischer Agen- 
ten, die mit dem amerikanischen Geheimdienst zusammenarbeite- 


ten. 


»Um zu verstehen, was geschah, 
schauen Sie nur auf die siebziger 
Jahre zurück«, erklärte Paul 
Sakwa, ein ehemaliger höherer 
CIA-Beamter. »Bis spätestens 
1974 hatte der Watergate-Skan- 
dal die gesamte Nixon-Regierung 
ruiniert. Da der CIA in die Af- 
färe verwickelt war, wurde der 
Geheimdienst durch Untersu- 
chungen, Säuberungen und 
große Kürzungen erschüttert. In 
der Clandestine Servies Division 
(Abteilung für geheime Dienst- 
leistungen) herrschte eine ver- 
zweifelte »Töte oder werde getö- 
tet Stimmung« unter den langjäh- 
rigen Agenten.« 


Voraussetzungen 
für eine Kraftprobe 


Der Mossad, Israels Geheim- 
dienst, war auch angeschlagen. 
Von politischer Aufruhr, einer ra- 
santen Inflation und darauffol- 
genden Kürzungen des Haushalts 
im Heimatland befallen, hatte er 
im Kielwasser von Watergate 
auch noch seinen wertvollsten 
Washingtoner Verbündeten ver- 
loren, was zum Hinauswurf von 
James Jesus Angleton, des mäch- 
tigsten Chefs des US-Abwehr- 
dienstes, der als »Dekan der 
Doppel-Loyalen« bekannt war, 
führte. 


Desmond McCullough, der sei- 
nerzeit im Weißen Haus als Ge- 
heimdienst-Experte diente, erin- 
nert sich: »Auf der Suche nach ei- 


Stansfield Turner erhielt als 
CIA-Direktor 1978 einen ver- 
traulichen Bericht über die 
Kontakte des US-Geheimdien- 
stes zum Mossad. 


nem Geheimdienstchef, dem sie 
vertrauen konnten, übertrugen 
die Demokraten 1977 Admiral 
Stansfield Turner die Leitung des 
CIA. Turner unterzog die Agen- 
ten einer drastischen Aussiebung 
und schnitt dem Mossad den 
freien und leichten Zugang zu 


den Einrichtungen und Betriebs-. 


geldern des CIA ab. Damit wa- 
ren die Voraussetzungen für eine 
Kraftprobe gegeben.« 

Die Kraftprobe erfolgte Anfang 
1980, als der Vorsitzende für den 
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CIA 


Geheimnisse 
einer 
Kooperation 


Wahlkampf der Republikaner, 
William J. Casey, zu dem Schluß 
kam, daß auf dem Weg zu einem 
Sieg von Reagan und Bush nur 
noch eine Hürde zu überwinden 
war: Eine vorzeitige Freilassung 
der 52 amerikanischen Geiseln, 
die im Iran festgehalten wurden 
und deren triumphale Heimkehr 
die Stimmabgabe zugunsten der 
Demokraten entscheiden könnte. 


Um einen solchen Ausgang der 
Wahlen zu blockieren, warb Ca- 
sey eine geheime Mannschaft aus 
CIA und Mossad an, um einen 
geheimen Deal mit den Iranern 
zu vollziehen, denen riesige Waf- 
fenlieferungen zugesichert wur- 
den als Gegenleistung für eine 
Abmachung dahingehend, daß 
die Geiseln erst nach der Amts- 
übernahme von Reagan und 
Bush freigelassen würden. 


Wie dieser Handel abgeschlossen 
und durchgeführt wurde, wird 
mit gut nachgeforschten und ent- 
larvenden Einzelheiten in‘ Bar- 
bara Honeggers Buch »October 
Surprise« berichtet. 


Daß solch ein Geheimpakt abge- 
schlossen und zur Ausführung 
kam, wird jetzt durch Beweisma- 
terial erhärtet, das von einer 
Spotlight-Mannschaft von Repor- 
tern darüber zusammengestellt 
wurde, was ein Informant die 
»gewaltige« Auszahlung nannte, 
die der CIA und der Mossad er- 
hielten, nachdem Reagan und 
Bush im Weißen Haus fest im Sat- 
tel saßen. 

Patrick Donovan, ein recherchie- 
render Schriftsteller, der jetzt an 
seinem zweiten Buch über die 
Spionagetätigkeiten der Reagan- 
Ara schreibt, meint: »Nach sie- 
ben Jahren auf dem absteigenden 
Ast, sah der CIA plötzlich wie ein 
Gewinner aus. Selbst die uns zur 
Verfügung stehenden halboffi- 
ziellen Figuren .enthüllen dies. 
Bis spätestens 1983 hatte sich das 
Budget des Nachrichtendienstes 
mehr als verdreifacht, wie berich- 
tet wird auf‘ 29 Milliarden Dollar 
— bei weitem der dickste Bonus, 
den eine Bundesdienststelle aus 
den Wahlen von 1980 herausge- 
holt hat.« 
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James Jesus Angleton wurde vom damaligen CIA-Direktor ent- 
lassen, weil ihn seine Vereinbarungen mit dem Mossad ineffektiv 
gemacht hatten. 


1976 erlitt der CIA einen der här- 
testen Schläge in seiner Ge- 
schichte, verlautet aus diesen 
Kreisen. Durch eine unvorherge- 
sehene öffentliche Abstimmung 
zerrte der amerikanische Kon- 
greß an der Befugnis der Agen- 
tur, verdeckte Operationen in 
Afrika zu leiten. »Es sah nach 
Vorhängen für die gesamte Clan- 
destine Services Division desCIA 
aus«, erklärte Donovan. 


Fette Zeiten 
für den CIA 


»Nach offiziellen Berichten war 
der CIA 1979 nur dazu befugt, 
neun Verdeckte-Aktionen-Pro- 
gramme in der ganzen Welt und 
nicht mehr durchzuführen«, be- 
stätigte McCullough. »Einige da- 
von waren unbedeutende Unter- 
nehmungen, wie das Schmuggeln 
antikommunistischer Comics 
hinter den. Eisernen Vorhang. 
Etwa 800 Agenten, die an Opera- 
tionen dieser Art beteiligt waren 
- anstatt Geheimdienstnachrich- 
ten zu sammeln —, wurden gefeu- 
ert.« 


Bis spätestens 1984 erfolgte eine 
»totale Kehrtwendung«, verlau- 
tet aus diesen Kreisen. Die An- 
zahl der vom Weißen Haus ge- 
nehmigten Verdeckten-Aktio- 
nen-Projekte schoß auf über 60 in 
die Höhe, wobei einige auf 
Afrika zielten, wo der CIA inden 
siebziger Jahren seiner Lizenz be- 
raubt worden war. Beinahe die 
Hälfte dieser Operationen wur- 


den als amerikanisch-israelische 
Joint-ventures strukturiert, versi- 
cherte Donovan. »Für denCIA 
waren es wieder einmal Konjunk- 
turzeiten; für den Mossad war es 
so als habe er das Sweepstakeren- 
nen gewonnen«, erklärte er. 


Aber der Geheimdienst des 
Kleinstaates holte sich »seinen 
Anteil an der Beute mit mehr als 
nur geheimen Waffenlieferungen 
an den Iran«, berichtete McCul- 
lough. »Erleistete dem CIA in ei- 
ner lebenswichtigen Arena Un- 
terstützung: dem US-Kongreß.« 


Milliarden-Dollar für 
Chaos und Blutvergießen 


Es gibt unterstützende Beweise 
für die Ansicht seitens ehemali- 
ger ranghoher Beamter für natio- 
nale Sicherheit der USA. In den 
siebziger Jahren »machten wir 
unser dunkles Zeitalter durch«, 
erinnerte sich John N. McMa- 
hon, der seinerzeit als stellvertre- 
tender Leiter des CIA diente. 
»Wir brauchten einen Befürwor- 
ter, weil niemand für uns auf 
‚dem Hügel die Büsche ab- 
klopfte. Wir standen sozusagen 
ohne Vater da.« 


Nach dem Sieg von Reagan und 
Bush erhielt der CIA, wenn auch 
keinen Vater, doch zumindest ei- 
nen einflußreichen Onkel, der 
wußte wie auf Capitol Hill die 
»Büsche abzuklopfen« waren: 
die israelische  Interessens- 


gruppe. 


"Von diesem Zeitpunkt an »be-- 
kam der CIA von uns, was er. 


wollte«, erinnert sich Senator Pa- 
trick Moynihan, der die längste 
Zeit der achtziger Jahre hindurch 
als Vizevorsitzender im Senate 
Intelligence Committee saß. Der 
Kongreß der als kritischer Aufse- 
her der amerikanischen Geheim- 
dienste während der siebziger 
Jahre diente, wurde zu deren eif- 
rigstem Unterstützer. 


Bis spätestens 1983 konnte sich 


‚der CIA sogar einen seiner sehn- 


lichsten Wünsche erfüllen. Die 
unabhängigen Ausschuß-Gehil- 
fen, die viele der entlarvensten 
legislativen Untersuchungen der 
siebziger Jahre ausgelöst hatten, 
waren verschwunden und durch 
ehemalige CIA-Bürokraten ab- 
gelöst worden. 


»Wenn Sie sich den Kongreß in 
den frühen achtziger Jahren be- 
trachten, werden Sie feststellen, 
daß sowohl der Stabsleiter des 
Senate Intelligence Committee, 
Bernard F. McMahon, und sein 
Gegenstück im Repräsentanten- 
haus, Thomas K. Latimer, nach 
langer Dienstzeit bei dem CIA 
zum Capitol Hill kamen«, stellte 
McCullogh fest. 


Aber dieses goldene Zeitalter für 
die Spionagebürokratien von 
Washington und Jerusalem ver- 
wüstete Dritte-Welt-Länder, wo 
der CIA und der Mossad sich an 
der sogenannten Aufstandsbe- 
kämpfung oder an Landaufbau- 
programmen beteiligten. 


»Bürgerunruhen, Blutvergießen, 
brutale Unterdrückung fegten 
durch diese glücklosen kleinen 
Länder von Sri Lanka bis Soma- 
lia nach EI Salvador«, erinnert 
sich Donovan. »Milliarden ver- 


schwendeter Dollar des Steuer- . 


zahlers gingen für ein derartiges. 
Chaos und Blutbad in der ganzen 
Welt drauf. Dies ist eine unge- 
heure Tragödie, die den meisten 
Menschen immer noch unbe- 
kannt ist.« Oo 


 Irangate 


George Bushs 


"Geheim- 


Ä 


=. 


‚Sitzung i 


Harry V. Martin 


in Paris 


Am späten Nachmittag des 19. Oktober 1980 flog eine BAC-II1-Ma- 
‚schine, die umgerüstet worden war um genügend Sprit aufzuneh- 
men, damit sie 5560 km fliegen konnte, vom Stützpunkt der US-Air 
Force in Andrews ab. Ziel des Fluges war Paris. 


An Bord der Maschine befanden 
sich die Crew: Captain Gunther 
Russbacher, Richard Brenneke 
und Heinrick Rupp im Cockpit. 
In der Kabine saßen William Ca- 
sey, angehender Leiter des CIA, 


- Donald Gregg, angehender US- 


Botschafter für Südkorea, Ge- 
orge Bush, zukünftiger Vizepräsi- 


dent und Präsident der Vereinig- - 


ten Staaten und ehemaliger Lei- 
ter des CIA. Agenten des ameri- 


kanischen Geheimdienstes be- 
„fanden sich ebenfalls an Bord. 


Die Aussage 
des Piloten 


Es ist das Wochenende - drei Wo- 
chen vor der Präsidentschafts- 
wahl von 1980 -, das Bush angeb- 
lich auf dem amerikanischen 
Luftwaffenstützpunkt Andrews 
verbrachte. Russbacher, der Pi- 
lot, hat eine Aussage über diesen 
Flug gemacht. Der Marinepilot 
befindet sich zur Zeit auf Termi- 
nal Island, einer amerikanischen 
Bundesstrafanstalt, wo er aufein 
Berufungsverfahren wegen der 
Anklage des Mißbrauchs und 
Entwendung von Regierungsei- 
gentum und Mißbrauch von Be- 
stellungen der Regierung zum 
Kauf von Treibstoff wartet. Er 
war auch Mitarbeiter des Office 
of Naval Intelligence und arbei- 
tete mit dem CIA zusammen. 


Russbachers Pseudonym ist Ro- 
bert A. Walker. Russbacher ist 
jetzt das zweite Mannschaftsmit- 
glied dieses Fluges, der über 
diese geheime Episode aussagt, 
die die Politik Amerikas geän- 
dert haben könnte, und die mit 
»October surprise« (»Oktober- 


Hinter dem Rücken des dama- 
ligen US-Präsidenten Jimmy 
Carter verhandelte Bush mit 
den Iranern über die amerika- 
nischen Geiseln. 


Überraschung«) bezeichnet wor- 
den ist. Richard Brenneke wurde 
von einem Schöffengericht unter- 
stützt, als er über diesen Flug aus- 
sagte. Nach seiner Aussage 
wurde er von der amerikanischen 
Bundesregierung des Meineids 
bezichtigt, doch ein Bundesschöf- 
fengericht sprach ihn frei und 
bestätigte, daß der Flug tatsäch- 


lich stattgefunden hat. Der Pro-: 


zeß fand im letzten Jahr in Port- 
land, US-Bundesstaat Oregon, 
statt. 


Russbacher berichtet in einem 
Exklusiv-Interview, daß Bush im 
Hotel Crillion in Paris wohnte. 
Russbacher sagte aus, es habe 
sich um mehr als einen Flug ge- 
handelt, aber dies sei der erste 
Flug gewesen und zu dieser Zeit 
sei zwischen ‘Bush und der Regie- 


rung von Iran eine Vereinbarung 
getroffen worden, die Freilas- 
sung der amerikanischen Geiseln 
im Iran bis nach der Wahl im No- 
vember 1980 zu verzögern. Der 
ehemalige US-Präsident Jimmy 
Carter und mehrere Kongreßab- 
geordnete verlangen jetzt eine 
Untersuchung der Oktober- 
Überraschung. 


Nach Russbachers Aussagen 
blieb Bush für ein paar Stunden. 
Er wohnte einer Sitzung im Hotel 
Crillion und einer im Hotel 
George V. bei. Russbacher, Bren- 
neke und Rupp wohnten im Ho- 
tel Florida. Bush flog nicht mit 
der gleichen Maschine BAC-111 
oder mit einigen der gleichen 
Leute zurück, mit denen er nach 
Paris geflogen war, sondern statt- 


Willim Casey, in der Reagan- 
Regierung CIA-Direktor, be- 
gleitete die amerikanische De- 
legation zu den Geheimver- 
handlungen. 


dessen flog Russbacher ihn mit 
einer SR 71 zurück. Die Ma- 
schine wurde etwa 1800 bis 1900 
Seemeilen entfernt über dem At- 
lantik von einer KC 135 aufge- 
tankt. 

Auf dem Rückflug landete die 
Maschine mit Bush auf dem 
Luftstützpunkt der US-Air Force 
McGuire, um etwa 2 Uhr nachts, 
am Samstag, dem 20. Oktober. 
Russbacher sagt aus, daß Bush 
sich in Paris mit Haschemi Raf- 
sandschani, dem zweiten Mann 
hinter Ayatollah Ruholla Kho- 
meini und jetzt Präsident von 
Iran, und Adnan Khashoggi, ei- 
nem saudi-arabischen Geschäfts- 
mann, der äußerst mächtig war, 
getroffen habe. Es wurden Ver- 
einbarungen getroffen, dem Iran 
40 Millionen Dollar zu zahlen, 
um. die Freilassung von Geiseln 


hinauszuzögern, um. Präsident 
Carters Anlauf zur Wiederwahl 
zu durchkreuzen. Die 40 Millio- 
nen Dollar waren der Beginn der 
Bedingungen, die den Iran- 
»Contra«-Skandal auslösten, der 
jetzt vom amerikanischen Kon- 
greß neu eröffnet wird. 


Gefahr für die 
Augenzeugen 


Russbacher ist um sein Leben be- 
sorgt, glaubt jedoch, daß die an- 
deren Piloten jetzt in einer neuen 
Untersuchung auf Kongreß- 
ebene hervortreten werden. Er 
weist darauf hin, daß es eine 
wachsende Spaltung innerhalb 
des CIA gebe. »Niemand steht 
höher als der CIA, aber es gibt 
Gruppen in der Firma — von Insi- 
dern für den CIA verwendeter 
Begriff -, die sehr sehr stark sind. 
Und die Gruppe oder Clique, zu 
der ich gehörte, war vermutlich 
die stärkste, aber es gibt noch an- 
dere Fraktionen, die mit sich 
selbst im Krieg liegen«, sagt 
Russbacher. »Es gibt diese Grup- 
pen, die niemandem unterste- 
hen. Nun, sie unterstehen einem 
Mann, an der Spitze, und er 
scheint sich nicht darum zu küm- 
mern, wie die Probleme gelöst . 
werden, so lange sich jemand 
darum kümmert.« 

Der Mann auf den Russberger 
sich bezieht ist Präsident Bush. 


Am Vorabend der Ankündigung 
einer Untersuchung der Okto- 
ber-Überraschung auf Kongreß- 
ebene sollte Russbacher einen 
Hubschrauber-Flug mit Offizie- 
ren des Marine-Geheimdienstes 
unternehmen, aber er unter- 
nahm diesen Flug nicht. Wie be- 
richtet wird, stürzte der Hub- 
schrauber mit mehreren Geheim- 
dienstoffizieren der Marine an 
Bord in der Nähe oder auf Fort 
Ord in Kalifornien ab. Russba- 
cher, der dazu bereit war, dieses 
Interview aufzuzeichnen, stellt 
fest, daß, wäre er an Bord des 
Hubschraubers gewesen, er jetzt 
tot wäre. Gerade wegen dieses 
Absturzes wollte Russbacher die- 
ses Interview auf Band aufzeich- 
nen lassen aus Sicherheitsgrün- 
den. 


Er glaubt, daß die anderen.Mit- 
glieder der Crew jetzt auch in Ge- 
fahr sind, meint jedoch, daß sie 
dazu bereit sind, hervorzutreten 
und auszusagen, wie Brenneke es 
im vergangenen Jahr getan hat. 
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Der stille 
Teilhaber 
der Drogen- 
Pipeline 


Mike Blair j 


Eine Stimme aus dem Grab hat sich erhoben und behauptet, daß 
US-Präsident George Bush, als er noch Leiter des CIA war (1976 bis 
1977), von einer illegalen CIA-Mossad-Operation — Mossad ist der 
israelische Geheimdienst - in Mittelamerika wußte. Dazu gehörte 


das Schmuggeln von Drogen von 
einigten Staaten. 


Unsere amerikanische Schwe- 
sterzeitung »The Spotlight« er- 
hielt eine Kopie einer fünfzehn- 
seitigen eidesstattlichen Erklä- 
rung des Obersten der Army Spe- 
cial Forces (Sondereinheit der 
amerikanischen Armee), Ed- 
ward P. Cutolo, der im Jahr 1976 
Einsätze in Kolumbien unter 
dem Decknamen »Operation 
Watch Tower« befehligte, eine 
Aufgabe, für die er von hochran- 
gigen CIA-Beamten, die mit isra- 
elischen Mossad- Agenten zusam- 
men arbeiteten, angeworben 
wurde. 


- »The Spotlight« hat unabhängig 
über einen Informanten der Spe- 
cial Forces, der seinerseits mit an- 
deren Angehörigen der Special 
Force, die an dem Einsatz betei- 
ligt waren, Verbindung aufneh- 
men’ und überprüfen können, 
daß Operation Watch Tower in 
Wirklichkeit eine geheime Ope- 
ration des illegalen Drogenhan- 
dels in den Vereinigten Staaten 
war. Cutolo gab seine eidesstattli- 
che Erklärung mit der Anwei- 
sung ab, daß diese verwendet 
werden soll, um die Geheimope- 
ration des CIA zu entlarven, falls 
er getötet werden sollte. Es war 
ein Schicksal, das er allen Grund 
hatte zu befürchten. Cutolo starb 
1980 bei einem »Unfall«, alseran 
einer militärischen Übung teil- 


“nahm. 


»Der Zweck der Operation 
Watch Tower«, schrieb Cutolo in 
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Kolumbien über Panama in die Ver- 


seiner eidesstattlichen Erklä- 
rung, »bestand darin, außerhalb 
Bogota, Kolumbien, in nordöstli- 
cher Richtung entlang der 
Grenze zu Panama, eine Reihe 
von drei elektronischen Leucht- 
türmen aufzustellen. Sobald die 
Mannschaften der Operation 
Watch Tower 
Mannschaften) an Ort und Stelle 
waren, wurde das Leuchtfeuer 
aktiviert und strahlte ein Signal 
aus, an das sich die Flugzeuge 
halten und unentdeckt von Bo- 
gota nach Panama fliegen und 
dann auf dem Luftwaffenstütz- 
punkt Albrook landen konnten. 


Eine Operation des 
illegalen Drogenhandels 


Während des Watch-Tower-Ein- 
satzes im Februar 1976 landeten 
30 Hochleistungsflugzeuge sicher 
auf dem Luftwaffenstützpunkt 
Albrook, wo die Flugzeuge von 
Oberst Manuel Antonio Tony No- 


riega — später General Noriega, _ 


der von amerikanischen Streit- 
kräften gestürzte Diktator von 
Panama -, der seinerzeit als Offi- 
zier der Panama Defense Forces 
(PDF) zur Customs and Intelli- 
gence Section (Zoll- und Ge- 
heimdienst-Abteilung) abkom- 
mandiert war, in Empfang ge- 
nommen wurden. ; 


»Noriega befand sich gewöhnlich 
in Begleitung anderer PDF-Offi- 


(Sondereinsatz- 


ziere, die mir als Major Diaz-Her- 
rera, Major Luis del Cid und Ma- 
jor Ramirez bekannt sind. Zu 
den meisten Ankunftszeiten war 
auch - Name des CIA-Agenten 
gestrichen - anwesend, sowie ein 


. unerkannt gebliebener israeli- 


scher Staatsangehöriger.« 


»Der israelische 'Staatsangehö- 
rige wurde später identifiziert 
und war Mitgliedern des 570th 
Military Intelligence Group in 
Panama bekannt, die im einzel- 
nen nur aussagten, daß diese Per- 
son vom US-Southern Command 
in Panama die Genehmigung 
hatte, sich im Operationsgebiet 
aufzuhalten.« 


»Im März 1976«, heißt es in der 
eidesstattlichen Erklärung wei- 
ter, »wurde ein dritter Watch-To- 
wer-Einsatz durchgeführt, und 
ich hatte das Kommando über 
diesen Einsatz, der 29 Tage dau- 


- erte und bei dem die gleiche Tak- 


tik wie bei dem Februar-Einsatz 
angewendet wurde. Bei dem Ein- 
satz im März ereignete sich ein 
schwerer Zwischenfall, der dazu 
führte, daß mehrere Mitglieder 
des Special Action Teams (SAT) 
Verletzungen erlitten, als sie ver- 
suchten, sich aus Kolumbien 
über die Grenze nach Panama zu 
schleichen, wo Hubschrauber 
warteten, um sie abzuholen.« 


Von Kolumbien nach 
Panama geflogene Fracht 
war Kokain 


Der Zwischenfall bei dem Ein- 
satz im März 1976 ereignete sich, 
als das SAT, das sich auf der Sta- 
tion befand, es plötzlich mit 40 
bis 50 bewaffneten Männern zu 
tun hatten. In Geheimdienstbe- 
richten des SAT wurden die be- 
waffneten Männer als Banditen 
bezeichnet. Wegen dieses Vor- 
falls drangen die Hubschrauber, 
die in Panama warteten, um das 
Special Action Team abzuholen, 
ohne Genehmigung in den ko- 
lumbianischen Luftraum ein und 
holte die Mannschaft nach einem 
sechs- oder siebenminütigen Feu- 
ergefecht heraus. 


Vierzig Maschinen 
waren im Einsatz 


»Während des Watch-Tower-Ein- 
satzes im Jahre 1976 landeten 40 
Hochleistungsmaschinen sicher 
auf der Air Station in Albrook, 
wo sie in der oben beschriebenen 


Weise von den genannten Perse- 
nen in Empfang genommen wur- 
den.« er 


Später, berichtet Cutolo, als er 
das Kommando über die 10th 
Special Forces Group (Airborne) 
in Fort Devens übernahm, 'er- 
kannte er zwei Soldaten, die an 
den Watch-Tower-Einsätzen teil- 
genommen hatten. 


Einer, der von Cutolo als Ser- 
geant John Newby namentlich ge- 
nannt wird, sagte zu Cutolo, er 
habe Drohungen erhalten, die, 
wie Cutolo in seiner eidesstattli- 
chen Erklärung schrieb, »kurz 
vor dem Fallschirm-Unfall ausge- 
stoßen wurde, bei dem er im Ok- 
tober 1978 sein Leben verlor«. 


Die Agenten werden 
namentlich genannt 


Am 5. März 1980 nahm Cutolo 
Oberst James »Nick« Rowe, ei- 
nen Offizierskamerad der Spe- 
cial Forces zu Hilfe, um verschie- 
dene Verbindungen aufzuneh- 
men, die er (Rowe) innerhalb des 
CIA unterhielt, um festzustellen, 
ob die Operation Watch-Tower 
tatsächlich eine bona fide-Opera- 
tion der US-Regierung war. Na- 
türlich war Cutolo im Unklaren 
darüber, warum die amerikani- 
sche Regierung zusammen mit 
den Israelis und Panamaiern in ei- 
nen illegalen Drogenhandel mit 
den Vereinigten Staaten verwik- 
kelt war. 


Rowe war ein ausgezeichneter 
Offizier der Special Forces, der 
einem auserwählten Klub inner- 
halb des amerikanischen Militärs 
angehörte und einer der wenigen 
amerikanischen Kriegsgefange- 
nen, die während des Vietnam- 
Krieges den Kommunisten ent- 
kommen waren. 


»Am 7. März 1980 setzte sich 
Oberst Rowe mit mir in Verbin- 
dung«, teilte Cutolo in seiner ei- 
desstattlichen Erklärung mit. 
»Im Verlauf unseres Gespräches 
teilte mir Oberst Rowe mit, seine 
ersten Anfragen bei seinen CIA- 
Kontaktmännern hätten erge- 
ben, daß - Name des CIA-Agen- 
ten gestrichen - zur fraglichen 
Zeit für - Name des CIA-Agen- 
ten gestrichen — gearbeitet hat. 
Obest Rowe wies daraufhin, daß 
- Name des CIA-Agenten gestri- 
chen - seinerzeit unter Beobach- 
tung des CIA stand, aber keine 
Einzelheiten über die Umstände 


US-Präsident George Bush 
wußte, als er noch Leiter des 
‚CIA war, um die illegalen CIA- 
Mossad-Operationen in Mittel- 
amerika. 


der betreffenden Ereignisse mit- 
geteilt hatte. 


Oberst Rowe teilte auch mit, daß 
die Angelegenheit auch einen is- 
raelischen Gesichtspunkt habe 
und David Kimche, der Israeli 
sei, aller Wahrscheinlichkeit nach 
mit- Name des CIA-Agenten ge- 
strichen — zu tun hatte. Oberst 
Rowe deutete an, daß seiner Mei- 
nung nach, jede Operation im 
Grunde genommen die gleichen 
Merkmale aufwies, und er 
nannte zwei weitere darin verwik- 
kelte Personen, die mit - Name 
des CIA-Agenten gestrichen - zu 
tun hatten. 


Immer wieder 
unaufgeklärte Morde 


Oberst Rowe nannte Robert Ga- 
tes (derzeit stellvertretender Be- 
rater für nationale Sicherheit für 
Bush) und William J. Casey (da- 
mals dazu bestimmt, ein Jahr spä- 
ter Präsident Ronald Reagans 
CIA-Leiter zu werden) als die 


Beamten, die in der Dokumenta- 
tion namhaft gemacht werden, 
die er sich vor unserer geplanten 
Zusammenkunft im Juni 1980 be- 
schaffen wollte. 


Am 7. März 1980, nach meinem 
Gespräch mit Rowe, unternahm 
ich über Paul Neri (im Nationa- 
len Sicherheitsdienst) und über 
Verbindungsmänner im Penta- 
gon Nachforschungen, und es 
wurde mir mitgeteilt, daß David 
Kimche Verbindungen zum isra- 
elischen Geheimdienst unter- 
hielt, der als der »Mossad« be- 
kannt ist. Ich bat-auch um ein 
Foto, falls vorhanden, von David 
Kimche. Ich bat um ein solches 
Foto um festzustellen, ob Kim- 
che der nicht identifizierte israeli- 
sche Staatsangehörige war, der 
während der Operation Watch 
Tower den auf der Albrook Air 
Station landenden Flugzeugen 
entgegengekommen war. 


Außerdem bemühte ich mich - 
aus den gleichen Gründen - um 
etwa vorhandene Fotos von den- 
jenigen Personen, die als Partner 
von David Kimche bekannt wa- 
ren. 


Im März 1980 erhielt ich von 
Kontaktmännern des Heeres- 
nachrichtendienstes im Pentagon 


drei Fotografien. Unter diesen 
drei Fotos«, erklärte Cutolo in 


seiner eidesstattlichen Erklä- 
rung, »befanden sich zwei von 
Personen, die ich wiederer- 
kannte. David Kimches Foto war 
mir von einem Freund, Oberst 
Robert Bayard, kurz vor dessen 
Tod in Atlanta, Georgia, im 
Jahre 1977 gezeigt worden. 


Wie Bayard mir mitteilte, sollte 
Kimche später mit ihm zusam- 
mentreffen. Kurz darauf erfuhr 
ich über normale Verbindungska- 
näle, daß Oberst Bayard ermor- 
det worden war. Bis heute ist die- 
ser Mord nicht aufgeklärt wor- 
den. Das Foto von Kimche habe 
ich wie ein Überwachungsfoto 
angesehen. 


Aktentaschen 
voller US-Dollar 


Es besteht kein Zweifel daran, 
daß Kimche der Mann war, von 
dem Oberst Bayard sagte, er sei 
auf dem Foto. Laut Oberst 
Bayard sollte Kimche sich mit 
ihm treffen, um eine Angelegen- 
heit zu besprechen, die sich auf 
Oberst Bayards früherer Tätig- 
keit in der US-Army und bei dem 
CIA bezog.« 


»Die zweite Person, die ich auf 
den drei Fotos, die ich erhielt, er- 
kannte, war als Michael Harari 
aufgeführt. Mir wurde mitgeteilt, 
Harari sei als leitender Mossad- 
Agent aufgeführt. Harari war je- 
ner nicht namentlich genannte is- 
raelische Staatsangehörige, der 
dem Flugzeug, das in der Al- 
brook Air Station landete, entge- 
genkam als die Operation Watch 
Tower im Gange war. Er war es, 
der - Name des CIA-Agenten ge- 
strichen - zwei Aktentaschen vol- 
ler US-Währung mit verschiede- 
nen Nennwerten überreichte. 


Die Aktentaschen wurden am 
Ende der Operation im März und 
Februar 1976 an - Name des 
CIA-Agenten gestrichen — über- 
geben. 


Von Kontaktleuten im Pentagon 
erfuhr ich, daß Hararis Tätigkei- 
ten -in Lateinamerika wohl be- 
kannt sind, einschließlich seines 
illegalen Drogenhandels. Die 
gleichen Kontaktleute teilten mir 
auch mit, daß das Pentagon auf 
Anordnung mehrerer Washing- 
toner VIPs alle möglichen An- 
strengungen unternahm, um die 
Aktivitäten des Michael Harari 
geheimzuhalten. 


Ichtraf Vorbereitungen, um mich 
mit David Kimche oder Michael 
Harari zu treffen, als ich mich we- 
gen -der jährlich stattfindenden 
NATO-Manöver in Europa auf- 
hielt. Ich wollte überprüfen, ob 
Harari der Mann war, der- Name 
des CIA-Agenten gestrichen - 
während der Operation Watch 
Tower auf dem Luftstützpunkt 
Albrook die Brieftaschen über- 
geben hatte. 


Von George Bush 
gut abgeschirmt 


Kontaktleute im Pentagon teilten 
mir inoffiziell mit, daß der dama- 
lige Leiter des CIA, Stansfield 
Turner, und der ehemalige Leiter 
des CIA, George Bush, zu den 
VIPs. gehören, die Harari vor ei- 
ner öffentlichen Untersuchung 
abschirmen. Diese Kontaktleute 
im Pentagon teilten mir außer- 
dem ihr Wissen um die Operation 
Watch Tower mit und außerdem, 
daß ich darin verwickelt war. 


Dies war das erste Mal, daß mir 
die amerikanischen Militärbehör- 
den bestätigten, daß die Opera- 
tion stattgefunden hatte und von 
ihr genehmigt worden war. Ich er- 
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Lateinamerika 


Der stille 
Teilhaber 
der Drogen- 
Pipeline 


fuhr auch, daß Harari ein be- 
kannter Mittelsmann für Angele- 
genheiten in Lateinamerika war, 
in die die Vereinigten Staaten ver- 
wickelt waren. Harari handelte in 
ganz Lateinamerika mit Unter- 
stützung von Mossad-Personal 
und arbeitete hauptsächlich im 
Import und Export von Waffen 
und illegalem Drogenhandel.« 
Cutolos eidesstattliche Erklä- 
rung war vom 11. März 1980 da- 
tiert, kurz vor seinem Tod und an- 
scheinend bevor er sich mit Ha- 
rari treffen und ihn bei der Polizei 
verpfeifen konnte. 


Zur Zeit der Operation Just 
Cause (Operation Gerechte Sa- 
che), des amerikanischen Ein- 
marsches in Panama und Sturzes 
von General Noriega, der jetzt.in 
Miami auf seinen Prozeß wegen 
illegalen Drogenhandels wartet, 
war Harari ein Schlüssel-Berater 
für Noriega. 


CIA kauft Waffen 
mit Drogengeld 


Wie seinerzeit berichtet wurde, 


wurde ihm gestattet, aus Panama ‘ 


zu fliehen, nachdem er im voraus 
vor dem amerikanischen Ein- 
marsch gewarnt wurde, und zwar 
an Bord einer’Transportmaschine 
der israelischen Luftwaffe. Cu- 
tolo sagte weiter aus, »Name des 
CIA-Agenten gestrichen - er- 
klärte, daß der Profit aus dem 
Verkauf von Drogen über eine 
Reihe von Banken gewaschen 
werde. - Name des CIA-Agenten 
gestrichen - erklärte, daß über 70 
Prozent der Gewinne durch Ban- 
ken in Panama gewaschen wur- 
den. Der übrige Prozentsatz 


wurde durch Schweizer Banken _ 


geschleust und ein kleiner Rest 
wurde innerhalb der Vereinigten 
Staaten abgewickelt. - Name des 


CIA-Agenten gestrichen — wies‘ 


darauf hin, daß ein Großteil der 
Gewinne ohne Kontrolle in die 
Banken von Panama fließen. 


Ich erfuhr, daß einige der Ge- 
winne in den panamaischen Ban- 
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ken über israelische Kuriere ein- 
trafen. Ich erfuhr von diesen Tat- 
sachen durch normale Gespräche 
mit einigen Mitarbeitern der Bot- 
schaft in Panama. - Name des 
CIA-Agenten gestrichen - sagte 
auch aus, daß ein Geschäftspart- 
ner, der mir ebenfalls bekannt ist, 
auch bei der Aufsicht über die 
Wäsche von Geldern mitgewirkt 
hat, das anschließend verwendet 
wurde, um Waffen zur Ausrü- 
stung der verschiedenen Fraktio- 
nen zu kaufen, die der CIA als 
amerikafreundlich ansah. Der 
Name des Geschäftspartners ist - 
Name des CIA-Agenten gestri- 
chen -—.« 


Die Spur 
des Todes 


»Vor einigen Jahren bat Oberst 
Cutolo mich, die ... eidesstattli- 
che Erklärung im Falle seines To- 
des vorzulegen«; schrieb. Paul 
Neri, ein ehemaliger Beamter 
der National Security Agency, 
letztes Jahr an einen ehemaligen 
Offizier der Special Forces. 


»1980 starb Cutolo bei einem Un- 
fall während einer Militärübung. 
Kurz vor seinem Tod setzte er 
mich davon in Kenntnis, daß er 
sich mit Michael Harari, einem is- 
raelischen Mossad- Agenten, tref- 
fen sollte. 


Ich glaube, weni ich das auch 
nicht untermauern kann, daß Ha- 
rari Oberst Cutolo wegen der In- 
formation, die dieser besaß, er- 
mordet hat. 


Im Falle von Oberst Cutolos Tod 
sollte ich mich diskret mit Oberst 
(Bo«) Baker - der die Operation 
Watch Tower vor Cutolo befeh- 
ligte - in Verbindung setzen, was 
ich auch getan habe. Ich glaube, 
daß Oberst Cutolo bei seinem 
Versuch sterben mußte, nachzu- 
weisen, daß die Operation Watch 
Tower von den zuständigen Be- 


“ hörden nicht abgesegnet worden 


war. 


Oberst Baker zog Oberst Nick 
Rowe zu Rate, und Oberst Ba- 
ker, Oberst Rowe und ich began- 
nen damit, nachzuweisen, daß 
Harari Oberst Cutolo ermordet 
hatte, und daß die Operation 
Watch Tower eine nicht geneh- 
migte illegale Operation war... 


Bevor ich mit meinen Untersu- 
chungen sehr weit kam, starb 
Oberst Baker als Kommandeur 


des 10th Bataillon, 10th Special 
Forces Gruppe... 


Die Motive 
für die Morde 


Nachdem Oberst Baker gestor- 
ben war, machten Oberst Rowe 
und ich Hugh B. Pearce ausfin- 
dig, der in Oberst Cutolos eides- 
stattlicher Erklärung namentlich 
genannt wurde. Pearce war sei- 


-nerzeit zur National Guard in 


Wilmington abkommandiert. 


Chief Warrant Officer Pearce be- 
stätigte, daß Oberst Cutolo ihm 
eine Kopie der von ihm niederge- 
schriebenen eidesstattlichen Er- 
klärung übergeben hatte. Mr. 
Pearce bestätigte, daß Oberst Cu- 
tolo die ganze eidesstattliche Er- 
klärung offen mit ihm bespro- 
chen habe. Pearce bestätigte 
auch, daß Oberst Cutolo sich 
kurz vor seinem Tod mit Michael 
Harari in England treffen sollte. 
Mr. Pearce sagte uns, daß Oberst 
Cutolo Pearce sein »Aß im Loch« 
genannt habe. 


Mr. Pearce verwies Oberst Rowe 
an eine Adresse in Camp Shelby, 
Mississippi, und an einen Mann 
namens »Larkin Smith«. Es stellte 
sich heraus, daß Smith ein Staats- 
minister war, und Oberst Rowe 
und ich machten Pläne, um uns 
im letzten Teil des Jahres 1989 dis- 
kret mit ihm zu treffen. Am 21. 
April 1989, wenige Wochen nach 
unserer Kommunikation mit 
Smith, wurde Oberst Rowe, der 
zu den Philippinen abkomman- 
diert worden war, ermordet. 


Es ist interessant festzustellen, 
daß, obwohl die Behörden auf 
den Philippinen eine Person mit 
kommunistischen Verbindungen 
und Überzeugungen festnahmen 
und ihn des Mordes an Oberst 
Rowe anklagten, Michael Harari 
sich kurz vor und nach Oberst 
Rowes Ermordung auf den Phi- 
lippinen aufgehalten hatte. 


Zufall? Es ist meine nicht unter- 
mauerte Überzeugung, daß Ha- 
rari Oberst Rowe ermordete 
oder den Mord in die Wege lei- 
tete. 


Ich glaube, Hararis Motiv für den 
Mord an Oberst Rowe war auf 
dessen Untersuchungen über Ha- 
raris Bewegungen und Beziehun- 
gen zu - Name der beiden CIA- 
Agenten gestrichen — und Ma- 
nuel Noriega zurückzuführen. 


Im Juni 1989 kam Mr. Pearce bei 


einem Hubschrauberabsturz ums 
Leben. Sowohl Oberst Rowe als 
auch Mr. Pearce wollten an die - 
Öffentlichkeit gehen, nach dem 
Treffen mit Larkin Smith, um 
eine Volluntersuchung der in 
Oberst Cutolos eidesstattlicher 
Erklärung beschriebenen Ereig- | 
nisse zu fordern. Aber beide 
Männer starben, bevor sie mit 
Smith zusammentrafen.« 


Ein gewisses 
Maß an Geheimnis 


Im Juli 1987 versuchte Rowe, da- 
mals in Fort Braggy, North Caro- 
lina, stationiert, das Magazin des 
Senders CBS News »60 Minutes« 
dazu zu bewegen, sich mit der 
Operation Watch Tower zu befas- 
sen, doch CBS lehnte das Projekt 
ab. 


Neri fuhr fort: »Am 13. August 
1989 starb Larkin Smith bei ei- 
nem Flugzeugabsturz. Was im- 
mer er wußte, nehme ich an, 
starb mit ihm.« 


Zur Zeit seines Todes war Smith 
ein konservativer republikani- 
scher Kongreßabgeordneter aus 
Mississippi, ein aufgehender 
Stern in der GDP (Grand Old 
Party) mit einer vielversprechen- 
den Laufbahn in der Politik. Ein 
gewisses Maß an Geheimnis um- 
gab den Absturz der Maschine. 
»Ich habe mich bislang noch 
nicht mit Ihnen in Verbindung ge- 
setzt, weil ich sehr krank bin und 
meine letzten Tage von der Span- 
nung überschattet sind, die diese 
Angelegenheit darstellt«, sagte 
Neri zu dem ehemaligen Offizier 
der Special Forces. »Ich habe die- 
ses Schreiben, die eidesstattliche 
Erklärung und die Anweisungen, 
einem Mitarbeiter übertragen. 
Der Mann wird Sie aufsuchen, 
wenn Sie noch am Leben sind, 
wenn ich sterbe.« 


Paul Neri starb am 29. April 
1990. oO 


- Lateinamerika 


Der 
der die 


Agent, 


Drogen- 
Operation 


leitete 


Mike Blair 


Ein ranghoher Mossad-Agent war Leiter der Drogengeldwäsche- 
Operation, die vom Miami International Airport betrieben wurde, 
' verlautet aus uns zugängiger Informationsquelle. Michael Harari, 
- ein Mossad-General und Vertrauter des abgesetzten panamaischen 
- Diktators General Antonio Noriega, war Schlüsselfigur in einem ge- 
meinsamen CIA-Mossad-Unternehmen mit dem Decknamen »Ope- 
ration Watch Tower«, das illegalen Drogenhandel von Kolumbien 
aus bis zum amerikanischen Luftwaffenstützpunkt Albrook in Pa- 


nama betrieb. 


Der Artikel-in diesem Heft mit 
dem Titel »Der stille Teilhaber 
, der Drogen Pipeline« beruht auf 
einer eidesstattlichen Erklärung 
eines Obersten der Special Force 
(Einsatztruppe) der amerikani- 
- schen Armee, die nach seinem 
geheimnisvollen Tod auftauchte, 
"und der in den siebziger Jahren in 
der Operation Watch Tower ver- 
- wickelt war. Wie aus-diesem Pa- 
pier hervorgeht, glauben rang- 
hohe amerikanische Offiziere, 
- die sich in das streng geheime 
Projekt vertieft hatten, daß Ha- 
“ rari in den Tod des Obersten so- 
wie in den Tod anderer Personen 
verwickelt war. 


CIA-Aktentaschen 
voller Geld 


Harari wurde in der eidesstattli- 
chen Erklärung als jener Mossad- 
Agent identifiziert, der nach An- 
kunft der in den Drogenschmug- 
- gel verwickelten Militärmaschine 

"in Albrook amerikanischen CIA- 
‚Agenten Aktentaschen voller 
Geld ausgehändigt hatte. 


Es kam auch heraus, daß US-Prä- 
sident George Bush, der seiner- 
zeit den CIA leitete, eine der 


zeuge der Panamanian Defense 
Force (PDF) zwischen Miami 
und Panama hin und her flog. 
Wie wir von unseren Informan- 
ten erfuhren, wurde auch Dro- 
gengeld aus Operationen in den 
Vereinigten Staaten zum Zweck 
der Wäsche hin undher geflogen. 
Während des Einmarsches der 
Amerikaner in Panama, der im 
Dezember 1989 stattfand, sollen 
Beamte des amerikanischen Mili- 


‚tärs und Geheimdienstes Harari, 


der als ehemaliger Stationschef 
des Mossad für Mittelamerika er- 
kannt wurde, gestattet haben, Pa- 
nama an Bord einer Transportma- 
schine der israelischen Luftwaffe 
zu verlassen. 

US-Streitkräfte durchkämmten 
Panama nach Noriega, der sich 
schließlich ergab, nachdem er 
einige Tage lang in der Botschaft 
des Vatikans für sich und seine 
verschiedenen Handlanger Un- 
terschlupf gefunden hatte. No- 
riega wartet zur Zeit auf seinen 
Prozeß in Miami wegen illegalen 
Drogenhandels. Aber Harari, als 
»General Mike« in Panama be- 
kannt und als zweitmächtigster 
Mann in dem mittelamerikani- 
schen Staat anerkannt, bevor es 
zum Einmarsch der Amerikaner 
kam, wurde ignoriert. 


General Antonio Noriega war eine Schlüsselfigur in dem gemein- 
samen CIA-Mossad Unternehmen mit dem Decknamen »Opera- 


tion Watch Tower«. 


hochstehenden Persönlichkeiten 
war, der Hararis Tätigkeiten ab- 
schirmte. Wir erfuhren, daß Ha- 
rari auf dem Flughafen von 
Miami eine Operation leitete, die 
angeblich Ersatzteile für Flug- 


US-Militärbeamte brachen in die 
Wohnungen anderer Spießgesel- 
len von Noriega ein, aber Hararis 
Appartement in Panama City 
wurde außer Acht gelassen, bis 
ein unmittelbarer Nachbar einem 


Offizier der US-Army in die Rip- 
pen stieß, die Wohnung zu kon- 
trollieren. Eine Mannschaft der 
amerikanischen Botschaft durch- 
suchte daraufhin die Wohnung, 
wobei sie Hararis 400 kg schwe- 
ren Safe völlig übersahen und 
aussagten, dieser werde an Pana- 
mas neugebildeten Streitkräfte 
(Public Forces) übergeben. 
Diese haben ihn jedoch niemals 
bekommen, und wie aus pana- 
maischen Kreisen verlautet, ist 
der Safe seitdem verschwunden. 


Panama viel 
Schaden zugefügt 


Oberst Eduardo Herrera, der 
zum Chef der neuen Panama Pu- 
blic Forces ernannt wurde, sagt, 
Harari »ist korrupt, ein Dieb und 
ein Mörder«, der »Panama viel 
Schaden zugefügt hat«. 


Harari behauptete von seinem 
Refugium in Israel aus, er habe 
zu der Zeit, als er mit Noriega in 
Panama in Verbindung stand, 
nicht für den israelischen Ge- 
heimdienst gearbeitet. In einem 
Zeitungsinterview in Israel sagte 
er jedoch, er habe »niemals etwas 
über meine eigenen Geschäftsin- 
teressen hinaus getan; wenn ich 
etwas tat, dann nur im Namen Is- 
raels«. 


Er stellte sich Roberto Eisen- 
mann, dem Herausgeber der. pa- 
namaischen Zeitung »La 
Prensa«, mit den Worten vor: 
»Ich bin Mike Harari. Ich gehöre 
dem israelischen Geheimdienst 
an und bin ein guter Freund von 
Manuel-Noriega.« 


Laut eidesstattlicher Erklärung 
des Offiziers der Special Forces 
war er auch bei den Kontaktauf- 
nahmen zwischen CIA und Mos- 
sad in Albrook zugegen. Von Ei- 
senmann befragt, was er in Pa- 
nama für Israel getan habe, ant- 
wortete Harari: »Kann ich nicht 
sagen. Es ist ein Staatsgeheim- 
nis.« 


Er scheffelte 
Millionen 


Harari leitete eine Firma namens 
Shellydor Amlat, die Teile und 
Wartungsdienste für Flugzeuge 
der Panama Defense Force lie- 
ferte beziehungsweise leistete. 


»Er scheffelte Millionen«, sagte 


. Major Augusto Villalaz, der zum 
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Der Agent, 
der die 
Drogen- 
Operation 
leitete 


Mike Harari, ein Mossad-Ge- 
neral, war ein Vertrauter des 
abgesetzten panamaischen 
Diktators Gerneral Antonio No- 
riega. 


neuen Leiter der Luftwaffe von 

Panamas wieder aufgemöbelten 

Streitmacht ernannt wurde, nach- 

dem er Rechnungen durchgese- 

hen hatte, die Shellydor der De- 
- fence Force vorgelegt hatte. 


Harari bestellte die Flugzeugteile 
bei Commodore Aviation, eine in 
Miami ansässige Filiale von Is- 
rael Aircraft Industries, die der is- 
raelischen Regierung gehört und 
von ihr betrieben wird. 


Statt Ersatzteile erhielten 
Sie die Kisten Geld 


Nach Aussage von Jessi Quiroga, 
eines kubanisch-amerikanischen 
Piloten und Geschäftsmann mit 
Sitz in Miami, der eine Zeitlang 
Hauptlieferant von Ersatzteilen 
und Berater des Luftgeschwaders 
der PDF war, eröffnete Harari in 
Wirklichkeit in den Einrichtun- 
gen von. Commodore auf dem 
Flughafen von Miami ein Büro. 


»Harari wurde Leiter der Luft- 
waffe«, sagte Quiroge aus. 
»Keine Schraube wurde gedreht, 
ohne daß Harari davon wußte«, 
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setzte Quiroge hinzu. 


Wie CODE erfuhr, hat ein Infor- 
mant dem Senate Foreign Affairs 
Subcommittee  (Unterausschuß 
des Senats für auswärtige Angele- 
genheiten), der die Verwicklung 
Panamas in den illegalen Drogen- 
handel untersuchte, mitgeteilt, 
daß die Maschine der Panama 
Defense Force, die aus Miami ab- 
flog, nicht immer Ersatzteile mit- 
führte. 


Violeta Chamorro, Präsidentin 
von Nicaragua, hat den Mos- 
sad gebeten, den Geheim- 
dienst ihres Landes neu zu or- 
ganisieren. 


»Sehr oft gehen Kisten an die 
Luftwaffe als enthielten sie Teile 
für deren Flugzeuge. aber sie ent- 
hielten in Wirklichkeit Geld«, 
sagte der Informant aus. Unge- 
achtet des Sturzes von Noriega 
besteht der Einfluß des Mossad 
in Mittelamerika weiter. 


Neue Aufgaben für den 
Mossad in Nicaragua 


Violeta Chamorro, die den San- 
dinista Daniel Ortega schlug und 
Präsidentin von Nicaragua 
wurde, hat den Mossad gebeten, 
den neuen Geheimdienst ihres 
Landes auszubilden, der an die 
Stelle des von Sowjets und Kuba- 
nern ausgebildeten Fifth Directo- 
rate, oder VDIR, der sandinisti- 


schen Geheimdiensteinheit tre- 
ten wird, die dem Innenministe- 
rium angeschlossen ist. 


Die Frage lautet: Hat der Chefex- 
perte des Mossad in Mittelame- 
rika, Mike Harari, eine neue Auf- 
gabe in Nicaragua übernommen? 

OD 


Bush will den 


Sowjets helfen 


Mike Blair 


Obwohl die Sowjetunion weiterhin Waffen baut, die über die ameri- 
kanische Rüstungsproduktion hinausgehen und dies einen Verstoß 
gegen amerikanisch-sowjetische Waffenverträge darstellt, ist die Re- 
gierung von Präsident George Bush mit Rückendeckung des US-Se- 
nats dazu bereit, eine Garantie für eine Anleihe in Höhe von 1,5Mil- 
liarden Dollar für Getreidekäufe durch die Sowjets zu genehmigen. 


Die Anleihegarantie kommt zu- 
sätzlich zu Krediten in Höhe von 
einer Milliarde Dollar, die von 
der Commodity Credit Corpora- 
tion verbürgt werden und im De- 
zember 1990 von Bush genehmigt 
wurden, nachdem er auf die Jack- 
son-Vanik-Amendment von 
1974, nach der enge wirtschaftli- 
che Bindungen zu Ländern, die 
Auswanderungen beschränken, 
verboten sind, verzichtet hat. 


Busch vergißt 
die Geschichte nicht 


US-Senator Robert Dole unter- 
stützte einen Senatsbeschluß, mit 
dem dem Präsidenten dringend 
nahegelegt wird, die zusätzlichen 
1,5 Milliarden Dollar in Form 
von Anleihegarantien zu geneh- 
migen. Die Resolution wurde mit 
einem Vorsprung von 70 zu 28 
verabschiedet, traf aber auf 
scharfe Opposition von Senator 
Bill Bradley, der sagte, die So- 
wjetunion sei ein schweres Kre- 
ditrisiko, sei einer erbarmungslo- 
sen Unterdrückung schuldig und 
immer noch »an ein hoch zentra- 
lisiertes System des Wirtschafts- 
managements gekettet«, das zur 
Verschwendung eines Großteils 
ihrer Jahresernte führt. 


Die Sowjetunion ist mit ihren 
Darlehensrückzahlungen an aus- 
ländische Banken weit in Rück- 
stand geraten und ihre Auslands- 
schuld wird auf etwa 60 Milliar- 
den Dollar geschätzt, von denen 
ein Großteil im Rückstand ist. 
Der Rechnungshof der Vereinig- 
ten Staaten hat warnend darauf 
hingewiesen, daß die Sowjet- 
union und andere ausländische 
Geldleiher erwartungsgemäß 
etwa die Hälfte der Garantiean- 


Wladimir Kryuschkow, Vorsit- 
zender des KGB, warnt, daß 
sich in der Sowjetunion eine 
gewaltige Revolution vollzie- 
hen könne. 


leihen in Höhe von 11,2 Milliar- 
den Dollar, die sie derzeit ameri- 
kanischen Banken schulden, 
nicht zurückzahlen werden, wo- 
durch die amerikanischen Steuer- 
zahler gezwungen werden, die 
Zeche zu zahlen. 


Als er verkündigte, daß er dazu 
neige, die Anleihegarantien zu 
gewähren, zollte der US-Präsi- 
dent dem. sowjetischen Super- 
Präsidenten Michail Gorbat- 
schow, der Bush um die Hilfe ge- 
beten hatte, sowie Japan, das 
ihm eine Abfuhr erteilt zu haben 
scheint, hohes Lob. »Wenn man 
sich die Errungenschaften Mi- 
chail Gorbatschows betrachtet, 
sie sind enorm«, behauptet Bush. 
»Und, ja, die Sowjetunion macht 


*. 


« 


derzeit schwierige Zeiten durch. 
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» 


Aber ich vergesse die Geschichte 
nicht. Und was er unter dem 
Aspekt Osteuropa getan hat, und 
was er unter dem Aspekt Pere- 
stroika und Glasnost geleistet 
hat, dafür habe ich Respekt.« 


Washington schickt Geld, 
Moskau Panzer 


Bushs Ankündigung, daß er dazu 
neige, die Anleihegärantien zu 
gewähren, folgte ein Besuch des 
ehemaligen sowjetischen Außen- 
minister Eduard Schewardnadze 
im Weißen Haus. Er sagte dem 
Präsidenten, daß dessen Aufruf 
zur Hilfe eine »sehr akute Sache« 
sei, und daß Bushs Entscheidung 
»in großem Ausmaß das Schick- 
sal der Reform und der Demo- 
kratie in der Sowjetunion bestim- 
men wird«. 


Buchstäblich auf seine Chance 
‚wartend, ist derzeit Präsident Vy- 
tautas Lansbergis von Litauen, 
‚eine der drei baltischen Republi- 
‚ken, die im Zweiten Weltkrieg 
zwangsweise und ungesetzlich 
von den Sowjets annektiert wur- 
den und die jetzt Erklärungen zur 
'Unabhägngigkeit vom Sowjet- 
reich abgegeben haben. Der 
‚Kreml schickte Panzer und Spe- 
zialtruppen ins Land, um Litauen 
gewaltsam zu besetzen und 
schlachtete Litauer auf den Stra- 


- Ben ab bei seiner Bemühung, das 


Land in der Union zu halten. Die 
Ministerpräsidenten Edgar Savi- 
saar von Estland und Ivars God- 
manis von Lettland, den beiden 
anderen Freiheit suchenden balti- 
schen Staaten, trafen einige Tage 


später ein, um mit Bush zu spre- 


chen. 


Alle drei rangen sie mit Bush, ih- 
nen diplomatische Anerkennung 
zu gewähren und Wirtschaftshilfe 
direkt an die 15 Republiken zu 
leisten, aus denen sich die So- 
wjetunion zusammensetzt, statt 
an die vom Kreml beherrschte 
Zentralregierung. Bush ent- 
schied sich dazu, sich an Gorbat- 
schow zu halten. 

Im vergangenen November einig- 
ten sich die Vereinigten Staaten, 
die Sowjetunion und 20 andere 
Länder, die sowohl die NATO als 
auch den Sowjetblock repräsen- 
tierten, darauf, ihre konventio- 


 nellen Streitkräfte in Europa dra- 


stisch zu verringern. 


Der sogenannte Conventional 
Forces in Europe Pact (CFE) legt 


Moskau rüstet weiter.mit voller Kraft: Ein mit Atomwaffen ausge- 


statteter Schlachtkreuzer der Kirow-Klasse. 


der Anzahl von Soldaten, Pan- 
zern und Flugzeugen, die zwi- 
schen dem Atlantik und dem 
Ural erlaubt sind, scharfe Be- 
grenzungen auf. 


Wie Moskau 
Vereinbarungen umgeht 


Obwohl CFE (zu Deutsch KSE) 
eine direkte Vernichtung von 
Panzern und anderen gepanzer- 
ten Fahrzeugen über die verein- 
barten Grenzwerte hinaus vor- 
schreibt, haben die Sowjets ganz 
einfach ihre beste Panzerausrü- 
stung in großer Anzahl östlich 
des Urals verlegt, wo die KSE- 
Vereinbarungen keine Gültigkeit 
haben. 


Wie CODE außerdem erfuhr, ha- 
ben die Sowjets vier motorisierte 
Schützen-Divisionen des Heeres 
zur sowjetischen Marine-Infante- 
rie, ihre Version des US-Marine 
Corps, überstellt, um somit die 
vertraglich festgelegten Begren- 
zungen der Stärke der Roten Ar- 
mee zu umgehen. In weiterer 
Umgehung des Pakts haben die 
Sowjets Hunderte von Flugzeu- 
gen der obersten Klasse von ihrer 
Luftwaffe zu ihrer Marine trans- 
feriert. Daraus folgt, daß die So- 
wjets immer noch gewaltige und 
überlegene Truppen, Panzerfahr- 
zeuge und Flugzeuge gegen west- 
liche Streitkräfte ins Feld führen 
können, wann immer sie es wol- 
len. 

Indessen bauen die Sowjets wei- 
terhin eine gigantische Tiefwas- 
ser-Marine auf, ohne daß ein kla- 


rer Verteidigungszweck vorliegt, 
und stellen die Vereinigten Staa- 
ten mit ihrer jährlichen Produk- 
tion von Angriffs-Unterseeboo- 
ten mit einem Vorsprung von 
etwa vier zu eins weit in den 
Schatten. Im vergangenen Jahr 
wurden zehn neue U-Boote vom 
Stapel gelassen, im. Vergleich zu 
neun im Jahr zuvor, und die 
»Kuenetzow«, ein neuer sowjeti- 
scher Super-Flugzeugträger, hat 
mit seiner Erprobung auf See be- 
gonnen. 


Moskau rüstet 
unbeirrt weiter 


Der sowjetische Verteidigungsmi- 
nister Dmitri Jasow hat sogar 
damit geprahlt, daß der Militär- 
anteil am sowjetischen Bruttoso- 
zialprodukt bei etwa 40 Prozent 
liegt, in scharfem Gegensatz zu 
den 10 bis 20 Prozent, die der 
CIA jahrelang geschätzt hat. 
Trotz der Versprechungen Gor- 
batschows, haben die Sowjets nur 
eine Handvoll von etwa 5000 Rü- 
stungsbetrieben geschlossen 
oder für zivile Zwecke umge- 
baut. 


Kritiker der Darlehensgarantien 
weisen darauf hin, daß die Bush- 
Regierung törichterweise den So- 
wjets Wirtschaftshilfe gewährt, 
was ihnen ermöglicht, mit ihrem 
gewaltigen Aufbau ihres Kriegs- 
geräts fortzufahren. Gleichzei- 
tig, stellen Kritiker fest, trägt die 


Nahrungsmittelhilfe dazu bei, 


das in Armut lebende sowjetische 
Volk zu beruhigen und somit 


Gorbatschow zu ermöglichen, an 
der Macht zu bleiben oder gar zu 
verhindern, daß eine gewaltige 
Erneuerung in der Sowjetunion 
vonstattengeht. 


KGB rechnet 
mit Revolution 


Bei einem kürzlichen Besuch in 
der Sowjetunion soll der Vorsit- 
zende des KGB, Wladimir 
Kryuschkow, dem ehemaligen 
amerikanischen Präsidenten Ri- 
chard Nixon mitgeteilt haben, er 
müsse sich »zu oft mit Gorbat- 
schow streiten«. 


N 
»Nur Stunden nach unserer Zu- 
sammenkunft mit Kryuschkow«, 
sagte Dimitri K. Simes, der Ni- 
xon auf seiner Reise begleitete, 
hat ein höherer KGB-Beamte um 
ein Treffen mit mir gebeten. In- 
dem er Nixon zuliebe be- 
hauptete, er spreche mit Wissen 
des KGB-Vorsitzenden, sugge- 
rierte er, daß wir uns bei unserer 
Tatsachenfeststellung einmal ein 
Szenario vorstellen sollten, in 
dem der Oberste Sowjet (Gesetz- 
gebung) der ständigen inneren 
Kämpfe zwischen Gorbatschow 
und dem Präsidenten der Russi- 
schen Föderation, Boris N. K. 
Jelzin, überdrüssig wird, und 
dann die Macht selbst in die 
Hand nimmt.« 


»Er kommt dem Abgrund immer 
näher«, kommentierte jüngst ein 
Experte für sowjetische Angele- 
genheiten im amerikanischen Au- 
Benministerium. Wir erfuhren 
auch, daß Kryuschkow an alle 
KGB-Posten in der ganzen Welt 
eine Warnung herausgegeben 
hat, die besagt, daß sich in den 
kommenden Monaten innerhalb 
der Sowjetunion eine gewaltige 
Revolution vollziehen könnte. 
Kryuschkows Absicht sei, so 
heißt es in dem Bericht, seine 
100000 KGB-Mitglieder in der 
ganzen Welt vorzuwarnen, sich 
auf ernsthafte Schwierigkeiten 
innerhalb der Sowjetunion einzu- 
stellen. 

»Solange die Sowjetunion in den 
Händen einer Machtelite stalini- 
stiischer Kommunisten bleibt, 
stellt sie immer eine Gefahr für 
den Westen dar«, sagte ein So- 
wjet-Experte zu unseren Korre- 
spondenten. »Warum Gorbat- 
schow helfen, sie zusammenzu- 
halten?«, fragte er. »Noch besser, 
lassen wir doch den ganzen ver- 
faulten Schlamassel sich selber 
verschlingen.« ae 
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Eduard Schewardnadze 
Ein Roter auf 


Goodwill- 
lour 


John Springfield 


Erst vor einigen Monaten versetzte Eduard Schewardnadze, der . 


»Mr. Nice Guy« der sowjetischen Hierarchie, die Welt in Erstaunen, 
indem er seinen Rücktritt als Außenminister der UdSSR verkün- 
dete. Er trete zurück, sagte er, weil er befürchte, daß »die Kräfte der 
Reaktion, die Kräfte des politischen Konservatismus uns überwälti- 
gen« und die Sowjetunion auf eine Diktatur zutreiben könnten. 


Keine einzige führende Persön- 
lichkeit des Westens oder der 
Nachrichtenmedien des Esta- 
blishments dachten auch nur 
daran zu fragen: »Ist die Sowjet- 
union trotz aller Schönfärberei 
von Perestroika und Glasnost 
nicht immer noch eine Diktatur? 
Werden die versklavten balti- 
schen Staaten Litauen, Lettland 
und Estland oder sogar Sche- 
wardnadzes Heimatrepublik Ge- 
orgien nicht ihrer Freiheit be- 
raubt?« 


Bittgang für 
Moskaus Kommunisten 


Auch dachte niemand daran, den 
stets lächelnden Schewardnadze 
zu fragen, woher er gekommen 
ist, bevor er als ewig lächelnder 
sowjetischer Außenminister und 
Gromykos Nachfolger auf der 
Weltbühne erschien. 
Schewardnadze ist in die Sowjet- 
union zurückgekehrt nach Zu- 
“ sammentreffen mit US-Präsident 
George Bush und anderen Spit- 
zenpersönlichkeiten der USA 
während seiner Reise durch elf 
Großstädte der Vereinigten Staa- 
ten, wo er jedesmal vor den 
»furchtbaren und unvorherseh- 
“ baren Entwicklungen« warnte, 
der Perestroika und Glasnost.und 
andere demokratische Reformen 
in der Sowjetunion anheimfallen 
werden, wenn es der Westen un- 
terläßt, den kommunistischen 
Führer aus ihrer derzeitigen Wirt- 
schaftskatastrophe herauszuhel- 
fen. 

“ »Dies ist eine reale wirtschaftli- 
che Bedrohung«, sagte Sche- 
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wardnadze vor einem Publikum 
an der State University of New 


‚York in Binghampton. Seine dü- 


steren Voraussagen erfolgten ge- 
nau einen Tag nachdem der so- 
wjetische Staatspräsident Mi- 
chail Gorbatschow gesagt hatte, 
sein Land benötige 100 Milliar- 
den Dollar an westlicher Hilfe, 
wenn es sich selbst aus seiner 
Wirtschaftskrise  herausreißen 
soll. 


Als Schewardnadze sprach, be- 
schwerte sich Gorbatschow ge- 
rade in dem Flaggschiff des Esta- 
blishments »New York Times«, er 
sei hinsichtlich der Zahl von 100 
Milliarden Dolar, die die westli- 
che Öffentlichkeit bestürzt hat, 
falsch zitiert worden. Nichtsde- 
stoweniger sagte Schewardnadze 
seinem Publikum in Binghamp- 
ton, daß er es für »unmöglich 
erachte, dieses Geld jetzt auf den 
Weltfinanzmärkten. aufzutrei- 
ben.« 


Er wiederholte die gleiche Bot- 
schaft bei all seinen Zwischen- 


landungen und rang mit dem We- 
sten um Hilfe. 


Im Weißen Haus 
ging es um Geld 


Bei einer Zusammenkunft mit 
Bush im Weißen Haus scheint er 
den Präsidenten von der Notwen- 
digkeit überzeugt zu haben, daß 
die Vereinigten Staaten Gorbat- 
schows Ersuchen um weitere 1,5 
Milliarden Dollar an verbürgten 
Landwirtschaftskrediten akzep- 
tieren, zusätzlich zu der einen 


TREE ERTEETRTTRT 


Milliarde Dollar, die bereits ge- 
währt und schon fast aufge- 


-braucht worden ist. 


Als ehemaliger Leiter des CIA 
muß Bush, als er Schewardnadze 
zuhörte, um dessen Vorge- 
schichte in Sachen Menschen- 
rechte gewußt haben, obwohl die 
N sich große Mühe gege- 

ben haben, diese Dinge zu ver- 
schleiern. 


Von 1965 bis 1972 diente Sche- 
wardnadze als Minister des Inne- 
ren der Sowjetrepublik Geor- 
gien. 


Nach seiner Amtszeit als Innen- 
minister wurde Schewardnadze 
Sekretär des Zentralkomitees 
der Kommunistischen Partei Ge- 
orgiens. 

Auf jeden Fall war er in beiden 
Positionen für die sogenannte 
Korruptionsbekämpfungskam- 
pagnen, richtiger Säuberungen 
genannt, verantwortlich. Von 
1973 bis 1975 zeichnete Sche- 
wardnadze für die Festnahme 
von 25000 Georgianer verant- 
wortlich, von denen viele im 
»Untersuchungs-Haftzentrum« 
in Tbilisi (Tiflis) gefoltert und zu 
Tode gebracht wurden. 


Verantwortlich 
für Folterungen 


Aus »Samisdat«-Veröffentlichun- 
gen, die aus Georgien herausge- 


‚schmuggelt wurden, sind einige 


Einzelheiten aus der schändli- 
chen Vergangenheit Scheward- 
nadzes zu entnehmen. 


Nachstehendes zitieren wir aus 
den Schriften eines gewissen Juri 
Tsirekidze: »Auf Befehl des Be- 
völlmächtigten Lezhava und sei- 
nes Bruders ... und nach Beauf- 
tragung durch E. Schewardnadze 
wurde mir das Objekt - das heißt: 


“ der Häftling - überstellt. Er be- 


fand sich in einer Gruppe des Bü- 
ros für Land- und Gartenwirt- 
schaft. Lezhava, Swimonischwili 
und andere versprachen mir, daß, 
wenn ich mich mit diesem Fall be- 
fassen würde, man mich dann 


 freilassen würde, da Scheward- 


nadze selbst sein Wort gegeben 
habe. 


Ich bearbeitete das Objekt, Ro- 
man Enukidze. Ich steckte meine 
ganze Energie dahhinein. Er hatte 
schon vorher unter Beobachtung 
gestanden. Ich setzte ihn mit sei- 
ner Wohnung in Verbindung und 


überzeugte ihn von allem, was 
ich sagte. Ich brachte ihn dazu, 
vor dem Minister des Inneren der 
Georgianischen SSR - Scheward- 
nadze - ein ‚Geständnis abzule- 
gen. 


In Zimmer 45 schlug Agdgomela- 
schwili (ein Agent) . Michela- 


schwilion im Auftrag von Panfi- 


low (Einsatzleiter), in Zimmer 44 
schlugen Agenten das Objekt Da- 
tusani und schnitten ihm mit ei- 
nem Rasiermesser, In Zimmer 37 


schlug der Agent Usupjan im E 


Auftrag Panfilows und Swimoni- 
schwili das Objekt Waleri Kuchia- 
nidze, dessen inneren Organe so 
geschlagen wurden, daß er Blut 
spuckte, wonach er im Hospital 
des Zentralgefängnisses starb 
und »abgeschrieben« wurde, 


Mit einem Wort, das Schlagen 
ging in allen Räumen vor sich, 
und das Stöhnen und Heulen der 
Objekte war im ganzen Gebäude 
zu hören.« 


Lächelnd werden 
Tatsachen verdreht 


In Binghamton sagte ein lächeln- 


der Schewardnadze, daß die Ver- 
einigten Staaten und die Sowjet- 


union bald einen Vertrag über: - 


konventionelle Waffen unter- 
zeichnen werden, der bedeutet, 
daß sein Land 20000 Panzer und 
eine gleiche Anzahl von Panzer- 
transportfahrzeugen und Artille- 
rie-Systeme vernichten muß. 

Er verschwieg jedoch, daß sein 
Land bereits einen Vertrag über 
konventionelle Streitkräfte, nach 
dem Panzer aus den Ländern 
Osteuropas zerstört werden müs- 
sen, unterläuft, daß Tausende 
von Panzern aus diesen Ländern 


stattdessen einfach hinter den 


Ural verlagert werden. 


In Binghampton behauptete 
Schewardnadze, daß Unterhänd- 
ler an einem Vertrag arbeiten, um: 
die interkontinentalen ballısti- 
schen Raketen beider Länder um 
jeweils die Hälfte zu verringern. 


Er sagte aber nicht, warum sein 
Land sie jetzt in einem Tempo 
produziert, das niemals nachge- 
lassen hat. 


Schewardnadze verließ seine be- 
ruhigte. Zuhörerschaft in Bing- 
hampton und machte sich - lä- 
chelnd - auf den Weg zu seiner 
nächsten Station seiner geplan- 
ten Vortragsreise. Ü 


Rotchina 


George Bushs 


Familien- 
Interessen 


Martin Mann und Lawrence Wilmot 


US-Präsident George Bushs aufs Ganze gehender Vorstoß, dem 
kommunistischen Rotchina den Handelsstatus der meist begünstig- 
sten Nation (MFN) zu gewähren, kann nur im Licht seiner Familien- 
Interessen in diesem Land und der Rolle der islraelischen Waffen- 


händler verstanden werden. 


Die Familie Bush ist an einem 

"großen Wohnungsbauprojekt in 
Shanghai, das in der Nähe des 
Flugplatzes liegt, beteiligt, das an 
Ausländer, die in China Ge- 
schäfte betreiben, verpachtet 
oder verkauft werden soll. Die 
Aoki Corporation, die von der 
Familie Bush beherrscht wird, ist 
der westliche Partner dieses 
Deals. Der Bruder des amerika- 
nischen Präsidenten, Prescott 
Bush, lehnte es ab, auf eine dies- 
bezügliche Anfrage der »Los An- 
geles Times« zu reagieren. 


Der größte geheime 
Waffenhandel 


Prescott Bush erhielt, wie berich- 
tet wird, 250000 Dollar als Bera- 
ter füreine amerikanische Firma, 
die in China ein Kommunika- 
tionsnetz einrichten will: Asset 
Management International Fi- 
nancing and Settlements Ltd. 
Diese Firma leitete für Hughes 
Aircraft Corporation, jetzt eine 
Tochtergesellschaft von General 
Motors, den Export von drei 
Nachrichten-Satelliten nach 
China in die Wege. Präsident 
Bush selbst genehmigte den Ex- 
— port der Satelliten. 


Wir weisen in diesem Zusammen- 
hang darauf hin, daß der ameri- 
kanische Präsident die erste ame- 
rikanische diplomatische Mission 
nach China leitete. Als Bush jetzt 
seine, wie er es nannte, »große 
Vorstellung« gab — Mitte Mai 
1991 -, um China den MFN-Sta- 
tus zu gewähren, verwiesen di- 
plomatische Kreise auf einen un- 


US-Senator J. Mitchell will 
Rotchina weiterhin Handelser- 
leichterungen verschaffen. 


durchsichtigen israelischen Mil- 
liardär, als einen der fremden 
Schlüssel-Lobbyisten hinter die- 
sem Vorstoß. 


Shaul Eisenberg, unermeßlich 
reicher israelischer Promotor, 
wird mit dem internationalen 
Waffenhandel und mit dem Mos- 
sad, dem Geheimdienst Israels, 
in Verbindung gebracht. 1979 un- 
ternahm Eisenberg einen gehei- 
men Flug nach Rotchina und 
kam mit Handelsvorschlägen zu- 
rück, die zu einer verdeckten 
Handels- und Militär-Beziehung 
zwischen den beiden Ländern 
führte, verlautet aus gut infor- 
mierten diplomatischen Kreisen 
bei den Vereinten Nationen. Wie 
bereits berichtet wurde, dehnten 
sich die Kontakte zwischen Rot- 


china und Israel schließlich zum - 


größten geheimen Waffenhandel 


der Welt aus. Israeli Military In- 
dustries, das regierungseigene 
Rüstungskonglomerat Israels, 
heimste durch seine geheimen 
Verkäufe an das riesige asiatische 
kommunistische Land zwischen 
1986 und 1989 die kaum faßbare 
Summe von 15 Milliarden Dollar 
ein. 


Im Verlauf dieser Geschäfte 
»mockierten sich israelische Waf- 
fendealer über amerikanische 
Bemühungen, den’ Export von 
Rüstungs-Technologie an kom- 
munistische Länder zu unterbin- 
den«, warnte Dr. Althea Pres- 
cott, ein Verteidigungswissen- 
schaftler bei MIT. 


Um seine geheimen militärischen 
Importe aus Israel zu bezahlen, 
verdoppelte Rotchina seine Be- 
mühungen in der zweiten Hälfte 
der achtziger Jahre, um in den 
amerikanischen Markt einzudrin- 
gen, sagen Washingtoner Han- 
delsexperten. 


»Da China verzweifelt Hartwäh- 
rung benötigte, setzte es immer 
mehr Sklavenarbeiter ein, um die 
Waren herzustellen, die in die 
USA exportiert wurden«, stellt 
der Wirtschaftskorrespondent 
Joyce Barnathan, ein Spezialist 
für den Fernen Osten, fest. »Fir- 
men, die aus Rotchina importie- 
ren, sind unwissentlich zu Part- 
nern bei Deals mit Häfltingsla- 
gern geworden.« 


Bei all den Tätigkeiten von Inter- 
essengruppen im Weißen Haus 
zur Durchsetzung einer Vorzugs- 
behandlung Rotchinas auf dem 
Handelssektor rund um die Uhr, 
sind sich nur wenige Amerikaner 
dessen bewußt, daß Rotchina 
jetzt ein Sklavenarbeitersystem 
mit schätzungsweise zehn Millio- 
nen Häftlingen unterhält, von de- 
nen viele politische Abweichler 
ohne kriminellen Einschlag sind. 
»Diese ungeheure Zuchthaus- 
Subkultur steht im Wettstreit mit 
Stalins berüchtigtem Zwangsar- 
beiter-Imperium, das als »Gulag- 
Archipe« bekannt wurde«, 
warnte Dr. Prescott. »Viele der 
Insassen wurden niemals wegen 
irgendeiner festgelegten Straftat 
verurteilt; sie sitzen auf Befehl 
kommunistischer Beamter we- 
gen verschwommener »gegenre- 
volutionärer« Einstellung im Ker- 
ker und werden so lange zur 
Zwangsarbeit herangezogen, wie 
die Kommunisten sie gebrauchen 
können. Sie wissen weder genau 
warum sie eingesperrt sind, noch 


wann ihre Qual beendet sein 
wird.« 


Die chinesischen Kommunisten 
sind anscheinend von ihren Mon- 
tagebändern mit Kugel und Kette 
unbeeindruckt. Volvo, der große 
schwedische Autohersteller, er- 
hielt im vergangenen Jahr einen 
Vertragsentwurf von Charles H. 
Chi, einem höheren chinesischen 
Handelsbeauftragten, der die Be- 
reitstellung »einer großen Anzahl 
von Gefangenen mit Facharbei- 
terkenntnissen« zu »sehr niedri- 
gen« Löhnen anbot, falls Volvo in 
Rotchina eine Montagehalle er- 
richtet. 


»Wir fanden das ekelhaft«, sagt 
Hans Renstrom, Volvos Direktor 
für den Welthandel. »Es bedeu- 
tete Sklavenarbeit. Wir haben 
das Angebot zurückgewiesen.« 


Die Schlappschwänze 
im US-Kongreß 


Aber im amerikanischen Kon- 
greß gibt es, ungeachtet der ge- 
flüsterten Kritik an. der unbeug- 
samen Unterstützung des Weißen 
Hauses für die unmenschliche 
und gesetzlose Sklavenarbeiter- 
Praxis Rotchinas, nicht genug 
aufrichtige und mutige Gegner 
der Gewährung des Status der 
meistbegünstigten Nation an die- 
ses brutale Regime. 


Rotchinas laufender MFN-Status 
lief am 3. Juli ab; Bush will das 
Privileg um ein weiteres Jahr ver- 
längern. Mit einem Kompromis- 
antrag arbeitet der Führer der Se- 
natsmehrheit, George J. Mit- 
chell, an einer Gesetzgebung, die 
Rotchinas Handelsstatus bis 
Ende des laufenden Jahres ver- 
längert und gleichzeitig »Verbes- 
serungen« des abgrundtiefen 
Rufs der kommunistischen Dik- 
tatur in bezug auf Menschen- 
rechte vorsieht, verlautet aus 
Kreisen des Kongresses. 
Aber regionale Experten wiesen 
Mitchells Vorschlag als 
»schwach« und »Ausverkauf« zu- 
rück. Die Schande der Verkäufe 
von Häftlingsarbeitern durch 
Rotchina rufe naclı vıner deutli- 
chen und scharf formulierten Zu- 
rückweisung durch den Kongreß, 
selbst wenn. die Israel-Lobby an 
verborgenen Drähten des letzten 
großen Sklavenlandes der Welt 
zieht«, warnte Professor Hanna 
Eichel, eine China-Wissenschaft- 
lerin an der Columbia University. 
oO 
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Nordkorea 


Aufdem 
Weg zur 
Atommacht 


Mike Blair 


Unter der Führung des alternden neo-stalinistischen Diktators, Kim 
Il-Sung, beschleunigt Nordkorea das Programm zur Herstellung von 
Atomwaffen mit einer Raketenabschuß-Kapazität, die weit größer 
ist, als das sich entwickelnde Atomarsenal von Saddam Hussein im 
Irak, das angeblich während des Golf-Konflikts zerstört wurde. 


Amerikanische und japanische 
Atomwaffen-Experten schätzen, 
daß die nuklearen Anlagen Nord- 
koreas in der Lage sein werden, 
eine ausreichende Menge für 
Waffen geeignetes Plutonium zu 
erzeugen, um bis Mitte der neun- 
ziger Jahre ein halbes Dutzend 
Atomvorrichtungen zu entwik- 
keln. 


Die von den Nordkoreanern aus- 
gehende Gefahr ist kritisch für 
Südkorea, wo der Verteidigungs- 
minister Lee Jong Koo auf einer 
Pressekonferenz sagte, sein Land 
könnte dazu gezwungen werden, 
einen kommando-ähnlichen 
Überraschungsangriff durchzu- 
führen, um Nordkoreas Atoman- 
lagen zu zerstören. 


Satellitenfotos des amerikani- 
schen Geheimdienstes haben ent- 
deckt, daß die Nordkoreaner zur 
Zeit einen gewaltigen Kernener- 
gie-Komplex in der Nähe von 
Yongbyon, etwa 90 km nördlich 
der nordkoreanischen Haupt- 
stadt Pjöngjang, auf halbem Weg 
zwischen der Hauptstadt und der 
Grenze zu Rotchina, errichten. 


Die Baustelle befindet sich nur 
rund 160 km von der entmilitari- 
sierten Zone, die nach Beendi- 
gung des Korea-Krieges im Jahr 
1953 geschaffen wurde, um die 
beiden Koreas voneinander zu 
trennen, entfernt. 


Die Satellitenfotos zeigen einen 
ungewöhnlich großen For- 
schungsreaktor, angetrieben mit 
Natur-Uranium, das in Nord-Ko- 
rea abgebaut wird. Ein noch grö- 
ßerer befindet sich in der Nähe 
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stalinistischer 
Diktator Kim Il-Sung bedroht 
seie Nachbarn durch den Auf- 
bau eines Atomarsenals. 


Nordkoreas 


im Bau, der, wie japansiche Ex- 
perten schätzen, in der Lage sein 
könnte, 200000 Kilowatt Strom 
zu erzeugen. 


Sogar die Sowjets 
sind beunruhigt 


eine in der Nähe befindliche An- 
lage scheint dazu konstruiert zu 
sein, Plutonium von verbrauch- 
tem Uranium-Treibstoff zu tren- 
nen. Die japanischen Fachleute 
glauben, daß die Anlagen in der 
Lage sein werden, 20 bis 50 Kilo 
»weapons-grade« Plutonium pro 
Jahr zu erzeugen. Der Komplex 
ist von Flakgeschützen und Bo- 
den-Luft-Lenkraketen umgeben. 
Dort befindet sich sogar ein Gä- 
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stehaus, das von Kim, dem 79jäh- 
rigen Führer Nordkoreas, be- 
nutzt werden soll. 


»Alles ist dort, abgesehen von 
Transformatoren und Stromlei- 
tungen«, sagte Toshibumi Sa- 
kata, Direktor des Forschungs- 
und Informationszentrums an Ja- 
pans Tokai-Universität, und wies 
darauf hin, daß der Komplex of- 
fensichtlich nicht zur Erzeugung 
von elektrischer Energie vorgese- 
hen ist, wie Kim behauptet. 


Der nordkoreanische Atomener- 
giekomplex beunruhigt sogar die 
Sowjets, besonders seitdem die 
Kontakte zwischen beiden Län- 
dern sich in den letzten beiden 
Jahren abgekühlt haben. Nord- 
korea grenzt nämlich auch an die 
Sowjetunion an. 


Wladien A. Martynow, ein höhe- 
rer Beamter der sowjetischen 
Akademie der Wissenschaften, 
sagte zu Journalisten in Tokio, 
daß die Sowjetunion »Nordkorea 
gewarnt hat, daß, falls es keine in- 
ternationalen Inspektoren her- 
einläßt, die Sowjetunion jede Art 
von Lieferungen bezüglich dieser 
Anlage einstellen wird«. 


Wie berichtet, haben die Sowjets 
auch davor gewarnt, daß sie alle 
Bindungen zur Regierung in 
Pjöngjang abschneiden könnten, 
falls diese keine Vollinspektion 
zuläßt. 


1985 ratifizierten die Nordkorea- 
ner den Vertrag über die Nicht- 


“verbreitung von Atomwaffen, 


aber sie haben wiederholt In- 
spektoren der International Ato- 
mic Energy Agency den Zugang 
zur Anlage, um deren Zweck 
festzustellen, verweigert. 


Die Südkoreaner sind besonders 
beunruhigt, da ihre Hauptstadt, 
Seoul, nur 50 km südlich der ent- 
militarisierten Zone und gut in- 
nerhalb der Reichweite der nord- 
koreanischen Lenkraketen liegt. 


Japan zutiefst 
beunruhigt 


Die Südkoreaner wissen auch, 
daß die heißesten Exportpro- 
dukte Nordkoreas derzeit fort- 
schrittliche Scud-Raketen sind, 
die während des Golfkonfliktes 
von den Irakis mit beträchtlicher 
Wirkung gegen Ziele in Israel 
und Saudi-Arabien eingesetzt 
wurden. 


Amerikanische Regierungsbe- 
amte machen sich Sorgen dar- 
über, daß das nordkoreanische 
Atomprogramm Südkorea dazu 
anspornen könnte, ein Atompro- 
gramm wiederaufleben zu lassen, 
das es angeblich in den letzten 
siebziger Jahren auf Beharren 
der amerikanischen Regierung 
beendete. 


Die Südkoreaner sind in der 
Lage, in nur wenigen Jahren 
Atomwaffen zu entwickeln. 


Japan ist auch zutiefst beunruhigt 
und hat es abgelehnt, wirtschaft- 
liche Beziehungen zu Nordkorea 
zu entwickeln, solange Nordko- 
rea seine Atombemühungen 


nicht zu den Akten legt. 


Aus Gründen der Selbstverteidi- 
gung möchten japanische Konser- 
vative gerne darauf drängen, daß 
auch Japan eine Atomanlage ent- 
wickelt, falls die Nordkoreaner 
dies mit Erfolg fortsetzen. 


Nur die Politik steht in Japan der 
Entwicklung von Atombomben 
entgegen. Atomexperten sind 
sich darüber einig, daß die Japa- 
ner nur wenige Wochen brauchen 


würden, um eine bedeutsame - 


Atomanlage zu entwickeln. 


Nordkorea ist schwer mit von den 
Sowjets entwickelten Waffen aus- 


gerüstet und ist sich, wie viele an-- 


dere vom Kreml bewaffnete Län- 
der, schmerzlich der Unterlegen- 
heit sowjetischen Kriegsgeräts 
bewußt, wie dies im Golfkonflikt 
demonstriert wurde, wo es sich 
gegenüber dem amerikanischen 
High-Tech-Waffensystem als 
weitgehend unterlegen erwies. 
Es wird daher befürchtet, daß 


Nordkorea daraufhin sein Atom- 


waffenprogramm beschleunigt 
hat, um die Unterlegenheit sei- 
ner von Sowjets konstruierten 
Waffen, im Vergleich zu Waffen 
amerikanischer Herkunft auszu- 
gleichen. 


Die nordkoreanische Atomener- 
gieentwicklung stellt daher eine 
Bedrohung für die Vereinigten 
Staaten dar, die 40000 Soldaten 
in Südkorea stationiert haben, 
eine Zahl von der die Bush-Re- 
gierung hoffte, sie in den kom- 
menden Jahren vermindern zu 
können. 


Es wird allgemein angenommen, 
daß amerikanische Truppen in 
Südkorea mit Atomwaffen ausge- 
rüstet sind. 


u ei see 
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IRRE N EIN ORER, 


Irak 


Eine apo- 
kalyptische 
Zerstörung 


Warren Hough und Martin Mann 


Die militärische Intervention der USA am Persischen Golf hat eine 
»fast apokalyptische Zerstörung« bewirkt und bis zu 500000 Tote 
hinterlassen, sagen Beobachter der Vereinten Nationen. 


Aber der »elektronische. Holo- 
caust« hat sein Hauptziel nicht 
zerstört: die Regierung des Iraks. 
. Jetzt schickt sich US-Präsident 
George Bush an, eine neue Waffe 
gegen den starken Mann Saddam 
Hussein und das irakische Volk 
einzusetzen: Pestkrankheiten. 


Eine düstere 
Voraussage 


‘ Cholera, Typhus und eine viru- 
lente Form von Magen-Darm- 
Katarrh wird »im ganzen Irak 
den Tod säen wie nie zuvor in zivi- 
Jisierten Zeiten«, wenn ‘dem 
Land nicht gestattet wird, einige 
seiner Krankenhäuser, Sanitäts- 
dienste und Trinkwasser-Versor- 
. gungseinrichtungen wieder in- 
standzusetzen, stellt ein Bericht 
der Vereinten Nationen fest. 


Diese düstere Voraussage erfolgt 
zu einem Zeitpunkt, wo neue 
Enthüllungen die ursprünglichen 
Berichte über enorme Verluste 
an Menschenleben und das im 
Irak durch den Krieg herbeige- 
führte weit verbreitete Leiden 
bestätigen. Obwohl den Ameri- 
kanern und den Europäern nur 
Nachrichtenberichte über »sau- 
bere chirurgische Schläge« durch 
höchst genaue »kluge Bomben« 
serviert wurden, wies US-Gene- 
ral Norman Schwarzkopf, der 
Kommandeur der Alliierten das 
Weiße Haus schon frühzeitig war- 
nend darauf hin, daß die wirkli- 
che Zahl der von seinen Streit- 
kräften getöteten irakischen Sol- 
daten über 100000 liege, bei 
300000 Verwundeten —- Zahlen, 
die das amerikanische Verteidi- 
gungsministerum erst kürzlich öf- 


nicht im Kampfeinsatz, sondern 
während sie Befehle ausführten, 
sich aus Kuwait zurückzuziehen, 
fügte Weber hinzu. »Eine derart 
erschütternde Masse von Verlu- 
sten unter Nichtkombattanten 
wirft eine beunruhigende Frage 
auf: Waren Kriegsverbrechen der 
Preis für die schnelle-Niederlage 
des Iraks?« 


Diese Frage wird mit Sicherheit 
weiterbestehen und wachsen, 
wenn Bush bei seiner angekün- 
digten Absicht bleibt, den Irak so 
lange zu blockieren bis Saddam 


“Hussein überwältigt wird, sagen 


Offizielle der Vereinten Natio- 
nen. 


Indem sie einen von amerikani- 
schen Wissenschaftlern verfaßten 


Die Wassernot im Irak kann zum Ausbruch von Seuchen wie Cho- 
lera, Typhus und sogar Pest führen. 


fentlich bekanntgab, obwohl es 
sie als »annähernd« und auf »be- 
grenzten Informationen« beru- 
hend bezeichnete. 


Dr. Johannes Weber, ein öster- 
reichischer Arzt, der eine UN- 
Kommission auf ihrer kürzlichen 
Schadensbesichtigungsreise be- 
gleitete, sagt: »Diese Zahlen be- 
deuten, daß unter Hinzufügung 
der geschätzten Verluste unter 
der Zivilbevölkerung, die tat- 
sächliche Todesziffer im Irak zwi- 
schen 300000 und 500000 Men- 
schen liegt.« 


Die größte Zahl der irakischen 
Soldaten starben anscheinend 


Bericht, der wie ein »Bomben- 
einschlag« wirkt, zitieren, war- 
nen britische und französische 
Delegierte ihre amerikanischen 
Kollegen im Weltforum, daß der 
alliierte Feldzug gegen den Irak 
»bald als völkermordende Strate- 
gie« bezeichnet werden könne, 
erfuhren unsere Auslandskorre- 
spondenten kürzlich aus gut in- 
formierten Kreisen bei den Ver- 
einten Nationen. 

Der neue, von amerikanischen 
Wissenschaftlern zusammenge- 
stellte Überblick, offziell als 
»The Harvard Public Health 
Study Team Report« (»Bericht ei- 
ner Harvard-Studienmannschaft 
über öffentliche : Gesundheit«) 


bezeichnet, belegt die erstaunli- 
che Enthüllung, daß »mindestens 
170000 irakische Kinder unter 
fünf Jahren im kommenden Jahr 
sterben werden«, als Folge der 
späten Auswirkung, der von den 
USA angeführten militärischen 
Intervention im Irak. 


Eine noch nie 
dagewesene Katastrophe 


In dem Papier wird warnend dar- 
auf hingewiesen, daß dem Irak 
eine noch nie dagewesene »Kata- 
strophe auf dem Gebiete der öf- 
fentlichen Gesundheit«, verur- 
sacht durch die weitgehende Zer- 
störung von Stromerzeugungs- 
Stationen und sanitären Einrich- 
tungen, bevorsteht. 


Die Studie, die von einer Reihe 
von führenden amerikanischen 
Experten des staatlichen Ge- 
sundheitswesens, darunter Dr. 
Jonathan Mann, Professor für 
Epidemiologie und öffentliches 
Gesundheitswesen, sowie Dr. 
Carl Taylor, Dekan der School of 
Hygiene and Public Health ‘an 
der Hopkins University, bestätigt 


wird, kommt zu mehreren 
schrecklichen Schlußfolgerun- 
gen: 


Unterernährung ist im Irak »weit- 
verbreitet und ernsthaft«. Es 
herrscht ein allgemeiner Zusam- 
menbruch des ärztlichen Versor- 
gungswesens und ein akuter 
Mangel an Medizin, Ausrüstung 
und Arzten vor. Wasserkläranla- 
gen, Abwasserbeseitigungsanla- 
gen und Stromkraftwerke sind 
»unbrauchbar gemacht« — das 
heißt, zerstört worden. Als Folge 
davon sind Cholera, Typhus und 
Magen-und-Darm-Katarrh »in 
ganz Irak epidemisch« und dro- 
hen die Bevölkerung zu dezimie- 
ren, zumal die Sommerhitze die 
bereits katastrophalen Zustände 
noch verschlimmert. 


»Humanitäre Nothilfe in großem 
Ausmaß ist erforderlich, um die 
Katastrophe zu lindern«, sagt We- 
ber. »Aber das ist unmöglich, so 
lange Bush die Blockade gegen 
den Irak beibehält. Falls er nicht 
gezwungen wird, nachzugeben, 
wird ein modernes Äquivalent ei- 
ner mittelalterlichen Pest auf den 
Irak niedergehen - und alle Hol- 
lywood-Siegesparaden werden 
die Menschheit nicht daran hin- 
dern, dies das monströse Kriegs- 
verbrechen eines: Massenmör- 
ders zu nennen.« DO 
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Nahost-Journal 


Trübe 


Aussichten für 
israelisch- 
arabischen 
Frieden 


Der amerikanische Außenmini- 
ster James Baker kehrte von sei- 
nem letzten Besuch im Nahen 
Osten wieder einmal mit leeren 
Händen zurück. Frustriert durch 
das Sich-Zeit-lassen und hartnäk- 
kiges Blockieren fast aller poten- 
tiellen Friedenspartner in der Re- 
gion, wie er ohnehin schon war, 
riefen die jüngsten diplomati- 
schen Bemühungen des US-Au- 
Benministers nur eine weitere 
Enttäuschung für Präsident Ge- 
orge Bush hervor. Wie aus ameri- 
kanischen Regierungskreisen 
verlautet, kommen sowohl der 
Präsident als auch Baker zu dem 
Schluß, daß die Lage und die Be- 
teiligten — Israelis und Araber 
gleichermaßen - hoffnungslos 
sind. 


Wenn auch die Bush-Baker- 
Mannschaft bei ihrem zweispuri- 
gen Programm zur Erreichung 
friedlicher Regelungen zwischen 
den Israelis und den Palästinen- 
sern einerseits und Israel und den 
arabischen Staaten andererseits 
noch nicht ganz die Flinte ins 
Korn geworfen haben, schleicht 
sich jedoch langsam ein Gefühl 
der fatalistischen Resignation im 
Weißen Haus ein. Die großen 
Hoffnungen und der ungezügelte 
Optimismus der berauschenden 
Tage des Golf-Krieges schwinden 
ebenso schnell davon, wie der. 
Traum des US-Präsidenten von 
der Errichtung einer Neuen Welt- 
ordnung im Nahen Osten und 
dann weltweit. 


»Die Menschen hierzulande fan- 
gen nicht nur an, darüber nachzu- 
denken, daß das Fenster der gu- 
ten Gelegenheiten, das, wie sie 
glaubten, durch den Sieg über 
den Irak geöffnet wurde, sich 
schnell wieder schließt; sie arg- 
wöhnen bereits, daß überhaupt 
"kein Fenster vorhanden war, das 
man hätte öffnen können«, meint 
ein Washingtoner Insider. »Die 
ganze Idee, einen Frieden und 
neue Abmachungen in der Re- 
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gion zustandezubringen, könnte 
nur ein frommer Wunschtraum 
gewesen sein.« 


Jeder hat Schuld, einige mehr als 
andere. Der israelische Premier- 
minister Yitzhak Shamir und 
seine Regierung des rechten Flü- 
gels sehen jetzt den Krieg, vor al- 
lem Bushs Unfähigkeit, ihn zu ei- 
nem erfolgreichen Abschluß zu 
bringen, als einen Segen an. Das 
durch Iraks Niederlage verur- 
sachte Durcheinander in der ara- 
bischen Welt - und Saddam Hus- 
seins Überleben — hat Israel da- 
vor bewahrt, sich in eine Art Frie- 
densregelung mit den Palästinen- 
sern oder eine Friedenskonfe- 
renz mit den Arabern stürzen zu 
müssen. 


»Bushs Unvermögen, seine Ar- 
beit zu beenden, die zum Schei- 
tern verurteilten Aufstände der 
Kurden und der Schiiten, Ku- 
waits Weigerung, sich demokrati- 
scher Gepflogenheiten zu beflei- 
Bigen, und die Angst der Saudis, 
in der arabischen Welt die Füh- 
rung zu übernehmen, kamen 
Shamir gerade recht«, verlautet 
aus israelischen Kreisen. »Er 
braucht nichts anderes zu tun, als 
sich auf allgemeiner Ebene mit 
Bush und Baker zu einigen und 
dann hier und dort etwas zu feil- 
schen. Die Araber kümmern sich 
dann um das Übrige.« 


Im Weißen Haus wächst die Ver- 
ärgerung über die Saudis im be- 
sonderen, aber auch über die Ku- 
waitis und Syrer. Das Zögern der 
Araber, einen politischen Zusam- 


menhang zwischen dem Golf- ° 


Krieg und dem arabisch-israeli- 
schen Konflikt herzustellen, wäh- 
rend sie gleichzeitig die Verbin- 
dung mit der Palästinenser-Frage 
bereitwillig akzeptieren, wird für 
einige Politikmacher langsam 
zum Ärgernis. 


Unter anderem, sagen Insider 
der amerikanischen Regierung, 
untergräbt die mehr und mehr 
stagnierende Situation hinsicht- 
lich der Friedenssondierung die 
pragmatischere und zähere Poli- 
tik des Weißen Hauses gegenüber 
Israel. Und dies alles geschieht zu 
einer Zeit, in der die innenpoliti- 


schen und allgemeinen Wirt- - 


schaftsprobleme der USA wieder 


'einmal ins Spiel kommen, wo- 


durch die Dinge für die US-Re- 
gierung sich noch schwieriger ge- 
stalten werden. 


Sowohl arabische als.auch israeli- 


‚sche Diplomaten in Washington 


sagen, daß ihre Heimatdienststel- 
len von Baker erwarten, daß er 
einen letzten Versuch unter- 
nimmt, um den Friedensprozeß 
in Gang zu bekommen, möglich- 
erweise mit einem weiteren Be- 
such in der Region in einigen 
Monaten. Aber weder unsere 
Informanten aus dem US-Außen- 
ministerium noch aus dem Wei- 
ßen Haus scheinen diese Zuver- 
sicht zu teilen. Sie stellen fest, 
daß die amerikanische Regie- 
rung andere dringende außenpo- 
litische Probleme hat, um die sie 
sich kümmern muß, nämlich die 
Sowjetunion, wo ein Zurück- 
schwenken zum kommunisti- 
schen Totalitarismus sehr schnell 
eintreten könnte. 


»Noch vor acht Wochen betrach- 
teten die Araber die Dinge be- 
quem aus der Vogelperspektive 
und die Israelis waren verzwei- 
felt«, meint ein Insider. »So. wie 
die Dinge jetzt laufen, wird es 
nicht mehr lange dauern, bevor 
sich die jeweiligen Positionen ins 
Gegenteil verkehrt haben« DI 


US-Vize- 


präsident 
Quayle 

und die Israelis 
US-Präsident George Bushs 
kürzlicher Herzschwächeanfall 


brachte einige Leute in Washing- 
ton dazu, sich darüber Gedanken 
zu machen, welch guter Freund 
Israels der Beinahe-Präsident 
Dan Quayle eigentlich ist. Bush 
ist kein Freund, sagen die jüdi- 
schen Pro-Israel-Aktivisten. 


Aber macht das Dan Qualye zu 
ihrem besten Freund in der ame- 
rikanischen Regierung? Nun, ja 
und nein. Es hängt davon ab, wer 
die Frage stellt. 


Charles Krauthammer, hartge- 
sottener Neokonservativer und 
in mehreren amerikanischen Zei- 
tungen schreibender Journalist, 
sagt ja. Aber er vertritt seine Sa- 
che auf die merkwürdigste Weise, 
indem er erklärt, daß Qualye in 
Wirklichkeit ein ziemlich heller 
Kopf sei. Quayle, dessen Pro-Is- 
rael-Neigungen einwandfrei fest- 
stehen, sagt,. er sei gerissen ge- 
nug, um sich mit einem wirklich 


erstklassigen Mitarbeiterstab zu _ 
umgeben. Punkt eines für den *- 


»Spatz in der Hand«. 


Quayles Chef-Berater für Politik 
zu dem Zeitpunkt, als er ameri- 


kanischer Vizepräsident wurde, 


war Charnes Lord, ein Mann, der 
1984 eine Übersetzung von Ari- 
stoteles »Politik« in englischer 
Sprache veröffentlichte, sagt uns 
Krauthammer. Ziemlich ein- 
drucksvoll, nicht wahr? Lord ist 
jedoch inzwischen zur National 
Defense University gegangen - 
sie wurde früher War College ge- 
nannt -—. 


Quayles Stabschef ist Bill Kri- 
stol, Sohn des berüchtigten Neo- 
konservativen Irving Kristol, ei- 
ner von Israels besten Freunden 
in Amerika. Der jüngere Kristol, 
sagt Krauthammer, »ist einer der 
ausgebufftesten und ernsthafte- 
sten konservativen Denker rings- 
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umher«. Daher sei es ziemlich of- ' 


fensichtlich, daß »Quale sich von 
Leuten mit Statur umgeben hat«. 


Falls noch einige Zweifel darüber 
bestehen, wie gerissen der Mann 
der Pro-Israel-Loggy in der ame- 
rikanischen Regierung ist, spru- 
delt Krauthammer aus sich her- 
aus: »Ich kenne viele Tölpel in 
Washington, aber ich kenne kei- 
nen, der es bei der zweistündigen 
Analyse des INF Treaty, die 
Quayle darbot, als ich ihm im 
April 1988 begegnete, in bezug 
auf Tiefe und Geschicklichkeit 
hätte mit ihm aufnehmen kön- 
nen.« Bedeutet dies, daß Quayle 
der gerissenste Tölpel in Washing- 
ton ist? Genau das sagt der Mann 
aus. 


Laut Krauthammer »ist Quayles 
einziges Problem seine Nervosi- 
tät. Er ist seiner selbst unsicher, 
besonders vor einer Kamera oder 
Volksmenge«. Sonst ist er ein 
ziemlich gerissener Bursche. 
»Schauen Sie sich alle die hellen 
Köpfe in seinem Mitarbeiterstab 
an. Ziemlich beeindruckend.« 


Douglas Bloomfield, ein ehema- 
liger Spitzenmann der AIPAC- 
Organisation im Kapitol und jetzt 
Kolumnenschreiber für die Was- 
hingtoner »Jewish Week«, glaubt 
das nicht. »Viele Pro-Israel-Re- 
publikaner weisen darauf hin, 
daß der amerikanische Vizepräsi- 
dent Israels bester Freund an der 
Spitze der Regierung ist. Dies ist 


ebenso traurig wie wahr. Aberes : 


ist kein gültiges Argument dafür, 
Dan Quayle im Amt zu halten.« 


“ Darüber hinaus, sagt Bloom- 


. field, werde Quayles angeblich 


starke Pro-Israel-Einstellung im 
amerikanischen Kongreß von jü- 
dischen Republikanern absicht- 
lich überzeichnet. »Die Wahrheit 
ist«, schreibt er, »daß Quayle sich 
neun von elf Mal während seiner 
Amtszeit im Senat für Waffenver- 


- käufe an Israels Feinde einge- 


setzt hat und drei von vier Mal ge- 
gen Auslandshilfe für Israel ge- 
stimmt hat. Quayle und sein Mit- 
arbeiterstab mögen somit weit 
stärker pro Israel eingestellt sein 


‘ als Bush und die seinigen, aber 


das bedeutet nicht viel.« 


“ Quayle sei auch kein besonders 


guter US-Senator, meint Bloom- 


field. Er berichtet über sein er- 


stes Zusammentreffen auf Capi- 
tol Hill mit dem Mann, der ameri- 
kanischer Vizepräsident werden 


“sollte. Es hatte etwas mit einer 
: kontroversen Sache der amerika- 


nisch-israelischen Beziehungen 
zu tun, die den Kongreß und die 


 Reagan-Regierung gespalten hat- 


ten. 


-.Quayle bat schon vor der Sitzung 


„Interessengruppe 


um eine Kopie des Briefing der 
(AIPAC). 


- "Seine Mitarbeiter hatten ihm 
.“ einige Fragen vorgelegt, die er 


stellen sollte. Quayle stellte seine 
.Frage, war aber nicht in der 


Lage, im Einzelnen auf die Ant- 


"worten zu reagieren. Es wurde 


nicht nachgehakt. 


"Am Ende der Sitzung fragten die 


Lobbyisten Quayle, wie er ab- 
stimmen würde. Seine Antwort 
war erstaunlich. Er habe sich 
noch nicht entschlossen, fügte je- 
doch schnell hinzu, daß er sich 


mit dem Präsidenten abstimmen 


Er 


werde, weil die Menschen von In- 


: diana erwarten, daß ihre Senato- 
‘ren den Präsidenten unterstüt- 


zen, ungeachtet seiner Partei 
oder der ihrigen.« 
ist 


Was Bloomfield betrifft, 


-Quayle somit für die pro-israeli- 


sche Sache wenig wert und sollte 


fallengelassen werden. Das 


“könnte jedoch ein wenig schwie- 


.. rig sein. »Eines der Probleme, 


Quayle fallenzulassen, besteht 
darin, einen geeigneten Job für 


. einen Mann zu finden, dessen Ta- 


“ blem wäre zuzugeben, 


lente nicht über den Golfplatz 
hinausgehen. Ein anderes Pro- 
daß 
Quayle nicht der Mann für den 
Job ist, für den Bush ihn ausge- 
wählt hat, oder für das Amt, das 


: - Bush zur Zeit bekleidet.« im) 


Die Frage 
der Juden 
und des 
Judentums 


Trotz Hunderten von Büchern 
und Tausenden von Artikeln, die 
täglich über Israel geschrieben 
werden, ist wenig über die dort 
entwickelte Kultur bekannt. Und 
doch ist das Thema »Wie kann 
eine zeitgenössische Kultur aus 
dem früheren religiösen Erbe ge- 
schaffen werden, das mindestens 
ein Jahrhundert lang ein Zentral- 
problem des Zionismus gewesen 
ist?« brennend aktuell und Rabbi 
Arthur Hertzberg beschäftigt 
sich mit dieser Frage eingehend 
in einem Essay, das kürzlich in 
»New York Book Review« veröf- 
fentlicht wurde. 


Die »Frage des Judentums« 
wurde in den späteren achtziger 


Jahren des vorigen Jahrhunderts- 


definiert, bevor Theodor Herzl in 
Basel den Ersten Zionistischen 
Kongreß zusammenrief, der sich 
mit der »Frage der Juden«, ihrer 
Notwendigkeit, der Verfolgung 
zu entgehen, befassen sollte. So- 
mit wurde vor langem der Unter- 
schied zwischen dem »geistigen 
Zionismus« Ha’ams und Herzis 
»politischen Zionismus« deutlich 
herausgestellt. Der geistige Zio- 
nismus hatte laut Rabbi Hertz- 
berg einen viel tieferen Einfluß 
auf die zionistische Bewegung, 
Israel und das Weltjudentum als 
allgemein angenommen wird. 


Ganz von Anfang an warnte 
Ha’ams die »Liebhaber Zions«, 
die ersten russischen Zionisten, 
die dabei waren, Gelder aufzu- 
treiben, um jüdische Kibbutze in 
Palästina zu finanzieren, daß dies 
nicht der richtige Weg sei, die 


: Dinge zu handhaben. Er argu- 


mentierte dahingehend, daß die 
Liebhaber Zions den Juden aus 
Rußland und Europa keine Vi- 
sion boten, an die sie sich halten 


‘konnten. »Er glaubte nicht, daß 


selbst ein Judenstaat dem Antise- 
mitismus auf Dauer ein Ende be- 
reiten würde; er bot stattdessen 
die Vision einer wiederaufleben- 
den jüdischen Volkskultur an, in 
der alle Juden, überall, Stolz und 
Bedeutung finden würden.« 


Ha’am war kein religiöser 
Mensch, aber er hatte einen my- 
stischen Glauben an die Einma- 
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ligkeit alles Jüdischen. »Er ak- 
zeptierte Darwins Darstellung 
der Entwicklung der Mensch- 
heit. Er glaubte nicht mehr an 
das Buch Moses, auch nicht, daß 
Gott die Juden geschaffen und 
sie zu etwas Besonderem ge- 
macht habe; im Gegenteil, das jü- 
dische Volk hat, seiner Meinung 
nach, seinen einmaligen morali- 
schen Werten dadurch Gewicht 
verliehen, daß es den Gott er- 
fand, der ihm Gebote erteilte. 
Die Juden haben im biblischen 
Schrifttum einen Helden kon- 
struiert — Moses, der vielleicht 
nie existiert hat —, der ihr Image 
von sich selbst am besten reprä- 
sentierte.« 


Ha’am stellte das orthodoxe Ju- 
dentum in Europa in Frage und 
ermunterte sogar den liberalen 
Extremismus im amerikanischen 
Judentum, die »Wiederaufbau- 
Bewegung«, danach sollten Syn- 
agogen »ein Hafen jüdischen Wis- 
sens« und nicht Kolporteure von 
»Phrasen salbungsvoller Pietät« 
sein. Er beharrte darauf, daß Re- 
ligion für Juden ein sekundärer 
Wert sei. »Es ist möglich, Jude in 
einem nationalen Sinne zu sein«, 
meinte er, »ohne viele Dinge zu 
akzeptieren, bei denen Religion 
eines Glaubens bedarf.« 


Er sah die zionistischen Emigra- 
tionen nach Palästina nicht als 
Elite-Gemeinschaft an, um dort 
einen Hafen für Flüchtlinge ein- 
zurichten, sondern als Laborato- 
rium, in dem der jüdische Geist. 
sich zeitgenössisch machen 
werde, kommentiert Rabbi 
Hertzberg. Es sollte ein Ort sein, 
wo die jüdische Volkskultur wie- 
der zum Leben erweckt wird, 
und wo die Juden der Welt ihre 
Volkskultur in der gleichen Weise 
benutzen können, wie sie einst 
die Religion benutzt hatten, um 
ihr Leben überall abzusichern. 

Aber Ha’am war auch Realist. Er 
sah ein, daß die Millionen Juden 
Osteuropas nicht alle nach Palä- 
stina ziehen konnten. Es gab 
nicht genügend Platz in dem klei” 
nen unterentwickelten Land für 


mehr als eine Minderheit von ih- 


nen. Ha’am trat daher dafür ein, 
daß die Mehrheit, der aus dem 
kaiserlichen Rußland auswan- 
dernden Juden, nach Westen, 
speziell nach Amerika gehen soll- 
ten. Nur eine auserwählte Elite 
sollte nach Palästina gehen, um 
dort ein geistiges Zentrum des 


.Zionismus aufzubauen. 


Rabbi Hertzberg schreibt, daß 


u I paar 


die meisten der frühen Führer Is- 
raels Jünger von Ha’am waren, 
und daß sein Einfluß im jüdi- 
schen Staat immer noch groß, 
vielleicht größer als je zuvor sei. 
Und doch sei er »im Westen fast 
völlig unbekannt«. Die Situation 
sei umso bemerkenswerter, sagt 
Hertzberg, als »viele amerikani- 
sche Juden, wenn sie herausge- 
fordert werden ihr Verhältnis zu 
Israel zu erklären, sich oft auf 
den Geist von Ha’am, nicht auf 
den von Herzl berufen. Sie be- 
haupten, Israel sei ihr geistiges 
Zentrum und verleihe ihrem Le- 
ben in der Diaspora Bedeutung.« 


Durch das Leben und die Schrif- 
ten von Ha’am zeigt Hertzberg, 
daß der sozialistisch-sekularisti- 
sche Zionismus Israels nicht das 
Judentum ist. Und doch sei die- 
ser einmalig jüdisch — kulturell, 
geistig und sogar mystisch jü- 
disch. Der Zionismus sei zur 
neuen, politisch-kulturellen Reli- 
gion der Juden geworden, was 
teilweise den Eifer des jüdisch- 
amerikanischen Pro-Israelismus 
erkläre. Und es folge in den Au- 
gen der: Israel-Freunde daraus, 
daß jeder, der dem Zionismus 
oder Israel kritisch gegenüber- 
steht, per Definition Antisemit 
ist. 


Zur Person von Rabbi Hertz- 
berg. Er lehrte am Dartmouth 
College in den USA Religion und 
gehört dem American Jewis 
Committee an. Sein jüngstes 
Buch hat den Titel »The Jews in 
America: Four Centuries of an 
Uneasy Encounter«, ein sehr in- 
formationsreiches und erleuch- 
tendes Werk zu diesem Thema. 
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Golf-Krieg. 


Wer hat 
den Krieg 
gewonnen? 


Victor Marchetti 


Die Pro-Israel-Clique in den Vereinigten Staaten hat ihn vielleicht 
gewonnen. »Der Sechs-Tage-Krieg von 1967 veränderte nicht nur 
Grenzen im Nahen Osten, er veränderte auch auf Dauer die Kontu- -Kritik zugezogen hatte. 
ren der amerikanisch-jüdischen Politik. Er legte das Fundament für 
das, was als »Pro-Israel-Lobby< bekannt werden sollte. Der Sechs- 
Wochen-Krieg, um den Irak aus Kuwait zu vertreiben, könnte eine 
gleichermaßen tiefe Auswirkung auf die Politik der amerikanischen 
Juden und zionistischen Organisationen haben«, schreibt John Ju- 
dis in »Tikkun«, der pseudo-religiösen, ultra-liberalen Zeitschrift 
zionistischer Denkweise an der Westküste Amerikas. 


Judis, der Washingtoner Korre- 
spondent für die linksgerichtete 
Zeitschrift »In These Times«, 


glaubt, daß der schnelle und für 


. die amerikanische Streitkräfte 

verhältnismäßig unblutige Siege, 
 »die Macht und das Prestige« der 
zionistisch-amerikanischen Or- 
ganisationen »erhöht«: habe. 


Dies habe der Golfkrieg auf zwei- 


fache Weise vollbracht: Er führte 
zu einer neuen Allianz zwischen 
zionistischen Gruppen und der 
Bush-Regierung, die zum ersten 
Mal, seitdem der Präsident das 
Amt übernahm, feststellte, daß 
man gemeinsame Ziele habe, 
und sie führte zu neuen Bindun- 


gen der amerikanischen Juden- : 


„heit und den Regierungen von 
Saudi-Arabien und Kuwait. 


Ein »neuer Schub« der zionisti- 
. schen Stärke, versichert Judis, 
war die Bildung des Committee 
for Peace and Security inthe Gulf 
(Ausschuß für Frieden und Si- 
cherheit am Golf), das von dem 
arnerikanischen Friedenskämp- 
fer aus der Vietnam-Ara, Ste- 
phen Solarz, und dem ehemali- 
gen Neokonservativen der 
Reagan-Regierung, Richard 
Perle, geleitet wird. Die Unähn- 
lichkeit dieser zionistischen Kom- 
bination, die Konvergenz: zwi- 
schen ehemals widersprüchli- 
chen Interessen, die sich um die 
‚Kriegsfrage herum vereinigten, 
sind umso erstaunlicher wegen 
ihrer Finanzquellen, zu denen 
größere amerikanische Lieferan- 
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ten von Kriegsgerät gehören, die 
den Großteil der finanziellen Un- 
terstützung beisteuerten — mit 
»Absegnung« durch Prinz Ban- 
dar, des saudi-arabischen Bot- 
schafters in Washington. Der Er- 
folg: dieser Gruppe bei der An- 
werbung von Firmen mit großen 
Namen zur Unterstützung der 
Kriegsanstrengungen brachte 
den Beteiligten auch »Lob und 
Dankbarkeit« seitens der Bush- 
Regierung ein. 


Eine neue Taktik 
der Interessengruppen 


Solarz’ und Perles Bemühungen 
stellten eine neue Variante in der 
Taktik der zionistischen Interes- 
sensgruppen und Meinungsma- 
cher dar. Einerseits ist der Aus- 


schuß an AIPAC, der erstrangi-. 


gen zionistischen Pro-Israel-In- 
teressensgruppe, die während 
der ganzen Reagan-Bush-Ara 
zum Nachteil ihrer traditionellen 
Verbündeten, der Demokraten 


x 


und des US-Kongresses, ihre 
Aufmerksamkeit auf das republi- 
kanische Weiße Haus gerichtet 
hatte, völlig vorbeigegangen. So- 
larz hatte zwar versucht, AIPAC 
dazu zu veranlassen, im Kriegs- 
feldzug eine öffentlichere Rolle 
zu übernehmen, blieb aber er- 
folglos. 

Es war Präsident Bush, dem es 
gelang, am Vorabend der De- 
batte über die Resolution zur Ge- 
waltanwendung AIPACs Unter- 
stützung zu gewinnen. Ironischer- 
weise rechtfertigte Solarz’ Erfolg 
die auf die Regierung konzen- 
trierte Strategie der AIPAC-Or- 
ganisation, für die.sie sich in den 
letzten Jahren von. Pro-Israel- 
Gruppen des »Hauptstroms« viel 


Laut Judis war die Rechtferti- 
gung süß: »Der Regierung ist es 
nicht nur gelungen, Israels ge- 
fährlichsten Feind zu vernichten; 
Bushs Erfolg, kombiniert mit der 
anfänglichen Opposition der De- 


mokraten gegen die Anwendung 
von Gewalt, hat. praktisch die 
Wiederwahl des Präsidenten für 
1992 gesichert und vielleicht das 


‘Fundament für die Republikaner 


gelegt, den Senat zu erobern. Auf 
der ATPAC Konferenzüber Poli- 
tik vom 17. bis 20. März trugen 
die Repräsentanten der Organi- 
sation wieder einmal ihre engen 
Bindungen zur Regierung zur 
Schau.« 


Burks Hinwendung zu 
Saddam Hussein 


Dieses neuerlich bestätigte Ver- 
hältnis zur Regierung könnte je- 
doch für die organisierte zionisti- 
sche Gemeinde Probleme mit 
sich bringen. Judis schreibt, daß 
Pro-Israel-Gruppen bereits unter 
Druck geraten, die neuerliche 
Schwenkung der amerikanischen 
Regierung zurück zur Baath-Par- 
tei des Irak und möglicherweise 
zu Saddam selbst hinzunehmen, 
mit dem Ziel, den Diktator oder 


dessen Nachfolger an der Macht: 
zu halten, um ein Chaos ’in- der - 
Region zu vermeiden - in direk- :: 


tem Gegensatz zu den Wünschen ° 


Israels. 


Und, wenn die Verhandlungen 


über die Zukunft des Westufers ° 


und des Gazastreifens zu einem 
Höhepunkt kommen, werden Al- 
PAC und die anderen Gruppen 
sich zwischen einer hartnäckigen 
Likud-Regierung, die sich wei- 
gert, auch nur einen Zollbreit Ter- 
ritorium preiszugeben, und der 
Bush-Regierung, die als Strafe 
für Israels Unvermögen, aus dem 
toten Punkt herauszukommen, 
mit der Einstellung von Hilfelei- 
stungen oder mit einer Herabstu- 


fung der Beziehungen drohen 


könnte, eingeklemmt wiederfin- 
den. j 


Verbitterung zwischen E 


allen Parteien 


Das positive Ergebnis des neuen 
politischen Arrangements unmit- 
telbar nach dem Goltfkrieg, 
schreibt Judis, ist ein »Gefühl 
neu errungener Einheit inner- 
halb der liberalen und konservati- 


ven, demokratischen und repu- °. 


blikanischen Zweige«. Die Schat- 
tenseite sei jedoch, daß die neu- 
gewonnene Allianz mit arabi- 


schen Mächten und der Bush-Re- : 


gierung zu »einer tiefen Enttäu- 
schung und Isolation für amerika- 
nisch-zionistische  Organisatio- 
nen und für Israel führen 
könnte«. 


Das wahrscheinlichste Nahost- 
Szenario, schreibt Judis, ist eine 
Rückkehr zum Status quo, der 
vor dem Kriege herrschte, mit ei- 


. nem größeren Ausmaß von Ver- 


bitterung zwischen allen mitein- 


ander streitenden Parteien, als- 


Folge davon, daß ihre Hoffnung 
auf größere Kooperation zer- 
schlagen wurden. Bei einem der- 
artigen Ausgang der Dinge wer- 
den die Friedensgespräche fehl- 
schlagen, »wird was auch immer 
für ein Gefühl des Triumphes, 
das 
nach dem Kriege verspürten, nur 
noch eine dunkle Erinnerung 
sein«, ein pro-israelischer ameri- 
kanischer Kongreß wird Kopf an 
Kopf mit einer frustierten Bush- 
Regierung aneinandergeraten, 
und die AIPAC-Organisation, 
die ihr Schicksal an die Regie- 
rung geheftet hat, wird »zwi- 
schen den beiden zerrissen wer- 
den«. E 


jüdische Organisationen . 


EN 


| Israel 


Welches Land 
fur Frieden? 


John Springfield 


Im Frühjahr 1989, als die amerikanische Bush-Regierung noch neu 
und mutig war und glaubte, sie könne eine friedliche Regelung des 


seit langem schwelenden israelisch-palästinensischen Konflikts zu- 


stande bringen, war US-Außenminister James Baker der gefeierte 
Sprecher auf dem AIPAC-Kongreß der Vereinigten Staaten. Er 
schockierte und verärgerte seine Zuhörer, indem er empfahl, daß 
der Judenstaat auf seinen zionistischen Traum von Eretz Ysrael 

- (Groß-Israel) verzichten und seine Truppen vom palästinensischen 
Westufer und aus dem Gazastreifen abziehen sollte. 


Was der Bush-Regierung seiner- 
zeit nicht klar war, war die Tatsa- 
che, daß die israelische Regie- 
rung und eine Gruppe amerika- 
nisch-israelischer Spekulanten, 
angeführt von dem Minister des 
rechten Flügels, Ariel Sharon, 
- bereits dabei waren, insgeheim 
Tausende von Morgen palästi- 
nensischer Ländereien zu be- 
schlagnahmen, zu kaufen oder 
einfach zu annektieren. Eine der 
schäbigsten Maschen der heuti- 
gen Zeit, sich Land unter den Na- 
gel zu reißen, spielte sich genau 
in dem Augenblick ab, als die 
“ neue amerikanische Führung 
ihre Land-für-Frieden-Lösung 
vorschlug. 


Man lächelt über 
Bush und seine Regierung 


Der israelische Premierminister 
Yitzhak Shamir und Sharon, die 
sich auf dem Weg zum Westufer 
befinden, lachen seitdem über 
die Bush-Regierung. Das ein- 
zige, was sich seit dem hoffnungs- 
vollen Frühjahr 1989 geändert 
hat, ist, daß die Israelis jetzt 
daran gehen, die palästinensi- 
schen Gebiete mit neu angekom- 
menen Juden aus der Sowjet- 


= union zu besetzen. 


- Es ist daher kaum verwunder- 
lich, daß, als Sharon, jetzt Mini- 
ster für Wohnungsbau, nach Was- 
hington kam, vom Präsidenten 
und einem Außenminister brüs- 
kiert wurde. Das beste, was Sha- 
ron tun konnte, war, sich um eine 
‚Sitzung mit seinem amerikani- 
schen Gegenstück und langjähri- 
gen Freund des Zionismus, Jack 
Kemp, zu bemühen. 


Milliarden von Dollar beschaff- 
ten, »um den Aufkauf von arabi- 
schen Ländereien zu vervollstän- 
digen, bevor irgendwelche von 
den USA geförderten Friedens- 
verhandlungen in Gang kom- 
men«, verlautet aus israelischen 
Kreisen. 


»Bis zu dem Zeitpunkt, wenn Ba- 
ker die Israelis schließlich dazu 
bringt, sich mit den Palästinen- 
sern zusammenzusetzen«, heißt 
esin diesen Kreisen, »wird für die 
Araber am Westufer kein Land 
mehr übrigbleiben, das sie gegen 
Frieden austauschen können. 
Das wird dann alles uns gehö- 
ren.« 


Zu den schäbigen Tricks, die die 
israelische Regierung und Sha- . 
rons Spekulanten anwenden, um 


Ariel Sharon setzt alles daran, die palästinensischen Gebiete mit 


Das Weiße Haus leckt immer 
noch seine Wunden, weil es kürz- 
lich von Israel und seinen Freun- 
den im Kongreß gewaltig zur 
Kasse gebeten wurde, die 400 
Millionen Dollar aus der ameri- 
kanischen Regierung heraus- 
quetschten, um den Wohnungs- 
bau für sowjetische Juden zu fi- 
nanzieren. Und es bereitet sich 
innerlich auf den großen Raub- 
überfall in Höhe von zehn Mil- 
liarden Dollar vor, der für Sep- 
tember von AIPAC und dem 


"amerikanischen Judentum ge- 


plant ist. 


Aber Sharon tat noch etwas ande- 
res, als er dort war. Er hielt in 
New York eine Reihe von Privat- 
sitzungen mit wohlhabenden jü- 
dischen Investoren ab, die ihm 


. neu ankommenden Juden aus der Sowjetunion zu besiedeln. 


Land zu stehlen, gehört die Be- 
hauptung, daß die palästinensi- 
schen Eigentümer keine zehn 
aufeinanderfolgende Jahre Kulti- 
vierung der Ländereien nachwei- 
sen können — obwohl ihre Fami- 
lien diese Bauernhöfe und Obst- 
gärten Hunderte von Jahren lang 
gehegt und gepflegt haben. Zum 
Unglück für diese Dorfbewohner 
haben diese es versäumt, alle 
möglichen Aufzeichnungen zu 
machen, um die israelischen Be- 
hörden zufriedenzustellen. So- 
weit Unterlagen vorhanden sind, 
ignoriert die israelische Regie- 
rung sie einfach und übt ihr 
Recht des öffentlichen Gemein- 
guts aus. Sie beraubt die Palästi- 
nenser schlichtweg ihrer Lände- 
reien. 

»Erst stehlen die Israelis unser 


Be a ar 


Land«, sagte kürzlich ein enteig- 
neter Bauer am Westufer, »dann 
hindern sie uns auch noch daran, 
das Dorf zu verlassen und andere 
Arbeit in Israel zu suchen. Was 
bleibt uns noch übrig, als wie 
Hunde zu leben und zu sterben?« 


Land wird einfach 
beschlagnahmt 


Nun, es gibt noch eins: Man kann 
das Land verlassen und Platz für 
die sowjetischen Juden machen - 
und das ist genau das, was die Is- 
raelis und ihre Verbündeten in 
Amerika wollen. 


Nicht einmal religiöses Eigentum 
ist gegen den israelischen Land- 
raub gefeit. Jahrhunderte alte 
christliche Klöster, umgeben von 
blühenden Obst- und Nußbaum- 
gärten, sind bei kürzlichen offi- 
ziellen »Annektionen« beschla- 
gnahmt worden. Die Erfüllung _ 
von Eretz Yisrael und die 
Schwungkraft der alyah (Heim- 
kehr) der sowjetischen Juden 
können nicht bestritten werden. 
Die einzige Demokratie des Na- 
hen Osten - der koschere Stil -ist 
entschlossen, sich darum zu be- 
mühen. 


Es werden vollendete 
Tatsachen geschaffen 


Seit Beginn der Bush-Baker-Frie- 
densoffensive Anfang März hat 
Israel als Teil seiner fortlaufen- 
den Bemühung, die bestetzten 
Gebiete für die Ansiedlung von 
Juden zu entwickeln, mehr als 
18000 Morgen Land beschlag- 
nahmt, schreibt das »Wall Street 
Journal«. 


Der zionistische Staat erhebt 
jetzt »Rechtsanspruch auf rund 
925000 Morgen Land - 68 Pro- 
zent — des Westufers!« Die Lage 
ist so bedrückend, verlautet aus 
palästinensischen Kreisen, daß 
Bewohner des Westufers dazu be- 
reit sind, auf jede Regelung mit 
den Israelis einzugehen, die die 
Amerikaner arrangieren kön- 
nen, nur um das wenige, das von 
ihrem Land übrig bleibt, zu ret- 
ten. Für viele der Enteigneten ist 
jedoch jede Hoffnung dahin. 


Das einzige Land, das den Juden 
noch übrig bleibt zu annektieren, 
gehört wohlhabenden Palästi- 
nensern, die das haben wollen, 
was sie bekommen können und 
dann das Land verlassen. oO 
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En Fu 


Israel 


Neuer Deal 
mit Moskau 
uber Atom- 


reaktor 


Mike Blair 


Yaacov Nimrodi, ein bekannter israelischer Waffenhändler mit Mos- 
sad-Verbindungen, spielt bei einem neuen Deal zwischen Israel und 
der Sowjetunion über den Kauf eines von den Sowjets gebauten 
Atomreaktors durch die israelische Regierung eine Schlüsselrolle. 


Nimrodi spielte bei der Iran-Con- 
tra-Affäre während der Amtszeit 
von US-Präsident Ronald 
Reagan eine Hauptrolle, und es 
gibt Berichte darüber, daß der 
Waffen-für-Geiseln-Deal ur- 
sprünglich von ihm inspiriert 
wurde. Jedenfalls war er tief in 
das Einschleusen von Waffen in 
den Iran verwickelt. 


Die israelische Regierung blok- 
kierte die Bemühungen des ge- 
meinsamen amerikanischen Kon- 
greß-Ausschusses, der die Iran- 
Contra-Affäre untersuchte, um 
eine Aussage von ihm zu bekom- 
men. Nimrodi kommt jetzt das 
Verdienst zu, den israelisch-so- 
wjetischen Atomreaktor-Deal an- 
geregt zu haben. Das israelische 
Interesse an einem sowjetischen 
Reaktor soll teilweise darauf zu- 
rückzuführen sein, daß Israels 
streng geheimer Reaktor bei Di- 
mona in der Negev-Wüste immer 
unsicherer geworden ist und von 
Umweltproblemen geplagt wird. 


Am Dimona-Reaktor haben die 
Israelis ihre streng geheime 
Atomwaffenfabrik errichtet, 
eine Tatsache, die der Welt durch 
Mordechai Vannu, einem ehema- 
ligen Techniker in der Anlage, be- 
kannt wurde, der die Natur der 
dort geleisteten Arbeit einer bri- 
tischen Zeitung gegenüber ent- 
hüllte. 

Vanunu wurde dann vom Mossad 
aus Europa entführt und sitzt zur 
Zeit in Israel eine harte Haft- 
strafe ab. Das Gerede von einem 
Atomreaktor-Deal zwischen Is- 
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Sie ist jedoch nicht verpflichtet, 
auf solchen Sicherheitsmaßnah- 
men zu bestehen für andere Ein- 
richtungen, die im Zusammen- 
hang mit dem Reaktor verwen- 
det werden könnten. Die Israelis 
haben eine Inspektion des Reak- 
torkomplexes bei Dimona bisher 
verweigert. 


Atomreaktoren erzeugen’ Tonnen 
von Plutonium, das für Atomwaf- 
fen-Programme abgezweigt wer- 
den kann. 


Es verhandelt ein 
israelischer Extremist 


Eine Schlüsselfigur bei den Ver- 
handlungen ist Jewgenij P. We- 
lichow, Direktor des Kurschatow- 
Instituts für Atomenergie und Vi- 
zepräsident der Sowjetischen 
Akademie der Wissenschaften, 
der sich eine Woche in Israel auf- 


Mordechai Vanunu, der später vom Mossad entführt wurde, infor- 
mierte die Öffentlichkeit über Israels Atomwaffenfabrik in Di- 


mona. 


rael und der Sowjetunion kommt 
zu einer Zeit, in der die Vereinig- 
ten Staaten versuchen, das Fun- 
dament zu legen, um den Nahen 
Osten zu einer »Atomwaffen 
freien Zone zu machen«. 


Als Unterzeichner des Nuclear 
Non-Proliferation Treaty (Ver- 
trag über die Nichtverbreitung 
von Atomwaffen) muß die So- 
wjetunion um internationale In- 
spektion jedes Atomreaktors er- 
suchen, den sie verkaufen will. 


hielt, um das potentielle Abkom- 
men mit israelischen Offiziellen 
zu besprechen. 


Der israelische Minister für Wis- 
senschaft und Energie, Yuval 
Neeman, Vorsitzender der extre- 
mistischen Tehiya-Partei Israels, 
steht an der Spitze der israeli- 
schen Bemühungen, mit den So- 
wjets eine Vereinbarung über den 
Reaktor zu treffen und plant, die 
Sowjetunion zu besuchen, um die 
Verhandlungen voranzutreiben. 


Wie aus einer Informationsquelle 


verlautet, sind die Israelis am 


stärksten an einer Type interes- 
siert, der im Westen als »Westing- 
house« bezeichnet wird. Zwei.da- 
von wurden gebaut und nach 
Finnland exportiert, wo sie stark 
abgeändert wurden, um Sicher- 
heits- und Steuervorrichtungen, 
ähnlich wie die von Firmen wie 
Westinghouse — daher der Name 
—, aufzunehmen. Sie verwenden 
gewöhnliches Wasser als Kühl- 
mittel und sind von anderer Kon- 
struktion als der in die Katastro- 
phe von Tschernobyl verwickelte 
Reaktor. 


Es wird erwartet, daß Neeman 
die Reaktoren in Finnland sowie 
zwei weitere sowjetische Reakto- 
ren besichtigen wird; einen Brü- 
ter, der von den Sowjets zur Ent- 
salzung von Seewasser am Kaspi- 
schen Meer verwendet wird, und 
einen kleinen Reaktor, der zur 
Stromversorgung von sowjeti- 
schen Eisbrechern dient. 


Der Reaktor bei Dimona wurde 
von Frankreich gebaut, Baube- 
ginn 1957. Er ist alt und weist, 
wie die Plutonium erzeugenden 
Reaktoren im amerikanischen 
Savannah-River-Komplex und in 
der sowjetischen Anlage Kysch- 
tym, schwerwiegende Sicher- 
heitsprobleme auf. 


Ein amerikanischer Regierungs- 
beamter wies darauf hin, daß die 
Vereinigten Staaten sich gegen 
das israelisch-sowjetische Ab- 
kommen stellen werden, es sei 
denn, die Sowjets überreden Is- 
rael dazu, alle seine Atomanla- 
gen einer internationalen Inspek- 
tion unterziehen zu lassen. Das 
bevorstehende israelisch-sowjeti- 
sche Abkommen wird als schwe- 
rer Rückschlag für die amerikani- 
schen Bemühungen angesehen, 
die benachbarten arabischen 
Staaten dazu zu veranlassen, ei- 
ner »Atomwaffen freien Zone« 
zuzustimmen. 


Neemans Tehiya-Partei hat damit 
gedroht, die regierende Koali- 
tion zu verlassen, wenn die isra- 
elische Regierung den amerikani- 
schen Forderungen bezüglich ei- 
ner arabisch-israelischen Frie- 
densbemühung nachkomme. 
Neemans Verhandlungen mit den 
Sowjets über den Kauf eines Plu- 
tonium erzeugenden Reaktors 
werden von vielen Beobachtern 
als Sabotage an den amerikani- 
schen Friedensbemühungen an- 
gesehen. 


un 


Südafrika 


Weiße 


‚kapitulieren 
nicht vor 
den Roten 


Andries P. Treurnicht 


Der Gedanke an ein »neues Südafrika« ist nicht neu. Vor 70 Jahren 
verkündete Premierminister Daniel Malan ein neues Südafrika. 
Und kürzlich sagte Oliver Tambo, ehemaliger Führer des African Na- 
_ tional Congress (ANC), ein anderes neues Südafrika voraus. 


Tambo und der südafrikanische 
Präsident Frederick W. de Klerk 
haben eine gemeinsame Vision 
_ von der Erneuerung, das heißt 
die Aufgabe der weißen Herr- 
schaft und die Einführung der 
- schwarzen Herrschaft über alle 
- Völker Südafrikas. De Klerk be- 
streitet jede Absicht, die Macht 
übergeben zu wollen, er ist bereit 
sie zu teilen. Er erklärt nicht, wie 
die Macht geteilt werden kann 
ohne die Kontrolle zu verlieren, 
oder wie Menschen es verhin- 
dern können von einer schwar- 
zen Mehrheit in Regierungspo- 
sten und in den Sicherheitsstreit- 
kräften dominiert zu werden. 


Einheitsstaat aus 
verschiedenen Völkern 


De Klerks Idee, aus völlig ver- 
schiedenen Völkern eine neue 
Regierung zu bilden, ist auch ge- 
rade nicht neu. Sowjetische Füh- 
rer haben das versucht und dabei 
 Schiffbruch erlitten. Das war 
auch der Fehler der Kolonial- 
mächte im Afrika des 19. Jahr- 
hunderts. 


Während ein »Staat« irgend eine 
- Bevölkerung sein kann, die von 
einem Zentrum aus regiert wird, 
besteht eine »Nation« aus Men- 
schen, die fühlen, daß sie zusam- 
mengehören und die fordern, 
daß die Macht, von der sie regiert 
werden, ihre eigene ist. 


De Klerk sollte sich dessen be- 
wußt sein, daß Südafrikas 13 Völ- 


Südafrikas 
F.W.de Klerk wird von den In- 
ternationalisten als anpas- 
sungsfähig beurteilt. 


Der Präsident 


ker und Rassen nicht eine Nation 
sind und niemals sein werden. Er‘ 
plant jedoch sie in eine Nation zu 
»reformieren« oder umzuwan- 
deln. Er läßt anscheinend die der- 
zeitigen blutigen Zusammen- 
stöße zwischen den Zulus und 
den Xhosas (4000 Menschen 
getötet), oder die kulturellen, 
politischen und sogar religiösen 
Unterschiede, die aufeinander- 
prallenden Loyalitäten und Ab- 
neigungen, die jede Woche den 
Tod von Dutzenden von Schwar- 


zen verursachen,. völlig außer 
Acht. Wir haben auch den Be- 
ginn eines gewaltsamen Konflikts 
zwischen Schwarzen und Weißen 
innerhalb der letzten Zeit erlebt. 


Der moderne Trend in der politi- 
schen Entwicklung anderswo in 
der Welt wird de Klerk lehren, 
daß der Gedanke an einen Ein- 
heitsstaat, der aus verschiedenen 
Nationen zusammengesetzt ist, 
eine staatliche Ordnung der Ver- 
gangenheit und gegen den Trend 
ist. Margaret Thatcher bezeich- 
nete den Gedanken an eine sou- 
veräne Regierung für die ver- 
schiedenen europäischen Natio- 
nen als »airy fairy« (Luftschloß). 


Politische Unsicherheit 
als Reformpolitik 


In der Sowjetunion ist der Ver- 
such, aus den Völkern von 15 Re- 


Andries Treurnicht: »Wir sind 
nicht bereit, die Beherrschung 
durch andere Nationen hinzu- 
nehmen.« 


publiken eine Supernation aufzu- 
bauen, kläglich gescheitert. 
Selbst die blutsmäßig verwand- 
ten Wallonen und Flamen in Bel- 
gien bestätigen die Torheit, völlig 
verschiedene Gemeinschaften in 
ein politisches System hineinzu- 
zwingen. 


Ich kann im Namen der Mehrheit 
der weißen Nation Südafrikas 
sprechen, wenn ich sage, daß wir 
nicht bereit sind, die Beherr- 
schung durch irgendeine andere 


Nation oder deren Verbündete 
hinzunehmen. Wir hegen keine 
Selbstmordgedanken. Wir for- 
dern Anerkennung unseres 
Rechts, uns selbst zu regieren 
und unser Wertsystem zu vertei- 
digen. 


Der derzeitige Konflikt wird nur 
eskalieren, wenn de Klerk uns 
sein Ideal einer nichtrassischen 
neuen »Nation« aufzwingen will. 


Dieser Konflikt führt auch nicht 
gerade zu Investitionen aus dem 
Ausland. Jeder Südafrikaner, der 
seine Sinne noch beieinander 
hat, wird verstärkte Investitio- 
nen in unser Land begrüßen. Es 
ist aber offensichtlich, daß die 
von der sogenannten Reformpo- 
litik hervorgerufene politische 
Unsicherheit, die Aussicht auf 
schwarze Herrschaft und wirt- 
schaftlichen Niedergang, zu ei- 
nem unregierbaren Staat führt, 
wenn der derzeitige Konflikt und 
die Unruhen weiter bestehen. 


Diskriminierung mit 
umgekehrtem Vorzeichen 


De Klerks beabsichtigte Landre- 
form wird es den schwarzen 
Stämmen ermöglichen, ihr Land 
zu behalten, und es sogar durch 
Ankauf von weiteren Ländereien 
zu erweitern. Aber das, was als 
weißes Land betrachtet wurde, 
wird frei für alle sein, die zahlen 
können, und dadurch wird die 
weiße Nation ihrer eigenen geo- 
politischen Grundlage beraubt. 
Dies ist Diskriminierung mit um- 
gekehrtem Vorzeichen. 


Es herrscht eine interessante Un- 
ruhe unter Weißen über amerika- 
nische und europäische Pressio- 
nen zur Durchsetzung der Mehr- 
heitsherrschaft über ganz Süd- 
afrika und gegen die Weigerung 
der Amerikaner und Europäer, 
die Unabhängigkeit der schwar- 
zen Homelands anzuerkennen. 
Wir wenden uns entschieden ge- 
gen die doppelte Moral, mit der 
zwar allen anderen Völkern 
Selbstbestimmung zugestanden 
wird, diese jedoch den Weißen in 
Südafrika verwehrt wird. 


Es ist ein Mythos zu 
glauben, man könne 
die Macht teilen 


Wir weisen auch das reichlich 
naive Konzept der Demokratie 
für alle Rassen und Nationen in 
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Südafrika 
Weiße 
kapitulieren 
nicht vor 
den Roten 


gen und ohne schädliche Auswir- 
kungen einen geraden Weg zum 
Himmel zu finden. 


Das ist nicht nur überoptirmi- 
stisch, und mehr als ein bißchen 
dumm, es ist irgendwo zwischen 
idiotisch und verbrecherisch an- 
gesiedelt, alle historischen Tatsa- 
chen in der ganzen Welt einfach 


Südafrikas Reichtum sind seine Vorkommen an Edelmetallen und 
Mineralien. 


Südafrika zurück. Eine solche 
Demokratie wäre reine Tyrannei. 


Wir schlagen den Fürsprechern 
einer solchen Demokratie vor, 
einmal zu versuchen, eine franzö- 
sisch-deutsche-niederländische- 

Schweizer Demokratie in einem 
ungeteilten Europa zu errichten. 


Der bloße Gedanke daran ist ab- 
surd. Warum aber wird dies von 
den Völkern Südafrikas gefor- 
dert? 


Ich stimme denjenigen völlig zu, 
die sagen, daß es mehr als optimi- 
stisch ist, zu glauben, daß zum er- 
sten Mal in der Geschichte die 
Weisheit der armen Massen und 
ihrer Führer einen Weg finden 
werden, um die unterschiedlich- 
sten Rassen, Stämme, Kulturen 
und Klassen zusammenzubrin- 
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in den Wind zu schlagen. 


De Klerk redet sehr viel über die 
Unumkehrbarkeit seiner Refor- 
men. Wir halten jedoch fest, daß 
es der größte unumkehrbare Irr- 
tum wäre, wenn die weiße Nation 
glaubt, sie könne unter einer von 
Schwarzen dominierten Regie- 
rung die Gewalt über die Wirt- 
schaft und über die Sicherheits- 
kräfte beibehalten. 


Es ist eine gültige Maxime, daß 
man entweder herrscht oder be- 
herrscht wird. Es ist ein Mythos 


‘zu glauben, man könne die 


Macht teilen und dennoch die 
Oberhand behalten. DO 


Andries P. Treurnicht ist Vorsit- 
zender der Conservative Party of 
South Afrika. 


Revisionismus 


Fälschungen 
zum Unter- 
nehmen 
Barbarossa 


Herbert Gersner 


Der 21. Juni dieses Jahres, der 50. Jahrestag des »Unternehmens 
Barbarossa«, mit dem der Krieg gegen die Sowjetunion begann, 
wird als ein weiterer Tag der Geschichtsfälschungen in die Analen 
deutscher Geschichte eingehen. Unbeeindruckt von den neuesten 
Ergebnissen der seriösen Geschichtsforschung wurde in allen Sen- 
dungen und Artikeln erneut die alleinige Schuld der Deutschen be- 


klagt. 


Hitler habe eine rein auf Verteidi- 
gung eingestellte Sowjetunion 
überfallen und ihr unendlich viel 
Leid beigefügt. Das Leid der 
Deutschen, das diese aufgrund 
des unendlich grausamen Auftre- 
tens der mordenden, vergewalti- 
genden und brandschatzenden 
roten Soldateska erleiden muß- 
ten, wurde, wenn überhaupt, nur 
am Rande erwähnt. Und dann zu- 
meist nach dem Motto »Nach den 
Grausamkeiten, die die Deut- 
schen in der UdSSR verübten, 
war die Rache verständlich«. 


Nachfolgend sollen noch einmal 
die wichtigsten Erkenntnisse von 
Viktor Suworow (Pseudonym), 
einem ehemals hochrangigen Of- 
fizier des sowjetischen militäri- 
schen Geheimdienstes GRU, dar- 
gestellt werden. zwar gibt es mitt- 
lerweile viele Historiker, die eine 
andere als die bisher übliche Ein- 
stellung zum Ausbruch des 
Kriegs zwischen dem Deutschen 
Reich und der Sowjetunion ha- 
ben, doch stellt Suworow die 
Dinge wohl am detailliertesten 
dar. 


So enthüllte Suworow, daß Stalin 
einen Krieg gegen das Deutsche 
Reich plante und Hitler dem mit 
seinem Angriff vom 21. Juni 1941 
nur um wenige Wochen zuvor 
kam - also einen — völkerrecht- 
lich erlaubten -— Präventivkrieg 
führte. 


In Suworows Buch »Der Eisbre- 
cher - Hitler in Stalins Kalkül« 
heißt es: »Hitler hielt.die sowjeti- 
sche Invasion für unvermeidlich, 
aber er hatte sie nicht in aller- 
nächster Zeit erwartet ... Es gibt 
mehrere Hinweise, daß der Ter- 
min für die sowjetische Opera- 
tion »Gewitter< auf den 6. Juli 
1941 festgesetzt war ... Armeege- 
neral S. P. Jwanow gibt ... einen 
direkten Hinweis auf das Datum: 
»Den deutschen Truppen war es 
gelungen, uns »buchstäblich« um 
zwei Wochen zuvorzukommen«. 
Wäre das nicht passiert, hätte die 
Geschichte einen anderen Ver- 
lauf genommen. Die Rote Ar- 
mee hätte das Ziel Berlin sehr 
bald erreicht und auch noch an- 
dere Ziele weiter im Westen Eu- 
ropas.« 


Bei seinen Forschungen fand $u- 
worow heraus, daß Stalin bereits 
seit vielen Jahren auf dieses Ziel 
hinarbeitete. Die sowjetisch- 
deutsche Annäherung im Jahres- 
verlauf 1939, der Pakt, der die 
Teilung Polens besiegelte, der 
Kriegsverlauf, alles verlief ge- 
nauso wie von Stalin vorhergese- 
hen. 


»Aber Hitler hatte Stalins Ab- 
sichten durchschaut, und das ist 
der Grund, weshalb der Zweite 
Weltkrieg für Stalin ein so nicht 
erwartetes Ende nahm: Er hat 
nur das halbe Europa bekom- 
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men, und ein bißchen von Asien 
-dazu.« 


Und Suworow behauptet nicht 
nur einfach, er führt massenhaft 
Beweise für seine Behauptungen 
auf, aus denen die gigantische of- 
fensive Rüstung der Roten Ar- 
mee hervorgeht. Eine Rüstung, 
die niemals auf Verteidigung aus- 
gelegt war, sondern immer nur 
für den Angriff. 


Bereits aus dem Gründungsdo- 
kument der UdSSR geht eindeu- 
tig das Hauptziel dieses riesigen 
Staatsgebildes hervor: sämtliche 
anderen Staaten der Welt zu liqui- 
dieren, um sie sich selbst unterzu- 
ordnen. Unter diesem Gesichts- 
punkt ist die Revolution Lenins 
und dann die weitere Politik Sta- 
lins zu sehen. 


Hitler hatte 
‚Stalin durchschaut 


Bereits 1933 habe die sowjetische 
Lokomotivfabrik in Charkow als 


:Nebenprodukt täglich 22 Panzer 


hergestellt: Und nicht irgendwel- 
‚che Panzer. Nein, diese seien von 
dem amerikanischen Panzerge- 
nie J. W. Christie entworfen wor- 
den. Die Schnellpanzer mit der 
-Typenbezeichnung BT besaßen 
eine Marschgeschwindigkeit von 
100 Stundenkilometer, eine Ge- 
schwindigkeit, auf die heute noch 
:jeder Panzersoldat neidisch zu- 
fückblicke. Deutschland habe 
1933 aber keine Panzer produ- 
„Aert. Und selbst als Hitler aber 
‚1939 den Zweiten Weltkrieg »be- 
gann«, besaß das Deutsche Reich 
lediglich 3195 Stück, also weni- 
ger, als die Lokomotivfabrik in 
-Charkow in einem halben Jahr 
unter Friedensbedingungen als 
Nebenprodukt produzieren 
konnte. 


Nächfolgend führte Suworow 
aus, daß der BT aufgrund seiner 
Bauart ein reiner Offensivpanzer 
.und vor allem für den Einsatz auf 
Autobahnen geeignet war — nur 
"diese gab es damals-in der Sowjet- 
union noch gar nicht. Daneben 
“»war die Sowjetunion das einzige 
. Land der Welt, das Schwimmpan- 
zer in Massen produzierte. In ei- 
nem Verteidigungskrieg braucht 
“ein Panzer nirgendwohin zu 
schwimmen, weshalb die sowjeti- 
schen Schwimmpanzer, als Hitler 
‘das »Unternehmen Barbarossa« 
begann, mangels Verwendungs- 
fähigkeit ... aufgegeben werden 
mußten; ihre Produktion wurde 
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ebenso unverzüglich gestoppt 
wie die des BT.« 


Doch auch die sowjetische Luft- 
waffe war eindeutig der deut- 
schen überlegen. »Die stärkste 
Bewaffnung unter allen einsatz- 
bereiten Jagdflugzeugen der Welt 
besaß im September 1939 die rus- 
sische Polikarpow 1-16... An Feu- 
erkraft war die I-16 der Messer- 
schmitt 109 E-1 mehr als zweifach 
überlegen und fast um das Drei- 
fache der Spitfire 1. Unter allen 
Vorkriegsjagdflugzeugen war die 
I-16 insofern einzigartig, als sie 
allein einen Panzerschutz für den 
Piloten besaß.« Und die gesam- 
ten sowjetischen Luftstreitkräfte 
wurden 1941 unmittelbar an der 
Grenze zusammengezogen. Der 
Feldflugplatz des Jagdgeschwa- 
ders 123 hat beispielsweise nur 
zwei Kilometer von der deut- 
schen Grenze entfernt gelegen. 


Suworow ergänzt weiter, »daß im 
August 1939 die sowjetischen 
Jagdflugzeuge als erste in der 
Welt Raketengeschosse unter 
Gefechtsbedingungen einsetz- 
ten«. Das für die UdSSR nach 
Hitlers Präventivangriff fatale sei 
jedoch gewesen, daß die Piloten 


nicht in der Führung von Luft- 


kämpfen ausgebildet worden 
seien, sondern ausschließlich für 


die Durchführung von Angriffen ' 


auf Bodenziele. 

Wer aber nun argumentiert, ganz 
klar, Stalin brauchte diese ganze 
Rüstung, um sich gegen den ag- 
gressiven Hitler zu wappnen, 


wird aber enttäuscht. Suworow 


beweist nämlich, daß die gesamte 
sowjetische Armee ausschließ- 
lich offensiv ausgelegt war. Statt 
das damals zum Teil mit Mooren 
und Wäldern recht undurchdring- 
liche Polen als Puffer zu verwen- 
den, baute die UdSSR eine neue, 
gen Westen gerichtete Infrastruk- 
tur. 


Wenn Stalin sich also wirklich nur 
hätte verteidigen wollen, hätte er 
also den schon bestehenden Si- 
cherungsstreifen weiter aus- 
bauen oder zumindest moderni- 
sieren müssen. Beispielsweise 
waren in den zwanziger Jahren an 
der damaligen Westgrenze der 
UdSSR alle Brücken zur Spre- 
nung vorbereitet worden, ebenso 
wie Fabrikschote, Depots, Pump- 
werke, Wassertürme, hohe Erd- 
wälle und tiefe Aushebungen. Es 
gab Eisenbahnsperrbataillone, 
denen im Fall eines Rückzugs die 
Sprengung der Eisenbahnkno- 


tenpunkte oblag sowie die Durch- 


führung von Sperrarbeiten an 
den Hauptstrecken. 


Der sowjetische Sicherungsstrei- 
fen wurde damals ständig vervoll- 
kommnet. Die Zahl der zur 
Sprengung vorgesehenen Ob- 
jekte wuchs immer weiter an, 
und neue, schwer passierbare 
Hindernisse wurden errichtet, 
Baumsperren ‘und künstliche 
Wasserreservoirs vor den Vertei- 
digungsstellungen angelegt, und 
einzelne Geländeteile wurden 
zur Überflutung und Versump- 
fung vorbereitet. 


Die Befehle an 
die Rote Armee 


Wie wichtig dieser Streifen ist, 
hatte der sowjetische Komman- 
deur Merezkow selber beim An- 
griff auf Finnland bewiesen be- 
kommen, als die Rote Armee al- 
lergrößte Schwierigkeiten hatte 
einen 40 bis 60 Kilometer tiefen 
finnischen Sicherungsstreifen zu 
überwinden. Was machte aber 
der gleiche Merezkow als dieser 
dann zum Chef des Generalstabs 
ernannt worden war? 


»Merezkow erließ folgenden Be- 
fehl: 


1. Beseitigung des früher ange- 
legten Sicherungsstreifens an der 
Westgrenze, Auflösung der 
Sprengkommandos, Entfernung 
der Sprengladungen, Entschär- 
fung der Minen, Einnehmung 
der Sperranlagen; 


2. kein Anlegen von Sicherungs- 
streifen in den neu hinzugewon- 
nenen Ländereien; 


3. Verlegung der Hauptkräfte des 
Heeres unmittelbar an die 
Grenze, ohne diese Streitkräfte 
durch einen wie auch immer gear- 
teten Sicherungsstreifen zu dek- 
ken; 


4. Heranführung und Konzentra- 
tion der strategischen Reserven 
der Roten Armee aus dem 
Landesinneren unmittelbar an 
die Grenze; 


5. Beginn mit der zügigen Durch- 
führung umfassender Arbeiten 
zum Ausbau von Flugplätzen und 
des Verkehrsnetzes im westlichen 
Belorußland und in der West- 
ukraine: Ausbau der eingleisigen 
Schienenstrecken zu zweigleisi- 
gen. Allgemeine Erhöhung der 
Durchlaßkapazität und Anlage 


neuer Verkehrswege, die unmit- 
telbar zur deutschen Grenze füh- 
ren.« N 

Und Marschall Schukow schrieb 
in seinem Buch »Erinnerungen 
und Gedanken«, daß viele Brük- 
ken im westlichen Belorußland 
und der Westukraine in einem so 
schlechten Zustand gewesen 
seien, daß. sie nicht einmal das 
Gewicht mittlerer Panzer und der - 
Artillerie gehalten hätten. Statt 


dies aber bei defensiver Grund- 


einstellung, wie sie uns ja heute 
gepredigt wird, auszunutzen, ließ 
Schukow »eifrig Verkehrswege 
bauen und die alten Brücken 
durch neue ersetzen«. Und Par- 
tisanengruppen, die jedes Land, 
das glaubt, bald angegriffen zu 
werden, aufbaut, gab es zu 
Kriegsbeginn auch noch nicht, da 
diese 1939 aufgelöst worden wa- 
ren. Diese wurden erst ab dem 
22. Juni 1941, also einen Tag nach 
Kriegsbeginn, aufgestellt. 


Dagegen setzte Stalin eine riesige 
Armada von Soldaten und Mate- 
rial an die sowjetisch-deutsche 
Grenze sowie an die sowjetisch- 
rumänische Grenze in Bewe- 
gung, darunter mehr als eine Mil- 
lion ausgebildete Fallschirm- 
springer. Hitler besaß bei Beginn 
des Zweiten Weltkriegs dagegen 
nur 4000 Mann. Die UdSSR 
hatte am 1. September 1939 unge- 
fähr zweihundertmal mehr ausge- 
bildete Fallschirmspringer als 
alle übrigen Länder der Welt zu- 
sammen. Auch war die Sowjet- 
union das erste Land der Welt, in 
dem Luftlandetruppen aufge- 
stellt werden, eine rein offensive 
Truppe. 


Wer ist schuld am 
Ausbruch des Krieges? 


»Am 21. Juni 1941 entsprachen 
sämtliche sowjetische Armeen an 
der deutschen und rumänischen 
Grenze, aber auch die 23. Armee 
an der finnischen Grenze den so- 
wjetischen Standortnormen für 
Stoßarmeen.« Alleine von der 6., 
9. und 10. Armee verfügte jede 
einzelne über mehr als 2000 Pan- . 


“ zer. »Jede dieser völlig. unge- 


wöhnlichen Armeen entsprach, 

gemessen an der Anzahl ihrer 

Panzer, der halben deutschen 

Wehrmacht oder überstieg diese 

sogar! ... Hitler hatte vier Panzer- . 
gruppen, Stalin sechzehn Stoßar- 

meen.« 


Viele Leser wird jetzt folgendes 
überraschen, aber was auf den er- 
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sten Blick verwirrend aussieht, 
zeigt sehr deutlich den aus- 
schließlich offensiven Charakter 
der Roten Armee auf: 


»In der ersten Junihälfte 1941 
wird in der Sowjetunion die 
mächtigste Armee der Welt auf- 
gestellt, aber nicht an der deut- 
schen Grenze.« Vielmehr wird 
diese an der rumänischen Grenze 
postiert. 


»Wofür? Zur Verteidigung? Ich 
bitte Sie, auf rumänischer Seite 
stehen nur geringe Streitkräfte, 
und selbst wenn dort ein großes 
Truppenkontingent läge, würde 
doch kein einziger Aggressor den 
entscheidenden Vorstoß über Ru- 
mänien vortragen, schon weil 
dies ganz einfach die elementar- 
‚sten geographischen Überlegun- 
gen verbieten. Aber nun könnte 
ein neuer »Befreiungsfeldzug« 
der 9. Armee nach Rumänien die 
„gesamte strategische Lage in Eu- 
ropa und der ganzen Welt verän- 
dern. Rumänien ist der Haupt- 
erdöllieferant Deutschlands. Ein 
Vorstoß nach Rumänien würde 
für Deutschland den Zusammen- 
bruch bedeuten, würde den Still- 
stand aller Panzer und Flug- 
zeuge, sämtlicher Maschinen, 
‘ Schiffe, der ganzen Industrie und 
des Transportwesens zur Folge 
haben. Das Erdöl ist der Lebens- 
saft des Krieges, und das Herz 
Deutschlands schlug, wie seltsam 
das auch klingen mag, in Rumä- 
nien. Ein Angriff auf Rumänien 
war ein unmittelbarer Angriff auf 
den Herzschlag Deutschlands.« 


Unter diesem Gesichtspunkt ist 
auch die im Juni 1940 ohne ir- 
gendwelche Konsultationen mit 


dem damaligen Bündnispartner 


Deutschland erfolgte Abtren- 
nung Bessarabiens von Rumä- 
nien durch die Rote Armee zu 
verstehen. »Hitler hatte den so- 
wjetischen Regierungschef auf- 
gefordert, die sowjetische Bedro- 
hung von der Quelle des deut- 
schen Erdöls abzuwenden. Stalin 
und Molotow haben dies nicht ge- 
tan. Wer also ist schuld am Aus- 
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bruch des Krieges? Wer hat wen 
bedroht? Wer hat wen zu Gegen- 
aktionen provoziert?« Vielmehr 
hatte Stalin am 7. Juli 1941 befoh- 
len, »Bessarabien um jeden Preis 
zu halten, im Hinblick darauf, 
daß wir das Territorium Bessara- 
biens als Aufmarschbasis für die 
Organisierung unseres Ängriffs 
benötigen«. 


Und es gibt noch ein zweites selt- 
sames Vorkommnis bezüglich 
Rumäniens, was bislang von den 
Historikern kaum gewürdigt 
wurde. 


Stalins Pläne mit 
der Donau-Flotte 


Stalin löste die-ausschließlich de- 
fensiven Zwecken dienende 
Dnjepr-Flottille auf, bildete je- 
doch zwei neue, und zwar auf der 
Donau und der Pina. Die Donau- 
Flottille war aufgestellt worden, 
bevor die Sowjetunion einen Zu- 
gang zur Donau bekam! »Im Ver- 
lauf von Schukows »Befreiungs- 
feldzug« in die Grenzgebiete Ru- 
mäniens trennte Stalin die Buko- 
wina und Bessarabien von Rumä- 
nien ab. Unmittelbar an der Do- 
naumündung fiel dabei ein Land- 
strich von einigen Dutzend Kilo- 
metern Länge an die Sowjet- 
union. Unverzüglich wurde die 
bereits für diesen Fall gebildete 
Donau-Flottille dahin verlegt... 


Die Donau-Kriegsflottille um- 


faßte etwa siebzig Flußkriegs- 
schiffe und Kutter, Jagdflieger- 
kräfte, Flak- und Küstenartille- 
rie. Die Stationierungsbedingun- 
gen waren denkbar ungünstig. 
Das sowjetische Ufer im Donau- 
Delta ist kahl und ungeschützt. 
Die Schiffe mußten auf offenen 
Liegeplätzen ankern, die rumäni- 
schen Truppen lagen in unmittel- 
barer Nachbarschaft, mitunter 
nur dreihundert Meter von den 
sowjetischen Schiffen entfernt. 


In einem Verteidigungskrieg saß 
die gesamte Donau-Flotille vom 
ersten Augenblick an in der Falle: 
Ein Rückzug aus dem Donau- 
delta war unmöglich - hinter ihr 
lag das Schwarze Meer. Die Flot- 
tille besaß keinen Raum, um zu 
manövrieren.« Daß diese Flot- 
tille auch keine Verteidigungsauf- 
gaben übernehmen konnte, läßt 
sich auch daraus erkennen, daß 
dort Hunderte von Seen, un- 
durchdringliche Sümpfe und 
Schilfwälder über Hunderte von 
Quadratkilometern sind. »Kein 


Gegner wird die Sowjetunion 
vom Donau-Delta her angrei- 
fen!« 


Es gab nur einen einzigen Weg 
für diese Flottille, nämlich bei ei- 
nem allgemeinen Angriff der 
Truppen der Roten Armee fluß- 
aufwärts zu operieren. Dies be- 
deutete aber »eine tödliche Ge- 
fahr für Deutschland: Sie 
brauchte sich nur 130 km flußauf- 
wärts zu bewegen, und die strate- 
gisch wichtige Brücke bei Cerna- 
voda läge in Reichweite ihrer Ge- 
schütze, und das wiederum 
hieße, daß die Erdölleitung von 
Ploiestizum Hafen Constanta un- 
terbrochen wäre. Noch weitere 
200 km flußaufwärts — und die 
ganze deutsche Kriegsmaschine- 
rie käme zum Stillstand, weil den 
deutschen Panzern, Flugzeugen 
und U-Booten der Treibstoff aus- 


‚gegangen ist.« 


Und auch die Pinsker Kriegsflot- 
tille war ausschließlich offensiv 
ausgelegt. Ihre Schiffe waren in 
einem Nebenfluß des Dnjepr, 
dem Pripjet, so hoch vorgedrun- 
gen, daß sie nicht einmal mehr 
wenden konnten, weil die Fluß- 
breite dort nur noch 50 Meter be- 
trug! Dies wird nur dann ver- 
ständlich, wenn man weiß, daß 
unmittelbar nach der »Befrei- 
ung« des westlichen Beloruß- 
lands von der Roten Armee be- 
gonnen wurde, von Pinsk bis Ko- 
brin einen insgesamt 127 km lan- 
gen Kanal zu bauen, der das 
Dnjepr-Becken mit dem Flußsy- 
stem des Bug verband. »Die ein- 
zige Bestimmung des Kanals 
konnte nur darin bestehen, 
Schiffe in das Flußsystem der 
Weichsel und weiter in Richtung 
Westen passieren zu lassen.« In 
einem Verteidigungsfall hätte 
man dagegen die gesamte dort 
stationierte Flottille sprengen 
müssen, da ein Abzug nicht mög- 
lich gewesen wäre. Auch der erst 
vor wenigen Jahren gebaute Ka- 
nal hätte vernichtet werden müs- 
sen, da er sonst für deutsche 
Kriegsschiffe als Einmarschweg 
hätte dienen können. 


Zum Abschluß sei noch auf die 
sowjetischen Gebirgsjägerdivi- 
sionen hingewiesen. Schukow in- 
teressierte sich persönlich für Ge- 
birgspässe und deren Begehbar- 
keit. Aber nicht aus Verteidi- 
gungsgründen, denn dann hätte 
er diese Pässe unpassierbar ma- 
chen müssen, was.aber nicht ge- 
schah, ganz im Gegenteil. Zu- 
mal: »Wer würde auch die So- 
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wjetunion über die Gebirgspässe 
angreifen, wenn sich ohnehin be- 
reits eine Menge offener Räume 
in der Ebene anbieten? Doch für 


die sowjetische Führung besitzen ; 
diese Berge (die Karpaten; der. 


Verfasser) eine unschätzbaren 
Wert: Deutschland und seine 
Haupterdölquellen sind durch 
eine doppelte Gebirgsbarriere in 
der Tschechoslowakei und in Ru- 
mänien voneinander getrennt. 
Ein Vorstoß sowjetischer Trup- 
pen über das Gebirge wäre für 
Deutschland eine tödliche Ge- 
fahr. Über die eigenen Gebirgs- 
pässe vorzurücken und die Pässe 
in der Tschechoslowakei oder in 


Rumänien zu besetzen wäre 


gleichbedeutend mit dem Durch- _ 


trennen der Erdöl-Aorta.« Im 
übrigen wurden diese Truppen 
bei Kriegsbeginn voller Panik aus 
den Karpaten zurückgezogen, 
fielen der deutschen Armee aber 
fast vollständig zum Opfer. Al- 
leine dies kennzeichnet, daß 
diese dort nicht zu Verteidigungs- 
zwecken stationiert waren! 


Alexander Solzschenizyn, Frie- 


densnobelpreisträger, fand die .: 


Erkenntnisse seines Landsman- 
nes so interessant, daß er folgen- 
des an den Autor schrieb: 


»Die Veröffentlichung dieses Bu- 
ches wird eine enorme histori- 
sche Bedeutung haben, auch 
wenn ihre Theorie nicht völlige 
Zustimmung finden und lebhafte 


Debatten auslösen wird. Sie ha- - 


ben eine sehr präzise Art zu den- 


-ken, und keine Einzelheit ent- 


geht ihrer Aufmerksamkeit. 
Gleichzeitig rufen Sie dem Leser 
bestimmte bereits bekannte Tat- 
sachen ins Gedächtnis, die aber 
bislang vernachlässigt oder ver- 
gessen wurden. Sie haben eine 


beachtliche Forschungsarbeit ge- _ 


leistet.« 


Leider ist dies noch nicht bis in _ 


die Gehirne der deutschen Me- 
dienverantwortlichen gedrun- 
gen, sonst hätte die Berichterstat- 
tung über den »Rußlandfeldzug« 
ganz anders aussehen müssen. 
Aber das Dritte Reich entla- 
stende Wahrheiten zu bringen ist 
etwas, was von den Umerziehern 
unbedingt verhindert werden 
muß. Denn wenn eine Lüge in 
sich zusammenfällt, dann dauert 
es nicht mehr lange, bis sie auch 


andere mit sich in den Abgrund 


reißt. Dies würde aber zu einem 


- 


3 


Aufschrei des deutschen Volkes 


führen — und genau dies m 
nicht sein. 


‚Philosophie 
der Freiheit 


Willis A. Carto 


Was ist Populismus? Die Antwort auf diese Frage wird im nachste- 

henden Essay zusammengefaßt. Willis A. Carto ist der Begründer 

der Liberty Lobby in den USA, die in Washington ansässige populi- 

stische Institution,-die die Wochenzeitschrift »The Spotlight« her- 
„ausgibt. In diesem Essay untersucht Carto die Natur der populisti- 

schen Philosophie, die er »der Menschheits einzige Hoffnung für die 
- Zukunft« nennt. 


Populismus ist das goldene Mittel 
der Regierungsform zwischen 
den beiden Extremen: marxisti- 
scher Totalitarismus und Anar- 
chie. Es ist die Destillation der 
reichen politischen Tradition des 
- amerikanischen Erbes, die Philo- 
sophie Amerikas, die unverwech- 
selbare, wenn auch vergessene 
Gabe, die wir zur politischen Phi- 
losophie gemacht haben. Gebo- 
ten aus der schwangeren Mi- 
schung zwischen der Verfassung, 
dem Boden und dem Volk Ameri- 
“_ kas und dem großen Mann, der 
diese Regierungsform begrün- 
dete, ist Populismus das eigentli- 
che Wesen gemäßigter und ver- 
antwortlicher Staatskunst, und es 
- ist die einzige Hoffnung für die 
Welt. 


Nichts ist so falsch dargestellt 
worden wie Populismus, und das 
aus gutem Grund: Weil es nichts 
gibt, was die politisch-wirtschaft- 
liche Kontrolle oder Herrschaft, 
die eine Allianz von Interessen- 
gruppen mit Sonderinteressen 
über Leben und Eigentum, das 
der nicht verstehende, produzie- 
rende Bürger und Steuerzahler 

- erarbeitet hat, stärker gefährdet 
und bedroht. 


Dies ist die Geschichte, die Li- 

. berty Lobby schon seit 1955 ver- 
folgt. Das Ausmaß der Zurück- 
“haltung des Establishments, zu- 
- zulassen, daß diese Geschichte 
erzählt wird, läßt sich durch die 
massiven Bemühungen beurtei- 
len, die von diesem Establish- 
ment unternommen wurden, um 
sie zu verdrehen und um die weni- 


gen.zu verunglimpfen, die ver- 
sucht haben, sie zu erläutern. 
Ein Großteil dieser endlosen 
Kampagne der Falschdarstellung 
ist auf die Tatsache zurückzufüh- 
ren, daß Populisten den tiefge- 
henden Unterschied zwischen 
Kapitalismus und dessen Anti- 
these, freies Unternehmertum, 
begreifen. Es ist das scheinbar 
universale Mißverständnis dieses 
Punktes — ein Mißverständnis, 
das Liberalen: ebenso eigen ist 
wie Konservativen —, das einen 
ganzen Wurf von Fehlkonzeptio- 
nen und die sich daraus ergeben- 
den sozialen, politischen, wirt- 
schaftlichen und monetären Übel 
hervorgebracht hat, die uns 
heute buchstäblich überschwem- 
men. 


Es wird von allen Schattierungen 
des zulässigen Expertentums in 
Amerika als eine Angelegenheit 


Was für den Kommunismus das Politbüro ist, ist für den Kapitalis- 
mus das Bankennetz der Wall Street. 


des Dogmas akzeptiert, daß der 
Marxismus am diametral gegen- 
überliegenden Ende des politi- 
schen Spektrums vom demokrati- 
schen Kapitalismus angesiedelt 
ist, und daß das freie Unterneh- 
mertum lediglich ein Synonym 
für Kapitalismus sei. Nichts 
könnte besser darauf angelegt 
sein, den Interessen der staaten- 
losen, beutegierigen internatio- 
nalen Bruderschaft des Kapitals 
zu dienen, als diese Unwahrheit. 
Nichts konnte Generationen von 
seichten politischen Denkern 
gründlicher verwirren als diese 
Propaganda, die von verrückten 
Genies ausgeht, die die Völker 
als bloße Objekte der Ausplünde- 
rung ansehen, die Staatspolitik 
als Geschäftsunkosten betrach- 
ten und die menschliche Wesen 
lediglich als weitere Anlagegüter 


* bewerten. 


Der internationale Kapitalismus 
hat weit mehr mit dem internatio- 
nalen Kommunismus als mit dem 
freien Unternehmertum gemein- 
sam. Ich habe oft Freunde ge- 
fragt, was das größte Geschäft in 
der Welt ist, und die Antwort, die 
sie mir gaben, ist immer falsch. 
Das größte Geschäft in der Welt 
ist nicht General Motors, ITT 
oder gar Japan Inc. Das größte 
Geschäft in der Welt wird’ die 
Union Sowjetischer Sozialisti- 
scher Republiken genannt, eine 
Geschäftsfirma, der ein Vorstand 
vorsteht, der sich Politbüro 
nennt. Es besteht im wesentli- 
chen kein bißchen Unterschied 
zwischen der UdSSR und einer 
anderen großen Firma, abgese- 
hen davon, daß zum Beispiel Ge- 
neral Motors kein Monopol ge- 
nießt — zumindest noch nicht -, 
während das Politbüro sehr wohl 
ein Monopol genießt. 


Wird die Tyrannei in der UdSSR 
durch das einzigartige Übel der 
Männer hervorgerufen, die in 
dem Vorstand sitzen, oder ist sie 
die natürliche Folge ihres Mono- 
pols der wirtschaftlichen und po- 
litischen Macht? Wenn der Vor- 
stand von General Motors keiner 
Beschränkung seiner Befugnis 
unterläge — kein Wettbewerb, 
keine feindliche Presse, keine 
neugierige SEC (Security and Ex- 
change Commission oder Justice 
Department) und seine eigene 
Armee hätte -, wären seine Ent- 
scheidungen dann »aufgeklärter« 
als die des Kremls? 


Wie der Marxismus-Leninismus 
ist auch der Kapitalismus interna- 
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tional, und das kann auch nicht 
anders sein. In Aktion ist er ei- 
gentlich weit internationaler als 
der Kommunismus, der kluger- 
weise den Nationalismus für 
seine internationalen Ziele aus- 
beutet. Genau wie den Herren 
von Moskau, den Prinzen an der 
Wall Street und ihren Brüdern an- 
derswo, die Welt zu Füßen liegt, 
denn sie könnten buchstäblich 
ohne eine Welt zum Ausbeuten 
nicht überleben. Beide Systeme 
benötigen ständige Ausdehnung, 
um zu überleben. Und beide be- 
nötigen einander. 


Der internationale Kapitalismus 
braucht den Kommunismus, und 
der Kommunismus braucht den 
Kapitalismus. Es besteht ein kla- 
res symbiotisches Verhältnis zwi- 
schen ihnen. Die untüchtige Ma- 
schne des Kommunismus 
braucht den Kapitalismus nicht 
nur als »äußeren Feind«, um 
seine Subjekte damit zu verwir- 
ren und sie an Stelle anderer An- 
reize zu dauernder Anstrengung 
zu mobilisieren, sondern auch, 
um sich mit Kapital zu versorgen, 
ohne das er kaum existieren 
könnte. 


Die Menschen 
sind nur Zahlen 


Auf der anderen Seite benötigt 
das Lager der internationalen 
Kapitalisten ebenfalls einen 
Feind, um seinen Steuerzahlern 
gegenüber die enormen Regie- 
rungsausgaben, Auslandsdarle- 
hen, »Auslandshilfe« und Defi- 
zitfinanzierung zu rechtfertigen, 
die für dieses Lager so lukrativ 
sind. Leser, die mit George Or- 
wells Schriften vertraut sind, 
dürften keine Schwierigkeiten 
haben, dies zu verstehen. 


Beide Partner schauen auf ge- 
ringere menschliche Wesen als 
vollkommen gleiche Ziffern in ih- 
rem Hauptbuch herab — Vermö- 
genswerte oder Verbindlichkei- 
ten, je nachdem wie die Bruder- 
schaft diese Mobilien in ihren je- 
weiligen Plan einpassen kann. 
Sie sind verschworene Feinde der 
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Der Kapitalismus kennt wie 
der Kommunismus nur noch 
zwei Klassen, die ganz Rei- 
chen und die ganz Armen. 


Mittelklasse, und sehen die voll- 
kommene Gesellschaft nur aus 
zwei Klassen bestehend: sich 
selbst und die Armen. Daher un- 
terstützen sowohl der Marxismus 
als auch der Kapitalismus das 
Dogma des Freihandels, obwohl 
sicherlich der . Marxismus die 
Doktrin mehr in der Theorie als 
in der Praxis honoriert. Und 
beide Partner in dieser Verschwö- 
rung sind sich einig über das abso- 
lute Übel eines bedeutsamen 
Wettbewerbs, aus dem einfachen 
Grunde, daß keiner von beiden 
damit koexistieren könnte. 


Dies ist übrigens ein unmögliches 
Dilemma für Libertarianer. Ei- 
nerseits verabscheuen die Ver- 
fechter des freien Willens den Ge- 
danken des Eingreifens der Be- 
hörden in die Geschäftstätigkeit. 
Dies ist nämlich das zentrale 
Dogma des Libertarianismus. 
Unddoch sind sie sich darüber im 
klaren - zumindest die nachdenk- 
lichen unter ihnen —, daß Regie- 


 rungsgewalt das einzige Mittel 


ist, das Monopol zu bezwingen 
oder abzuschrecken, und daß 
Monopolgewalt im wesentlichen 
Regierung ist, eine Regierungs- 
form, die tyrannischer und ver- 
antwortungsloser als eine Regie- 
rung ist, die noch in gewissem 
Maße dem Volk gegenüber ver- 
antwortlich ist. 


Eine blutige 
Allianz 


Wenn sie, also das Laissez-faire 
unterstützen, unterstützen Sie 
die Übel des »privaten« Mono- 
pols und stellen sich somit gegen 
das freie Unternehmertum, wenn 
sie aber für behördliche Eingriffe 
eintreten, um das freie Unterneh- 
mertum zu bewahren, dann ver- 


fechten sie wiederum eine ketze- 


rische Theorie. Dies ist einer, 
aber nur einer der inneren Wider- 
sprüche der libertarianischen 
Philosophie, der rationalisiert 
werden muß, bevor die Verfech- 
ter des freien Willens als ernst- 
hafte und verantwortliche politi- 
sche Denker erachtet werden 
können. Der Libertarianismus ist 
in Wirklichkeit mehr eine Reli- 
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gion, als eine in der realen Welt 
anwendbare ernsthafte Philoso- 
phie. 

Die verrückten Partner, Marxis- 
mus und Kapitalismus, verraten 


ihre blutige Allianz nicht nur 


durch ihre internationale Ro- 
manze, sondern auch durch ihre 
heimliche Ehe. Der Marxismus 
dient als abschreckendes Beispiel 
einer Alternative zum Kapitalis- 
mus. Der einzige Grund, warum 
reife Amerikaner es unterlassen, 
eine grundlegende Kritik gegen 
das kapitalistische System zu er- 
heben, besteht darin, daß sie 
glauben, daß die einzige Alterna- 
tive dazu etwas viel Schlimmeres 
sei: Marxismus. 

So gesehen ist der Marxismus der 
größte Verbündete des Kapitalis- 
mus. Es gibt keinen anderen 


möglichen Grund dafür, warum. 


das vom Kapitalismus  unter- 
stützte Establishment — die 
Presse, Alma mater, organisierte 
Religion, Politik - stets darum 
bemüht ist, alle Ausdrucksfor- 
men des Populismus und Natio- 
nalismus auszulöschen oder zu 
verunglimpfen. 


Und zur gleichen Zeit, in der es 
heftig um alle Formen des Libera- 


A I 


- lismus-Marxismus wirbt, erach- 


tet das Establishment den »Kon- 
servatismus« und »Libertarianis- 


- mus« als seine loyale Opposition, 
wohl wissend, daß das Geheim- 


nis um die wahre Natur des Kapi- 


- talismus bewahrt wird, und daß 


\ 


sich niemand auf eine Diskussion 


“über die These einlassen wird, 
daß amerikanische Außenpolitik 


stets international und selbstmör- 
derisch bleiben wird. 


Populismus und Nationalismus 
sind einundderselbe Feind der 


& Monopolisten, ganz gleich, ob 


diese zu der Kategorie der Kapi- 
talisten oder Sozialisten gehören. 
Falls die Bürger sich nicht von 
dem eingeflößten Vorurteil be- 
freien können, daß jede freimü- 
tige Kritik am Kapitalismus so- 
zialistisch ist, kann es keine ernst- 
hafte Reform des kapitalisti- 
schen Systems geben, dessen 
Zeit schnell abläuft und das ohne 
Reform mit Sicherheit zu einer 
noch brutaleren Form des Mono- 
pols führen wird: dem Sozialis- 


© mus selbst. 


Die dreiköpfige, 


‚blutige Bestie 


Wenn der Erste und der Zweite 
Weltkrieg und die Mißgeschicke 
des Korea-Kriegs und des Viet- 
nam-Kriegs überhaupt aus einem 
Grunde geführt wurden, dann 
muß dieser Grund direkt auf die 
Kräfte bezogen werden, die von 
ihnen profitiert haben, und es ist 
sicher für alle - außer den stark 
mit Vorurteilen Belasteten — of- 
fensichtlich, daß der Sieger die 
dreiköpfige, blutige Bestie des 
Internationalismus war: der inter- 
nationale Kapitalismus, der inter- 
nationale Kommunismus und der 
internationale politische Zionis- 
mus. 


Die Verlierer dieser Konflikte 
waren nicht nur Deutschland, Ita- 
lien und Japan, sondern auch die 
sogenannten »Sieger«: die Verei- 
nigten Staaten, das dahingeschie- 
dene britische Weltreich und alle 
Völker und Nationen Europas. 
Der Westen verlor seine Vorherr- 
schaft über die Welt, Asien setzte 
sich in der Mitte Europas fest, 


‚ und was vielleicht das wichtigste 


von allem ist, die Völker des We- 


stens ließen sich durch die viru- 
lente Verzerrung der Kultur, die 
geistige Krankheit und Perver- 
sion, die eine unmittelbare Folge 
unserer selbst beigebrachten Nie- 
derlage sind, anstecken. Ge- 


Lenin und Stalin wußten, daß der internationale Kapitalismus den 
Kommunismus, und der Kommunismus den Kapitalismus 


braucht. 


Lenin half dem Kapitalismus, in dem er ihm den Feind lieferte, um 
seinen Steuerzahlern gegenüber die ständig steigenden Haus- 
haltsausgaben und Defizite zu rechtfertigen. 


nauer gesagt, und soweit es die 
Vereinigten Staaten betrifft, ha- 
ben die Kriege die Größe und 
Macht der Bundesregierung ge- 
waltig erhöht, wenn auch gleich- 
zeitig deren Autorität verringert 
wurde und die Staatsschulden 
und Steuern vervielfältigt, wäh- 
rend der Wert des Geldes dra- 
stisch verringert wurde. Und dies 
alles geschah während die soge- 
nannten Konservativen - die be- 
haupten, alle diese Übel bekämp- 
fen zu wollen - treuherzig und re- 
gelmäßig die Trommeln für neue 
und bessere Kriege rührten. 


Daher ist Populismus — Regie- 
rung durch die Produzenten der 
Gesellschaft statt durch deren 
Ausbeuter -nationalistisch in der 
Außenpolitik und erkennt die 
Heuchelei und den Betrug des In- 
ternationalismus. Der Populis- 
mus sieht deutlich, daß ein Krieg, 
der aus irgendeinem anderen 
Grund als echte nationale Inter- 
essen — nämlich Verteidigung - 
geführt wird, ein Verbrechen ist, 
und diejenigen, die den Krieg 
schüren und von ihm profitieren, 
sind die schlimmsten Verbrecher, 
die es gibt. 


Die Logik des Populismus beruht 
auf der Welt, so wie sie ist, nicht 
so wie liberale, libertarianische 
oder konservative Ideologen sie 
gerne haben möchten. Er ist ein 
Glaubensbekenntnis für Reali- 
sten, nicht für Theoretiker. Er be- 
trachtet Weltverbesserer, diejeni- 
gen, die Luftschlösser verspre- 
chen, und diejenigen, die deut- 
lich einer Minderheit oder frem- 
den Interessen dienen, mit Arg- 
wohn. Populismus ist ein Vorstoß 
um Regierungen dazu zu zwin- 
gen, die Interessen der Gesell- 
schaft als Ganzes, nicht die Son- 
derinteressen von Minderheiten 
zu vertreten; die Produzenten 
und Steuerzahler der Gesell- 
schaft, nicht steuerbefreite Para- 
siten der ärmeren und reicheren 
Klassen begünstigen. 


Freies Unternehmertum 
ist heilig 


Der Populismus hält das freie Un- 
ternehmertum für ein geheiligtes 
Recht auf Eigentum, und Ge- 
winne als Lohn für ehrliche harte 
Tagesarbeit für gerechtfertigt. 
Die Verfassung wurde geschrie- 
ben, bevor die Dynamik der in- 
dustriellen Revolution das Ant- 
litz der Welt veränderte, und 
doch ist ihr Geist deutlich populi- 
stisch und niemand hat diesen 
Geist klarer zum Ausdruck ge- 
bracht als Thomas Jefferson, 
Amerikas erster Populist. 


Populismus ist gegen die Bevor- 
mundung des politischen Den- 
kens, nicht aber gegen eine Zen- 
sur des Schmutzes - in beiden 
Punkten im Gegensatz zu dem 
von einer Minderheit beherrsch- 
ten System, das zwar den Aus- 
druck populistischer Gedanken 
wirksam verhindert, aber die Ver- 
breitung degenerierter und por- 
nographischer Literatur und 
»Kunst« ermutigt. 


Die Formulierer des Bill of 
Rights haben die Einschränkung 
der Meinungsäußerung nicht ver- 
boten, um die Taschen der Liefe- 
ranten von Schmutz zu füllen und 
junge Menschen zu sex- und dro- 
genbesessenen Sklaven zu ma- 
chen, sondern um den Ausdruck 
politischer Ansichten die Zügel 
schießen zu lassen. Dies ist ein 
Punkt, der unseren intellektuel- 
len und rechtlichen Mentoren ab- 
zugehen scheint. 


Ist es reiner Zufall, daß heute in 
Amerika und anderswo alles an- 
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dere als Populismus und Nationa- 
lismus zu hören ist? Wenn der po- 
pulistische Standpunkt nicht ver- 
zerrt wird, dann wird er ignoriert. 
Ist dies so, weil die Sonderinter- 
essensgruppen die Presse so pro- 
grammiert haben? Auf diesem 
Gebiet, wie auf so vielen anderen 
wo unsere hochgepriesene, soge- 
nannte freie Presse betroffen ist, 
steht es dieser frei zu lügen, be- 
trügen, verdrehen und zu verun- 
glimpfen, sie hat jedoch nicht die 
Freiheit, die Wahrheit zu sagen. 


Die zwei Seiten 
einer Münze 


Kommunismus und Kapitalismus 
sind die beiden Seiten der Münze 
des Materialismus während der 
Populismus Werte hochhält, die 
wichtiger sind als bloßer Profit. 
Kommunismus und Kapitalismus 
vertreten die Ansicht, daß das, 
was unrentabel ist, aus diesem 
Grunde unerträglich ist; daß der 
höchste soziale Wert ‚materieller 
Gewinn sei. Daher werden Bau- 
ernfamilien, die seit Generatio- 
nen aufihrem Land leben, Land- 
wirtschafts-Korporationen oder 
Kolchosen geopfert; weil Groß- 
bauern »tüchtiger« seien, und da- 
mit ist die Sache erledigt. 


Über menschliche Werte wird 
überhaupt nicht diskutiert. Ha- 
ben wir nicht eine Wohlfahrt für 
diese Menschen? Was erwarten 
sie sonst noch? Was könnte die 
Gesellschaft sonst noch wollen? 
Wir müssen doch die Produktion 
ständig erweitern. Was kann 
wohl wichtiger sein als »Fort- 
schritt« — unseren »Lebensstan- 
dard« anzuheben -, auch wenn 
Ehemann und Ehefrau jetzt ar- 
beiten müssen, um zu überleben? 


Vor allem müssen wir die Preise 
drücken, so daß »die Arbeiter« 
mit Kuliarbeitskräften jenseits 
des Ozeans konkurrieren kön- 
nen. Aber warum wollen wir mit 
Kuliarbeitskräften konkurrie- 
ren? Gibt es irgendeinen Grund, 
warum wir das tun sollten - abge- 
sehen davon, daß dies im Inter- 
esse der Superkapitalisten ge- 
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schieht? Sind »Arbeitskräfte« le- 


diglich ein Anlagegut, das, so wie 
der Markt dirigiert, über Staats- 
grenzen oder nationale Unter- 
schiede hinweg verfrachtet wer- 
den kann? Oder sind Arbeits- 
kräfte Menschen? 


Kreativität ist der 
höchste Wert des Lebens 


Wir stimmen dem zu, daß Privat- 
eigentum ein Menschenrecht ist, 
aber wir sagen auch, daß es 
Dinge gibt, die unendlich wichti- 
ger sind als geldlicher Gewinn. 
Verrückte Genies, Verfechter des 
freien Willens und andere gei- 
stige Eunuchen blasen in die Welt 
hinaus, daß Macht und Einfluß 
von Regierungen und Behörden 
niemals dazu benutzt werden 
sollten, die menschliche Entwick- 
lung in höhere Kanäle zu leiten. 


Wir stimmen dem zu, daß die Re- 
gierung am besten ist, die am we- 
nigsten regiert, aber wir weisen 
auch darauf hin, daß eine Regie- 
rung gut oder schlecht ist, je 
nachdem wer hinter ihr steht. 
Der Populismus betrachtet 
menschliche Kreativität als den 
höchsten Wert des Lebens, und 
Freiheit erfüllt keinen annehm- 
baren-Zweck, wenn sie nicht auf 
Kreativität ausgerichtet ist. 


Populismus ist ein durchführba- 
rer, ausgereifter und vernünftiger 
Mittelweg zwischen dem un- 
durchführbaren, kindischen und 
fanatischen Extrem der kommu- 
nistischen und libertarianischen 
Theologie. »Freiheit«- entweder 
im marxistischen oder libertaria- 
nischen Sinne - ist kein und kann 
niemals ein ungetrübtes Sozial- 
gut sein, und wenn die heutigen 
sich rapide verschlechternden so- 
zialen Bedingungen Ihnen oder 
jedem anderen Beobachter mit 
einigermaßen gesundem Empfin- 
den des ‚hieb- und stichfest de- 
monstrieren, dann gibt es nichts, 
was ich sonst noch sagen könnte, 
um mehr ins Detail zu gehen. 


Geld ist 
eine Schlüsselfrage 


Nichts ist unverwechselbarer am 
Populismus und nichts ist ent- 
scheidender jetzt, wo ich diese 
Worte niederschreibe, als seine 
Einstellung zu Geld und zum 
Zentralbankwesen in Privathän- 
den. Nicht einer von hundert 
Amerikanern weiß heute noch, 


daß das Federal Reserve System 
(US-Zentralbankwesen) sich in 
Händen von Privatleuten befin- 
det und von ihnen beherrscht 
wird, aber sogar dies ist ein dra- 
matischer Fortschritt, denn als 


- Liberty Lobby gegründet wurde, 


war sich nicht einmal einer unter 
tausend darüber im klaren. 


Der Kampf gegen das sich in pri- 
vater Hand befindliche, damals 
noch unbedeutende, Zentral- 
bankwesen begann mit der Grün- 
dung der Vereinigten Staaten, 
und der Kampf zwischen Jeffer- 
son und Alexander ‚Hamilton 
drehte sich um diese kritische An- 
gelegenheit. Die Geschichte des 
Populismus ist die Geschichte 
des Kampfes um ehrliches Geld, 
zu Amerikas tragischem Kum- 
mer eine Geschichte die möglich- 
erweise schon bald in Hyperinfla- 
tion und mit dem monetären und 
politischen Zusammenbruch des 
Westens enden wird. 


Das internationale System ver- 
langt nach Krieg, nach riesigen 
und ständig wachsenden Gewin- 
nen, nach dem Recht, über seine 
eigene von Privatleuten be- 
herrschte Zentralbank Geld zu 
drucken und nach einer Einkom- 
mensteuer, um die Zinsen einzu- 
ziehen. Die Warnungen der gro- 
Ben Populisten Amerikas gegen 
dieses teuflische System gehören 
zu den prophetischten Außerun- 
gen, die jemals verzeichnet wur- 
den. 


Schauspieler auf der 
politischen Bühne 


Die Kapitalisten haben ein Sy- 
stem geschaffen, das in gewissem 
Sinne die größte Errungenschaft 
aller Zeiten darstellt. Sie haben 
das getan, was jeder Tyrann in der 


‚Geschichte versucht hat, was ihm 


aber nicht gelungen ist - sie ha- 
ben Autorität von Verantwortung 
getrennt, und eine Regierung, in 
der diejenigen, die die Verfü- 
gungsgewalt haben, keine Ver- 
antwortung für ihre Handlungen 
tragen, ist die perverseste Regie- 
rung, die man sich vorstellen 
kann. 


Kein Politiker in Amerika und 
anderswo in der Welt kann sich 
möglicherweise gegen diese ver- 
rückten Genies erheben, die eine 
undruchdringliche Mauer der 
Abschirmung um sich errichtet 
haben. Durch Beherrschung des 
Geldes, der Banken, der Me- 


dien, haben sie ihre Herrschaft. - 


über die Politiker so festgenietet, 
als hätten sie diese mit einem er“ 
sernen Ring um den Hals an der- 
Kette. Sie tauschen Politiker aus ° 
wie man Glühbirnen wechselt _ 
und aus dem gleichen Grund. So .- 
wie die Wähler die Schauspieler :' 
auf der Bühne beobachten, blei- : 
ben die Produzenten des Schau- 
spiels in ihren Banken und Vor-. 
standszimmern und brauchen 
den Ausgang des Geschehensnie- 
mals zu befürchten. i 


Mögen die Politiker debattieren. . 
über was sie wollen, niemand 
braucht jedoch zu befürchten, 
daß es irgendwelche Diskussio- - 
nen über die oben besprochenen: | 
eigentlichen Tatsachen und Philo- 
sophien geben wird. 


Das Image der 
Internationalisten 


So wie die negativen Zwillings- 
kräfte des Kapitalismus und In- 
ternationalismus untrennbar. 
sind, so sind auch die Zwillings- -" 
kräfte Populismus und Nationa- : 
lismus untrennbar miteinander | - 
verbunden. Es ist äußerst 
schlechte Form für weiße Ameri- : 
kaner oder Europäer auch nur . 
ein klein bißchen nationalistisch ;, 
zu sein - das heißt, die Interessen 
der ihrigen in den Vordergrund 
zu stellen —, sondern es wird ent- 
schieden von uns verlangt, genau *- 
das für Nichtweiße und Juden zu 
tun. 


Diese doppelte Moral leitet sich 
von einem radikalen Mißver- : 
ständnis des Nationalismus ab. 
Die von den Medien geförderte 
Comic-Book-Version des Natio- 
nalismus ist der Nazi-SS-Mann, 
eine Person, der keinerlei Ver- 
ständnis für die Rechte der »Un- 
termenschen« aufbringt, ein Ag- - 
gressor, ein Militarist, ein frem- 
denfeindlicher Hasser der ande- 
ren. 


In Wirklichkeit kommt dieses 
Image dem Internationalisten nä- 
her als dem Nationalisten. Der 
Internationalist strebt danach, 
alle Rassen und Völker zu einem 
homogenen Ganzen zu vermi- 
schen — wobei das Ganze natür- 
lich seine eigenen Wertvorstel- 
lungen zu akzeptieren hat -, und 
somit alle völkischen, rassischen 
und religiösen Unterschiede zu 
verwischen. Indem er dies tut, 
zeigt der Internationalist seine 
Verachtung für die Unterschiede . 
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‚der Völker dieser Erde und straft 
damit direkt seine heuchleri- 
schen Bekenntnisse der Achtung 
vor anderen Lügen. 


Der Nationalist liebt jedoch die 


Menschen seinesgleichen als Er-" 


-weiterung seiner Familie und ist 
sich darüber im klaren, daß uni- 
_ versale Werte primitive Werte 
-. oder überhaupt keine Werte sind; 
daß der Mensch nur innerhalb 
seiner eigenen kulturellen Umge- 
bung, in die er hineingeboren ist, 
‚leben kann. Dieser tiefgehende 
- Einblick geht dem unreifen Inter- 
nationalisten völlig ab. Der Na- 
tionalist sehnt sich nach Frieden 
— nicht nach dem Frieden des Pa- 
zifisten oder Sklaven, sondern 
‚nach dem Frieden des Freien und 
Unabhängigen. Er glaubt an 
- Nicht-Aggression, Nicht-Inter- 
vention und Neutralität, wäh- 
rend der. Internationalist jeden 
Disput irgendwo in der Welt als 
- Vorwand für den Aufbau einer 
Armee, für das Inumlaufbringen 
von Bürgschaften oder Kriegsan- 
leihen und die Anhebung von 
- Steuern betrachtet, wobei er den 
Dummen natürlich das Kämp- 
fen, den Ankauf von Bürgschaf- 
ten und die Zahlung von Steuern 
überläßt. 


Nationalismus ist die einzige ge- 

 sunde Annäherung an das Pro- 
blem des Weltfriedens in einer 
immer verrückteren und gefähr- 

- licheren Welt. Er ist der Geist des 
Lebens und Lebenlassens, der 
gesunden Ethik der Selbstach- 
tung, der rassischen Redlichkeit 
und der gewissenhaften Besorg- 
nis um die Rechte anderer. 


Die Welt wird 
nationalistisch 


‚Die Starrköpfigkeit des Interna- 
-tionalismus und die Macht der 
‘sich überall ausbreitenden Pro- 
_ paganda, der wir ausgesetzt sind, 
zeigt sich durch das Verständnis, 
daß die ganze Welt mit Aus- 
“nahme der, die von verrückten 
Genies beherrscht wird, deutlich 
in Richtung des Nationalismus, 
nicht des Internationalismus ten- 
- diert. Es hat’ noch niemals so 
viele aktive, verständliche, ver- 
dienstvolle Volksgruppen gege- 
ben wie heute. Die Vereinten Na- 
tionen wurden mit 51 Mitgliedern 
gegründet; heute setzt sich die 
UNO aus 154 Mitgliederstaaten 
zusammen, was bedeutet, daß 
seit Ende des Krieges 103 neue 
Staaten, im Schnitt drei pro Jahr, 


in Erscheinung getreten sind, 
und daß sich noch viele weitere 
im Stadium der Schwangerschaft 
befinden. 


Es ist nur noch eine Frage der 
Zeit, bis Französisch-Kanada di- 
rekt vor unserer Haustür seine 


System von der Ostsee bis zum 
Pazifik, und vom Japanischen 
Meer bis zum Mittelmeer, und 
das trotz 64 Jahre der intensiv- 
sten internationalistischen Pro- 
paganda mit Rückendeckung 


durch die Knute und Massende- 
portationen und Ausrottung von 


Die »großen Drei« von Jalta - von links: Churchill, Roosevelt und 
Stalin - verkörpern die Einigkeit der Internationalisten. 


Unabhängigkeit erklärt. Nicht 
nur Nordirland ist entschlossen, 
sich von England zu befreien, 
sondern die nationalen Bewegun- 
gen in Schottland und Wales sind 
gesund, entschlossen und im 
Wachstum begriffen. Belgien 
wird durch tiefe Abneigung zwi- 
schen den flämisch sprechenden 
katholischen Flamen und den 
französisch sprechenden katholi- 
schen Walonen auseinandergeris- 
sen. Spanien und Frankreich lei- 
den unter der fortdauernden na- 
tionalen Agitation der Basken, 
und Spanien hat noch andere na- 
tionale Bewegungen innerhalb 
der Grenzen seiner Halbinsel. 
Die Slowaken verabscheuen die 
Tschechen, die Serben die Kroa- 
ten und die Griechen auf Zypern 
ihre türkischen Nachbarn. Und 
umgekehrt. 


Eine kranke 
Philosophie 


Die zahllosen völkischen Bewe- 
gungen innerhalb des Sowjetrei- 
ches zerreißen weiterhin dieses 


Millionen von nationalbewußten 
Menschen. Ernsthafte Beobach- 
ter der UdSSR glauben, daß 
ohne Hilfe durch westliche Kapi- 
talisten das Sklavensystem der 
UdSSR längst durch die slorrei- 
che Geburt neuer Staaten aufge- 
löst worden wäre, und dies die 
Welt für immer von sowjetischer 
Angriffslust und kommunisti- 
scher Subversion befreit hätte. 


Es braucht nicht gesagt zu wer- 
den, daß dies für die verrückten 
Genies den größten unfreiwilli- 
gen Markt in der Geschichte zer- 
stört hätte — der Markt, für des- 
sen Entstehung sie Millionen in 
Kriegen getötet haben -, be- 
herrscht vom Politbüro, dessen 
Gunst riesige Profite für denjeni- 
gen einbringt, der das Glück hat, 
sie für sich zu gewinnen. 


Die Schlußfolgerung daraus ist 
offensichtlich genug: Während 
amerikanische Intellektuelle, Li- 
berale, Libertarianer und Kon- 
servative die Trommel für den In- 
ternationalismus rühren, stellen 
sie fest, daß ihre einzigen intel- 
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lektuellen Verbündeten weit ver- 
streute Zurückgebliebene aus 
Großbritannien, Schweden, 
Deutschland und einigen» ande- 
ren Ländern sind, die von dem 
beherrscht werden, was von der 
Macht Amerika übriggeblieben 
ist, während die übrige Welt nicht 
nur hinter einem anderen 
Trommler hermarschiert, son- 
dern in entgegengesetzte Rich- 


- tung. Der Internationalismus, 


das sollte jedem einleuchten, ist 
eine kranke, wenn nicht tote Phi- 
losophie, ihr modernder, stinken- 
der Leichnam wird nur noch ge- 
stützt von Ihren Steuergeldern, 
so wie sie durch die idealistischen 
Finger an der Wall Street rinnen. 


Die einzige Hoffnung 
für die Zukunft 


Der bevorstehende monetäre 
Zusammenbruch wird das inter- 
nationalistische Rahmenwerk, 
das die verrückten Genies für 
ihre Manipulation und Profitgier 
errichtet haben, mit sich nach un- 
ten reißen, und die ehrlichen 
Menschen der Welt werden ihre 
Gelegenheit bekommen, das ge- 
genwärtige System der fortge- 
setzten Kriege und der organi- 
sierten Ausplünderung durch ein 
internationales System der ge- 
genseitigen Achtung für mensch- 
liche Unterschiede und Entwick- 
lung - sozusagen ein System des 
»internationalen Nationalismus« 
- ersetzen. 


Wenn das nicht gelingt, werden 
die verrückten Genies zu einer in- 
ternationalen Tyrannei überge- 
hen, die mit ihrem Einsatz der 
neuesten technischen Fort- 
schritte in den Wissenschaften 
der Überwachung, der Gedan- 
kenbeherrschung und Folter 
ohne Parallele ist. Der Interna- 
tionalismus wird dann völlig 
triumphieren und das vollkom- 
mendste kommunistische System 
wird über uns alle herrschen. Der 
Klassenkrieg wird dann zuende 
sein, weil es nur noch zwei Klas- 
sen geben wird, die voneinander 
abhängig sind, beide zufrieden 
mit ihrem Los - nämlich die ganz 
Reichen und die ganz Armen. 
Das heißt natürlich, den ganz Ar- 
men wird nichts anderes übrig 
bleiben, als zufrieden zu sein, 
wenn sie leben wollen, auch als 
Sklaven. 


Wie Sie sehen, ist der Populismus 
des Menschen einzige Hoffnung 
für die Zukunft. m 
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Vertrauliches 


Aids | 

Zahl der HIV- 
Infektionen 
steigt 


Nach der letzten Statistik der 
Weltgesundheits-Behörde (WHO) 
vom April 1991 liegt die Zahl der 
registrierten Aids-Fälle weltweit 
bei 345000. Davon entfallen auf 
Deutschland etwa 6300. Die ge- 


nauen Zahlen nach den Angaben. 


des Aids-Zentrums des Bundes- 
gesundheitsamtes lauten wie 
folgt: Ende April waren in Ge- 
samtdeutschland insgesamt 6303 
Aids-Fälle gemeldet, Ende März 
waren es 6176 und Ende Februar 
6022. Es ist also ein langsames, 
aber stetiges Ansteigen zu beob- 
achten. 


Werden die Aids-Erkrankungen 
nach ihrem Übertragungsrisiko 
aufgeschlüsselt, so entfallen auf 
Homo- und Bisexuelle 70,2 Pro- 
zent, auf iv-Drogenabhängige 
13,1 Prozent und auf Bluter 4,5 
Prozent. Kinder, die während der 
Schwangerschaft oder der Ge- 
burt infiziert wurden, machen 0,6 
Prozent der Aids-Fälle aus. 
Heute wird mit einer Latenz von 
acht bis zehn Jahren zwischen In- 
fektion und Ausbruch der Aids- 
Erkrankung gerechnet. Bei den 
heute registrierten Aids-Fällen 
handelt es sich also um Personen, 
die sich vor zehn Jahren ange- 
steckt haben. Die epidemiologi- 
sche Information, die aus diesen 
Zahlen gezogen werden kann, ist 
damit ebenfalls zehn Jahre alt. 
Wer sich heute auf welche Weise 
infiziert, darüber können Trends 
bei den gemeldeten HIV-Infek- 
tionen schon eher Auskunft ge- 
ben. 


Im Gegensatz zur langsamen Zu- 
nahme der Aids-Fälle sehen die 
Zahlen bei den HIV-Infektionen, 
bei denen es also noch nicht zum 
Ausbruch der Erkrankung ge- 
kommen ist, anders aus: Ende 
Februar 1991 registrierte das 
Bundesgesundheitsamt 43874 
HIV-Infektionen, Ende März 
44318 und Ende April 44797. Es 
kommt also zu einer monatlichen 
Zunahme von rund 500 HIV-In- 
fektionen. Außerdem ist zu be- 
denken, daß gerade bei den HIV- 
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Positiven eine hohe Dunkelziffer 


vorliegt. Zahlenmäßig ist die 


: Übertragung durch Geschlechts- - 


verkehr am häufigsten. Die In- 
fektion ist jedoch nicht - wie an- 
fangs angenommen - auf Homo- 
exuelle beschränkt. Durch bi- 
und heterosexuellen Kontakt 
kommt es zunehmend zur Ver- 
breitung des Virus in allen Bevöl- 


kerungsgruppen. 


Betrachtet man die Verteilung 
bei den HIV-Infektionen, so kön- 
nen hier gewisse Trends beobach- 
tet werden, die sich von denen 
bei Aids-Erkrankungen unter- 
scheiden: So blieb der Anteil der 
Frauen bei den Aids-Fällen nach 
1986 bei unter neun Prozent. Da- 
gegen hat sich der Frauenanteil 
bei den Meldungen von HIV-In- 
fektionen von 1985 bis heute kon- 
tinuierlich von 12 auf 17 Prozent 
erhöht. 


Rund 75 Prozent dieser infizier- 
ten Frauen gehören zur Hochrisi- 
kogruppe der iv-Drogenabhängi- 
gen. Bereits 23 Prozent, also 
rund ein Viertel, haben sich je- 
doch beim heterosexuellen Ge- 
schlechtsverkehr angesteckt. U 


Japan 

Mit der anglo- 
amerikanischen 
Vorherrschaft 


unzufrieden 


Die Reibungen zwischen den Ver- 
einigten. Staaten und Japan ha- 
ben sich in den Nachwehen des 
anglo-amerikanischen Krieges 
am Golf verschärft. »Wenn es ir- 
gend etwas gibt, was Japan aus 
der Golfkrise durch böse Erfah- 
rungen gelernt hat, dann ist es die 
Erkenntnis, daß sich Japan nicht 
länger auf eine derart erbärmli- 
che Weise von Washington Vor- 
schriften machen lassen kann«, 
schrieb Masuhiko Ishizuka in der 
Zeitung »Nihon Keizai Shim- 
bun«. »Durchsetzungsvermögen 
und wahre Unabhängigkeit in der 
Formulierung der Außenpolitik 
hat es schon viel zu lange über- 
haupt nicht mehr gegeben.« 


Der Kernpunkt des Problems, 
schrieb Ishizuka, ist das »Gefühl 
der Bestürzung« in Japan über 
die »erbarmungslose Anwen- 
dung militärischer Gewalt durch 
die USA. Die Entschlossenheit 


der Anglo-Amerikaner, militäri- 
sche Gewalt anzuwenden - ihre 
Kriegslust -— ist beunruhigend 
und fraglich. Viele Beobachter 
scheuen davor zurück, dies einen 
gerechten Krieg zu nennen und 
das massive Bombardement 
scheint ihnen weniger eine »hei- 
lige Mission« als eine Übung in 
Selbstgerechtigkeit und Über- 
heblichkeit zu sein.« 


Der Kommentar wurde in der 
englischen Ausgabe der Zeitung 
gedruckt, was darauf hinwies, 
daß er vor allem für anglo-ameri- 
kanische Ohren bestimmt war. 


Indessen machte in New York 
Masamichi Hanabusa, der japa- 
nische Generalkonsul, auf einer 
Pressekonferenz die Vereinigten 
Staaten für die Krise am Persi- 
schen Golf verantwortlich. »Sie 
sind schuld«, sagte er, »weil sie 
sich weiterhin auf importiertes 
Ol verlassen.« 


»Was Japan betrifft,« so äußerte 
er sich gegenüber »Business 
Week«, »so lehrt uns die Erfah- 
rung, daß wer auch immer das Öl 
beherrscht, es auch verkaufen 
will. Wir sind bereit zu zahlen.« 
Aus diesem Grund ließ er durch- 
blicken, glaube Japan nicht, daß 
sich die Vereinigten Staaten mit 
ihrem Krieg gegen den Irak selbst 
einen Gefallen getan haben. 


Außerdem, meinte Hanabusa, 
sind die 10,7 Milliarden Dollar, 
die sich Japan verpflichtet hat, 
zur »Kriegsanstrengung« beizu- 
steuern, »mehr als genug«. D 


Mexiko | 
Verurteilung 
imperialer 
Ansprüche 
der USA 


Die mexikanische Zeitung»Uno- 
masuno« wetterte in einem Leit- 
artikel gegen die unerträglichen 
»Friedensbedingungen«, die die 
Vereinigten Staaten und die Ver- 
einten Nationen dem Irak aufer- 
legt haben. 


»Die Geburt der hochgepriese- 
nen Neuen Weltordnung hat jetzt 
eine Kennzahl: 687/91. Es ist die 
bislang größte Errungenschaft, 
die eine Militärmacht jemals aus 
einem Krieg gezogen hat, den sie 


selber angeregt und angestrebi 


 nierter 


hat, weil zu diesem Zeitpunkt we 
nig Zweifel darüber besteht,.daß 

der Einfallsreichtum und diei:: 
Überheblichkeit, die Badgads;, 
Kriegsabenteuerlust schürten, zu: 


"Washingtons neo-imperialen An- . 


sprüchen passen wie die Fausti:' 
aufs Auge. Die Ergebnisse sind‘. 
bereits erkennbar: Die Haupt=" 
ernte der USA besteht darin, die‘, 
Vereinten Nationen in einen: . 
Gummistempel verwandelt zu: 
haben, um einem ihrer Mitglie- : 
derstaaten eine begrenzte Sau 
veränität aufzuerlegen. 


Man achte genau darauf, daß, 
um auf den Wortlaut der Resolu- 
tion zurückzukommen, dem Irak 
zu keiner Zeit ein Friedensver-: 
trag zur Unterzeichnung angebo-: 
ten wird, sondern lediglich zu- - 
sätzliche Bedingungen für eine: 
einfache »Feuereinstellung«. 
Keine der neuen Forderungen 
waren als Ziele der Resolution! 
687 vorgesehen, mit der die An- 
wendung von Gewalt zur Vertreisi ; 
bung der irakischen Truppen aus: 
Kuwait gebilligt wurde. Sicher-: ; 
lich haben in jedem Krieg die Sie-: - 
ger ihre Bedingungen auferlegt.: 
Aber wenn dem so ist, dann soll- 
ten wir auch nicht erst versuchen, 
irgendjemanden mit diesem selt-, 
samen Etikett »Neue Weltord-: 
nung«zum Narrenzuhalten.« D’ 


Golfkrieg 
Indischer Jour- 
nalist 


entlarvt Lügen 


Ein am Persischen Golf statio- - 
indischer Journalist, 
Khergamvala vom »The Hindu«, 
klagte an, daß »die von den USA. 
angeführte Koalition im Irak ein 
gefährliches Spiel, eine rassisti-, 
sche Politik voller Lügen und Be- 
trug betreiben«. 


»Auf den ersten Blick schien die 
bei den Vereinten Nationen vor-. . 
genommene Maßnahme, Nah- . 
rungsmittel zuzulassen, echt zu. 
sein«, schreibt er. »Eine Untersu- 
chung der 'Eingangsrouten für 
Notstandshilfe und der derzeiti- 
gen Aufstellung der internen 
Streitkräfte im Irak läßt erken- 
nen, daß die Absicht, den Iran, ° 
Syrien und die Türkei dazu zu be- 
nutzen, die schiitischen und kur- 
dischen Gebiete mit Nahrungs- . 
mittel zu versorgen, diese aber: 


re 


. den sehwer bombardierten, je- 

doch verhältnismäßig ruhigen 
sunnitischen Gebieten zu entzie- 
hen, um Unruhe gegen Saddam 
.Husseins Regime zu schüren, die 
angewendete Methode ist.« 


-Khergamvala stellt fest, daß es 
für Beobachter in der Region 

.»schwierig ist zu glauben, daß die 

‘angelsächsische westliche Offent- 

‚ lichkeit ruhig zugeschaut hätten, 
wenn das Ziel des Nahrungsmit- 
telentzugs von einer anderen 

„Hautfarbe gewesen wäre - siehe 

„das Interesse an den baltischen 
Staaten«. 


Er griff auch verschiedene vor- 
„„sätzliche Lügen heraus, die von 
- der von den USA angeführten 

Koalition ausgeheckt worden 

seien. Erstens: »Unabhängige 

"britische Experten schätzen, daß 
rund 1,5 Millionen Barrel Ol pro 

Tag in Kuwait in Flammen aufge- 

hen - nicht viermal so viel wie Ku- 

wait und CNN behaupten. Zwei- 
tens: Der amerikanische Pilot 
mit dem zerschlagenen Gesicht, 
der im irakischen Fernsehen ge- 
zeigt wurde, ist nicht gefoltert 

. worden, wie amerikanische Psy- 
‚chologen verkündeten, sondern 

er gestand nach seiner Freilas- 
- sung, sich die Kratzer selbst zuge- 

“fügt zu haben, um Fernseh-Ent- 
“hüllungen zu vermeiden. Drit- 
‚tens: Was George Bushs Lügen 
betrifft, die Irakis hätten Brutkä- 
„sten entfernt und Kleinkinder 
zum Sterben weggeworfen - es 
‚waren in Wirklichkeit kuwaiti- 
.sche Arzte, die die Brutkästen 
.vor den Dieben aus Bagdad ver- 

bargen.« m 


Indien 

Die Bindungen 
zu Pakistan 
_ verbessern 


Indien und Pakistan unterzeich- 
‘.neten zwei Vereinbarungen — 
“eine über Vorausinformationen 
„über militärische Übungen und 
..&ine andere über die Respektie- 

ung des gegenseitigen Luft- 
» raums — als Teil einer Bemühung 
“zur Verbesserung ihrer stürmi- 
=schen bilateralen Beziehungen. 


Diese Vereinbarungen, zusam- 
men mit einer früheren über den 
"Verzicht auf Angriffe auf Ato- 
‘ manlagen des jeweils anderen 
Landes, werden dazu beitragen, 


die negativen Trends, die beide 
Länder vor nicht allzu langer Zeit 
an den Rand des Krieges brach- 
ten, ins. Gegenteil zu verkehren. 


Es wäre jedoch unrealistisch an- 
zunehmen, daß die grundlegen- 
den Ursachen des Mißtrauens 
und der Spannungen verschwun- 
den seien. Vom indischen Stand- 
punkt aus gesehen sind Pakistans 
Einmischung in den Staaten 
Jammu, Kaschmir und Punjab so- 
wie seine Aktion, Waffen und Sa- 
boteure in beide Länder zu schik- 
ken, der Kernpunkt des Pro- 
blems. Pakistan bestreitet nicht 
nur die von Indien erhobenen Be- 
schuldigungen, sondern macht 
darüber hinaus Indien für die 
»Unterdrückung des Freiheits- 
kampfes« in Jammu und Ka- 
schmir und für die Einmischung 
in Angelegenheiten der Sintis 
verantwortlich. m 


Israel 

Immer mehr 
neue Sied- 
lungen werden 
gebaut 


Mit Rückendeckung der israeli- 
schen Regierung begannen Fana- 
tiker der Gush-Emunim-Bewe- 
gung mit dem Bau einer neuen jü- 
dischen Siedlung am besetzten 
Westufer des Jordans. Die Sied- 
lung Revava wurde in Erwartung 
des Eintreffens des amerikani- 
schen Außenministers, James Ba- 
ker, in Israel überstürzt in Angriff 
genommen. 


Die Getreuen der Gush-Regie- 
rung sagen, daß die Regierung 
die Finanzierung für Revava be- 
reitstellt. Der israelische Mini- 
ster für Wohnungsbau, Ariel Sha- 


-ron, übte ungeheuren Druck auf 


das Kabinett aus, mitzuspielen, 
und jetzt haben alle altgedienten 
israelischen Minister ihre Unter- 
stützung für Revava erklärt. 


Der israelische Ministerpräsi-' 


dent Yitzhak Shamir stellt fest, 
daß der Bau der Siedlung »eine 
interne Angelegenheit ist, die 
nichts mit dem Friedensprozeß in 
der Region zu tun hat«. Einige is- 
raelische Linke protestierten ge- 
gen die Errichtung von Revava 
und wiesen warnend darauf hin, 
daß dies «eine Provokation ist, 
die sich nachteilig auf den Frie- 


densprozeß auswirken wird«. - 


Die Militärbehörden vertreiben 
sie von der Baustelle und erklär- .. 
ten diese als »geschlossenes Mili- 
tärgebiet«. oO 


PLO 
Israel weigert 
sich Gespräche 
zu führen 


Israel steht vor einer Katastro- 
phe, wenn es die Politik der Sha- 
mir-Regierung der Weigerung 
mit der Palestine Liberation Or- 
ganization (PLO) zu sprechen, 
fortsetzt und dadurch eine »fun- 
damentalistische« - Alternative 
unter Palästinensern ermutigt, 
schrieb der israelische Professor 
für Holocaust-Studien Yehuda 


Bauer, der an der Hebräischen ' 


Universität lehrt, in einem Kom- 
mentar in der »Jerusalem Post«. 

Sich als »besorgter Jude« be- 
zeichnent, sieht Bauer einen 
wachsenden Radikalismus im Na- 
hen Osten voraus, wenn Israel 
keine »pragmatischere« Politik 
einschlage. Er schreibt: »Es hat 
sich herausgestellt, daß die Nach- 
richt über das Ableben der PLO 
entschieden verfrüht war. Bei- 
nahe 24 Jahre lang suchen ver- 
schiedene israelische Regierun- 
gen nun schon nach jenem selten- 
sten aller Tiere, dem gemäßigten 
palästinensischen Führer, der 
nicht der PLO angehört. Nicht 
einmal das stärkste Mikroskop 
konnte bislang eine solche Krea- 
tur entdecken. Wird man ihn jetzt 
finden? Seien Sie nicht gespannt 
darauf.« 


Bauer verurteilt zwar die PLO, 
beharrt aber trotzdem darauf: 
»Es ist nicht unsere Sache, die 
Führung eines anderen Volkes 
auszuwählen. Wir haben mit un- 
serem eigenen genug Probleme.« 
Er sagte, Israel sollte einen Dia- 


- log mit »Pragmatikern« in der 


PLO eröffnen, weil die sie trotz 
tiefgehender Meinungsverschie- 
denheiten über das Geben und 
Nehmen in der Politik akzeptie- 
ren. »Man kann nicht mit Funda- 
mentalisten reden, seien es Mos- 


lems, Sikhs, Christen oder, was 


das betrifft, Juden. Aber unsere 
Regierung, nachdem sie zu- 
nächst die Fundamentalisten ge- 
gen die PLO im Gazastreifen un- 
terstützt hatte, setzt jetzt in ihrer 
unendlichen Weisheit ihre Verzö- 
gerungspolitik fort.« 


Bauer warnt: »Macht noch ein 
Jahr und noch ein Jahr so weiter, . 
bis alle Palästinenser radikale . 
fundamentalistische Extremisten 
werden, die darauf aus sind, alle 
Nichtgläubigen zu töten, und 
dann haben wir eine selbsterfül- 
lende Prophezeiung erfüllt: Es 
wird dann wirklich niemanden 
mehr geben, mit dem man reden 
kann. Dann haben wir das reine 
Chaos.« 


Neue Weltordnung 
Das nächste 
Ziel ist 
Indonesien 


Die anglo-amerikanischen Impe- 
rialisten nehmen sich Indonesien 
als nächstes Opfer ihrer »Neuen 
Weltordnung« zum Ziel. In ei- 
nem Leitartikel der Londoner 
»Times« wird behauptet, daß 
Ost-Timor »an der Spitze der Li- 
ste« der Fehlschläge, das interna- 
tionale Gesetz gegen Aggression 
aufrechtzuerhalten, stehen müs- 
sen, und daß, während die Welt 
den Kurden zu Hilfe eilt, die Ti- 
moresen- in aller Stille leiden. 
Britische und amerikanische Waf- 
fen wurden bei der indonesischen 
Invasion eingesetzt, stellt der Ar- 
tikel fest —- ein Punkt, der schon 
im britischen Parlament ange- 
schnitten wurde. 


Die Vereinten Nationen haben 
elf Beschlüsse gefaßt, in denen 
Indonesien aufgefordert wird, 
seine Truppen in der Zeit von 
1975 bis 1982 zurückzuziehen. 
Die indonesische Regierung hat 
den Tod von 120000 Menschen 
aus einer Bevölkerung von 
700000 zugegeben, die auf militä- 
rische Operationen und Hungers- 
not zurückzuführen seien - eine 
höhere Todesrate als Kambod- 
scha unter Pol Pots Roten Khmer 
erlitt. 


Portugal hat sich jetzt »von seiner 
nachkolonialen Lethargie er-- 
holt« und nimmt sich jetzt der Sa- 
che der Timoresen .an, schreibt 
die »Times«. Der Artikel greift 
auch den Vatikan an, er sei, wie 
behauptet wird, mehr an Indone- 
siens 20 Millionen Katholiken 
und weniger an den Timoresen in- 
teressiert. 

Indonesien ist für Druckausü- 
bung verwundbar, stellte die »Ti- 
mes« fest, besonders wegen sei- 
ner hohen Schulden. ol 
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Betr.: Revisionismus 
»Alliierte planten bak- 
teriologischen Krieg«, 
Nr.5/91 


Wollt Ihr nicht oder getraut Ihr Euch: 
nicht, Euch zu wehren, Ihr deutschen 
Hasenfüße? Ihr laßt Euch lieber immer- 
fort verleumden und beleidigen und 
zahlt außerdem noch Milliardensummen 
an Eure Peiniger. Perfekt umerzogen, 
oder »nur« erpreßt? Nun, der Welt ge- 
fällt’s, einen so dankbaren Prügelknaben 
zu haben, auch noch ein ganzes Land da- 
von! Sogar Eure famosen Politiker ha- 
ben Euch Gestze gemacht, Strafgesetze, 
die es Euch verbieten, an Schandtaten, 
die angeblich Eure Väter verbrochen ha- 
ben sollen, zu zweifeln; sie zu leugnen, 
ist sogar ein Offizialdelikt, es wird be- 
straft. Wie schön für Eure Verleumder 
und lukrativ für alle Erpresser, an denen 
es seit Ende des Krieges ja nicht mangelt. 
Dabei hättet Ihr gute Gründe Euch zu 
verteidigen und viele böswilligen Ver- 
leumder zurückzuweisen. 


Wenige Wochen nach der »Kristallnacht« 
haben nachweisbar die Mitglieder des 
Reichskabinetts, die Reichsleiter der 
NSDAP und Hitler selbst diese wahnwit- 
zigen Ausschreitungen abgelehnt. Ro- 
senberg war entsetzt, Göring tobte. Es 
wurde eine internationale Autorität vom 
Range des Reichspräsidenten und 
Reichsministers Schacht nach London 
gesandt, um dort eine realisierbare Lö- 
sung des Auswanderungsproblems vor- 
zuschlagen. Schacht hatte Hitler emp- 
fohlen, die Hindernisse der Devisennot 
bei der Auswanderung dadurch zu umge- 
hen, daß ein internationales Treuhänder- 
komitee die Kontrolle der jüdischen Ver- 
mögen in Deutschland übernahm. Als Si- 
cherheit für dieses Kapitel hätte man 
eine internationale Anleihe von 1,5 Mil- 
liarden in Dollar-Währung ausgegeben. 
Aus diesem Betrage sollte jeder jüdische 
Auswanderer einen Anteil erhalten zum 
Aufbau einer neuen Existenz im Aus- 
lande. 


Hitler stimmte dem Plan sofort zuunder- 
mächtigte Schacht, die Verhandlungen in 
London zu beginnen. Es gelang dem 
deutschen Bevollmächtigten, den Gou- 
verneur der Bank von England, Nor- 
‚man, und den Vertreter des zuständigen 
»Evian-Komitees«, Rublee, für diesen 
Vorschlag zu gewinnen. Doch alles das 
scheiterte am Widerstand des zionisti- 
schen Führers Chaim Weizmann, des 
späteren ersten Präsidenten des Staates 
Israel. 


Wollte er jede Auswanderung verhin- 
dern, die nicht nach Palästina geleitet 
werden konnte? Wir wissen heute mit Si- 
cherheit, daß damit die Weichen gestellt 
wurden für die Entwicklung, die zur 
deutsch-jüdischen Tragödie führen 
mußte. Derin Nürnberg freigesprochene 
Dr. Schacht hat noch am 31. August 1946 
vor dem Sieger-Tribunal unwiderlegbar 
festgestellt: »Ich habe diesen Plan im De- 
zember 1938 in London mit Lord Ber- 
stedt von Samuel and Samuel, mit Lord 
Winterton und dem amerikanischen Ver- 
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treter Mr. Rublee besprochen ... Wäre 
er durchgeführt worden, so wäre kein 
einziger Jude ums Leben gekommen.« 


Zugegeben, als Eidgenosse hat man's 
leichter, aber versucht’s doch wenigstens 
einmal, Euch zu wehren und aufrechten 
Gang zu zeigen. Man kann auch außer- 
halb von Kriegen Mut zeigen, an dem es 
den Deutschen doch nie gemangelt hat. 


U. Weber, Basel 


. Betr.: Bonn 


»Die CDU in der Krise«, 
Nr. 7/91 


Als unser Bundeskanzler Helmut Kohl 
die Insel Kreta in Begleitung des griechi- 
schen Ministerpräsidenten besuchte, be- 
dauerte er bei dieser Gelegenheit den 
Überfall der deutschen Wehrmacht auf 
Kreta und die dabei begangenen Grau- 
samkeiten gegenüber der griechischen 
Bevölkerung. 


Der griechische Ministerpräsident hat in 
vornehmer Zurückhaltung dazu nur an- 
gemerkt, daß wir heute ja Freunde seien. 
Er weiß nämlich, was Helmut Kohl als 
promovierter Historiker natürlich auch 
weiß oder zumindest wissen müßte: Die 
Engländer, welche auf Grund ihrer 
Kriegserklärung vom 3.9.1939 mit 
Deutschland sich im Kriegszustand be- 
fanden, waren bereits im Juni 1940 auf 
Kreta gelandet, nicht heimlich, sondern 
mit Zustimmung der griechischen Regie- 
rung. Damit befand sich auch Kreta im 
Kriegszustand mit Deutschland und 
konnte gar nicht mehr überfallen wer- 
den; da außerdem das britisch besetzte 
Kreta einen gefährlichen Stützpunkt zwi- 
schen dem Reich und dem Afrika-Korps 
darstellte, war ein bewaffneter Konflikt 
abzusehen. 


Und was war mit den Grausamkeiten? 
Die Engländer haben im April 1941 8000 
Zielfernrohrgewehre an die Zivilbevöl- 
kerung ausgegeben und sie damit zu Par- 
tisanen gemacht. Die damit verübten 


‚heimtückischen Morde verursachten bei 


der deutschen Besatzung erhebliche Ver- 
luste. Die Haager Landkriegsordnung 
gesteht in solchen Fällen der Besatzungs- 


"macht zum Schutz ihrer Soldaten Repres- 


salien gegen die Zivilbevölkerung zu, 
vornehmlich Geiselerschießungen. Da 
diese in der Regel Unschuldige treffen, 
sind sie natürlich »grausam«; doch die 
Grausamkeiten haben diejenigen zu ver- 
antworten, welche Zivilisten mit Scharf- 
schützengewehren ausstatten und sie zur 
Ermordung deutscher Soldaten aufhet- 
zen. Haß und Wut der Unschuldigen rich- 
ten sich natürlich gegen die Besatzer und 
schließen somit den Teufelskreis. 


Natürlich weiß Helmut Kohl das ge- 
nauso wie wir, so daß sich die Frage er- 
hebt, warum er sich auf Kreta für etwas 
entschuldigt, für das die wahren Schuldi- 
gen, nämlich die Griechen selbst, sich 
hätten entschuldigen müssen. Das kann 
also bei Helmut Kohl nicht einfach eine 


Entgleisung aus Dummheit sein, son- 


Briefe 


dern symptomatisch für unsere politi- 
schen Führungskräfte, an deren Spitze 
unser Bundespräsident steht. 


1950 hat Kurt Schumacher dem damali- 
gen Bundeskanzler Adenauer vorgehal- 
ten, er sei ein Kanzler der Alliierten. 
Seitdem haben alle unsere Repräsentan- 
ten ihren Eid so aufgefaßt, daß das Anse- 
hen der Sieger von 1945 zu mehren und 
Schaden von ihnen abzuwenden sei. 


Hans Werner Woltersdorf, 


Remagen-Kripp 


Betr.: Deutschland 
»Die Seele an die 
USA verkauft«, Nr.4/1 


Wer kämpfen soll, muß auch wissen für 
wen, nicht nur für was. Für Wohlstand, 
für öl, für fremde Wirtschaftsinteressen 


n kämpfen zu sollen, ergibt keine Motiva- 


tion, sein Leben möglicherweise zu op- 
fern. Es sei denn, der Kampf um mate- 
rielle Güter würde mit materiellen Gü- 
tern bezahlt. Mit viel Geld. Dann ist der 
Kämpfer aber kein Soldat, sondern ein 
Söldner oder Fremdenlegionär. Ethische 
Werte müssen zu verteidigen sein, nicht 
materialistische. 


Für einen Soldaten muß die Verteidigung 
dieser ethischen Werte seiner Gemein- 
schaft, seines eigenen Volkes, einsichtig 
und begründet sein. Er muß nicht nur 
wissen, für wen er zu kämpfen hat, daß 
sein Volk ein Recht darauf hat, den Ein- 
satz von ihm zu erwarten, sondern auch, 
warum sein Einsatz gefordert wird: zur 
Verteidigung oder zur Eroberung. Wird 
er als Welt-Polizist zur Einhaltung von 
Recht und Ordnung benutzt, so sollte er 
vorher informiert sein, ob dieses Recht 
und diese Ordnung seinen eigenen Wert- 
vorstellungen genügt, oder ob er für 
fremdes Recht mißbraucht wird. Geht es 
um das Niederknüppeln von Menschen, 
die ihr Recht auf Selbstbestimmung 
wahrnehmen und andere Interessen stö- 
ren, oder ist sein eigenes Selbstbestim- 
mungsrecht in Gefahr, bzw. das des eige- 
nen Volkes. Er wird sich auch überlegen 
dürfen, ob er sich für Ziele hergibt, die 
sein eigenes Volk noch nicht einmal 
selbst erreicht hat. Kämpft er überhaupt 
für sein eigenes Volk? Oder kämpft er für 
die Ideologie, für Dogmen einer diffusen 
mulitkulturellen Gemeinschaft, für ein 
Europa, für Asien, für die USA oder gar 
für eine Weltbank? 


Für das eigene Volk, bzw. .zur Verteidi- 
gung des eigenen Volkes sein Leben ein- 
zusetzen und einsetzen zu müssen, ist die 
einzig mögliche ethische Motivation für 
einen Soldaten, der kein Söldner sein 
will. 


Wenn aber auch dieses Volk im Begriff 
ist, sich zu einer multikulturellen Ge- 
meinschaft zu wandeln, bzw. dorthin zu 
degenerieren, müßten dann nicht in sei- 
nem Heer ebenfalls alle die in diesem 
multikulturellen Staatsgebilde lebenden 
Gruppen vertreten sein? Dann würden 
am Beispiel Deutschlands im Falle eines 


Krieges deutsche Türken und deutsche 
Griechen etc. jeweils für ihre in Deütsch- „ 
land lebenden Landsleute ihr Leben ris- 
kieren. Ist dies nicht absurd? Ebenso ab- 
surd ist es aber auch, wenn man von | 
Deutschen den Kriegsdienst für Men- 
schen verlangt, die als Gast, Minderheit 
oder gar als Wirtschaftsflüchtlinge in sei- 
nem Land gut leben wollen. Als eine Art 
Pflicht des Hausherren! 


Kein Wunder, wenn so viele junge Men- 
schen bei uns den Wehrdienst verwei- 
gern. 


Wer als deutscher Politiker von der Not- 
wendigkeit des Menschenimports zum 
Ausgleich der schwindenden eigenen |.. 
Geburtenrate redet, wird sich auch seine |' 
Soldaten als Söldner importieren müs- |. 
sen, denn dann kommt ein Punkt, an 
dem es ein motivierendes Volksheer 
nicht mehr geben kann. 

Jene bei uns, die den Wehrdienstverwei- 
gerern offen helfen, die Verweigerung 
propagieren und vertreten, sind viel- 
leicht insofern gute Deutschen, weil sie 
ihren Landsleuten die Verteidigungeiner 


. multikulturellen Gesellschaft nicht mehr 


zumuten wollen und damit die Umstel- 
lung auf ein Söldnerheer erzwingen.* 
Wenn dann aber die Überfremdung und 
»Entvölkerung« unserer Heimat die voll-: 
ständige Verteidigungsfähigkeit eines Ta- 


“ges nach sich ziehen sollte und wegen all- 


gemeinen Wohlstandes auch für ‘Geld 
keine Söldner zu finden sein werden, was 
dann? 


Politische Lösungen sind dringend erfor- } 
derlich. Der Kernpunkt der Probleme |: 


scheint, wenn man Herrn Geißler glau- | 
ben will, die Kinderfeindlichkeit unseres |“ 


Wohlstandes zu sein. Sie liegt nicht in 


den Menschen. Sie liegt in unserer sozia- |... 


len Struktur. 


Warum nur kommt keiner unserer Politi- 
ker auf den Gedanken, den Ursachen un- 
seres Bevölkerungsschwundes_ ehrlich | 
nachzugehen und diese dann zu beseiti- 
gen? Etwas mehr Ethik, etwas mehr Ver- 
antwortung und die Wiederzulassung 
von Vorbildern zwecks Nachahmung 
statt Kampf um $ 218 und Zerstörung ge- 
schichtlicher Werte. Man sollte auch sei- 
nen Schiller wieder in der Schule lesen 
dürfen. War er doch bekanntlich sogar 
französischer Ehrenbürger. Warum ist er 
nicht auch ein Ehrenbürger für unsere 
Schüler? Es dürften sich mit gesunden 
ethischen Werten einige Probleme fried- 
lich und mit existenzieller Sicherheit lö- 
sen lassen. 


Peter Kühn, Extertal 


»Unser Schicksal sind die Strahlen — 
der Mensch und sein strahlender Lebensraum« ist ein Buch, 
das über die bioenergetischen und bioplasmatischen 
Funktionen des menschlichen Organismus, das energetische 
Milieu als Ursache von Zellfunktionsstörungen 
und Krankheiten berichtet. 
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